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Hoher Landtag! Die Schaffung einer neu­
zeitlichen Wasserversorgungsanlage ist wie in
vielen anderen Gebietsteilen Niederösterreichs
auch für die Gemeinden Schönau, Günsels­
dorf, Teesdorf, Tattendorf, Ober-Waltersdorf
und Trumau auf Grund der örtlichen Gegeben­
heiten von großer Dringlichkeit. Da keine der
beteiligten Gemeinden materiell in der Lage
ist, dieser Aufgabe einzeln gerecht zu werden
und auch die Aufschließung ausreichender
und geeigneter Wassoervorkommen für jede
einzelne Gemeinde unwirtschaftlich ist, haben
diese Gemeinden einvernehmlich beschlossen,
diese Aufgaben gemeinsam durchzuführen.

Zur praktischen Durchführung dieser Ab­
sicht müssen jedoch durch den Landtag die
gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen wer­
den, da das Gesetz vom 30. Juni 1927 über die
öffentliche \Vasserversorgung in den Gemein­
den Niederösterreichs, LGBl. NI'. 177, nur für
einzelne Gemeinden, nicht aber für einen
WasserleitungHverband anwendbar ist. Die
gegenständliche Vorlage sieht daher die
Bildung eines Wasserleitungsverbandes für
die Gemeinden Schönau, Günselsdorf, Tees,·
dorf, Tattendorf, Ober-Waltersdorf und
Trumau vor. Ein gleicher Zweckverband
wurde erst kürzlich durch das Landesgesetz
vom 21. Dezember 1951, LGBl. NI'. 24, für die
Gemeinden des unteren Pittentales geschaffen.

Verfassull'g'srechtliche Bedenken gegen die
Schaffung eines solchen rein wirtschaftlichen
Zweckverbandes bestehen nicht. Das Bundes­
kanzleramt (Verfassungsdienst) hat bereits
seinerzeit anläßlich der Behandlung des
Wasserleitung,sverbandsgesetzes für die Ge­
meinden Ternitz und Umgebung in der an
den Landeshauptmann von Niederösterreich
gerichteten Note, ZL 35.140-2 a/1950 vom
18. August 1950 auf Seite 2 fes;tgestellt, daß
dem mit dem Gesetzesbeschuß des nieder­
österreichischen Landtages einzurichtenden
Wasserleitungsverband nach der ganzen
Struktur dieses Gesetzesbeschlusses weder die
Eigenschaft eines "Ortsgemeindeverbandes"
im Sinne der vormaligen Vedas1sung 1934
noch die Eigenschaft einer besonderen auto­
nomen Bezirksverwaltung im Sinne des § 8
Abs. 5 lit. f) des Übergangsgesetz,€s 1920 zu­
kommt.

Es handelt sich bei der Vorlage daher
lediglich um die Schaffung eines rein wirt­
schaftlichen Zweckverbandes, dem im be­
schränkten Umfang nur insoweit obrigkeit­
liche Befugnisse eingeräumt ,sind, als dies zur
Erfüllung seiner Aufgaben unbedingt erfor­
derlich ist.

Wenn die gewählte Konstruktion des Ge­
setzes in der Praxis auch den gewünschten
Erfordernissen entsprechen mag, kann sie

über den weiteren Antm,g des Abgeordneten
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PRÄSIDENT SASSMANN (um 9 Uhr
38 Minuten): Ich eröffne die Sitzung. Das
Protokoll der letzten Sitzung ist geschäfts­
ordnungsmäßig aufgelegen; es ist unbean­
standet geblieben, demnach als genehmigt Z11

betrachten.
Von der heutigen Sitzung hat sich ent­

schuldigt Herr Landesrat Genner wegen
Krankheit.

Ich habe auf dtie Plätze der Herren Ab­
geordneten folgende Stenographischen Proto­
kolle auflegen lassen: der 5. Sitzung der
IV. Session vom 22. Dezember 1952, der
6. Sitzung der IV. Session vom 20. Jänner
1953, der 7. Sitzung der IV. Session vom
23. Jänner 1953 und der 8. Sitzung der
IV. Session vom 20. März 1953.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord­
nung. Ich ersuche den Herrn Abg. Tat z bel',
die Verhandlung zur Zahl 410 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. TATZBER: Hohes
Haus! Ich habe Ihnen namens des Wirt­
schaftsausschusses über die Vorlage der
Landesregierung, betreffend das Gesetz über
die Bildung eines Wasserleitungsverbandes
für die Gemeinden Schönau, Günselsdorf,
Teesdorf, Tattendorf, Ober-Walterosdorf und
'rrumau, vorzutragen.
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beauftragt,
Gesetzes­
zu ver-

t.

juristisch doch nicht befriedigen. Gegen­
wärtig läßt jedoch die verfassungsrechtliche
Situation eine solche befriedigende Lösung
nicht zu. Es zeigt Blich in der gesamten
Kommunalpolitik, daß die tatsächliche Ent­
wicklung der rechtlichen immer mehr voraus­
eilt und auch verantwortungsbewußt länger
nicht mehr aufgehalten werden kann. Ohne
die Schaffung der verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen kann sich eine moderne
Gemeindeverwaltung nicht entwickeln und
können die an sich gegebenen wirtschaft­
lichen Möglichkeiten nicht ausgeschöpft wer­
den. Die Landesgesetzgebung bedarf daher
dringend der bundesverfassungsrechtlich zu
schaffenden Möglichkeit, wirtschaftliche
Zweckverbände der Gemeinden als Gemeinde­
verband zu konstituieren, um den Gemeinden
die EntfaltungBmöglichkeiten zu geben, die
sie zur Erfüllung ihrer gesetzlich über­
tragenen Aufgaben im staatlichen Leben
brauchen.

Der gegenständliche Gesetzentwurf gleicht
bis auf einige unbedeutende Abänderungen
wörtlich dem durch Landesgesetz vom 21. De­
zember 1951, LGB!. NI'. 24, für einige Ge­
meinden des unteren Pittentales errichteten
Wasserleitungsverband. Es wurden daher bei
Schaffung dieses Gesetzentwurfes nur die
Abweichungen gegenüber dem Gesetz vom
21. Dezember 1951, LGB!. NI'. 24, auf­
genommen und bezüglich der anderen Be,­
stimmungen, die wörtlich denen des durch
Landesgesetz vom 21. Dezember 1951, LGB!.
NI'. 24, errichteten Wasserleitungsverbandes
entsprechen, auf dieses Landesgesetz ver­
wiesen.

Nun zu den einzelnen Paragraphen des
Gesetzentwurfes:

Zu §§ 1 und 2: Der Wasserleitungsverband
hat Rechtspersönlichkeit und bezieht sich
vorderhand nur auf die Gemeinden Schönau,
Günselsdorf, Teesdorf, Tattendorf, Ober­
Waltersdorf und Trumau. Abs. (2) des § 1
sieht jedoch vor, daß sich dem Verband noch
weitere Gemeinden anschließen können.

Die Gemeinde Teesdorf als Proponent des
Verbandes, die auch um die Erteilung der
entsprechenden wasserrechtlichen Bewilligung
angesucht hat, überträgt ihre erlangten
Wasserrechte samt den damit verbundenen
Verpflichtungen dem Verband. Bezüglich der
für die Erlangung dieses Rechtes aufgewen­
deten Kosten sind noch nähere Bedingungen
zwischen den Beteiligten zu treffen. Im Streit­
fall entscheidet die Landesregierung.

Zu § 3: Dieser Paragraph befaßt sich mit
den Angelegenheiten der Geschäftsführung,
ins'besondere mit der Einberufung der Voll­
versammlung, dem Vorsitz in derselben und

ähnlichen verfahrensrechtlichen Bestimmun­
gen. Die erste ordentliche Vollversammlung
ist vom Bürgermeister von Teesdorf einzu­
berufen.

Zu § 4: Dieser Paragraph besagt, daß die
Wahl des Vorstandes der Vollverlsammlung
obliegt, weiter gibt er Aufschluß darüber, wer
zu Mitgliedern bz,w. Ersatzmännern des Vor­
standes gewählt werden kann. Die Ers'atz­
männer sind vom Obmann in dersIelben
Reihenfolge, wie sie seinerzeit von der Voll­
versammlung gewählt wurden, einzuberufen.

Die zahlenmäßige Festsetzung des Vorstan­
des mit sechs ordentlichen Mitgliedern er­
folgte deshalb, da derzeit sechs Gemeinden
im Zweckverband zusammenge'schlossen slind.

Zu § 5: Der Verband ist verpflichtet, die
Wasserleitungsrohre in aUen öffentlichen
Straßen, Gassen und Plätzen innerhalb des
geschlossenen Ortes zu legen. Die Vollver­
sammlung hat diesbezügHch einen entspre­
chenden Herstellungsplan zu beschließen.

Bereits bestehende Ortsnetze sind dem Ver­
band zu übergeben. Der Wert derselben wird
einvernehmlich (zwischen Vorstand und
Eigentümer) festgesetzt. Im Falle einer
Nichteinigung ist die Landesregierung anzu­
rufen.

Zu § 6: Hier wird auf die §§ 3 bis 5, mit
Ausnahme des § 4 Abs. (4), §§ 8 bis 22 und
§§ 24 bis 34 des Gesetzes vom 21. Dezember
1951 über die Bildung eines Wasserleitungs­
verbandes zum Zwecke der Errlichtung und
des Betriebes einer Wasserleitung für einige
Gemeinden des unteren PittentaleB, LGBI.
NI'. 24, verwiesen, welche sinngemäße An­
wendung zu finden haben. Von einer Auf­
nahme des vollen Wortlautes dieser Para­
graphen in den vorliegenden Gesetzentwurf
wurde, da sie inhaltlich denen des oben
zitierten Gesetzes entsprechen, Abstand ge­
nom,men.

Im Auftrag des WirtschaftS'ausschusses
beehre ich mich, dem Hohen Landtag folgen­
den Antrag vorzutragen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der zuliegende (,siehe Landesgesetz vom

29. April 1953) Gesetzentwurf, betreffend die
Bildung eines Wasserleitungs,verbandes zum
Zwecke der' Errichtung und des Betriebe,s
einer Wasserleitung für die Gemeinden
Schönau, Günselsdorf, Teesdorf, Tattendorf,
Ober-Waltersdorf und Trumau, wird ge­
nehmigt.

2. Die Landesregierung wird
wegen Durchführung dieses
beschluslses das Erforderliche
anlassen."

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die
Debatte zu eröffnen.
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PRÄSIDENT SASSMANN : Es liegt keine
Wortmeldung' vor. Wir kommen' zur Ab­
stimmung. (Nach Abstimmung über den
Wortlaut des Gesetzes, über Titel und E;n­
gung und über das Gesetz als Ganzes sowie
über den Antrag des Wirtschaftsaus·
schusses): An gen 0 m m e n.

Wir fahren in den Verhandlungen zum Vor­
anschlag des Landes Niederösterreich für das
Jahr 1953 fort. Ich ersuche den Herrn
Referenten, Berichterstatter Abgeordneten
Sc h ö b e r 1, zur Gruppe 2, Schulwesen, zu
berichten.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hohes
Haus! Die Gruppe 2, Schulwesen, weist
ol'dentliche Ausgaben im Betrage von
21,038.800 S aus, denen Einnahmen von
2,528.400 S gegenüberstehen. Es ergibt sich
daher ein Nettoerfordernis von 18,510.400 S.

Im Verhältnis zum Gesamtaufwand be­
tmgen die ordentlichen Ausgaben 4,1 %,
während die Verhältniszahl des Vorjahres
3,4 % auswies.

In dieser Gruppe finden sich vier neue
Voranschlagsansätze. Da nach § -45 des
Reichsvolk'Sschulgesetzes Bezirkslehrerkonfe­
renzen mindestens einmal jährlich stattzu­
finden haben, wurde der Voranschlagsam:atz
2101-63 mit einem Kreditbetrag von
300.000 S eröffnet, um erstmaUg nach dem
Jahre 1945 wieder Schulleiter- oder Bezirks·
lehrerkonferenzen einberufen zu können.

Des weiteren wurde die Gebarung der
Sonderschule für Körperbehinderte in Wiener
Neustadt mit einem gleich hohen Ausga,ben­
und Einnahmenbetrag in den Voranschlag
aufgenommen.

Auf Grund eines Übereinkommens zwischen
der Bundeshauptstadt Wien und dem Land
Niederösterreich wurde auf die Einhebung
von Gastschulbeiträgen gegenseitig ver­
zichtet. Um jedoch niederösterreichische Ge­
meinden, deren Schulen von eliner größeren
Anzahl Wiener Kinder besucht werden und
die dadurch einen höheren Schulaufwand Z~l

bestreiten haben, zu entschädigen, wurde ein
neuer Voranschlagsansatz 2119-76 mit der
Bezeichnung "Unterstützung von Gemeinden
für entgangene Gastschulbeüräge" eröffnet.

Der letzte der vier neu eröffneten V01'­

anschlagsansätze dieser Gruppe, der Vor­
anschlagsansatz 230-61, weist für Zwecke
von Besichtigungen und Tagungen im gewerb­
lichen Berufsschulwesen einen Kreditbetrag
von 5000 Saus.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Spezialdebatte über diese Gruppe einzuleiten.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
Jangt Herr Abg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag! Der
Leu Abg. Hilgarth hat während der Ver­
handlungen in diest:m Hohen Hause u. a. den
Linkshlück deswegen kritisiert, weil er Jahr
für Jahr - so meinte er, es sei in den Steno­
gnphischen Protokollen nachzulesen - die
gleiche Kritik vorzubringen hätte.

Ich will dazu in aller Kürze sagen, das liegt
nicht an uns, Isondern das liegt an Ihrer
Politik. Tragen Sie dazu bei, daß sich die
Verhältnisse in unserem Land zugunsten
unseres Lande,g entsprechend ändern und
dann wird sich auch unsere Kritik ent­
'sprechend ändern. Weil Sie aber g,estern auf
die Stenographischen Protokolle zu reden
gekommen sind, so will ich gleichfalls dazu
bemerken, daI~ man in diesen Stenographi­
sehen Protokollen auch immer wieder ein Lob
über das niederösterreichische Schulwesen
lesen kann. Nun, gewiß, wir wollen nicht
bestreiten, daß in den abgelaufenen Jahren
eine Reihe von Schulneubauten errichtet und
eine Reihe von Schulen instand gesetzt wur­
den. Wir glauben aber, daß dieses Positive
nicht als Ausgangspunkt für die Behauptung
genommen werden kann, daß das niederöster­
reichische Schulwesen vorbildlich sei und daß
es jedem Vergleich mit anderen Bundes­
ländern innerhalb Österreichs, ja überhaupt
mit anderen Ländern Europas standhalten
könne. Wir sagen dazu, daß dieser Vergleich,
wenn wir ihn tat'sächlich anstellten, nicht
gerade sehr günstig ausfallen würde, denn die
erzielten Effekte - und darauf kommt es
unserer Meinung nach vor allem an - er­
geben ein anderes Bild. Wer die offizielle
Schulstatistik vom vorigen Jahre, also vom
Schuljahr 1951/52, durchgelesen hat, wird
unter anderem auch feststellen können, daß
in die'sem abgelaufenen Schuljahr von
16.654 Schulentlassenen nur 9912 ,in Nieder­
österreich die Schulstufe 8 erreicht haben.
Das ist ein sehr schlechter Prozentsatz, und
es ergibt sich hier die Frage, worin die
Ursache dieses schlechten Prozentisatzes zu
suchen ist. Ich glaube, es ist nicht notwendig,
besonders darauf hinzuweisen, daß es völlig
falsch wäre, etwa der Lehrerschaft deswegen
einen Yorwurf zu machen. Es wäre aber auch
falsch, vielleicht in einer schlechten Lern­
fähigkeit unserer Kinder den schlechten
Prozentsatz begründet zu finden. Unserer
Meinung nach kann dieser schlechte Prozent­
satz nur zwei Ursachen haben. Er kann in
den ganz bestimmten Mängeln unseres Schul­
wesens liegen sowie in den ganz besonderen
sozialen Verhältnissen eine Ursache finden.
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Da wir uns bei dieser Gruppe vor allem mit
dem Schulwesen zu beschäftigen haben, so
sehe ich meine Aufgabe darin, zu diesen be­
~timmten Mängeln des nirderösterreichischen
Schulv.'csens zu sprechen.

Zunächst ist hier einmal die Feststellung
zu treffen, daß die Zahl der sogenannten
nieeJcrorganisielten Schulen. also der c in-,
z\\,('i·· und cll'cik};;1ssigen Schulen, in Nied(\l'­
österreich 73 ,),; aller Sc:lmlen erreicht hal,
Diu-:es Anw,lchse:l der niederorganisierteIl
Schulen zeigt sich vor allem bei d,?l1 ein­
idassigen SellUIPl 1. Die offizielle amtliel1l'
Statistik sagt das ;wch. Sie stellt fe3t. daß
in Nieclcrös1('rreicl1 ein Anwachsen dil'SlT cin­
Id(1ssigen Schulc'tl von 25,9 ~~ ,luf 30 ,~_lfJ fest­
zusteHen ist' Nnu w\l.rdl? bei der Budgd­
debalte zum Budget des Jahres 1952 vom
Hl'rrn A bg. HilgartlJ, der ein Schulfaehmanll
ist, festgestellt, daß das kein so großes
Ivfallwur sc». Auch das ist nämlich j n dell
S(c!l()i',t <lphisclJd1 Protokollen nac!lzuleS(oll.
DE:r F!('lT Abg. Eilg:;rth sagte d:nnn1s, daß
,ich die Lehrte! einldapc;ige Schulen wünschen
und daß diese cinklassigen Schulen wcsent·
liehe Vortl'i]e für die Lehr'er bedeuten, "\Teil
sie nwhr Kontakt mi1 den Schülern von de"
('rsten bis zn!' <;eliten Schulstufe hätten. Kiln
und gut, ucr HC'I'!' Abg. Hilgarth begr'ündd"
diesen Zustand in d('n~ Sinne, \vie ich es an­
gefühlt hall['. I\:un ist cl,,;;\] festzustellen, da!',
der Herr Abg·. Hilg:uth mit diesc'r Meinung
meiner !JeselH'idenen Auffassung nach gewiß
a]lein d(l.stcht, th'nn sonst Inür:Hp der Zustand
d:jß vlir cin-, z\\;ci·, und drciklassige Schulen
!I:, lx-on, zu 1)egrüI3en sein. r)as gerade C;('gel1­

teil ist der F:lII. denn die Mehrzahl ck"
Pi;d?gngen wünscht und strebt mehrklassige.
:<iSf hi;"e";.ifganisi, 1'te Schuli:d an. D,.'l' H('r'
L,1l1l1('shnuptmannstellvertreter Papp hell

dic,(il'n Zustand der nicdeforganisicrtel
Schulen, diCHT ('in-, zwl'i- oder dreiklas~:igel1

Schulen, ZW:ll nicht verteidig;t. aber er In:
Iwi '.leH UEl'otungc'n im Finanzausschllß '.,in,'
1i~rkl~irung rür diesen Zustand in T\Ti\:'L1\_'rö~;t1'1"

reich gegeben, I~=r hat närrdtch gc~~agL cL:d')
d{;s nicht andfT~: Rc-in könnf'. \\:eil \V11' J.jJ

~'\"ll'ijt;röst(-_'ll('iLh so viele kleine und klci~l~,ti'

C;CD1C'irlden lnit cin::-,rr1 zeLT niedrigen J3:.'V{)L

kCl'Llngsstand hal_H~'ll, die· dalH'( (~lH';L \' f 1,1
~;{:hulkinder C1lll\~.'ei:::::(':n und d~lhcr nur lli!,<tc!'··
organisll'l tc. al::;c.- 1'\'1('-[3t ( SeIl utell >

haItc'll können. \~/ir sind 1fT I\'1elnung. cLi 'J

rnnn si<.:h Llit dlt'Sl rFc'stsLC'lIung nicht hl
g-nLigcn c!:lrf, lh: es dcclt irn IntcrC'~_:sl\ (jJ1f..'·
liegcn r(l ul~\ das Sch lJ 1VI,-\:'sen gt:'I'<ld (' in d i(·St· .

Frrlg'c Z-:"l V('1 bCf~serll . .I'drill J~ann elen ~"::_istal1d

clE'r nif.:lll'organisicr1'.>n Schulen nicht :.'infacL
(larnit abtun, C!t-1ß D1an erklärt. es g~ib~' (·be!:
':1 vii'1< i<!(·ilH' llnd klc·in~H;,· CiCITh·indc·n 111

f';iedcrösterreich und daher könne man diesen
Zustand nicht ändern. Wir sind der Me,inung,
daß m,m ihn ja ändern könnte, und zwar vor
dJlem dadurch, daß man aus diesen vielen
l; leinen und ldeinsten Gemeinden-· das ist
rEcht zu bestreiten, daß es viele kleine Ge­
Incinden in Niederösterreich gibt-- eben die
~,~hiiler zusammenzieht und sie mit Trans­
l·,)rtlnitte]n, etwa mit Autobussen oder wie
1 '11111el', zu einer höherorganisierten Schule
l: inbringt. Es hat keinen Wert, wenn man
U ')1'1' die Tatsache der vielen einklassigen
:·dmlcn in Njederösterreich einfach hinweg­
ciskQ1iert, es ist vielmehr notwendig. hier
'. inen 'Wandel zu schaffen.

Es ist uns i}ei den Beratungen im :F'inanz­
Isehuß auch mitgeteilt worden ich

g',aube, es war der Herr Landeshauptmann­
sll'!lvutreter Papp -, daß bei der Landes­
!('giuung Eehr, sehr viele Ansuchen von Ge­
Il' ('inden auf Bewilligung von Schulbauten
\ ,)J1i'sc'l1. Es ist uns auch allen -- ich glaube,
j, Cl'! gibt CE keine> Ausnahme vollkommen
k im', \\'d8h groJ?Je Sorge für all diese Gemein­
,:'n, dic' diese Ansuchen stellen, gerade der
:;::ilU;JiHl darslellt. Wir alle kennen das aus
ii npu"'m pigenen Betätigungsfeld, wie grüß
(I,C' Sorgen der Gemeinden auf diesem Gebiet
,ind. Wir ],ennen auch die Auswirkungen des
FehlellS dnes wirklich z\veckentsprechenden
S;:Il!tliJaues in solchen Gemeinden. In Nieder­
("'1.t';ll'ICh haben wir es noch mit einem aus­
g.>dehnten WeehEelunterricht zu tun. Ich
g:anb,', ich brauche das nicht besonders aus­
liillren, daß dieser V'Jeehseluntcrricht sowohl
f ii l' die Kinder als auch für die Eltern diesel:
;';indcr eine seh\\Tre Bdastung darstellt.

Wir haben aber in Niederösterreich nicht
;:ur "inen 1IiUlgel an Schulen festzustellen,
~ondcrn auch den Mangel einer entsprecl1en­
l.,,?n Ausgestaltung der bereits best'."henden
Si'!Jui'cn. Dazu ist zu sagen, daß zum Beispiel
::') ';" aller Volksschulen in Niederöst(~rreich

11 nei ;;J aller Hauptschulen in Nied2röster­
!lich bis dato noch immer keinen Schulgarten
1J.'sitzcn. Wir glauben, daß der Schulgarten
g'rade bei den Schulen in Niedl'rösterreich
für die ländliche Bevölkerung dieses Bundes­
ir.ades von einiger Bedeutung ist, denn
schlie mich soll doeh Qer praktisch(' An­
SChallungsunterricht, der vor allem durch elen
S::h\llgarten ermöglicht wird, dazll dienen, den
Schülern auf dem Lande Gelegenheit zu geben,
dIs Z11 lernen, was sie nach ihrem Austritt aus
d"l' Schule für ihre weitere Betätigung ode)'
riir ihre spätere BcnlfsUitigkeit brauchen.

Ab •. 'r nicht nur der Mangel an Schulgärten,
sondern auch ein Mangel an Turnsälen -­
11!Id das betrifft ebenfalls die Ausgestaltung
i
'
1f'('l'i'f' Schulen ist in Niederösterreich
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festzustellen. Und hier ist zu sagen, daß nur
jede 15. Volksschule in Niederösterreich einen
Turnsaal besItzt und daß nur jede 12. Volks­
schule in Niederösterreich ein Turnzimmer
zur Verfügung hat. Bei den Hauptschulen ist
es in dieser Beziehung etwas besser. Ich
glaube, es kann auch hier keine Frage sein,
daß die körperliche Ausbildung der Schüler
eine unbedingte Notwendigkeit ist und daß
zu dieser körperlichen Ausbildung eben Turn­
säle mit geeigneten Turngeräten gebraucht
werden. Zweifellos muß auch in dieser Frage
et,was geschehen.

Wenn ich nun diesen nur wenigen hier an­
geführten Mängeln noch hinzufüge, daß es in
Niederösterreich 30.000 Kinder gibt, die nach
der Schulstufe 5 bzw. 8 keine Hauptschule
oder Mittelschule besuchen können, so möchte
ich nochmals die Frage aufwerfen, worin denn
eigentlich dieses "vorbildliche" Schulwesen
in Niederösterreich besteht. Es hätte sich
auch dann nicht sehr viel geändert, wenn
der Antrag, der von der SPö während der
Verhandlungen im Finanzausschuß gestellt
wurde, nämlich auf Erhöhung der Dotation
des Schulbaufonds von 4 auf 5 Millionen
Schilling, aufrechterhalten worden wäre. Es
ist dazu festzustellen, daß diese damals be­
antragte Erhöhung von einer Million Schil­
ling nicht einmal dem Ausfall entspricht, der
durch die Kürzung der Bedarfszuweisungen
der Gemeinden bei dem 20 %igen Anteil fÜl"
den Landesschulbaufonds entstanden ist. Es
hätte der Antrag gestellt werden müssen, um
nur bei dem zu bleiben, was war, daß eine
Erhöhung des Beitrages an den Schulbau­
fonds von 4,000.000 Sauf 5,400.000 S zu er·
folgen hat. Ich werde mir gestatten, am
Schluß meiner Ausführungen hierzu einen
entsprechenden Antrag zu stellen.

Es wird uns immer wieder bei allen diesen
Fragen gesagt: Von wo soll man das Geld
nehmen? Ich stelle auch zu dieser Fragp fest,
daß man das Geld eben dort holen soll, wo es
vorhanden ist, daß man es aber auch dort
verlangen soll, woher wir es zu bekommen
haben, nämlich vom Bund, (Rufe auf den
Seiten der SPO und der oVP: Von den USIA­
Betrieben!) Und daß der Bund gerade in dpf
Frage des Wiederaufbaues der kriegszcT­
störten Objekte in Niederösterreich dem
Land und den Gemeinden unseres Landes eine
große Schuld zurückzuerstatten hat, kann
nicht bestritten werden. Es ist schon gestern
darauf hingewiesen worden, daß der HCr!"

Finanzreferent Müllner vollkommen unrecht
hat und daß er gegen seinp frühere Meinung
auftritt, wenn er erklärt, daß von ein(~l'

Schuld des Bundes an da,; Land keine Rede
spin könnte. :B~s ist in der Dpbatte Z11m

Landesvoranschlag 1948 nachzulesen, daß da­
mals eine andere Meinung, und zwar eine
Meinung, die zugunsten des Landes auszu­
legen ist, vorhanden war.

Wenn die Lage der Schulkinder in Nieder­
österreich nicht gerade rosig ist, so müssen
wir feststellen, daß die Situation für die
niederösterreichischen Schulkinder, die die
Schule verlassen und in das Berufsleben ein­
treten, noch schlechter ist. Wer die Presse
liest und in der Aussendung der Arbeiter­
kammer unlängst die Feststellung gelesen
hat, daß in der Zeit vom 1. Februar 1952 bis
1. Februar 1953, also innerhalb eines Jahres,
in Niederösterreich die Zahl der Lehrstellen
~ich um 418 verringert hat, wer dazu noch
bedenkt, daß im heurigen laufenden Schul­
jahre rund gerechnet 20.000 Jugendliche die
Schule verlassen werden, der muß mir recht
geben, daß die Frage der Jugendarbeitslosig­
keit eines der größten Probleme ist, die wir
hier in Niederösterreich, ja überhaupt in
Österreich heute vorfinden. Es wird immer
wieder darauf hingewiesen, daß sofort etwas
geschehen müsse. Wir wissen, daß es Enqueten
darüber gab, daß es Ausschüsse und daß es
Kommissionen gab, daß in allen Zeitungen
darüber geschrieben' wurde, daß immer wieder
in allen Zeitungen gesagt und verlangt wurde:
Wir stehen nun sehr bald vor dem Schul­
schluß und es muß nun endlich etwas in
dieser Frage geschehen!

Eine Zeitung der Regierungspartei, der
ÖVP, nä.mlich das "Kleine Volksblatt" vom
25. März - ich will nur eines dieser Beispiele
herausnehmen -- nahm in einem Leitartikel
unter dem Titel "Gebt der Jugend Arbeit!"
zu dieser Frage der schulentlassenen Jugend
Stellung. Es ist hierzu vorerst die Frage auf­
zuwerfen: An wen richtet denn diese Partei,
die in der Regierung sitzt, diese Auf­
forderung? Richtet sie diese Aufforderung

, an sich selber? Ich glaube, es wäre nicht
notwendig, das in der eigenen Parteipresse
zu schreiben, denn es muß auf arbeitslose
Jugendliche sehr aufreizend wirken, wenn sie
in den Zeitungen der Regierungsparteien
solche gegenseitige, demagogische Ermah·
nungen lesen, um so mehr, als sie sic1} auch
sagen müssen, die Regierungsparteien hätten
die Möglichkeit, hier Wandel zu schaffen, und
es wäre in ihrer Macht gelegen, dafür zu
sorgen, daß die arbeitslosen Jugendlichen
einen Lehrplatz bekommen. Man muß nun
aber feststellen, daß in dieser Frage bis jetzt
nichts geschehen ist. Es ist niemand damit
gedient, wenn man im Wahlkampf so eine
glatte Zahl nennt und sagt, daß die Industrie
10.000 Lehrplätze schaffen wird. Wir fragen:
Wo sind diese 10.000 Lehrplätze: Ver-
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sprechen kann man sehr viel, man muß es
aber auch halten. Hingegen muß man fest­
steHen, daß es seit einIger Zeit, und zwar seit
dem Sommer v. ,1., emen beim Innenmini­
sterium angemeldeten Schutzverband ehe­
maliger Arbe:itsdienstangehöriger gibt, der
durchwegs von ehemaligen Reichsarbeits,­
dienstführern geleitet wird, von OberstfeId­
meistern, Zahlmeistern und dergleichen mehr.
So etwas wird gestattet! Es w:ird auch ge­
stattet, daß ein derartiger Verband - und
das war erst vor kurzer Zeit in Wien der
.Fall - zu einem Vereinsabend zus,ammen­
kommt, um dort zu beraten, wie man wieder
einen Arbeitsdienst aufstellen könnte. Es ist
auch bekannt, daß sich dieser Verband
eifrigst bemüht, in allen Bundesländern
Kaders zu schaffen. EiS muß sehr eigentüm­
lich wirken, wenn dazu ,sogar hier im Land­
tag ein Vertreter der Regierungsparteien -.
das war gestern der Herr Abg. Zach - von
einem freiwilligen Arbeitsdienst gesprochen
hat. Sie können es mir nicht übelnehmen,
wenn ich die Tatsache, daß es einen solchen
Verband gibt, mit der Feststellung der
Regierungsparteien in Zusammenhang bringe,
nach welcher die Absicht vorliegt, wieder
einen Arbeitsdienst in Österreich einzuführen.
Ich kann dazu nur sagen -- und ich spreche
bestimmt nicht nur im Namen solcher Jugend­
licher, die uns nahestehen, sondern ich ge­
statte es mir von allen Jugendlichen, viel­
leicht mit ganz wenigen Ausnahmen, zu be­
haupten -, daß der größte Teil der Jugend­
lichen der Schaffung eines Arbeitsdienstes
aJblehnend gegenübersteht. Eine solche Ant­
wort wird die Jugend, falls ein Arbeitsdienst
wirklich geschaffen werden sollte, den Regie­
rungsparteien auch deutlich zum Ausdruck
bringen.

In diesen Fragen genügt es nicht, Pläne zn
schmieden. Es hat auch keinen Wert, wenn
das "Kleine Volksblatt" in dem schon er­
wähnten Artikel den Minister Maisei angreift
und verlangt, man soll endlich einmal die
besten Lösungen und die besten Vorschläge
aus der ministeriellen SchreibUschlade
herausholen. Wo sind diese Lösungen? Bis
heute ist von diesen Lösungen weit und breit
keine Spur, wir müsiSen vielmehr feststellen,
daß die Jugendarbeitslosigkeit weiter im An­
steigen begriffen ist.

Zum Schluß kommend, möchte ich -~ ich
habe das schon während meiner Ausführun­
gen gesagt - folgenden Antrag zum Schul­
baufonds stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Um die Verminderung der Beihilfen und

Kredite aus dem Schulbaufonds durch Ver­
kürzung der Bedarfsanweisungen zn ver-
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hindern, ist der Beitrag zum Landes-Schul­
baufonds (Voranschlagsansatz 2119-61) auf
5.4 Millionen Schilling zu erhöhen."

Schließlich will ich auch noch damuf hin­
weisen, daß der im Budget ausgewiesene
Betrag für Stipendien angesichts der wach­
senden Not in unserem Lande unzureichend
ist. Ich erlaube mir daher, auch zu dieser
Frage einen entsprechenden Antrag zu stellen.
Er lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Um den durch die Wirtschaftskrise ent­

standenen finanz,iellen Schwierigkeiten der
Eltern begabter Schüler bei der Aufbringung
der Mittel für das Studium der Kinder ent­
gegenzuwirken, ist der VoranschIagsansatz
291-61 (Stipendien für begabte Schüler) auf
750.000 S zu erhöhen."

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Dr. S te i n g ö t t e r.

Abg. Dr. STEINGöTTER : Hohes Haus!
Gestern ist sehr viel über den Bund ge­
sprochen worden, und es wurden gegen ihn
auch schwere Vorwürfe erhoben, weil er an­
geblich dieses Land - man hat es fast so
gesagt - mit Absicht vernachlässigt. Nun
sind wir ja nicht nur Abgeordnete dieses
Landes, sondern auch Bürger des Bundes, und
es erscheint daher unbegreifLich, daß man die
Dinge immer so zum Ausdruck bringt, als ob
dieser Bund gleichsam eine von den Ländern
ganz abgesonderte Behörde wäre, in der ganz
andere Menschen zu entscheiden hätten als
wir. Gerade bei diesem Kapitel, glaube ich,
können die Abgeordneten des Linksblocks ­
ich weiß nicht, wie sie sich jetzt nennen, ob
Volksopposition oder Linksblock oder Kom­
munisten oder Linkssozialisten, sie verfügen
ja da über ein großes Repertoire von Aus­
drücken - den Bund nicht beschuldigen, weH
ja dieser Bund - und das ist eine erfreuliche
Entwicklung, denn sämtliche Lehrer haben es
gefordert - die gesamten Lehrergehälter
bezahlt. Der Bund nimmt also einen großen
Teil von Ausgaben, die sonst das Land leisten
müßte, auf sich und es ist selbstverständlich,
daß das dem Bund entsprechende Summen
kostet. Er muß daher trachten, einen Teil
dieser Ausgaben bei der Verteilung der
Steuern für sich einzubehalten.

In Niederösterre:ich sind über 157.000 Kin­
der schulpflichtig; davon sind ungefähr je die
Hälfte Knaben und Mädchen. Diese Kinder
sind in 1372 Schulen und 22 Privatschulen
untergebracht; darunter sind 1206 öffent­
liche VolksIschulen, 13 private Volksschulen,
163 öffentliche Hauptschulen, 9 Privathaupt­
schulen und außerdem 4 Sonderschulen. Die
Zahl der Kinder ist gegen das vorige Jahr



168 Landtiag von NiedJer'Österreich. IV. Session der V. Wahlperiode. 10. SitJzung am 29. April 1953.

um fast 6000 geringer. Gegen das Schul­
jahr 1947;48 ist die Volksschülerzahl um
31.000 gesunken, während die Zahl der Haupt­
schüler um 20.000 gestiegen ist. Wenn wir
die Geburtsjahrgänge verfolgen und uns ein
Bild machen, wie die Frequenz der Schulen
etwa im Jahre 1958/59 aussehen wird, so
müssen wir feststellen, daß es dann in Nieder­
österreich allein um 41.000 Schüler weniger
geben wird. Wenn wir jedoch die Verhältnisse
von ganz Österreich betrachten, so können
wir feststellen, daß zu dieser Zeit sogar um
fast 100.000 weniger Schüler sein werden.

Wir werden bei der Besprechung dieses Ka­
pitels und auch der nächsten Kapitel uns mit
der steigenden Kinderlosigkeit des öster­
reichischen Volkes zu beschäftigen haben.
Der derzeitige Kindermangel entwickelt sich
aber bereits in erfreulicher Weise in ver­
schiedenen Bundesländern zum Besseren. Es
ist dies besonders in Kärnten, Oberösterreich,
Salzburg und Vorarlberg der Fall, während in
den Bundesländern Steiermark und Tirol nach
den statistischen Ziffern der Kindermangel
noch ziemlich groß ist. Wir wollen gar nicht
von den erschreckend niedrigen Zahlen der
Schulkinder in Wien reden, wo ein tatsäch­
liches Aussterben der Bevölkerung zu be­
fürchten ist.

Der Schülermangel hat zur Folge, daß wir
uns auch über die Aussichten der Lehrer ein
Bild machen müssen. Es gibt in Niederöster­
reich 7330 Pflichtschullehrer. Diese Zahl ist
den Statistischen Nachrichten entnommen.
Erfreulicherweise haben alle diese Lehr­
personen schon fast hundertprozentig die
Lehrbefähigung erreicht. Bedauerlich ist es
jedoch, daß derzeit fast 500 Lehramts,kandi­
daten, die schon die Matura abgelegt haben,
auf ihre Anstellung warten. Erst jene sind
angestellt, die im Jahre 1949 maturiert haben.
Es können also heuer höchstens die Matu­
ranten des Jahrganges 1950 auf Anstellung
hoffen.

Bei der sinkenden Schülerzahl müssen wir
uns also auch damit beschäftigen, wie wir
diese Junglehrer anstellen können. In den
fünf Lehrerbildungsanstalten sind momentan
591 Zöglinge, von denen jedes Jahr ungefähr
40 oder 50 zur Matura gelangen. Die Aus­
sichten dieser Kandidaten sind nun wenig er­
freulich, daher ist es unsere Pflicht, darüber
nachzudenken, wie wir dieser bedauerlichen
Tatsache begegnen können.

Ich habe schon gesagt, daß derzeit ein
Sinken der Zahl der Volksschüler festzu­
stellen ist, gleichzeitig aber ein Ansteigen
der Schülerzahl in den Hauptschulen Platz
greift. In den nächsten Jahren werden wir
also infolgedes:sen weniger Volksschullehrer,

dafür aber unbedingt mehr Hauptschullehrer
brauchen.

Es wird aber nur dann möglich sein, eine
größere Zahl der überflüssigen Volksschul­
lehrer unterzubringen, wenn diese Lehrer in
die Lage versetzt werden, die Lehrbefähi­
gungsprüfung für Hauptschulen abzulegen.
Infolgedessen erlaube ich mir, einen Resolu­
tionsantrag zur Gruppe 2 des ordentlichen
Voranschlages für das Jahr 1953 vorzulegen.
Der Antrag lautet (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
Vorsorge zu treffen, damit zur Vorbereitung
von Volksschullehrern für die Ablegung von
Lehrbefähigungsprüfungen für Hauptschulen
J ahreskur:se eingerichtet und die hierfür er­
forderlichen Mittel bereitgestellt werden."

Wir müs:sen uns aber auch, glaube ich, end­
lich entscheiden, ob es für die Zukunft in
Niederösterreich möglich sein wird, bei diesem
absolut verminderten Bedarf an Lehrern für
die nächsten Jahre alle fünf Lehrerbildungs­
anstalten in Betrieb zu halten. Es ist ja schon
wiederholt erklärt worden, daß in Nieder­
österreich sicherlich eine Lehrerbildungs­
anstalt zuviel ist. Wenn wir also nicht eine
überaus große Zahl von unbeschäftigten Lehr­
amtskandidaten in der Zukunft haben wollen,
werden wir uns zu der harten Majjnahme ent­
schließen müssen, eine dieser Lehranstalten
zu schließen. Ich weiß, daß das für die be­
treffende Anstalt und für die betreffende
Stadt, wo sich diese Anstalt befindet, sehr
unangenehm sein wird, aber ich glaube, wir
werden an der harten Tatsache, daß eine von
diesen Lehrerbildungsanstalten geschlossen
werden muß, nicht vorübergehen können.

Es hat nun der Herr Abg. Pospischil von
seinem Standpunkt aus, der uns ja kein neuer
ist, verschiedene Dinge erzählt, womit er be­
weisen wollte - er hat zwar zugegeben, daß
es nur wenige Mängel sind -, daß das Schul­
wesen in Niederösterreich nicht so einen er­
freulichen Fortschritt aufzuweisen habe, wie
es im allgemeinen festgestellt wird. Er hat
von den einklassigen Volksschulen ge­
sprochen. Er mußte· zugeben, daß schon im
vorigen Jahre der Herr Landeshauptmann­
stellvertreter Popp erklärt hat, daß das Über­
wiegen von einklassigen Volksschulen - es
sind ungefähr 30 % - damit zusammenhängt,
daß das Land Niederösterreich im Gegensatz
zu anderen Ländern, zum Beispiel von Ober­
österreich, sehr viel kleine Gemeinden hat.
40% aller Volksschulen befinden sich in Orten
bis zu 500 Einwohnern. Das sagt mehr, als
Bände darüber feststellen können. Wir haben
eben leider so viele kleine Gemeinden und
werden diesen bedauerlichen Umstand bei der
Beratung der verschiedenen Kapitel dieses
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c~!:J}:J;:n·,'4,'~:~(-h\'\indcn\vin.l.')ic' einC'
~llijlit'i;'::, cL( j c1t'1' l'~r(;Lcllull~.~ d('~;

\l~ eh fÜl ck:n Sclll.dbc:l1!"(lnJs \~'f'-

l'!l \'-,'U~ ;h\, ;~,chl. n:l'l':t \-~'rlun.:n, ~.jund('rn

\',';~l bCi\ i1.~~!),i 'J:.'n \r"l'h:1ndlHngL~a d'lJiir"
;~ ;.~ daß l'i;<~~~j ('inc 1\-1111ioa (lUS It\ick-

dC"'('!. St:hrllh~lllJnnds )~O('11 in

L'~:~~1Y'1 \\'inJ. T'~;s ~1nd ~-d~~n d'l.nn

',,'\~ir \\']:::'3el1; duß nüclI in !']i1lr gc:>\visscn

Z_:.l:1 \ Jil V":Jlk;;- ullclfJ;'Jl:!~lsc:1Ul(~n V/echsC'l­
[tL,-,)'! ;,~llt cr'ti,'ilt. \,\'('rden ~'ri!IL'I. \~/'ir bed;:luC'rn

I~,:.:'}jn('n {', hei' \vi.'l~;cn Llrs f,--l'hlen3 von
'~~( ;q!C'1 den \-\/-l'l~ll;-:clqntcrrlcht nicht ent-

;t 1 Ii~r \v:rd in 11:2 "VolLs2chulen rnit
,1 J<h,sscn ,;nd in Ihnlpischlllen 111it

T<L-~::;c-:l i.i~ I"'!1cdcti_)slcrn'lcll noch inaner
!.l'h[~('rü~u,t. i~:s ist :tbc'l< 7~d (.'I\Vartel1, dar)
, \,\T '1..'lld"JJ, 'triebt in den lüichsic'Il Jahren

~~ ;nd" rs j\'[Zl auf C~runJ des Scllulbau-

;~~ h.lt: :rnn:_.:] \:"cdksscl1l1h-· vvar
j

v.,..icdel' ihrer
[11i Bt\sLirnil1:,;11g' Zltgcführt v,'crdell

~\( li!LC f-':"~l' J<~Ls,~rr:C' ;,~t ~;);cr eben von dcc
.'-)\ L/~_i!1,:_~ ;~(~<lC;Jt. bi~'sctzl:qtd dc;_~\v('g('n h:lben

\\' ~~1 ,-:;t. PÖJ cn n.uch cL: dcllJCrndcn lTnzu-

CiEl ,Ji(

fi;h Vielmehr miL Turnzimm(rn lind freien
l' :iLzC11. Auch hier könnIt ich aus dl~n '1'at­
~',dll'n. di" Zl.,n beispid in St. Pölten bezüg­
jil h (kr TlIrnsille bestehen, erzählen, wie ein
,u ulk l Tu [nsaal eiJ1l'3 dH'maligen Turn­
\'i. ;'cin; s, (lc'l' ch'l' StaJtgen1cinac von der
[~dldl':I1'l'gielllüf;' iibergi.'bel1 \\'llrdc. einfach
\'i ;J d(,L' bC>S:ttZ:,lllgslnacliL zuerst einer F'abrik
i"l,ichenkc wurde und jetzt als InfürmJtions,

!UX Lnn \/cry\vc~lClcL ,,-ird. ])il'SC'l' grc)ßc ~rllrn­

,11 S;rlilL ;\ebt'nrilumen, der für die ganzen
~;( JlI,eil dl']' t:mgclmng in VC'rwl'lHlung ge­
l I "Ifm']). werd"ll könnt", befindet sich un­
r,! t1c'lL:r liebell ei,T lil'lIen H~lLlpt8ehulc. "ViI'
\,' 'lCit..-'lJ tlütz der grcu':,cl1 ...'\u.sgaben einen
'1'1 ll'n~,n J.! haller, HlÜSSl'tl, ob\\loh1 sich einig(~

\'f LeT d~H~i,ben ein großc'l' 'rurnsaal befindet.
I) sill:; dil' \v~r vielfach in­
feig,., ,-~\'r L;\<-:;t'tzL~ng llLdJCll. \I\lir hätten in
.<: F'ö1 v1.1 Libe'l ~1auvt kcir..c' Schulhl'sch\verdcll

Ue1.r:::tg di:1.GH elD" (:;(\~a1':--tsllrntnC von
::.! !:jollcn :<clJ.i J l'd' lh,s .J(~hl· "U}5:1 ~'Li.t

i: ~~·~('lll~n',(;u,tcn ':Ul' \lc>rfügung> steht.
r,,'~ jl';--~Cl~L-~Hs (-'('1' ()pf('rs~l~n (leI Ge-

il lndt·n ~d:Z1H'.i kenni.'lll die (-dIes dazu tun, llrlt

r" h(,i'l den J3citr~jgen dt'E Schuibaufonds so

!"('j"!,i, ~l1lch ihre LJge is1 die ent­
;.-; :'('cLI'ndcn l\Jlttc'l für d1(' Schrllb:1uten (luf-

(I i'li'ltJ).-,'t'!l.

('r,vä 1111cnImmerVoranschlages
müssen.

Das Rezept, das der Herr Abg. Pospisch il
gegeben hat, man solle größere Splengl'l­
schulen errichten, das kenilen wir auc;1, Abi r

das sind eben Dinge, die mit der Wirklichkt t

nicht ürwreinstimmen. Ich sdbst weiß zmtJ
Beispiel aus St. Pölten, daß wir eine List 1(;(1,'

Volksschule in l'incm Bezirk dieser Sb·ul
haben, und zwar einfach aus dem Grund. wlil
von der benaehbmten BpzirksgeIlll'indc ai ..
Eltern nicht dazu zu bringen sind, ihn, Kindt I

zum Besuch dipser Volksschule iUlzidwitcn,
\Venn d,ls so weiter geht, \verckn wir dit's,'
Sehull' sperren müssPrJ, obwohl ckr VVl'g ;Cd
ihr lJöchstens eine halbl' bis dreiviertd ,,"','Cf>

stdnc!e beträgt LInd dort außl'rdi'm eine'
Straßpnbalm fährt. so 1l<1f~ der Besuch du'
Sehule allch dnrch die' kleinsten Schükl' mö,:"­
lieh wäre.
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Der Herr Abg. Pospischil hat geszigt
weil er ja weiß, daß es hauptsächlich VC'l'­
kehrsverhältnisse sind, die solchen MaL­
nahmen einen Hiegl'l vorschieben llIall

könnte Omnibusse c'insC'tzen. Omnibusse;, Hel r
Abg. Pospischil, kosten Geld! Dccs ist nicht
so wie bei den USIA-Betriebcn. rmL\­
Bdrichp zahlen keine Gewprbesteuer Lind

bleiben alle anderen Stnwrn schllldi:!, sie'
uidben \Vwoser und Gas der Gemeinde ,m::
der Newag den SLrom schuldig, fahren m;L

ihren Omnibussen in der ganzen Vv,dt IUT.lnl.

verteilen mit ihren Omnibussen die hc'it ungen
nnd führen in ihren Omnibussen dIe \Viil{l(
zu den Wahlen, auch wenn sieh in t'il1(~m

,'olchen Omnibus nur ein bis z\vei Lem,' J)l fi1;­
den: kurz, hipr spielt das Geld infolgl' d,,'
bekannten Verhältnisse kl'ine Hüll,'. 'Nil'
lw.ben zum Beispiel in St. Pölten erst ~ü"n'z~lcll

berechnet. wieviel Geld Hns Omnihuss,' l«()slc-n
'würden, und sind l'ben d~lnn zu d<'ln S('hlul.')
gekommen, daß es Siell Cluf!leh nich: ilS

zahlen \vürdc, in einen1 bcstirnnl1t'11 il
Omnibusse :'inzusdzen, wl,il einerseits ,li,
(Jynnihl;ssC nicbt. vollst~in<Jig: bCSel7.t \\'~'l ~,_\;-:

könnten und andc~rsfits nal:Lirlich eh, r~~r;:Jg'

offensteht, V7er da:" Geld für den r;,rij('h
dieser OmnibllSE'{\ riusgibL \70n elen l~l~Cl n
wäre das in keiucm Fall zu verl8ngf'n

Bezüglich der ülHigcn IkschVfuclen, k"
Herr Abg. Pospischil ,;aL
bezüglich der Turilsäl(' und der Sehn !gü t t c' ,':
folgendes feSi~ustellcn: SchL1Jgärten gilJt
in unseren Eindliehen Bezirk,,--'n gcn:lg.
in den Stadt- und Marktgeme;llden k,1[111 n,I]
Schulgärtcn nur schwer errichten.

Bezüglich der Tllfnsiilc besLcht im al1gr­
meinen ein i\Tangcl, (-l!Jet" dl'l' nJOdCl'nc' Tl:lll­

I!n1et'ricl1t vi,t'zichtet auf Tu) nsiije, "1 !"",;ni'!,~I

,
4 J

5
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Die Ausgestaltung unserer Schulen
schreitet dabei weiter, was ebenfalls ein er­
freuliches Zeichen der Schulentwicklung in
Niederösterreich ist. Alle modernen Unter­
richtsmittel, wie Lichtbilderapparate, ja so­
gar Filmapparate und Schallplattenapparate,
sind heute schon in einer großen Anzahl von
Schulen vorhanden.

Der schulärztliche Dienst wird in Nieder­
österreich ebenfalls bereits in 557 Volks- und
127 Hauptschulen durchgeführt; 17 Volks- und
10 Hauptschulen haben bereits einen Schul­
zahnarzt und 108 Volksschulen und 120 Haupt­
schulen verfügen über eine Schulküche.

Aus dem Gesagten müssen wir feststellen,
daß die Schulverhältnisse in Niederösterreich
erfreulich sind, ja, daß sie den Schulverhält­
nissen in anderen Bundesländern absolut
gleichkommen und die Entwicklung auf
diesem Gebiet jedenfalls anzuerkennen ist.

Es wird natürlich bei diesem Kapitel, so
wie bei allen anderen Kapiteln, von der kom­
munistischen Seite wieder gefragt werden,
warum wir uns zu diesem Budget bekennen.
Wir bekennen uns zu diesem Budget infolge
der Schwierigkeiten dieses Landes. Uns bleibt
unter den gegebenen Verhältnissen einfach
nichts anderes übrig. In diesem Lande befin­
den sich noch immer 45.000 Mann Besatzungs­
truppen! Auch gibt es entgegen allen Frie­
densheteuerungen in den USIA-Betrieben
einen uns unverständlichen Werkschutz. Wir
wissen, daß immer wieder getrachtet wird,
hier in Österreich Verhältnisse zu schaffen,
die dieses Land reif machen für - ich muß
es offen sagen - verbrecherische Ideen. In
dieser Zeit ist es unsere Pflicht, mit allen,
denen das Schicksal des Staates und dieses
Landes am Herzen liegt, zusammenzu­
arbeiten, um eben für die Zukunft die Mög­
lichkeit eines wirklich freien, unabhängigen
Landes zu ,schaffen.

Bei dieser Ge,legenheit möchte ich aber auch
der Majorität dieses Hohen Hauses zu be­
denken geben, einzusehen, daß die Zeit fort­
schreitet und nicht aufzuhalten ist. In diesem
Hause sitzen vier Lehrer, zwei von Ihrer
Partei (Izur Seite der ÖVP gewendet) und
zwei von unserer Partei. Infolgedessen muß
auch unseren Anschauungen in den Schul­
angelegenheiten des' Landes Rechnung ge­
tragen werden. In diesem Hause sitzt auch
ein Mediziner, der Ihrer Partei, und ein Medi­
ziner, der unserer Partei angehört; es sitzen
bei uns ferner drei rote, waschechte Bauern
und ein roter Schlossermeister. (Abg. Du­
bovsky: Ein blasser Roter!) Er ist nicht
blaß! Die politische Entwicklung dieses
Landes bewegt sich in Bahnen, die eben ab­
solut vorgezeichnet sind und die niemand von

Ihnen aufhalten wird. Nehmen Sie von uns
folgende Versicherung entgegen: Bei Berück­
sichtigung des gegenseitigen Standpunktes
und bei Berücksichtigung unserer wichtigen
Forderungen, die wir aus der Tatsache
stellen, daß wir sozusagen schon über die
Hälfte des werktätigen Volkes in unseren
Reihen finden, wollen wir in der Hoff­
nung, daß Sie diesen Tatsachen Rechnung
tragen, für dieses hart bedrängte Land mit
Ihnen mitarbeiten. Wir wollen trachten und
mitarbeiten, daß diesem Land, das tatsäch­
lich zu den schwerstgeschädigten Ländern
nach diesem unseligen Krieg gehört, eine
bessere Zukunft zuteil wird. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Als nächstem
Redner erteile ich Herrn Abg. N i met z das
Wort.

Abg. NIMETZ: Hoher Landtag! Die Be­
rufsschulen des Landes Niederösterreich,
denen bei der Ausbildung unseres beruflichen
und fachlichen Nachwuchses große Bedeutung
zukommt, leiden unter dem Fehlen eines ge­
eigneten, der Jetztzeit angepaßten Berufs­
schulgesetzes. Niederösterreich hat wohl drei
Fortbildungsschulgesetze, und zwar aus den
.Jahren 1923, 1933 und 1935. Die deutsche
Gesetzgebung hat diese Fortbildungsschul­
gesetze des Landes Niederösterreich zum Teil
geändert und ein Berufs1schulgesetz ge­
schaffen. Anläßlich dieser Änderung wurde
die Schulpflicht erweitert. Soweit der frühere
Rechtszustand durch das deutsche Gesetz
nicht beeinträchtigt wurde, gelten die
früheren niederölsterreichischen Fortbildungs­
schulgesetze. Selbstverständlich leidet das
niederösterreichische Berufsschulwesen durch
das Bestehen der verschiedenen Gelsetze und
die verschiedene Auslegung dieser Gesetze.
Sämtliche Berufsschulen, allen anderen voran
die Landesberufsschulen, können durch das
Fehlen eines geeigneten Berufsschulgesetzes
zu schwerem Schaden kommen. EH wäre da­
her notwendig, ein modernes, der Jetztzeit
angepaßtes Berufsschulgesetz zu schaffen,
was vor allem im Interes,se unseres gewevb­
lichen und fachlichen Nachwuchses gelegen
wäre. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Als nächstem
Redner erteile ich Herrn Abg. H i I gar t h
das Wort.

Abg. HILGARTH: Hohes Haus! Es steht
wiederum das Kapitel 2, Schulwesen, zur
Debatte, und es zeigt sich an der regen Teil­
nahme der Redner, daß das Interesse für diese
Fragen in Niederösterreich sehr groß ist. Das
ist meiner Meinung nach eine Selbstverständ­
lichkeit, denn es handelt sich dabei um das
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Wichtigste, was wir im Land überhaupt
haben, nämlich um unsere Jugend, die letzten
Endes das Erbe, das wir ihr vorbereiten, an­
zutreten hat und die einmal in die Fußstapfen
ihrer Vorgänger zu treten haben wird.

Wenn davon gesprochen wurde, daß auf
das Schulwesen in Niederösterreich ein Lob­
lied gesnugen wurde, so bin ich der festen
überzeugung - das ist ja auch aus den
Äußerungen meiner Vorredner hervorgegan­
gen -, daß wir es absolut nicht notwendig
haben, gerade bei dem Kapitel Schule in
Niederösterreich unser Licht unter den
Scheffel zu stellen. Es ist eine altbekannte
Tatsache, daß es die Kommunisten gewohnt
sind, über alles, was sich im eigenen Lande
tut, irgendwie herzuziehen. Ich hätte es fast
nicht begriffen, wenn das Schulwesen dabei
eine Ausnahme gemacht hätte. Der Abgeord­
nete Pospischil hat beispielsweise erwähnt,
daß der Schulbau und damit das Schulwesen
in Niederösterreich nicht auf der Höhe sind.
Ich glaube, hier hat er überhaupt die Begriffe
verwechselt, denn Schulbauten allein sind
noch lange nicht der Inhalt des Schulwesens.
Ich könnte es mir ganz gut vorstellen, daß
es in einem Land nicht gerade vorzügliche
Schulbauten gibt, daß aber trotzdem das
Schulwesen auf einer sehr beachtlichen Höhe
steht. Ich könnte mir aber auch vorstellen,
daß für die Schulen Paläste errichtet werden,
daß aber das Schulwesen des betreffenden
Landes noch lange nicht einen Höhepunkt er­
reicht haben muß. Wir müssen uns überhaupt
einmal von dem Grundsatz leiten lassen, daß
"Schule" mit "Schulgebäude" nicht ident ist.
Es kommt darauf an, welcher Geist in den
Schulen herrscht und welche Lehrpersonen
in diesen Schulen den Unterricht erteilen.
Wenn die Lehrpersonen funktionieren, dann
ist das Schulwesen in Ordnung, wenn sie nicht
funktionieren, können wir nicht einmal durch
die besten Hilfsmittel und durch die äußere
Ausgestaltung irgend etwas zur Hebung des
Schulwesens im Lande beitragen.

Wir kommen leider nicht um die Tatsache
herum, daß gerade das Land Niederösterreich
die größte Anzahl von einklassigen Schulen
besitzt. Die Gründe hierfür sind des öfteren
schon besprochen worden. Wir können einmal
im Land Niederösterreich die Siedlungsform
nicht ändern, wir können auch die Wirt­
schaftsform nicht ändern und können auch
die geographische Lage der verschiedenen
Dörfer nicht ändern. Daher sind wir eben
gezwungen, um der gesamten Bevölkerung die
Möglichkeit zu geben, ihre Kinder einer rich­
tigen Schulbildung zuzuführen, auch in den
kleinsten Orten eine Schule zu führen und sie
zu erhalten,

Und wenn ich in den vergangenen Jahren
gerade für die einklassige Schule ein Loblied
gesungen habe, so wird mir jeder Lehrer ­
auch die im Hause anwesenden -- sicherlich
zubilligen, daß gerade der Lehrer der ein­
klassigen Schule der Künstler unter den Leh­
rern sein muß, daß er vor der schwierigsten
Aufgabe steht und daß er nur unter Einsatz
seiner ganzen Persönlichkeit Erfolge erzielen
kann. Es ist zu berücksichtigen, daß er die
Kinder, die ja nicht viele sind, in der ein­
klassigen Schule ständig unter seiner einheit­
lichen Leitung fast durch die gesamte Schul­
zeit hindurchführt. Es ist natürlich immer
schwer, mit Menschen über diese Dinge zu
sprechen, die nicht in die Berufsverhältnisse
des Lehrers eingeweiht sind und die immer
meinen, daß der Lehrberuf nur die Vermitt­
lung des Wissens sei, so wie man es vielleicht
noch vor einem Jahrhundert gemacht hat:
Lesen, Rechnen, Schreiben - und damit ist
die Aufgabe eines Lehrers schon erfüllt.

Ich möchte, weil hier gerade das System
der einklassigen und der niederorganisierten
Schulen, für das wir - das habe ich bereits
erwähnt --- nicht verantwortlich sind, immer
wieder in den Mittelpunkt der Kritik und der
Überlegungen gestellt wird, noch etwas
anderes dazu sagen. Es ist - und das muß
ich dem Herrn Abg. Pospischil entschuldigen
- nicht für jeden möglich, daß er in die
modernen Bestrebungen der Pädagogik bis ins
letzte eingeweiht ist. Aber wenn Sie gerade
heute, Herr Abg. Pospischil, so ein bißehen
in der pädagogischen Fachliteratur Umschau
halten oder wenn Sie mit Praktikern des
Schullebens reden würden, dann müßten Sie
daraufkommen, daß man vielfach von dem
strengen Klassensystem, das sich auf Jahr­
gänge aufbaut, aus pädagogischen und
anderen Gründen abzugehen bestrebt ist. Es
bestehen Versuchsschulen, die namentlich in
der Bildung des Gruppenunterrichtes, des so­
genannten Helfersystems, Mittel zur Lei­
stungssteigerung erblicken. Sogar eine g,anze
pädagogische Richtung, die sich als Jenaer
Plan bezeichnet, ist darauf aus, das starre
System des Jahrganges zu durchbrechen und
mit modernen Mitteln das Lernen und das Er­
ziehen leichter und sicherer zu machen. Und
aus diesen Gründen hahe ich auch in den ver­
ßlangenen Jahren das Loblied der "Ein­
klassler" gesungen, namentlich im Hinblick
auf den Einsatz dieser Lehrer und die
modernen Bestrebungen, die gerade hier im
Gange sind.

Ich bin nicht dazu berufen, die Schulbauten
des Landes als solche hier im Hause aufzu­
zählen; ich glaube, das wird der zuständige
Referent höchstwahrscheinlich besser machen,
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als ich es tun kann. Aber Sie können die Ver­
sicherung entgegennehmen, daß wir davon
überzeugt sind, daß die Krieg!sschäden in den
niederösterreichischen Schulen mit dem heu­
rigen Jahre erledigt und beseitigt sind, und
daß wir eine große Anzahl neuer Bauten
gerade in Niederösterreich, in jenem Land,
das am ärgsten mit der Not zu kämpfen hat,
aufweisen können. Ich bin sogar überzeugt
davon, daß das Programm des Wiederauf­
baues der Schulen ziemlich abgeschlossen er­
scheint, und ich stehe nicht an zu erklären,
daß gerade hier die Hilfe des Schulbaufonds
für jene Gemeinden, die aus eigenen Mitteln
nicht in der Lage gewesen wären, diese wich­
tige Aufgabe zu lösen, die größte Unter­
stützung geleistet und damit auch die Mög­
lichkeit gegeben hat, die Schulgebäude dieser
Gemeinden wieder in Ordnung zu bringen.

Eine Lösung der "Einklassler" in dem
Sinne, wie sie angeregt wurde, daß man
mehrere Schulen zu einem Sprengel zu­
sammenlegt, ist deswegen nicht möglich, weil
durch die Transporteinrichtungen große
Kosten verursacht würden. Aber auch andere
Gründe sprechen dagegen. Wir führen schon
seit längerer Zeit einklas1sige Schulen, die nur
von 18, 12 oder noch weniger Kindern besucht
werden. Selbst wenn wir drei solche Schulen
zm:ammenlegen, kämen wir noch immer nicht
auf eine z.weiklassige Schule. Wir würden
höchstens erreichen, daß wir zwangsweise
mehrere Orte zu einer einklasisigen Schule zu­
sammenziehen, dafür aber von den drei
Lehrern zwei entlassen müßten. Dies würde
nur zum Schaden der Kinder gereichen, weil
dann mehr Kinder auf einen Lehrer entfallen
würden. Dieser Weg kann nicht beschritten
werden. Es bleibt daher nur eines übrig, daß
wir dafür sorgen, daß die einklassigen
Schulen entsprechend ausgestattet werden.
Freilich ist die einklassige Schule für die
Erstellung des Dienstpostenplanes eines
Landes eine große Belastung, und zwar inso­
fern, als bei der heutigen Art der Dienst­
postenberechnung der Klassendurchschnitt
für das Land die maßgebende Rolle spielt.
Der Landesdurchschnitt wird aber durch die
vielen einklassigen Schulen - in Niederöster­
reich sind es nach dem kommenden Dienst­
postenplan für das Schuljahr 1953/54 416
oder 418 einklassige Schulen - sehr stark
gedrückt. Ich erlaube mir daher gerade im
Zusammenhang mit der Junglehrerfrage, die
Herr Abg. Dr. Steingötter angeschnitten hat,
ein weiteres Argument hinzuzufügen. In der
Angelegenheit des Bundesausgleich€ls, für den
ich hundertprozentig eintrete und den ich
bereits angeregt habe und der mich zu einem
Antrag veranlaßt hat, will ich noch einen

weiteren Resolutionsantrag beifügen, der be­
inhaltet, daß man bei der Dienstpostenplan­
erstellung für die Pfiichtschulen zunächst die
einklassigen vorwegnimmt und zuerst für
jede einklassige Schule einen Dienstposten
festlegt und dann erst für den restlichen Teil
der Schulen die Dienstposten in der bisher
üblichen Weise berechnet.

Dieser Resolutionsantrag hat folgenden
Wortlaut (Iliest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

bei den zuständigen Bundesministerien dahin­
gehend vorstellig zu werden, daß bei der
Erstellung des Dienstpostenplanes für die
Pfiichtschulen zunächst für jede einklassige
Schule ein Dienstposten geschaffen wird. Der
restliche Teil der Dienstposten soll nach den
bisher üblichen Methoden berechnet werden."

Die Frage der Ausgestaltung der Schulen
ist ebenfalls behandelt worden und ich möchte
darauf hinweisen, daß namentlich die An­
gelegenheit "Turnsaal" in den ländlichen
Schulen heute nicht mehr die große Rolle
spielt, wie man sie vielleicht in pädagogischen
Kreisen vor etlichen Jahrzehnten annahm.
Wir sind im Turnunterricht längst davon ab­
gekommen, die Jugend zu Turnakrobaten zu
erziehen und Leistungen erzielen zu lassen,
wie man sie bei den Spitzenleistungen der·
Turnvereine beobachten kann. E,s besteht
jetzt das Bestreben, das Geräteturnen in den
Hintergrund treten zu lassen und die körper­
liche Ertüchtigung auf ganz anderen Grund­
sätzen aufzubauen, als es bis jetzt geschehen
ist. Dazu ist der freie Platz nötig, und es muß
daher in der Zukunft eher dafür gesorgt wer­
den, daß den ländlichen Volksschulen weniger
der Turnsaal als vielmehr der Turnplatz und
andere Gelegenheiten zur körperlichen Er­
tüchtigung der Schulkinder zur Verfügung
stehen.

Wenn bemängelt wurde, daß die übrige
Ausgestaltung der Schulen sehr viel zu wün­
schen übrigläßt, so kann ich dazu nur sagen,
daß wir in Niederösterreich - jetzt noch mit
Wien vereint - eine eigene Lichtbildstelle
haben, die sich in BezirkslichtbildsteIlen auf­
gliedert. Diese BezirkslichtbildsteIlen haben
SprengelsteIlen und größere Schulen mit
eigenen standortfesten Apparaten verstehen.
Es stehen eine Unzahl von Schulfilmen
zur Verfügung, die durch diese gut aus­
gebaute Organisation auch der kleinsten
Schule übermittelt werden können. Außerdem
aber stehen auch alle anderen modernen
Mittel, die im Schulbetrieb heute einzusetzen
sind, den niederösterreichischen Schulen in
ausreichendem Maße zur Verfügung, und
zwar dank der Schulfreundlichkeit der Ge-
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meinden und vielfach auch der Eltern und der
Elternvereine. Ich denke da in erster Linie
an die Einrichtung der Schulfunkanlagen und
auch der Radioapparate, die nur in einzelnen
Klassen untergebracht sind. Wer den Fort­
schritt gegenüber 1945 bis heute in der Frage
der Beschaffung von Lehr- und Lernmitteln
beobachtet hat, muß sagen, daß hier unter
den schwierigsten wirtschaftlichen Verhält­
nissen Höchstleistungen erbracht wurden. Es
ist klar, daß nicht alle Wünsche hundert­
prozentig zu erfüllen sind.

Sie können auch unsere Spitäler ansehen
und Sie werden feststellen, daß auch dort
noch nicht alles vorhanden ist, was die letzten
Errungenschaften für diese Zwecke geschaffen
haben.

Die Frage der Junglehrer hängt sehr stark
auch mit der Frage der Schülerstände zu­
sammen. Ich glaube wohl, daß man keine
Partei dafür verantwortlich machen kann,
daß gerade jetzt eine sinkende Schülerzahl
bei den niederösterreichischen Schulen festzu­
stellen ist. Der Entwurf des Dienstposten­
planes für das Schuljahr 1953/54 zeigt,
daß die Anzahl der Volksschüler immer
geringer wird. 'Während wir im vergangenen
Schuljahre 102.302 Volksschüler zählten,
werden es im kommenden Schuljahre nur
100.048 Schüler sein. Es ist selbstverständ­
lich, daß sich das auch in der Frage der Jung­
lehrer auswirkt. Dagegen ist die Zahl der
Hauptschüler ansteigend. Wir haben im ver­
gangenen Schuljahre 37.730 Hauptschüler
gehabt und werden im kommenden Schuljahre
44.631 Haupt,schüler haben. Es ist klar, daß
dadurch der Bedarf an geprüften Hauptschul­
lehrern größer wurde, weil jetzt die Jahr­
gänge, die hohe Kinderzahlen aufweisen, in
die Hauptschulen kommen und später dem
Berufsleben zugeführt werden müssen. Ich
kann auch dazu sagen, daß der Landesschul­
rat für Niederösterreich Vorsorge getroffen
hat, daß in der Besetzung der Lehrstellen an
Hauptschulen keine Lücke eintritt. Während
der Ferien werden zur Heranbildung von
Hauptschullehrern sowohl in Wiener Neustadt
als auch in St. Pölten Kurse geführt. Daneben
werden auch Turnkurse eingerichtet, die der
Lehrerschaft das moderne Kinder- und Schul­
turnen richtig beibringen sollen. Ich freue
mich, daß die gegenseitige Deckungsfähigkeit
zweier Budgetposten im FinanzauElschuß be­
schlos,sen wUl'de, wodurch dem Landesschul­
rat eine Grundlage zur restlosen Durchfüh­
rung dieRer Kurse gegeben ist.

Ich glaube, Hohes Haus, daß aus dem be­
reits Gesagten zu ersehen ist, daß das Land
Niederösterredch sich absolut nicht hinter den

anderen Bundesländern zu verstecken braucht.
Daß die Junglehrernot in Niederösterreich
besonders groß ist, ist auf verschiedene Ur­
sachen zurückzuführen. Sie wisisen, daß wir
im Jahre 1946/1947 gezwungen gewesen sind,
einen großen Teil der Flüchtlingslehrer auf­
zunehmen, weil wir sonst auf Grund verschie­
dener Maßnahmen in diesen Jahren den Schul­
betrieb in den meisten Landbe~irken fast zu
50 Prozent hätten einstellen müs,sen. Daß uns
heute diese Maßnahme gegenüber den anderen
Bundesländern belastet, ist selbstverständlich.
Aber wir hatten nicht nur berufliche Gründe
ins Treffen zu führen, um diese Leute wieder
in Verdienst zu bringen, es waren auch rein
menschliche Notwendigkeiten, diesen Lehr­
personen irgendwie zu helfen.

Es gibt vielleicht aber noch einen ganz
anderen Grund, der zu dem Rückstand von
400 bis 500 Lehrpersonen führte, von dem
heute schon gesprochen wurde. Wir dürfen
nicht vergessen, daß durch die Überleitung
der Pflichtschullehrer aus dem niederöster­
reichischen Landeslehrerdienstgesetz in das
Gehaltsüberleitungsgesetz eine Situation ge­
schaffen wurde, die eigentlich die Dienstzeit
eines jeden Lehrers von 35 auf 45 Jahre er­
höhte. Dadurch ist natürlich eine Hemmung
in der Pensilonierung von Lehrpersonen ein­
getreten. Diese zehn Jahre Hemmung ver­
spürt natürlich der Junglehrer am meisten.
Wir sind Gott sei Dank so weit, daß diese
Jahre bereits in kürzester Zeit überwunden
sein wel'den. Wir werden dann endlich den
Augenblick begrüßen, in dem der Vergreisung
der Lehrerschaft Einhalt geboten wird und
der Junglehrer wieder zu seinem Recht, näm­
lich zu seiner raschen Anstellung, kommt.

Ich möchte weiter darauf hinweisen, daß
die Großbauten, die aus dem Schulbaufonds
finanziert wurden, bereits mehr oder weniger
vor dem Abschluß stehen. Es sind nur mehr
einige fertigzustellen. Nun möchten wir den
Wunsch aus1sprechen, daß die Gelder des
Schulbaufonds in emter Linie dazu verwendet
werden, den kleinen Schulen, die bei den
sanitären und hygienischen Anlagen sehr im
Rückstand sind, zu helfen, damit auch dort
die wichtigsten baulichen Änderungen vor­
genommen werden können, deren Kosten sonst
eine schwere Belastung der Gemeinde dar­
stellen. Ich glaube, daß das eine der drin­
gendsten Aufgaben sein wird, die der Schul­
baufonds zu lösen hat.

Ich bin der festen Überzeugung, daß die
Lehrerschaft in Niederösterreich unter
schwierigsten Verhältnissen ihre Pflicht er­
füllt. Wenn ich davon gesprochen habe, daß
hier vor allem der Geist in der Schule das
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Wichtigste ist, weil nur er das Schulwesen
auf eine höhere Stufe bringt, wenn ich Ihnen
auch gezeigt habe, daß es moderne Bestre­
bungen gibt, über die in Fachkreisen wesent­
lich anderes gesprochen wird als hier im
niederöstererichischen Landtag von den Ver­
tretern der politischen Parteien, so deshalb,
weil Sie überzeugt sein können, daß wir in
unserem Schulwesen vor allem den Grundsatz
hochhalten, unserer Jugend die unabänderliche
Liebe zum Heimatland, in dem sie geboren
wurde, einzuprägen. Die Jugendlichen müssen
wissen, daß sie Österreicher sind, und sie
müssen erkennen, daß Niederösterreich ihr
Heimatland ist.

Diese wichtigste Aufgabe, die wesentlich
- sagen wir - mit der Gestaltung unseres
Staates in Zusammenhang steht, kann gelöst
werden, und sie wird in dem Sinne gelöst
werden, wie wir es immer in Österreich ge­
wohnt waren, nämlich, daß wir die Jugend
nicht in kleinlichem Sinne erziehen und nicht
eine Jugend erziehen, die einmal nationali­
stisch oder chauvinistisch im Leben stehen
wird, sondern eine Jugend, die aufgeschlossen
ist und weiß, daß wir nicht allein auf dieser
Welt ·stehen.

Wir haben gestern sowohl in der Spezial­
debatte, viel mehr aber noch in der Gene~al­

debatte gehört, daß man an den Grem;en
unseres Landes Halt machen sollte. Wir
hörten die Kritik darüber, daß gemeinsame
Kraftwerke für die Elektrizitätswirtschaft an
unseren Grenzen, am Inn und an der Donau,
entstehen. Hohes Haus! Wir würden nicht
nur wünschen, daß wir die Verbindung mit
unseren Nachbarn am Inn und an der Donall
finden, sondern uns wäre es auch recht, wenn
wir diese Verbindung auch an der Thaya und
an der March herstellen könnten und wenn
der Neusiedler See nicht eine Trennung zwi­
schen zwei Ländern darstellen würde. Wir er­
ziehen unsere Jugend nicht dazu, unser Land
einmal mit einem Stacheldrahtverhau zu um­
geben oder an den Grenzen Minenfelder Z'l

legen. Wir stellen höchstens rotweißrote
Grenzzfähle auf, die aber nicht trennend
wirken sollen, sondern die eine Einladung an
die Fremden darstellen: Komm in unser
Land, wo du frei leben und einen glücklichen
Urlaub verbringen kannst. Das ist es, was
wir unserer Jugend beibringen wollen: welt­
weit, aber doch immer voll Heimatliebe zu
sein. Dann wird die Jugend auch Verständ­
nis für die Sorgen unserer Nachbarn haben.
Wir werden in Österreich dadurch in Zukunft
nicht eine Völkertrennung, sondern eine
Völkerversöhnung erreichen. (Lebhafter Bei­
fall bei der öVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Frau Abg. C zer n y.

, Abg. ANNA CZERNY: Hohes Haus! Ge­
statten Sie mir, daß ich Ihre Aufmerksamkeit
auf eine Schule lenke, die erst vor wenigen
Monaten ins Leben gerufen wurde und die,
wie ich annehme, in Kürze wirklich die Auf­
merksamkeit der weitesten Kreise auf sich
lenken wird. Das ist die Schule für Körper­
behinderte in Wiener Neustadt, mitten in
einem \Valdterritorium außerordentlich gün­
stig in jeder Beziehung gelergen.

Diese Schule wurde nach dem ersten Welt­
krieg bereits gegründet, damals mit der Be­
stimmung, tuberkulosegefährdete Kinder wie­
der zu gesunden jungen Menschen zu erziehen.
Sie alle wis!sen, daß die Tuberkulose in den
letzten drei Jahrzehnten wesentlich zurück­
gegangen ist und daher nicht mehr diese
Gefahr bildet, wie es einst der Fall war. Der
zweite Weltkrieg hat die Gebäude, die dort
für die Aufnahme der Kinder vorhanden
waren, fast zur Gänze zerstört und es blieben
nur Ruinen zurück. Mit Hilfe großherziger
Spenden seitens der Schweizer, seitens der
Quäker und vieler anderer ist es gelungen,
alle diese Baulichkeiten wieder so instand zu
setzen, daß sie schöner noch als früher da­
stehen.

Nun sind seit wenigen Monaten in diese
Baulichkeiten Kinder eingezogen, die von
Natur aus an ihrem Körper behindert sind
und für die man früher den wenig liebens­
würdigen Namen "Krüppel" gefunden hat.
Sie werden verstehen. daß die Einstellung, die
man früher zu solchen Menschen hatte, dazu
beigetragen hat, sie in ihren Wertgefühlen
herabzusetzen, sie oftmals auch so werden zu
laEsen, wie wir sie als sozial empfindende und
sozial denkende Menschen nicht haben wollen.
Sie wurden immer zweitrangig behandelt und
konnten so nicht alle jene Fähigkeiten ent­
wickeln, die vielfach in ihnen geschlummert
haben. Es sind dort Kinder untergebracht, die
absolut geistig normal sind, die aber infolge
irgendwelcher Krankheiten oder von Geburt
aus einen Körperfehler haben und daher nicht
so leicht in der Lage sind, allen Sehulplänen
zu folgen, wie es bei normal ausgebildeten
Kindern der Fall ist.

Derzeit sind in dieser Schule fast aus allen
Ländern Österreichs Kinder untergebracht,
und zwar 18 aus Niederösterreich, 5 aus dem
Burgenland, 11 aus Oberösterreich, 6 aus
Steiermark, 1 aus Salzburg, 6 aus Kärnten
und 5 aus Tirol. Vorzügliche Lehrer, die sich
damit beschäftigen, wie man diesen Kindern
überhaupt beibringen kann, daß Hie selbstän­
dige Menschen werden und sich allenfalls in
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das Berufsleben einschalten können, bemühen
sich mit neuen Methoden, die Arbeitslust, die
Lernlust und den Eifer dieser Kinder zu
wecken und zu fördern.

Es soll nicht mehr vorkommen, wie es vor
wenigen Monaten der Fall war, daß junge
Menschen, die infolge eines Fehlers von
Geburt auf gekennzeichnet waren, Haßgefühle
äußern, die sie so gesteigert haben, daß sie
sich sogar zu Straftaten hinreißen lassen. Das
ist mit ein Grund, warum diese Schule ge­
gründet wurde und warum es notwendig ist,
daß die Aufmerksamkeit der breitesten Kreise
auf dieses Werk, das da ganz im stillen nun
emporblüht, gelenkt wird.

Im Voranschlag der. Gruppe 2, Vor­
anschlagsziffer 2111, finden Sie unter Per­
sonalaufwand 274.400 S und unter Sachauf­
wand 1,092.100 S für diese Schule. Wenn es
Sie interessiert, so können Sie die Detail­
angaben über diese Schule auf Seite 113
genau nachlesen. Es ist heute schon manches
über angebliche Unzukömmlichkeiten in
unserem Schulwesen in Niederösterreich ge­
sagt worden. Hier haben Sie aber einen effek­
tiven Bewei,s dafür, daß Niederösterreich auf
diesem Gebiete tonangebend und schritt­
machend ist, was bisher von der Öffentlich­
keit noch zuwenig beachtet wurde. Ich glaube,
daß es gut wäre, wenn wir uns alle mit­
einander bemühen würden, unseren Freunden
in den anderen Bundesländern von dieser
Schule, von diesem großen neuen Wirken des
Landes zu erzählen, soll es doch dazu bei­
t,ragen, die soziale Lage auch für jene Men­
schen, die von Natur aus etwas weniger gut
bedacht slind, in der Zukunft besser zu ge­
stalten.

Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit auch
noch auf eines hinweisen. Es ist heute wieder­
holt über die Berufsnot der Jugend gesprochen
worden. Bei dieser Berufsnot schwebt mir
besonders die Not der weiblichen Jugend vor
Augen, weil für sie ja wesentlich weniger
Lehrplätze von den wenigen Lehrplätzen, die
vorhanden slind, zur Verfügung stehen, als für
die männliche Jugend. Es gibt aber in Nieder­
österreich eine Fachschule, die sich vornehm­
lich für hauswirtschaftliehe Fragen inter­
essiert und daher für Mädchen besonders
geeignet ist. Diese Schule liegt in Hollabrunn
und sie hätte noch manche Wünsche an den
niederösterreichischen Landtag zu richten.
Ich würde daher den Herrn Finanzreferenten
bitten, daß er in den kommenden Jahren für
die Ausgestaltung dieser Schule größere Be­
träge freigibt, als es zum Beispiel heuer der
Fall ist. Die Schule hat nicht die geeigneten
Unterrichtsräume, die sie notwendig hätte,
weshalb ein neues Schulgebäude zu errichten

wäre. Es wäre notwendig, daß der bereits vor­
handene Plan endUch auch in die Wirklichkeit
umgesetzt würde. Heuer sind für den Sach­
aufwand für diese Schule lediglich 80.900 S
eingesetzt. Sie können sich selbst sagen,
welche Möglichkeiten man damit hat. Der
Betrag ist viel zu gering. Wenn aber tatsäch­
lich für die weibliche Jugend etwas gemacht
werden soll, was für die Zukunft wichtig und
notwendig ist, dann könnte dies durch den
möglichst baldigen Aufbau der Frauenberufs­
schule in Hollabrunn geschehen. (Beifall bei
den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASS~ANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Z ach.

Abg. ZACH: Meine sehr verehrten Frauen
und Herren des Hohen Landtages! Von den
Herren Vorrednern wurden bereits die ver­
schiedenen Dinge in diesem Kapitel be­
sprochen. Es i,st betont worden, daß das Land
Niederösterreich auf dem Gebiete der Volks­
und Hauptschulen, also der Pflichtschulen,
sehr viel macht; daß das zutrifft, beweist
auch die Voranschlagspost 2119-75, in der
8 Millionen Schilling zur Bezahlung jener
Lehrpersonen eingesetzt sind, die über den
vom Bund bewilligten Höchststand hinaus­
gehen. Mit dieser Voranschlagspost wird ein
Zweifaches erreicht: Erstens ist es auf diese
Weise möglich, Junglehrer in ihrem Beruf
unterzubringen, zweitens konnten ZuS'ammen­
legungen von Klassen verhindert werden. Das
Land leistet also hier etwas, wozu es gesetz­
lich nicht verpflichtet ist. Dies ist eine er­
freuliche Tatsache. Ich will mich über diesen
Gegenstand nicht länger verbreitern, sondern
will nur sagen: Schön und gut. Aber warum
ist es bis jetzt nicht möglich gewesen, auch
für die äußerst notleidenden Privatschulen
auch nur einige Tausend Schilling zu bewil­
ligen? Man kann über diese denken wie man
will, feststeht, daß die Schüler dieser Privat­
schulen aus allen Bevölkerungs,schichten
kommen. Diese Forderung ist auf einen ganz
unbegreiflichen Widerstand gestoßen. Ja, das
muß man sagen! Das i,st aber recht unver­
stäncUich, denn dadurch wurde verhindert,
einige Junglehrer oder Junglehrerinnen unter­
zubringen. Es sollen nicht finanz1ielle Subven­
tionen, sondern lebende Subventionen gewährt
werden, und zwar dadurch, daß man einige
Junglehrer und Junglehrerinnen in diese
Privatschulen einstellt. Dadurch wird es
möglich, daß der Nachwuchs, der jetzt vor­
handen ist, wenigstens zum Teil unterkommt.
Während der sieben Nazijahre haben diese
Schulen, besonders die Klosterschulen und
katholischen Privatschulen, nicht den notwen­
digen Lehrernachwuchs heranbilden können,
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llnd daher i;~t es urt\'crsUillJljeh -";~1ß hivr 'irl

Hindernis in lien \Veg gelegt wir'. Dil' Eill'J'n­
schDJt \v~.rd :lbcr nieht aufhören. hler g'lcichl<;';
Eecht Z:I verlangen! Ich komm(' cLunit III

einer äußerst wich tigen Angek;',l'nhr·it. ill<'

während der versehil·dencn LduCl wablc'n 'ind
(tuch b{'i den -r,TatiuDa.lratS\\THhl(\n ('lru" un"!',·

hört grußl' Eolh· gespielt hn1. lek! diic:en
Wahlen wurck das Schl,lgwort der lwl]h's~i()­

:wllen Schuli'n hineinge\vurfen, 111'd .ied·m
IZcnl1e[' Dlllß nicht 111; r SL:~ nnC'n, sondc-tn ;t \ ,eh
B~nts('L/:en ergreif<:n, \\'ei1 er sIeht cL~.ß h~('r

dieVord(lrllng dC'l fL\'it'll T~~ltl>1':l\,\r;::1l11 '-~Ct ;~::iß­

'/C'fst:J!lrj('n und ~<o ~l'iiL':~;l'nt(',t \\'irt:. ';)(1::', iSl
n1.h,'f nl1t dl 1rcic:n IJ,;: I'sijn1:cllkC'lt in JI't' ZE"
kunft ('inC:'lcl: lH1''!('l'l,jl1brl~'. Teh \\'i11 nllf' ('inl~~(

Punkte ren. J);' ,,\'jecl zurrl Bf'1SJ ,i l,lj
ge~ngt, C';~. \-vürdr' c'i11(' \7'I-rschl,'('l~t{'t'!!ng !I'S

Schl1hyes('n~, C'lntrTtl'n. \\.-'(,·jl {'heil \/l{\lc Kl:\~: ':i...'tl

geteilt \verden m Uß'Ler1. Ihe An:_ \Nort daCl :11':

Bei diesen Schulen der r'i:'C"lt:'l1 1·:a,iTll\V"d11 j1~,:;~

die gleiche Schülc!'zahl zu g('li<:r~ \VJi.\ ::::ic d(lS

r:l1tcrri~;l1tsrninistt'ri11r:-' l:ill.~ d~1S F'in;l~l'lrnjni­

stC'riUlTI füt' elie ölfentlichcn ~'::;(~h111en \'01'-­
~;:ehr('ib('n. vVerJl1 di,,' ~3chlus~".('lza1l1, ~11 g',-'n~l;~ril

wird, sC) ha bell -,' ben in den [(lassen der P,'n"l'

schulen 37 Schülct zu sein oder' die' E~lt'rn

haben die !'vlehrkosh~n alls ein-)' e:\\'aigf'!f
Differenz a,lf' c{;;'sc' Zahl aus cigclwm zu
leisten. l<;s L:t ja auch l1Jeht ve'lboten. daL',
I{inc!er pri\'a'~ untcrrich tet '\verden und d,i n n
111 ein(\ SehnT!'" zu C'111l'1 j\h~chlue)priifLn~~

gehen. \Varürn v/i II mc! n gCl':lc!(' h~'i fh n
Privatschulen elen derzeitigen, l!ll\!i'Ystiin(l­

lichen Stand:ll1nkt ,1111' die D,!\!er lwihel1ill1('I1"
Es ist llllwlÖglich, im llilhmCll der B\lllge'!­

beratungen ~lU.t· die grllndsätzlic11cnFrclg( n
näher cinzugcLeu, aber das muß gesagt \\',.
den; J~)ß es vielerorts (lr~ der I)ersönllchkcd ;­
o'zidllmg fehlt. Ich sr,ge, ,1111' dem Gi'lJi,·' "
der Jugend bC'~;tellt dl'S\Vl,'gen soviel, lJrjh(,j~.

weil eine einhcitlicllPFurmung des
lichen Gei:stes nicbt vorhanden ist. L\ n

T'~llcrn geht es darum, daß ihn' Kindc')' il::­
heitlich unterrichtet und vor allc'IY:
;,nschaulich einheitlich erzogen wenlc:n 1·
ist eine ganz gefechte Forderung, '.Jlt hil:'
erhoben wird Man darf auch nicht :.;1811bc]

dic· Lehrer der Priv<!lschulen sollen seide eh',
lwsoldct une: unter eine andere' Aufsic:lc ( g '.
stellt wcrckn. Ich sage, ehe g'esmnte Org:ini,
sation d(·~· SchuJ'wescns, die gesamt( S(~hlll

au [si ch1 bleibt, wie sil' jetzt ist. le h 11<1.1
niemals voy>, Gpgentei[ sprechen 6chörl lil)

ich hilbe ,mch nipm:ds in ejr·tl :oustiiwli".l'~

Z(\itschrlft(:\11 ein Vt/ort. davon g·l.']C'se~1. ci;l!?)

.iemanci (/,1:' Gegenteil Ul1strptJen würd,·. ,:()').
dern a!](',", v:ürdc beim al',"lJ b1cihen. Nur di'
Eltun wUr Jen endlich (",:,s selbstveI'~Uinil'

liche~ Recht bpkommen. daß sie für 1h1 e

und!; die ~cl1Uk wühlen können. Es ist
,I'\zL dip Zeit gekommen, wo bezüglich dieser
"ragl' ülwrall und jedermann Rede und Ant­
'\'ort gegeben wird, weil diese Frage keinen
'i'eitecen Al1f:;chnb mehr verträgt. Ich sClge
Ilochrr.als, dCl,;) über diese Frage übl'r'haupt
;ein Strl'it zu sein braucht. Man müßte nur

: ten guten \Villen haben, allen die freie Ent­
;;cf]('idung zu ülwrL,ssen.

J etzl komme ich zur Jllgendfragc. Der Herr
\hg. Pospischil hat gesagt, daß es Dunkel­
nänner gibt, die von einem Arbeitsdienst
'eden, ja fast geheimnisvoH hat er davon
1lsproellen, daß sich da geheime Organisa­
.llioncn bilden. Ich sage Ihnen, meine sehr
('r:}1l ten Fra uen und Herren, es ist klar, daß
uerst alles andere gemacht werden soll, was
'lög]eb ist. um 11lls(,re Jugend wieder in eine
l('~'chiiftigung zu bringen. Und dazu sage ich,
,1f.\ man hier nicht engherzig sein soll,

'(ln(!, rll daß m,l11 die verschiedcnsten Stand­
1m]"I' würdigen soll. Aber wenn alle Kräfte
11:!\l1e Mittel nicht ausreichen, die Jugend

!1 El',;chiHtigung :ou bringen, dann soll man
ie I<.]tern dieser Jugendlichen fragen, ob sie

. s v dleicllt nicht doch vorziehen würden,
hren l\.indern zu silgen: "Hilf mit, daß dieser
,der Jcner Grund entwässert oder bewässert

wird, denn du sollst für deine Arbeit dann
ueil hez:lhlt werden I"

lCs ist dies ein ganz neuer Gedanke, der mit
'1)1er Ausnützung der Jugend nichts zu tun

hat. knn wir stellen uns das folgendermaßen
'<lI': Es müßte der Ertrag der Grundstücke
"01' dlT Ent- oder Bewässerung von Fach­
"\\le:l festgestellt werden und sodann der
l'=rtr:lg der Gründe nach diesen Arbeiten. B~in

"'eil des höheren Ertrages müßte in einen
J,'unds fließeI], aus welchl'm die Arbcits­
teistllng der Jugendlichen voll entschiidigt
I'!lrden würde', rAhlI. Pospischil: Also doch
I()' i;lwilsdiellst!) Ich bin mutig genug, da­

;:11 :ou sageIl. r'AI)g. Pospischil: TVa:; sagen
tI,c So:cialistcn da::lI? Heiterkeit liCi den
'o:i:lisl<:n.) Ieh sage ja Arbeitsdienst, aber
1 ei!wr F'orm, die nicht politisch mißbraucht

·\'-.·rd-"n kann. (ZIt'iscJwnr.'l!e.) Ich hahe ~11)('r

.'iS'lgt. vorerst alle anderen Mittel 81.1S­

!'.ehöpfen, ob sie nun Lehrlingsbeihilfen oder
"iell.·ieht in einigen Fiiilen Lehrwerkstätten
!i,·iß,:n (anhalle/lile Zlrisrhrn1'lI!e. Der Prii­
"i,icnl I/il)t das Glockcnceic7lclI) , ob sie so
"Jc)' so heißen, ist gleichgültig. Ich sage ja
Illld nochmals ja, denn wir wollen die Jugend­
liebl'tl, die wir augenblicklich nicht untor­
IHin;.:en können, irgendwie beschäftigen. Und
eh ;;age Ihnen, ieh bin fest überzeugt, daß
'h .Iugendlichen mitgehen werden. Denn es
mponiert niemandem, wenn von den vielen

T:\\1send beschäftigungslosen Jugendlichen
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200 oder 300 zusammengerufen und bezahlt
werden, um dann gegen diese Art der Be­
schäftigung zu demonstrieren. Ich bin über­
zeugt, die gesamte nicht beschäftigte Jugend,
wenn sie mit ihren Eltern aufgerufen wird,
wird für unseren Plan zu haben -sein. Ich habe
mich zumindest ehensoviel wie jeder Herr und
jede Frau dieses Hauses mit der Jugendfrage
beschäftigt, denn ich bin seit 35 Jahren in
der Jugendbewegung tätig, und ich kann
sagen, ich kenne auch die Stimmung in der
.lugend. Wenn ich natürlich sage: "Ja, ihr
sollt dort nur dressiert werden, ihr sollt nur
schikaniert werden, ihr sollt dort von den
Kapitalisten ausgebeutet werden!", ja dann
ist es ganz klar, daß die Jugend nicht will.
Aber wenn ich ihr sage: "Wenn ihr einen
größeren Fleck der Heimaterde wirklich
fruchtbar gestaltet habt, werdet ihr zeitlebens
eine Freude an den Früchten eurer Arbeit
haben!", dann wird die Jugend mittun, und
dieser freiwillige Arbeitsdienst kann sodann
individuell gestaltet werden.

Auf diesen Gegenstand werde ich noch zu
einer anderen Zeit zurückkommen. Ich sage
Ihnen jetzt aber nur daB eine: Auf diese Art
kann man die Jugend auf ihren künftigen
Beruf vorbereiten. Da kann ich Buben schon
VOn 14 Jahren einsetzen, weil sie zum Beispiel
die Visierstange oder die NiveIlierstange be­
reits halten können. Wir haben seinerzeit
auch 15- oder 16jährige junge begeisterte
Burschen zu verschiedenen Dienstleistungen
herangezogen. (Zwischenrufe bei den Sozia­
listen.) Diese Burschen sind so begeisterte
Patrioten geworden, daß wir uns glücklich
schätzen könnten, wenn das auch heute der
Fall wäre. In den anderen Staaten, in Bul­
garien usw., gibt es auch einen Arbeitsdienst,
der ist aber zwangsrwe,ise. Einen solchen will
jedoch bei uns niemand. Unsere Jugend soll
die Arbeit nicht umsonst machen, und wer
von den Jugendlichen später in den öffent­
lichen Dienst tritt, dem soll die,se freiwillige
Dienstzeit angerechnet weIden. Ja, diese Be­
günstigungen soll man diesen Leuten gehen,
die freiwillig mithelfen am Aufbau und Aus­
bau unserer Wirtschaft. (Zwischenrufe bei
den Sozialisten.) Lieher Herr Abg. Petten­
auer, Sie lächeln! Mir ist das Lächeln aber
vergangen, seit so wöchentlich zehn bis zwan­
zig Mütter oder Väter zu mir kommen und
sagen: Helfen Sie mir, daß ich meinen Buben
oder mein Mädel in einer Lehre oder sonstwo
unterbringe! (Weitere Zwischenrufe.) Mit
dem Lächeln und Belächeln oder mit dem Ab­
lehnen hat man nichts erreicht. Machen Sie
einen Vorschlag, um die Jugendarbeitslosig­
keit zu beseitigen! Ich sage Ihnen, wenn er
gangbar ist, werden wir freudigst zustimmen.

(Abg. Pospischil: Im Wahlkampf ist es aber
anders. - Abg. Endl: Pospischil, halt's Maul!
- Abg. Pospischil: Halt du dein Maul! Ich
kann reden, wann ich will. Ihr wollt den
Arbeitsdienst schaffen! - Lebhafte Zwischen­
rufe bei der öVP. -- Abg. Endl: Nicht immer
stören durch ständige Zwischenrufe! - Ab­
geordneter Hainisch: So eine Frechheit! -­
Der Präsident gibt das Glockenzeichen.)

Wenn man mit Argumenten nicht mehr aus­
kommt, dann versucht man es. selbst wenn
man eine so (zur Seite des Linksblocks ge­
wendet) verschwindende Minderheit ist, mit
Drohungen. Wie würde es aussehen, wenn Sie
(!zum Abg. Pospischil gewendet) in dieser
Stärke wie wir hier shzen würden? (Ab­
geordneter Endl: Niedergeknüppelt wären wir
alle!) Ja, das ist der große Unterschied! Den
kennen wir und haben wir alle miterleht. Da­
her werden wir unbeirrbar nach jeder Rich­
tung diesen Weg weitergehen!

Und jetzt noch einige Worte zu den Be­
merkungen des Herrn Abg. Hilgarth über die
einklassige Schule oder, wie er sie genannt
hat, die "Einklassler". Ich habe selbst auch

. - ich weiß nicht, wie soll ich sagen - das
Glück oder das Unglück gehabt, fünf Jahre
in einer einklass-igen Schule zu sitzen. (Zwi­
schenrufe des Landeshauptmannstellvertreters
Papp.) Es war nicht erfreulich, ich muß
schon sagen, es hat manche Schwierigkeit
gegeben. Aber einfach alles, was eine Not­
wendi:gkeit ist, herunterzureißen, wie es die
Herren des Linksblocks so gern machen, ist
nicht am Platz. Ich sage Ihnen, wenn in den
Ländern, wo Sie oder Ihre Gesinnungsfreunde
herrschen, solche Schulverhältnisse wären wie
bei uns, dann könnte sich die Bevölkerung
dieser :{:.änder glücklich preisen. Gehen Sie
einmal auf Studienreisen in diese Länder ­
für Sie ist es ja erlaubt, für uns nicht - und
schauen Sie sich die Dinge dort knapp hinter
dem Eisernen Vorhang an. Sie werden dann
sagen, gehen wir lieher wieder zurück nach
Österreich! Ja, schimpfen über österreich,
ClJber fortgehen nicht, das ist eine merk­
würdige Tatsache.

Es wird notwendig sein, daß wir wirklich
alle zusammenhelfen, um diese schwierigste
Frage, die Jugendfrage, zu lösen. Wir müssen
alle Forderungen prüfen, damit wir zu einer
Lösung kommen. Wenn ein älterer Mann oder
eine ältere Frau verbittert i-st, dann sagen sie,
sie hätten schon soviel erlebt, sie werden auch
das noch überleben. Wenn aber die Jugend­
lichen seelisch verbittert sind, dann ist eine
Heilung schwer möglich. Ich sage daher, diese
schwierigste Aufgabe muß gelöst werden.
Lassen wir daher auf diesem Sektor alle
Meinungen, so weit sie sich im Rahmen des
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Möglichen bewegen, gelten. Ich weiß, daß Sie
sich nicht begeistern werden für den Arbeits­
dienst, der eigentlich Wiederaufbaudienst der
Wirtschaft genannt werden soll. Er soll auch
nicht Arbeitsdienst heißen, weil er eben kein
Dienst ist, denn diese Beschäftigung soll voll
bezahlt werden. Diesen Satz wird man oft
sagen müssen, weil er viel zuwenig bekannt
ist. EH muß eine Umschichtung und Umstel­
lung in den bisherigen Fragen, wie Subven­
tionen u. dgl., erfolgen. Lassen wir uns auf
dem Wege finden, der da heißt: Alle Gelder
für den Auf- und Ausbau unserer Wirtschaft!
Diese Gelder sollen aber nicht einzelnen, son­
dern allen, die daran beteiligt werden, zugute
kommen. Ich glaube, dann haben wir einen
einheitlichen Nenner gefunden, auf dem sich
alle 'ehrlichen Österreicher zusammentun
können. (Lebhafter Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. A n der 1.

Abg. ANDERL: Hohes Haus! In der
Gruppe 2 finden wir auch das Kapitel "Ge­
werbliche Fachschulen". Ich will ganz be­
sonders auf eine Fachschule hinweisen, die im
vergangenen Jahre eröffnet wurde; es ist dies
die Textilfachschule in Groß-Siegharts. Mit
der Eröffnung dieser Textilfachschule wurde
einem Antrag, der in diesem Hohen Hause im
Jahre 1946 gestellt wurde, entsprochen. Mit
dieser TextiLfachschule hat das obere Wald­
viertel eine Schule bekommen, in der sich der
Jungarbeiter im Weber,eiberuf ausibilden kann.
Dadurch kommt der alte, gute Ruf des Bandl­
kramerlandls wieder zu Ehren.

Im Schuljahre 1952/53 wurde die eI1ste
Schulklasse eröffnet, welche derzeit von
23 Schülern besucht wird. Im Schuljahre
1953/54 soll die zweite Klasse eröffnet wer­
den. Wenn von der Landesregierung die not­
wenigen Mittel zur Verfügung gestellt werden,
so sollen im darauffolgenden Jahre auch eine
Wirkerei- und eine Strickereiabteilung eröffnet
werden. Hoffentlich gelingt es dem Herrn
Finanzreferenten, den notwendigen Betrag
aufzubringen, um den weiteren Ausbau und
die weitere Einrichtung der Schule noch im
laufenden Jahre durchführen zu können.

Ich möchte hier noch auf eine andere Fach­
schule hinweisen, die zwar keine Landesfach­
schule ist, die aber auch ein Handwerk in
Österreich zur größten Bedeutung gebracht
hat. Es ist dies die Berufslehranstalt für
Uhrenindustrie in Kar1stein an der Thaya.
Mit den zwei genannten Fachschulen wird
auch ein kleiner Beitrag zur Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit geleistet und es soll
daher Aufgabe des Landes sein, für ihren

Ausbau mehr Mittel als bis jetzt zu bewil­
ligen.

Das Land betreibt noch eine weitere Fach­
schule; es' ist dies die Fachschule für das
Eisen- und Stahlgerwerbe in Waidhofen an der
Ybbs. Obwohl diese Schule baulich noch nicht
fertiggestellt ist - sie ist derzeit in einem
Gebäudeteil des Museums der Stadtgemeinde
Waidhofen untergebracht -, wird sie derzeit
schon von 48 Schülern besucht. Mit dem Aus­
bau dieser Fachschule werden mit Hilfe de!;
Landes gute Facharbeiter der Eisenindustrie
zur Verfügung gestellt. (IBeifaZl bei den So­
zialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Si g m und.

Abg. SIGMUND: Als gestern vom Hohen
Landtag das Gesetz über den Schutz der
Jugend von der Mehrheitspartei beschlossen
wurde, hat der Herr Abg. Stangler die Frage
gestellt: Wie bauen wir die Jugend in das
Wirtschaftsleben ein? Der Herr Abgeordnete
Professor Zach hat uns nun heute ganz deut­
lich vor Augen geführt, wie sich seine Frak­
tion es vorstellt, das Jugendproblem zu lösen.
Wir wissen, daß viele junge Menschen Lehr­
plätze suchen, wir glauben a:ber auch, daß
man das Jugendproblem nicht durch einen
Zwangsarbeitsdienst regeln kann. Wir haben,
bei jeder Budgetberatung immer wieder dar­
auf hingewiesen, daß es unbedingt notwendig
ist, staatliche LehTwerkstätten zu schaffen,
weil eben die Meisterlehre nicht ausreicht.
Unsere junge Generation will in das WiTt­
schaftsleben eingebaut werden. Man muß ihr
daher die Möglichkeit zu einer ausreichenden
Berufsausbildung geben, und eine solche
Möglichkeit ,sehen wir in der Errichtung von
staatlichen Lehrwerkstätten. Die Jugend­
arbeitslosigkeit bereitet uns große Sorgen,
und zwar deshalb, weil wir wissen, daß all­
jährlich Tausende junger Menschen aus der
Schule entlassen werden, deren Eltern nicht
wissen, wo sie einen passenden Lehrplatz für
die Jungen bekommen.

Ich habe bei jeder Budgetberatung beson­
ders darauf hingewiesen -- mein Vorredner
hat bereits davon gesprochen -, daß wir in
Niederösterreich eine Landesfachschule haben,
und zwar die Landesfachschule für das Eisen­
und Stahlgewerbe in Waidhofen an der Ybbs,
deren Ausbau dringend notwendig ist. Es ist
nun wirklich erfreulich, festzustellen, daß
diese Schule nunmehr tatsächlioh ausgebaut
wird. Damit wird jenem Gebiet, wo einst eine
blühende Kleineisenindustrie war, wieder sein
Wert wiedergegeben.

Wir haben im heurigen Voranschlag für
den Ausbau der Schule 2.8 Millionen Schilling
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vorgesehen. Für das Bauprojekt wurde ein
Wettbewerb ausgeschrieben, die Baukosten
werden mit zirka 10 Millionen Schilling ver­
anschlagt. Mit d2m heurigen Budgetbetrag
von 2.8 Millionen Schilling können bisher ins­
gesamt zirka 7.8 Millionen Schilling verbaut
werden. Es ist bedauerlich, daß es wahr­
scheinlich nicht gelingen wird, den Schul­
betrieb schon heuer aufzunehmen. Wir wissen,
daß gerade in den letzten Jahren der Ausbau
der gewerblichen Fachschulen gegenüber
jenem der bäuerlichen Fachschulen etwas zu­
rückgestellt worden ist. Wir sind nicht Gegner
der bäuerlichen Fachschulen -- ich möchte
das hier besonders unterstreichen ---, weil wir
wissen, daß auch die bäuerliche Jugend sich
ein entsprechendes Fachwissen in den Fach­
schulen erwerben muß. Wir werden aber
sehen, daß von den gewerblichen Fachschulen
gerade die Schule in Waidhofen an der Ybbs
einen großen Zuspruch von Schülern zu Ver­
zeichnen haben wird.

Ich wünsche und hoffe, daß wir mit der
Fertigstellung der Fachschule in Waidhofen
an der Ybbs nicht einen Schlußpunkt im Aus­
bau der gewerblichen Fachschulen gesetzt
haben, sondern daß das Land Niederöster­
reich, um unserer jungen Generation zu
helfen, diese Fachschulen weiter aushauen
wird. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Die Rednerliste
ist erschöpft. Der Herr Berichterstatter hat
das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Hohes Haus! Da die Redner in der
Debatte diese Gruppe eingehend behandelt
haben, bitte ich um Abstimmung über die im
Voranschlag beantragten Ansätze.

PRÄSIDENT SASSMANN : Es liegt zur
Abstimmung vor die Gruppe 2, Schulwesen,
ferner zwei Zusatzanträge des Herrn Ab­
geordneten Pospischil und zwei Resolutions­
anträge der Herren Abg. Dr. Steingötter und
Abg. Hilgarth.

Ich lasse zunächst über den Hauptantrag,
dann über die Zusatzanträge des Abgeord­
neten Pospischil und dann über die Resolu­
tionsanträge Dr. Steingötter und Hilgarth
abstimmen.

(Nach Abstimmung über Gruppe ;2 in
Erfordernis und Bedeckung) : An g e-
no m m e n.

(Nach Abstimmung über die zwei Zusatz­
anträge des Abg. Pospischil, betreffend die
Erhöhung des Beitrages an den Landcsschul­
baufonds, und betreffend die Erhöhung der
Stipendien für begabte Schüler): A b g e­
lehnt.

(Nach Abstimmung des Resolutions-
antragcs Dr. Steingötter. betreffend Jahres­
kurse für die Heranbildung von JIauptschul­
lehrern): An gen 0 m m e n.

('Nach Abstimmung des Resolutions-
antmges des Abg. Hilgarth. betreffend Vor­
sorge im Diel/stpostenplan für die ein­
klassigcn Schulen): A n gen 0 m m e n.

Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn
Abg. S c h ö beI' I, zur Gruppe 3, Kultur­
wesen. zu berichten.

(Ztceiter Präsident Wondrak übernimmt
den Vorsitz.)

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hohes
Haus! Die ordentlichen Ausgaben der
Gruppe 3, Kulturwesen, betragen 4,498.300 S.
Ihnen stehen Einnahmen von 52.700 S gegen­
über. Das Nettoerfordernis bei dieser Gruppe
beträgt daher 4,445.600 S.

Die Ausgaben dieser Gruppe umfassen
0,9% des Gesamtaufwandes gegenüber 0,7%
iw Vorjahre.

Neu geschaffen wurde in dieser Gruppe der
Voranschlagsansatz 354--62, Restaurierung
des Theissenhoferhofes, mit einem Betrag von
50.000 S. Das Gebäude wurde im Vorjahre
durch das Land Niederösterreich erworben
und muß nunmehr instand gesetzt werden.

Während die übrigen Voranschlagsansätze
in ihrer Höhe keine besondere Änderung auf­
weisen, ergibt sich eine Verdoppelung der
Kosten des Personalaufwandes beim Landes­
museum, da dureh die Aufnahme des Aus­
stellungsbetriebes eine Vermehrung des Auf­
sichts- und Reinigungspersonals für das
Museum notwendig war.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Spezialdehatte über diese Gruppe zu eröffnen.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Ich
c,röffne die Debatte. Zum Wort gelangt Herr
Abg. Pos pis chi I.

Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag! Als
die Gruppe 3 des Budgets für das Jahr 1952
im Hause zur Debatte stand, erklärte damals
Abg. Stangler von der ÖVP unter anderem,
und zwar am Schlusse seiner Ausführungen,
folgendes (liest): "Es wird nicht zuletzt auch
von diesem Hohen Hause und von uns allen"

so erklärte damals der Herr Abgeordnete
Sta.ngler -, "die wir mit die Verantwortung
tragen, abhängen, daß dieser Ruf der kul­
tm'ellen Sendung unseres Heimatlandes in Zu­
kunft weiterhin erhalten bleibt."

Dazu muß man sagen, daß diese Feststel­
lung wohl richtig war, daI~ aber die Verant­
wortlichen, von denen der Herr Abg. StangIer



180 Landtalg von Niedle:rö1ste:rreich. IV. Se:slsion der V. Walh1periode. 10. SitZJUlllg arn 29. April 1953,

damals gesprochen hat, in keiner Weise dem
1\,eCHIlU.11g gelragen naoen. "Kultureue ;,en­
aUH.!>' unseres .t.teunaüanaes", aas i,st eIn He­
gr 11,', aeT vleI Oellluallet und aer vor allem
aas gelsuge und materiel1e Leben unseres
\t OlKes m unserem heImatlande wldef'Splegeln
soUte. vv lrKllche kulturelle ArbeItsleIStung
wurue he11;\en, aaß WIr in unser. ganzes Land
KUltur hmaustragen und daf~ allen Menschen
in unserem Lanae, selbst in den kleinsten
Dörfern drauJ~en, die Möglichkeit geboten
wird, Kultur zu empfangen oder an ihr teil­
zunehmen. Es kann aber niemand bestreiten,
dal~ fur gro[~e Teile der Bevölkerung gerade
in Niederösterreich diese Möglichkeit nicht
besteht, daß sie daher außer ihrem heimat­
lichen Brauchtum Stiefkinder dieser ge­
nannten "kulturellen Sendwng" sind.

Wenn wir hier einen Vergleich ziehen -­
und es ist notwendig, daß dieser Vergleich
gezogen wird - mit der Millionenstadt Wien,
so sehen wir, daß die Bevölkerung Wiens viel
mehr Möglichkeiten hat, Bibliotheken aufzu­
suchen, Kunstausstellungen zu besuchen, auf
Volkshochschulen zu gehen, als die Bevöl­
kerung in Niederösterreich. Man muß daher
zu der Feststellung kommen, daß viel mehr
als bisher auf diesem Gebiete geschehen und
man neue Wege beschreiten müßte, um auf
dem Gebiet der Kultur in Niederösterreich
von einem wirklichen Fortschritt reden zu
können. Man kann doch nicht im Ernst be­
haupten, daß man mit diesem 0,9 %igen
Kulturbudget -- ich bedaure es sehr, eS
heuer wieder sagen zu müssen, es ist aber
eben wieder nur ein 0,9 %iges Kulturbudget
- für die Kultur wirklich etwas leisten kann.
Bei den Beratungen im Finanzausschuß hat
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Popp
in dieser Frage erklärt, daß Niederösterreich
deshalb am schlechtesten daran sei, weil es
keine Hauptstadt habe und daher geringe
Kulturlgroscheneinnahmen hat. Mit dieser Be­
gründung erklärte er, daß eben für die Kultur
in Niederösterreich nicht mehr ausgegeben
werden kann. Ich möchte dazu sagen, daß
diese Begründung unserer Auffassung nach
nicht stimmt. Man braucht hier nur ein
anderes Beispiel anzuführen. So hat zum Bei­
spiel das Burgenland auch keine Hauptstadt
in dem Sinne wie etwa Steiermark und
Kärnten, sondern EJsenstadt ist nur eine
kleine Stadt, nicht größer als etwa Wiener
Neustadt oder St. pölten. Dieses Burgenland
hat auch nur geringe Kulturgroscheneingänge
- ich glaube, es waTen im vorigen Jahre etwa
100.000 S - und trotzdem hat das Burgen­
land im Verhältnis zu seinem Gesamtbudget
für sein Kulturwesen doppelt so viel geleistet
als das Land Niederösterreich. Aber auch

beim Bundesland Vorarlberg liegen die Dinge
nicht viel anders. Wir müssen daher die
Eegründung, daß auf Grund der geringen
Kulturgroscheneingänge nicht mehr gemacht
werden konnte, als unrichtig ablehnen. Wohl
sind die Kulturausgaben diesmal im Vergleich
zum Vorjahre nicht 0,7% vom Gesamtbudget,
sondern 0,9 %. Es steht aber auch fest, daß
diese 0,2 %, die heuer hinzugekommen sind,
vor allem auf Personalmehrkosten zu buchen
sind, wozu noch kommt, daß ein Teil dieser
Personalkosten, vor allem für das Personal
im Landesarchiv und Landesmuseum, zu Un­
recht das Kulturbudget belastet, weil doch die
dort Bediensteten - zumindestens ein Teil
von ihnen - behöl'dIiche Aufgaben zu er­
füllen haben, so daß die Kosten· dieses Per­
sonals in der Gruppe 0 ihre Bedeckung finden
müßten.

In der Gruppe 3, Kulturwesen, finden wir
imlmer wieder das Wort ,;Förderung". Da
liest man von Förderungsmaßnahmen beim
Theaterwesen, von der FÖl'de'rung der Lite­
ratur, von der Förderung des Musiklehens
usw. Wie schaut es aber mit diesen Förde­
rungsmaßnahmen in Wirklichkeit aus? Ich
möchte gleich auf die Förderung der Lite­
ratur zurückkommen. Im Budget heißt es
"Beiträge für Volksbildungszwecke" und in
der Klammer steht "Förderung der Litera­
tur". Hier werden 70.000 S ausgegeben. Wir
haben darüber bei den Beratungen im Finanz­
ausschuß die Aufklärung bekommen, daß mit
diesem Betrag vor allem ein Werk subven­
tioniert wird, das jetzt schon fertig ist. Für
die "Volksbildung" seIbst sucht man aber
unter dieser Gruppe oder überhaupt im
ganzen Budget vergeblich einen Betmlg, der
tatsächlich für die Volksbildung ausgegeben
werden soll. Was für Volkstbildungszwecke
ausgegeben wird, s,ind pro Kopf und Jahr
wirklich nur ein paar Groschen. Mit diesen
paar Groschen aber wird man für die Volks­
bildung nicht gerade viel machen können.

Nicht viel anders schaut es mit den allge­
meinen Bestrebungen für die Förderung des
Volksbildungswesens in Niederösterreich aus.
Da gibt es einen interessanten Vergleich,
nämlich mit unserem Nachbarland Oberöster­
reich. Dort gibt es 99 Zweigstellen eines
Volh:bildungswerkes, die sich über das ganze
Land verteilen und die durch einen eigens
dafür im Kulturreferat der oberösterreichi­
schen L1andesregierung tätigen Landes­
beamten fachlich beraten wel'den. Dieser
Landesbeamte, Dr. SchiffboTn heißt er, be­
schäftigt sich ausschließlich mit diesen Fra­
gen. Wir in Niederösterreich haben nur drei
solche Kulturzweigstellen, nä.mlich in Sankt
Pölten, Wiener Neustadt und Krems. Diese
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drei Stellen, die wir in Niederösterreich
haben, haben aber keine gemeinsame Ziel­
setzung mit dem zentralen Kulturreferat,
sondern sie sind sich in fast allen Belangen
selbst überlassen. Man muß hier fragen,
warum kann man in Oberösterreich wirklich
eine planende Tätigkeit auf diesem Sektor
durchführen und warum kann man das nicht
auch in Niederösterreich machen?

Ebenso wie auf dem Gebiet der Volks­
bildung muß man auch auf dem Gebiet des
Musikwesens feststellen, daß eine planende
Tätigkeit zu vermissen ist. Für das Musik­
wesen ist im Unterabschnitt 326 ein Betrag
von 450.000 S ausgeworfen, der dazu ver­
wendet werden soll, um einerseits das Nieder­
österreichische Tonkünstlerorchester und
anderseits einige Musikschulen - ich glaube,
es sind acht Musikschulen in Niederöster­
reich -_. zu subventionieren. Unbestritten ist
- ich glaube, das wird niemand widerlegen
können oder abstreiten wollen .~, daß die
Leistung des Niederösterreichischen Ton­
künsttlerorchesters ein volles Lob verdient.
Traurig genug, daß man trotz dieser Leistung,
die auch wir gerne anerkennen wollen, fest­
stellen mußte, daß zu Beginn dieses Jahres
dieses Orchester vor der Auflösung stand.
Nur der Appell der Betriebsräte dieses
Orchesters, der Notschrei seiner Musiker, die
vor der Arbeitslosigkeit gestanden sind, hat
eine Auflösung dieses Orchesters im aller­
letzten Moment verhindert. Es wird immer
sehr gerne mit der Leistung dieses Ton­
künstlerorchesters operiert. Aber es wäre
sehr gut, wenn sich die Verantwortlichen
auch mit den sozialen Lebensverhältnissen
dieser Musiker befassen würden. Natürlich
kann man sagen, dafür ist das Kulturreferat
nicht zuständig und daher kann man es da­
für nicht verantwortlich machen. Aber man
kann feststellen, daß dieses Orchester im ab­
gelaufenen Jahre in Niederösterreich in den
Gemeinden draußen 110 Konzerte gegeben hat
und daß seine Musiker Gehalte zwischen
900 Sund 1200 S erhalten haben. Man muß
schon sagen, für Menschen, die eine derart
qualifizierte Leistung vollbringen, sind das
Hungerlöhne, und man muß sich wirklich
wundern, daß diese Menschen so viel Idealis­
mus aufbringen, um eine solche Leistung
überhaupt vollbringen zu können.

Wenn man alles das zusammenfaßt, was hier
unter dem Titel "Kulturförderung" geschieht,
so muß man zu der Feststellung kommen, daß
es in dieser Gruppe eine Reihe ernster Mängel
gibt. Was das Musikwesen selbst anbelangt,
wäre es notwendig, neue Musikschulen zu er­
richten. Wir wissen, daß es in Niederöster­
reich Gebiete gibt, wo keine Musikschule ist.

Die Musikschulen sollen das Rückgrat für die
musikalische Laienkunst in unserem Lande
sein. Es wäre daher Aufgabe des Kultur­
referates, in den Gebieten, wo wir noch keine
Musikschulen haben, solche zu schaffen, in­
dem man an Ort und Stelle durch ent­
sprechende Beratungen die daran inter­
essierten Kreise organisiert und durch Sub­
ventionierung enstprechend unterstützt. Aller­
dings müßte dann, um diese Aufgaben er­
füllen zu können, der im Budget für das
Musikwesen ausgeworfene Betrag erhöht
werden. Es ist zwar bekannt, daß die Musik­
schulen auch vom Bund subventioniert wer­
den, aber die Beträge, die vom Land und vom
Bund gegeben weI'den, sind natürlich viel zu
gering.

Wenn ich also zusammenfassen darf, Hoher
Landtag, so sind wir der Auffassung, daß
auf dem Gebiet des Kulturlebens in Nieder­
österreich vor allem eine Arbeitsgemeinschaft
für Kunst und Wissenschaft nötig wäre.
Niederö3terreich braucht zunächst einmal
ein halbwegs zweckentsprechendes Budget für
die Aufgaben, die es auf kulturellem Gebiet
zu erfüllen hat. Erst ein solches Budget
würde dazu berechtigen, von einer Mission
des Landes, von seiner Sendung in der Kultur
zu reden. Ferner wird es notwendig sein,
planend und initiativ an alle diese Fragen
heranzugehen, nicht einfach darauf zu
warten, was da oder dort in den Gemeinden
des Landes Niederösterreich auf dem Gebiet
der Kultur entsteht, im übrigen aber alles
dem Zufall zu überlaesen.

Außerdem wird es notwendig sein, mitzu­
helfen, den Kampf gegen Schmutz und
Schund im Kulturwesen stärker als bisher zu
führen. Vor allem ist es erforderlich, ener­
gischer als bisher gegen die Schundliteratur
vorzugehen. Ich kann anführen, daß das
Land Kärnten auf diesem Gebiet beispiel­
gebend vorangegangen ist. Das Land Kärnten
hat vor einiger Zeit ein Verbot des Verkaufes
und des Vertriebes von Erzeugnissen der
Schundliteratur erlassen. Was in Kärnten
aber möglich ü,t, muß auch in Niederöster­
reich möglich sein.

Zum Schluß kommend, stelle ich fest, daß
es im Kulturwesen des Landes auch eine an­
erkennenswerte Leistung gibt. Diese wirklich
anerkennenswerte Leistung liegt in der gelun­
genen Ausgestaltung des Niederösterreichi­
schen Landesmuseums. Dieses Museum hat ­
ich weiß nicht, ob dies schon der Fall war
oder ob dies in Kürze sein wird - den
hunderttausendsten Besucher zu erwarten.
Allerdings ist hier zu bedenken, daß ohne
Zweifel sehr, sehr viele Leute aus Wien sind,
die dieses Museum besuchen. Wir müßten
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daher auch daran interessiert sein, Wege zu
finden, daß mehr Menschen aus unserem
eigenen Bundesland dieses Museum besuchen
können.

Übrigens würden wir auch vorschlagen, daß
die Schaustücke des Landesmuseums nicht
nur im Landesmuseum selbst gezeigt werden,
sondern daß man auch Wege beschreitet und
versucht, die Ausstellungen des Landes­
museums auch den Bewohnern der nieder­
österreichischen Gemeinden zugänglich zu
machen, indem man Wanderausstellungen ver­
anstaltet.

Schließlich will ich mich noch mit einer
Frage beschäftigen, die in der letzten Zeit
fast die gesamte Presse beschäftigt hat. Es
handelt sich um die begonnene Demolierung
des Schlosses Marchegg. Es ist darauf hin­
gewiesen worden, daß es viele andere
Schlösser in Niederösterreich gibt, die vor
dem Verfall stehen. Das allein dürfte aber
kein Grund sein, Marchegg nicht zu helfen,
zumal es für die Marchegger Bevölkerung
nicht nur eine Frage der Erhaltung eines
Kunstwertes ist, der ohne Zweifel beim
Schloß Marchegg gegeben ist, sondern auch
eine Frage der Schaffung von 14 Wohnungen
für die über 80 Wohnungslosen in der Ge­
meinde Marchegg bedeutet. Es müßte also im
Interesse des Landes liegen, dafür zu sorgen,
daß der kunsthistorische Wert des Schlosses
Marchegg dem Lande erhalten bleibt.

Ich erlaube mir daher im Zusammenhang
mit dieser Frage einen Antrag zu stelleIl
(~iest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Um die Erhaltung des Schlosses March­

egg, das von geschichtlichem und kunst­
historischem Wert ist, zu garantieren, ist ein
neuer Voranschlagsansatz (354~63) in der
Höhe von 150.000 Szu eröffnen, der der
Gemeinde Marchegg den Ankauf des Schlosses
ermöglicht. "

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. Dr. S t ein g ö t tel'.

Abg. Dr. STEINGöTTER : Hohes Haus!
Endlich hat auch der Vertreter der Volks­
opposition einen Gegenstand gefunden, um
sein Lob ausdrücken zu können. Dieser Gegen­
stand betrifft unser Landesmuseum. Durch den
Film "Lebendiges Museum", der im In- und
Ausland bereits gezeigt wurde, ist das Landes­
museum als ein Reformwerk charakterisiert,
dem selbst hier im großen Wien nichts Ähn­
liches an die Seite gestellt werden kann. Es
ist selbstverständlich, daß nicht nur der Hohe
Landtag, sondern alle Kreise des Landes, die
an der Entwicklung von Wissenschaft und
Kunst interessiert sind, vor allem Dank

wissen all den Männern, die an der Errich­
tung dieses Museums beteiligt waren. Es ist
in allen seinen Abteilungen vorbildlich und
zeigt, daß selbst mit den verhältnismäßig
geringen Mitteln, die hier zur Verfügung
gestanden sind, eine wirkIiche kulturelle Tat
gesetzt wurde.

Gleich dem Landesmuseum ist für Nieder­
österreich aber auch das Museum Carnun­
tinum von großer Bedeutung. Wir sind uns
alle einig, daß auch dieses Museum neben den
Ausgrabungen in Carnuntum weiter gefördert
werden muß, weil wir dadurch in die Lage
versetzt werden, aus der Zeit der römischen
Geschichte unseres Landes bemerkenswerte
Funde zu machen.

Wenn von der Tätigkeit auf kulturellem
Gebiet in Niederösterreich gesprochen wird,
so möchte ich in bezug auf das Kapitel
Wissenschaft hervorheben, daß das Amt für
Kulturwesen auch die Herausgabe von Disser­
tationen finanziell unterstützt. Was das für
arme Hochschüler bedeutet, kann nicht genug
gewürdigt werden. Ich würde bitten, daß man
auf diesem Wege, den man in Deutschland
schon immer gegangen ist, fortschreitet, weil
wir wissen, daß die Herausgabe von Disser­
tationen viel Geld kostet. Es bedeutet jeden­
falls eine kolossale Unterstützung all der­
jenigen, die mangeIs eigener Mittel nicht in
der Lage sind, ihr Studium und ihren Fleif3
durch die Herausgabe einer Dissertation zu
krönen.

Wenn der Herr Abg. Pospischil behauptet
hat, die Kulturreferate von St. Pölten, Wiener
Neustadt und Krems seien Einzelgänger, sie
seien nicht miteinander verbunden, dann irrt
er sich. Diese drei Kulturreferate, geführt
von hervorragenden Schülern des österreichi­
schen Institutes für Geschichtsforschung,
arbeiten mit dem hiesigen Referat andauernd
Hand in Hand und pflegen auch periodische
Zusammenkünfte, um zu trachten, daß die
Einrichtungen und Arbeiten dieser drei
Städte auf kulturellem Gebiet nicht nur inner­
halb dieser Städte, sondern weit hinaus über
die Umgebung dieser Städte Verbreitung
finden.

Es ist auch zu erwähnen, daß das Kultur­
referat die Einrichtung von Heimatmuseen
und die Gründung von Bibliotheken unter­
stützt hat und weiter unterstützt. Gerade das
Bibliothekwesen i,st in Niederösterreich in
einem andauernden Aufstieg begriffen. Es
haben die Städte Amstetten, Baden, Krems,
St. Pölten und Wiener Neustadt große Volks­
büchereien, die hauptamtlich betrieben wer­
den und deren Verleih weit über den Kreis
der betreffenden Städte hinausgeht. Dazu
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muß erwähnt werden, daß aber in Nieder­
österreich Gewerkschafts-, verschiedene
Vereins- und Pfarrbüchereien vorhanden sind,
welche die Pflege des Buchwesens in ziem­
lichem Ausmaß betreiben. Es kann also ab­
solut nicht davon gesprochen werden, daß das
Land Niederösterreich in dieser Richtung
gegenüber anderen Bundesländern zurück­
steht. Es ist ohne weiteres möglich, daß in
den Gebieten, die heute noch Notstands­
gebiete sind - bei denen wir im übrigen die
Ursachen dieses Notstandes genau kennen -,
der Fortschritt in der Pflege des Buchwesens
noch nicht so weit gediehen ist wie in den
Städten, die nicht solche Zerstörungen und
solche Verluste durch den Krieg zu ver­
zeichnen haben, wie eben die genannten Not­
standsgebiete.

In Bezug auf die Förderung des Theater­
wesens hat das Kulturreferat jedenfalls große
Verdienste. Es sind drei Theater, und zwar
die in Wiener Neustadt, Baden und St. Pölten

die beiden erstgenannten bilden eine
Theatergruppe die vom zuständigen
Referat und vom Unterrichtsministerium ge­
fördert wel'den. Es ist ja nicht nur in Nieder­
österreich, sondern auch in anderen Ländern
und Landeshauptstädten schwer auch
Wien eingeschlos1sen -, heute Theater zu
führen. Ich kann an Hand des letzten Kon­
trollberichtes des Stadtmagistrates St. Pölten
zeigen, wie schwierig die Pflege des Theater­
betriebes für eine Stadt und für alle Faktoren
ist, die ein Theater unterstützen. Das Stadt­
theater St. Pölten hat in dieser Saison
867.286 S an Einnahmen zu verzeichnen,
denen Ausgaben in der Höhe von 865.323 S
gegenüberstehen. Es ist also gleichsam mit
einem Plus von rund 2000 S durchgekommen.
Das war aber nur mit großen finanziellen
Unterstützungen möglich. Die Stadt St. Pölten
muß dem Theaterdirektor selbstverständlich
das stets spielfertige Haus zur Verfügung
stellen. Es steht dafür auch ein eigener
Fundus zur Verfügung, den sich die Stadt­
gemeinde St. Pölten mit Unterstützung des
Kulturreferates angeschafft hat. Die Stadt­
gemeinde gibt außerdem für Beleuchtung,
Beheizung und als lebende Subvention
170.000 S aus. Außerdem haben das Land
und das Bundesministerium für Unterricht
während dieser Saison eine Subvention von
sage und schreibe 480.000 S gewährt! Es war
also nur mit diesen namhaften Subventionen
möglich, das Stadttheater zu führen. Dabei
sind 194 Vorstellungen gegeben worden, wo­
bei freilich im Durchschnitt ein Besucher­
stand von nur etwas über 200 gezählt werden
konnte. Das Stadttheater St. Pölten muß
eben, um auch aus dem Kulturgroschen sub-

ventioniert werden zu können, Klassikervor­
stellungen veranstalten, bei denen leider die
Tatsache zu verzeichnen ist - da steht uns
jedenfalls eine große Erziehungsaufgabe noch
bevor --, daß es manchmal fast vollkommen
leere Häuser gibt. Dadurch ergibt sich eben
der geringe Besucherdurchschnitt. Es muß
ohne weiteres zugegeben werden, daß dieser
Umstand vielleicht hauptsächlich durch den
Besuch der Kinos bedingt ist. Für den Besuch
eines Kinos braucht sich der Besucher ­
sagen wir es offen - nach seiner Büro- oder
Werkstattarbeit nicht besonders umzuziehen,
sondern er kann ohne weiteres seine Alltags­
kleider anbehalten, auch braucht er seine
Überkleider in der Garderobe nicht abgeben.
Im Theater dagegen müssen Besucher ihre
Garderobe abgeben; auch sind die Eintritts­
preise immer noch höher als die Kinopreise.
Das Kinowesen beeinträchtigt also den
Theaterbesuch. Das Ensemble, das wir heuer
im Stadttheater in St. Pölten gehabt haben,
hat mit einer wahren Besessenheit und mit
dem Aufwand all seiner Kräfte der Kunst
gedient, wobei die Gagen, die natürlich nach
den Normen der Bühnengewerkschaft gezahlt
werden, doch nicht sehr hoch sind. Jedenfalls
muß anerkannt werden, daß diese Künstler
tatsächlich das Äußerste leisten und daß es
heuer im Stadttheater in St. Pölten - ich
',veiß dies auch von den Theatern in Wiener
Neustadt und Baden - Aufführungen ge­
geben hat, die, ohne zu übertreiben, jeder
Großstadt Ehre machen würden. Die Unter­
stützung dieser drei Bühnen in Niederöster­
reich ist eine selbstverständliche Pflicht, die
das Land zu erfüllen hat. Wir danken dafür
und ersuchen, diese Tradition weiter fortzu­
setzen.

Bezüglich der Volksbildung kann ich dem,
was Herr Abg. Pos,pischil gesagt hat, nicht
vollkommen beistimmen. Wir wissen, daß es
bereits in vielen Städten und Orten Nieder­
österreichs Kulturämter gibt, die in voller
Tätigkeit sind. Neben den Kulturämtern in
den bekannten größeren Städten ist ein
Kulturamt in einer Stadt zu erwähnen, das
besonders hervorgehoben werden muß. Es ist
dies das Kulturamt in der Stadt GmÜnd.
Dieses hat ein derartig reichhaJt,iges Kultur­
und Volksbildungswesen aufzuweisen, daß
man es ruhig jenem einer großen Stadt zur
Seite stellen kann.

Daß natürlich noch Wünsche offen sind, ist
selbstverständlich. Wir haben jedoch den Ein­
druck, daß durch das Zusammenwirken der
verschiedenen Kulturämter, der verschiedenen
Kulturvereine, der verschiedenen Dilettanten­
vereine und der Theater heuer im Winter in
Niederösterreich eine Kultur. und Theater-
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tätigkeit zu verzeichnen war, die ausge­
sprochen befriedigen muß.

Bezüglich der Denkmalpflege ist schon in
der Sitzung des Finanzausschusses das Not­
wendige gesagt worden. Auch hier hilft das
Kulturreferat den Gemeinden, die beschädig­
ten und reparaturbedürftigen Kunstdenkmäler
wieder in einen solchen Zustand zu bringen,
damit er für die Betrachter kein weiteres
Ärgernis bildet.

In Niederösterreich sind es vor allem
Kunstdenkmäler aus der Zeit des Barocks,
die sehenswert sind. Das Kulturreferat müßte
vielen Städten und kleinen Orten helfend bei­
springen, um zn ermöglichen, daß die ent­
sprechenden Instandhaltungsarbeiten dieser
Kunstdenkmäler durchgeführt werden. Es
gibt in Niederösterreich - -- ich habe schon im
Finanzausschuß ihre Namen angeführt ­
sehr viele Schlösser und Burgen, die unserem
Lande zur Zierde gereichen würden, wenn sie
nicht in einem so schrecklichen Zustand
wären, wie sis derzeit sind. Was von March­
egg gesagt wurde, gilt auch für 30 oder 40
weitere im Verfall befindliche Kulturdenk­
mäler. Die notwendigen Arbeiten für ihre
Instandsetzung würden aber ganz kolossale
Summen erfordern, über die wir einfach nicht
verfügen. Die Ursachen ihres Verfalles habe
ich schon angeführt. Der größte Teil dieser
Schlösser ist USIA-Eigentum; sie werden un­
vErständlicherweise den Städten und Gemein­
den, wo sie sich befinden, nicht zurückgegeben.
Sie verfallen total, weil sich niemand um sie
kümmert. Andere Objekte wieder sind noch
von den Besatzungstruppen bewohnt, so daß
bei diesen Objekten derzeit keine Instand­
h3.1tungsarbeiten durchgeführt werden können.

Wir können feststellen, daß das Land
Niederösterreich bestrebt ist, auf dem Gebiet
des Kulturwesens das zu leisten, was mit den
Mitteln, die uns zur Verfügung stehen, eben
möglich ist. Darüber hinaus müssen wir es
aber ablehnen, daß die Besatzungsmächte ­
und ich spreche hier von allen Besatzungs­
mächten, vorausgegangen ist ja hier das
amerikanische Besatzungselement - glauben.
uns in der Form der sogenannten Informa­
tionzentren kulturell bereichern zu müssen.
Das ist in allen vier Zonen Österreichs und
auch in allen vier Zonen von Wien der Fall.
Wir können aber auf diese sogenannten
Informationszentren ruhig verzichten. Diese
Informationszentren geben vor, sie seien nur
deswegen da, um das österreich ische Volk
über die wahre Demokratie und über die
wahre Kultur zu unterrichten. Da fällt einem
unwillkürlich das alte Römerwort ein: "Dif­
ficik est risum tenere, amici!" Ich möchte
das in niederösterreichische Mundart über-

setzen: "Daß i net lach!" (Heiterkeil.) Es
berührt uns ganz merkwürdig, daß sich die
Besatzungstruppen und ihre Auftraggeber in
den acht Jahren, die sie sich in diesem Lande
befinden, noch nicht davon überzeugt haben,
daß wir kein Negerstamm sind - sie be­
nehmen sich nämlich manchmal so --, und
daß sie nach diesen acht Jahren noch immer
nicht wissen, daß hier in Österreich ein aites
Kulturvolk lebt. Ich möchte den Vergleich
noch einmal wiederholen, den ich so oft wäh­
rend der Jahre 1938 bis 1945 erwähnt habe
und der auch heute noch gilt. Zu der Zeit
nämlich, in der es bei uns schon Kunstschätze
und Werke der Dichtung gab, haben in a11
den Ländern, die uns heute erlösen wollen,
noch die Auerochsen gegrast. (Heiterkeit.)
Wir haben es also nicht notwendig, von
andel'en Unterricht über Kultur und Demo­
kratie zu empfangen, sondern das öster­
reichische Volk hat im Gegenteil mit seiner
Kultur, seiner Wissenschaft und Kunst die
meisten umwohnenden Völker befruchtet.

Damit hängt auch zusammen - das sei ein­
mal offen hier besprochen -, daß man in
unseren Schulen zwangsweise russischen
Sprachunterricht erteilen läßt. Die öster­
reichische Bevölkerung lernt in ihren Schulen
und in ihren Hauptschulen - es ist das stati­
stisch nachgewiesen - von selbst ohne Zwang
jene Sprache, die heute in der ganzen Welt
am meisten gesprochen wird: das ist die eng­
lische Sprache. Der ganze Aufwand für diesen
Russischunterricht, der da in Niederöster­
reich an allen Schulen stattfindet, der ist ­
verzeihen Sie mir das etwas harte Wort, aber
da wird mir jeder Pädagoge beistimmen ­
wirklich für die Katz! Was wir in Österreich
brauchen würden, wäre der Unterricht in
jenen Sprachen, die unsere Nachbarn spre­
chen. Da waren in österreich seinerzeit - das
muß man zur Beschämung der anderen
Schulen sagen - die Militärschulen vorbild­
lich. Wenn wir in Österreich Tschechisch,
Ungarisch, Kroatisch, Slowenisch, Italienisch
und, weil wir an die Schweiz angrenzen,
Französisch lernen würden, wäre das jeden­
falls ein Vorteil. Auch im alten Österreich ist
in dieser Hinsicht gesündigt worden, weil
wir absolut nicht die Sprachen unserer Nach­
barn lernen wollten, während demgegenüber
die Angehörigen der uns benachbarten
Nationen die deutsche Sprache beherrscht
haben. Diesbezüglich wäre auch jetzt noch
viel nachzuholen, und dies wäre tatsächlich
besser, als daß unsere Kinder in einer Sprache
unterrichtet werden, die sie erstens ihr Leben
lang nicht brauchen und die sie zweitens in
einer Weise lernen, daß sie sie sofort, wenn
sie die Schule verlassen haben, wieder ver-
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gessen. Darum wäre es, glaube ich, Aufgabe
unseres Staates, den Unterricht der Sprachen
derjenigen Nationen zu fördern, die uns um­
geben. Ich würde es begrüßen, wenn in dieser
Beziehung ein Fortschritt erzielt werden
würde.

Jedenfalls kann feh mit dem ganzen Haus
der Befriedigung Ausdruck geben, daß das
niederösterreichische Kulturreferat allen An­
forderungen nachkommt. so daß wir uns auf
diesem Gebiet trotz aller wirtschaftlichen
Nöte und trotz aller Hemmungen, denen wir
in jeder Beziehung unterworfen sind, sehen
lassen können. (!Beifall bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt der Herr Abg. Z e ye r.

Abg. ZEYER: Hohes Haus! Zur Gruppe 3,
Voranschlagsansatz 359-62, Grabungen in
Carnuntum, erlaube ich mir folgendes festzu­
stellen:

In Carnuntum, diesem historischen Boden
Niederösterreichs, finden seit Kriegsende neue
Ausgrabungen statt. Es' wurden dort wert­
volle Entdeckungen gemacht, die der Nach­
welt erhalten bleiben müssen. Es ist anerken­
nenswert, was alles mit den geringen Geld­
mitteln, die dort zur Verfügung stehen, ge­
leistet wird. Wir wissen, daß das Land selbst
100.000 S für die Grabungen und 30.000 S zu
ihrer Erhaltung zur Verfügung stellt und daß
weitere 100.000 S aus dem Kulturgroschen zur
Verfügung stehen. Die Funde, die dort ge­
macht worden sind oder freigelegt wurden,
müssen unbedingt erhalten bleiben. Wenn
wir feststellen, daß im verflossenen Jahre
17.700 Arbeitsstunden bei diesen Grabungen
geleistet und außerdem 82.000 S für die Erd­
abfuhr sowie für Steine und Zement ausgelegt
wurden, so müssen wir sagen, daß hier ganz
vorbildliche Arbeit geleistet wurde.

Nun wirft sich die Frage auf - und diese
ist auch die bange Frage der dortigen Bevöl­
kerung -, wie lange werden diese Grabungen
noch dauern? Wir wiEsen, daß auf dem 'rraun­
sehen Gutsbesitz 75.000 Quadratmeter, das
sind 1U" Joch Grund, zur Verfügung stehen;
wir wissen weiter, daß insgesamt 7 % dieser
Grundfläche freigestellt wurden, so daß es
noch ziemlich lange dauern wird, bis dieses
Gelände dem Fremdenverkehr ganz er­
schlossen wird. Wir wollen hoffen, daß die
Landesregierung in Hinkunft größere Geld­
mittel zur Verfügung stellen wird, damit die
Arbeiten beendet werden können. Die Atbeiten
für die Grabungen werden meistens vor Be­
ginn der Ernte begonnen, so daß dadurch die
Arbeiter, die zum Schnitt und Drusch not­
wendig sind, der Landwirtschaft entzogen
werden, was eine Hemmung in unserer Wirt-

schaft bedeutet. Ich möchte daher bitten, daß
ehestens alles geschieht, damit diese Gra­
bungen beendet werden und dadurch unsere
Landwirte endlich wieder zu ihren ständigen
Arbeitskräften kommen. Das ist unbedingt
notwendig, und zwar speziell im Interesse der
gesamten Wirtschaft.

Ich gestatte mir daher die Anfrage, was
die Landesregierung zu tun gedenkt, um die
Grabungen zu beschleunigen, damit die in
Rede stehenden Grundflächen endlich dem
Fremdenverkehr erschlossen werden können.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Frau Abg. C zer n y.

Abg. CZERNY: Hohes Haus! Es ist richtig,
daß das Kapitel 3 in allen seinen einzelnen
Punkten über nicht allzuviel Mittel verfügt.
Dennoch war es möglich, vor wenigen
Monaten zum Beispiel in Wiener Neustadt
eine dritte Leihbibliothek der Gemeinde zu
übergeben, die mit Hilfe der Unterstützung
des Landes Niederösterreich errichtet wurde.
Es wird Sie vielleicht interessieren, daß
gerade in meiner Heimatstadt im Jahre 1945
die Bibliotheksreste buchstäblich aus den
Trümmern ausgegraben werden mußten. Ich
bin davon überzeugt, daß sowohl die Men­
schen dort als auch hier im Kulturreferat mit
der gleichen Liebe an dieser Arbeit gehangen
sind. Das möchte ich bei der heutigen Be­
Eprechung dieses Kapitels ausdrücklich fest­
halten.

Aber nicht nur das Büchereiwesen, sondern
auch das Musikwesen wurde weit über den
Stand von 1945 ausgebaut. Wir zum Beispiel
in Wiener Neustadt haben im Jahre 1945 auch
auf dem Gebiete des Musikwesens die gleichen
Verhältnisse vorgefunden, wie sie beim
Bibliotheks,wesen bestanden haben. Auch hier
mußten wir die Reste von Musikalien, Noten
u. dgl. unserer Musikschulen ausgraben.

über diese Angelegenheit hinaus besteht
aber noch eine Frage, die aber mit Geld allein
nicht bereinigt werden kann. Wir wissen alle,
daß unser Land der ganzen Welt viele große
Künstler und Wissenschaftler geschenkt hat.
Wir haben daher die Aufgabe, alle Talente,
die vielleicht noch schlummern mögen, zu
fördern. Dazu gehört unter anderem auch, daß
in den Menschen schon in ihrer Jugend die
Liebe zur Musik und zur Kunst geweckt wird.
Wer zum Beispiel das Jugendsingen gehört
hat, wer die jungen Menschen in ihrer Fröh­
lichkeit gesehen und gehört hat, wie Rie sich
in der Instrumentalmusik betätigen und
trachten, ihr Bestes zu geben, weiß, welch
unendliche Arbeit hierzu notwendig ist. Es
ist nicht damit allein getan, daß man einer
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Schule einen finanziellen Beitrag zur Ver­
fügung stellt, sondern man muß auch ver­
suchen, die jungen Menschen zur Ausbildung
in einem Musikinstrument anzueifern. Es be­
steht hier leider die Konkurrenz des Radios,
der Tonfilme usw. Man braucht zum Beispiel
nur einen Knopf beim Radio aufdrehen, um
Musik zu hören. Um aber irgendein Musik­
instrument zu erlernen und dabei nur ein
beachtliches Können zu erreichen, braucht es
mehr als nur einen Knopf anzudrehen, es be­
darf vieler Jahre emsiger Schulung und
übung. Das ist die Aufgabe unserer Musik­
schulen, die sie zu lösen haben, um die gesun­
kene Freude zur Musikausbildung und Musik­
ausübung wiederum zu beleben. Ich bin davon
überzeugt, daß skh unsere Musikschulen, die
vom Land Niederösterreich nach Tunlichkeit
gefördert werden sollen, bemühen, dieser Auf­
gabe gerecht zu werden.

Ich glaube, daß es auch notwendig ist, über
unser Landesymphonieorchester etwas zu
sprechen. Hier sind wirklich Menschen am
Werk, die in die kleinsten Orte unseres
Landes Stunden der reinsten Freude tragen.
Es ist gerade dem Kulturreferat des Landes
vorbehalten gewesen, den fast vor der Tür
stehenden Zusammenbruch des Orchesters
aufzuhalten. Wir wissen, daß diese Frage
nicht allein nur mit Geld zu regeln ist, son­
dern hier muß auch die Liebe zur Musik, die
Liebe zur Kunst in den Menschen geweckt
und gefördert werden. Wenn wir in unseren
Heimatorten mit dazu beitragen, diese Liebe
wachzurufen und zu fördern, dann leisten wir
vielleicht mehr, als wenn wir einmal 100.000 S
oder mehr zur Förderung des Musikwesens
hergeben. (Beifall bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. S t a n g leI'.

Abg. STANGLER: Hoher Landtag! Das
Kapitel "Kultur" gibt Gelegenheit, auch sei­
tens unserer Fraktion festzustellen, daß wir
die Einrichtungen, die von seiten der Landes­
regierung auf diesem Gebiet geschaffen wur­
den, durchaus begrüßen und anerkennen, weil
wir uns zu jeder kulturellen Leistung be­
kennen, die im Interesse unseres Landes voll­
bracht wird.

Ich habe schon vor Jahren darauf hin­
gewiesen, wie schwierig es ist, gerade in
Niederösterreich die Kulturarbeit zu fördern,
weil dieses Land keine Hauptstadt hat. Trotz­
dem hat die niederösterreichische Landes­
regierung gerade auf dem Gebiet der Kultur­
förderung ganz beachtliche Leistungen er-

, zielt. Wir bekennen uns daher zu diesen Ein­
richtungen. Wir erlauben uns aber doch

einige Vorschläge zur Erwägung zu stellen,
weil wir glauben - so Anerkennenswertes
hier auch bereits geleistet wurde -, daß auf
verschiedenen Gebieten noch mehr gemacht
werden müßte. Es genügt unserer Meinung
nach nicht, daß man einige Standardeinrich­
tungen schafft und darüber hinaus vergißt,
daß KulturaI'lbeit in die Breite und in die
Tiefe wirken muß.

Es ist sicherlich anerkennenswert, was auf
dem Gebiet der Errichtung und Ausstattung
des Niederösterreichischen Landesmuseums
geleistet wurde. Es ist heute und auch schon
früher darauf hingewiesen worden, daß es
sicherlich zu den modernsten Museen Öster­
reichs zählt, ja daß auch viele Menschen aus
dem Ausland kommen und es bewundern. Die
Ausgaben, die bisher für das Landesmuseum
notwendig waren, haben sicherlich eine ganz
beachtliche Höhe erreicht und sie haben auch
im neuen Voranschlag noch eine sehr große
Höhe. Wir wissen aber, daß die Errichtung
und der Ausbau unseres Landesmusums diese
hohen Mittel notwendig machten. Es wäre
nun unserer Meinung nach doch der Über­
legung des Referates wert, ob von nun an,
nachdem das Landesmuseum fertiggestellt ist,
künftighin bei seinem Zweckaufwand etwas
gespart werden könnte, um die so ersparten
Mittel für die vielen Museen in unserem
niederösterreichischen Land wirksam werden
zu lassen. Wir wissen, wie schwer gerade die
Leitungen unserer Museen draußen in Nieder­
österreich ringen, um diese Stätten erha;lten
zu können, die nicht nur rein örtliche Be­
deutung haben, sondern deren Bedeutung
weit über die je,weilige Stadt oder den Bezirk
hinausreicht. Ich erwähne nur das Höbarth­
Museum in Horn und das Krahulez-Museum
in Eggenburg. Es genügt also nicht, daß,man
nur das Landesmuseum mit großen Mitteln
ausstattet, sondern man müßte aueh die
vielen Heimatmuseen im Land stärker fördern
und unterstützen.

Ich freue mich, daß· nun unter anderem
auch daran gedacht wird, das Pöchlarner
Museum zu erneuern und hierfür Landes­
mittel bereitzustellen. Es ist hier schon ein
Weg hierzu beschritten worden und wir
glauben, daß es der richtige Weg ist. Wir
dürfen also nicht bei der zentralen Förderung
stehenbleiben, sondern wir mÜEsen auch dar­
auf sehen, daß die Förderung dezentral wirkt.

800.000 S sind für das Landesmuseum vor­
gesehen. Sicherlich hat dieses einen hohen
Personalaufwand und braucht daher viel
Geld. Aber nur 36.000 S -- wie wir im
Finanzausschuß hörten - für alle anderen
Museen vorzusehen, das scheint uns doch ein
zu krasser Unterschied zu sein.
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Was ich von den Museen sagte, gilt auch
für die Musikpflege. Auch wir bekennen uns
zum Niederösterreichischen Tonkünstler­
orchester, das im Laufe der letzten Jahre
wirklich zu einer niederösteJ;reichischen Ein­
richtung wurde, auch wenn es sich hier nur
um einen Verein und um kein Orchester der
Landesregierung handelt. Es steht fest, daß
diese Vereinigung durch die Vemnstaltung
vieler Konzerte gute Musik auch ,in die ent­
legensten Gebiete des Landes brachte.

Doch auch hier eine Anregung: Vielleicht
wäre es möglich, vor allem dann, wenn sich
die Notwendigkeit ergibt, Nachwuchskräfte
für das Orchester aufzunehmen, etwa durch
den Ausfall von bisher engagierten Musikern,
auf gebürtige Niederösterreicher zurückzu­
greifen. Es ist ein etwas ungutes Verhältnis,
wenn bei 54 Musikern des Niederösterreichi­
schen Tonkünstlerorchesters nur sechs Mu­
siker sind, die aus Niederösterreich gebürtig
sind oder zur Zeit in Niederösterreich leben.
Dieses Niederösterreichische Tonkünstler­
orchestel' müßte doch auch die Möglichkeit
bieten, daß fähige junge Musiker aus Nieder­
österreich, also junge Nachwuchskräfte,
durch Aufnahme in das Orchester eine Exi­
stenz finden und ihre musikalischen Fähig­
keiten unter Beweis stellen können.

Das Orchester ist ~ ich habe das schon
gesagt ~ ein Verein. Wenn nun der Herr
Abg. Pospischil meinte, daI3 die Auflösung
dieses Vereines bevorstünde, weil kein Kol­
lektivvertrag für seine Mitglieder bestehe, so
habe ich mittlerweile erfahren, daß diese
Frage schon gelöst ist, weil schon in wenigen
Tagen zwischen dem Verein und den Ver­
tretern der Gewerkschaft ein Kollektivvertrag
albgeschlossen werden wird. Die weitere Tätig­
keit des Orchesters ist somit gesichert.

Was ich aber sagen wollte, war, daß
die großen Beträge, die für ein sicherlich
leistungsfähiges Orchester ausgegeben wer­
den, in einem Gegensatz zu den viel zu ge­
ringen Mitteln stehen, die für die übrige
Musikförderung im Land Niederösterreich
zur Verfügung stehen. Denken wir doch
daran, daß es in Niederösterreich Dutzende
von guten Orchel?tern und Musikvereinen gibt,
daß es Dutzende von hervorragenden Ge­
sangvereinen und Musikschulen gibt, denken
wir daran, daß wir in Niederösterreich her­
vorragende Kirchenchöre haben; alle die Ge­
nannten sind absolut förderungs,würdig und
ihre Förderung würde sich auf das Kultur­
leben des Landes sehr, sehr günstig aus­
wirken. Wir wollen also eine Förderung auf
breitester Basis erwirken und vorschlagen.

Man kann sich bei der Kulturpflege nicht nur
mit Höchstleistungen einiger kleiner Gruppen
begnügen, sondern man muß auf einer brei­
teren, volksverbundenen Kulturförderung auf­
bauen.

Ich glaube, das Hohe Haus muß doch ge­
rade bei Besprechung dieses Kapitels das an­
erkennen, was von privaten und freiwilligen
Kräften im Sinne der Kulturförderung ge­
leistet wird. Denken wir doch daran, wieviel
Stunden an Arbeit hier geleistet und geopfert
werden müssen, um die vielen privaten Ver­
einigungen aufrechtzuerhalten. Ich glaube,
wir mÜHsen die Leistung jedes einzelnen
Kapellmeisters anerkennen, auch der kleinsten
Kapelle, wir müssen aber auch die Leistung
jeder Familie oder jeder kleinsten Gemein­
schaft anerkennen, die sich im Zeitalter des
Radios noch die Zeit nimmt, Hausmusik zu
betreiben. Wir müssen einmal anerkennen die
Leistung der Dirigenten der vielen Orchester-,
Musik- und Gesangvereine. Wir müssen aber
auch vor allem anerkennen die Tätigkeit eines
Großteiles unserer Jugendorganisationen, die
sich heute bemühen, gute Theaterstücke auf­
zuführen, Volksmusik zu pflegen, den Volks­
tanz zu pflegen, überhaupt das Volks- und
Brauchtum lebendig zu erhalten, weil alle
diese Dinge dazu beitragen, eine gesunde
Atmosphäre für viele junge Menschen im
Lande zu schaffen. Wer sich der Kultur
widmet, der dient höchsten Gütern. Auch wird
eine kulturfreudige Jugend nicht durch
schlechte Umwelteinflüsse gefährdet sein.

Die Förderung des Büchereiwesens fällt
auch in dieses Kapitel. Auch hier wollen wir
alle positiven Bestrebungen begrüßen, weil
wir glauben, man müsse das Positive tun,
man müsse das Gute suchen, weil das der
wirksamste Kampf gegen allen Schmutz und
Schund ist, der heute überall auftaucht und
sich unseren Augen darbietet. Schaffen wir
gute Theaterstücke, pflegen wir das gute
Theater- und Laienspiel, geben wir Möglich­
keiten zu einer Musikpflege durch die Volks­
schichten und wir werden den besten Kampf
gegen Schmutz und Schund führen!

• Ich möchte in diesem Zusammenhang dar­
auf hinweisen, daß eine Reihe von Jugend­
organisationen in der Bekämpfung schlechter
Literatur im vergangenen Jahre hervorragend
tätig waren, daß aber auch gerade in aller­
letzter Zeit geschäftstüchtige Leute einen
Mordprozeß für die Herausgabe einer Reißer­
broschüre ausgenützt haben, die noch mit
einem riesigen Plakat angekündigt worden
ist. Ich darf darauf hinweisen, daß hier
sehr verdienstvoll das Landesjugendreferat
von Niederösterreich mithalf, und daß die
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Anträ,ge dieses Referates wie auch der
Österreichischen Jugendbewegung auf Ver­
breitungsbeschränkung des genannten Druck­
werkes von der Sicherheitsdirektion rasehest
erledigt wurden. Ich möchte auch anerken­
nen, daß die Sicherheitsdirektion alle von
verantwortungsbewußten J ugendorganisa­
sationen gestellten Anträge auf Verbreitungs­
beschränkung unsittlicher und unmoralischer
Druckwerke nach entsprechender Prüfung
rasehest erledigt und so entscheidend mit­
hilft, Schmutz und Schund von unserer
Jugend fernzuhalten.

Wir haben im vorigen Jahre hier eine
Novellierung des Lichtschauspielgesetzes be­
schlossen. Es ist notwendig, daß dieses Gesetz
auch wirksam wird und ich freue mich, daß
ich in den letzten Tagen vom zuständigen
Referenten, Herrn Landeshauptmannstellvcr­
treter Ing. KargI, erfahren habe, daß in
kürzester Zeit eine Reihe von Filmen, die
absolut dazu angetan sind, die moralische und
sittliche Ent,wicklung unserer Jugend zu ge­
fährden, nur mehr für Besucher ab dem
18. Lebensjahre freigegeben wird. Man muß
alle Bestrebungen, die darauf ausgehen, durch
Sensationslust Besucher anzuziehen, schon an
der Wurzel treffen und alle Maßnahmen
treffen, um unsere Jugend vor schlechten Ein­
flüssen zu bewahren. Wir hoffen, daß auf dem
Gebiet des Kinowesens die beschrittenen Wege
fortgesetzt werden und besonder·s krasse Filme
mit dem Jugendverbot bis zum 18. Lebens­
jahre belegt werden. Es ist besser, wir be­
wahren die Jugend vor schlechten Filmen und
Büchern und geben ihr Ersatz vor allem
durch breite Förderung unserer kulturel1en
Einrichtungen.

Ich möchte auch anerkennend hervorheben,
daß das Kulturreferat nunmehr darangegan­
gen ist, ein repräsentatives Werk der nieder­
österreichischen Dichtung herauszubringen.
Ich glaube, daß wir alle zusammen gar nicht
abschätzen können, wieviel tüchtige und her­
vorragend schöpferische Kräfte wir auf diesem
Gebiet in unserem Lande haben. Die För­
derung dieser schöpferischen Kräfte wird und
muß auch weiterhin eine der vornehmsten
Aufgaben der Landesregierung sein.

Mit besonderer Anerkennung möchte ich
auch die Kulturberichte erwähnen. Ich glaube
feststellen zu können, daß sich die Zusammen­
arbeit zW'3ier Referate - sowohl des Kultur­
referates als auch des Presseamtes - hier
sehr günstig ausgewirkt hat.

Wenn ich auf die Ausführungen des Herrn
Abg. Pospischil zurückkommen darf, dann
geschieht es nur in einem Punkt. Er hat hier
auch vom Schloß Marchegg gesprochen.

Sicherlich werden sich alle zuständigen
Stellen bemühen, jedes Bauwerk, das histo­
risch oder kulturell von besonderem Wert ist,
zu erhalten. Es sind aber nicht nur in March­
egg solche Maßnahmen notwendig. Ich möchte
dem Herrn Abg. Pospischil sehr empfehlen,
sich an geeigneter Stelle dafür einzusetzen,
daß das berühmte und schönste Renaissance­
schloß Österreichs, die Schallaburg, auch vor
dem Verfall gerettet wird. Diese Burg steht
unter USIA-Verwaltung und ist wirklich dem
Verfall preisgegeben. Hier kann der Herr
Abg. Pospischil eine Kulturtat ersten Ranges
leisten, wenn er durchsetzt, daß die zustän­
dige Stelle der USIA-Verwaltung dafür Sorge
trägt, daß die Schallaburg erhalten bleibt.
(Landeshauptmannstellvertreter Popp: Dort
darf er ja nicht reden!) Wenn er einen
solchen Erfolgsbericht bringt, werden wir ihm
mit Applaus danken, solange er aber nur kri­
tisiert und meint, daß andere etwas zu tun
hätten und es ihm nur obliegt, Kritik zu üben,
müssen wir feststellen, daß seine Ausfüh­
rungen für uns keinen Wert haben.

Meine sehr verehrten Frauen und Herren
des Hohen Landtages.! Es hat einer meiner
Herren Vorredner darauf hingewiesen, daß
Niederösterreich ein uraltes Kulturland ist.
Das Gepräge dieser Kultur hat im Laufe der
Jahrhunderte sichtbaren Ausdruck gefunden.
Wir finden diese Kulturwerte landauf, landab
in den herrlichen Stiften und Klöstern dieses
Landes, in den prächtigen Kirchen, in den
Schlössern und Burgen. Das sind Kultur­
werte, die Ausdruck eines gläubigen und ge­
sunden Volkes sind und an denen der Glaube
und das Heimatbewußtsein kulturschaffender
und kulturschöpferischer Menschen immer
wieder Anregung gefunden haben. Diese
Kulturwerte zu erhalten muß Aufgabe der
öffentlichen Hand sein. Dazu muß noch eine
Kulturförderung für die in unserer Zeit wir­
kenden schöpferischen Kräfte kommen, damit
nicht nur das Alte erhalten und bewahrt
bleibt, sondern auch Neues geschaffen wird.
Die Kräfte der Gegenwart fördern heißt auf
diesem Gebiet Kulturarbeit für die Zukunft
leisten, denn Niederösterreich und Österreich
sollen nicht nur in unseren Jahrzehnten, son­
dern auch in künftigen Jahrhunderten - da
sind wir nicht überheblich - sowohl zum
Segen unseres Volkes als auch zum Segen
vieler Völker in Europa Kulturbringer
bleiben! Dieses Volk und dieses Land sollen
auch in aller Zukunft ein Hort freier Kultur
bleiben! In dieser Hinsicht sollen alle posi­
tiven Kräfte eingesetzt werden, um dieses
Kulturland von gestern und heute auch für
die Zukunft zu erhalten. (Beifall bei der
öVP.)
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schaftIer aus allen Teilen Europas, darüber
hinaus aus der ganzen Welt, diese Grabungen
besuchen und daß auch der Besuch ein außer­
ordentlich großer ist. Im abgelaufenen Jahre
haben Petronell 17.500 und das in Deutsch­
Altenburg gelegene Museum Carnuntium
20.137 Personen besucht. Das allein zeigt
schon, wie groß das Interesse ist.

Soviel zur Anfrage des Herrn Abg. Zeyer.
Gestatten Sie, daß ich auch auf einige Be­

merkungen des Herrn Abg. Stangler reflek­
tiere. Ich danke ihm für die Anerkennung.
Ich bin ihm auch für jeden Vorschlag sehr
dankbar. Aber jeder Vorschlag, der gemacht
wird, kann nur dann vom Kulturreferat ver­
wirklicht werden, wenn anderseits auch die
notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt
werden. Es handelt sich nicht bloß um die
Umdisponierung von einer Gruppe- etwa
dem Landesmuseum - in eine andere. Herr
Abgeordneter, ich verrate Ihnen -- und auch
keinem der übrigen Abgeordneten - sicher­
lich kein Geheimnis, wenn ich sage, daß wir
zum Beispiel auf dem Gebiet des Musikwesens
gerade für Musikschulen referatsmäßig noch
100.000 S angefordert haben, sie aber nicht
zur Verfügung gestellt bekommen haben, daß
wir weiter für die Förderung von Festspielen
usw. ebenso 100.000 S ang8fordert haben, die
uns auch nicht zur Verfügung gestellt wur­
den, daß wir schließlich auf Ihre eigene An­
regung, Herr Abgeordneter, hin, ein neues
Werk zu schaffen, das vor allem die nieder­
österreichisch8 Kunst, Literatur und Natur
zu bearbeiten hat, auch referatsmäßig einen
Betrag von 100.000 S angefordert haben, aber
gleichfalls nicht zur Verfügung gßstellt er­
hielten. Soweit wir aus d8m Kulturgroschen
für die genannten Zwecke Mittel schöpfen
können, werden wir es natürlicherweise tun.

Ich darf auch darauf verweisen, daß neben
dem Tonkünstlerorchest8r auch noch andere
Institutionen an uns um Unterstützung heran­
treten. Der Herr Abg. Stangler meinte auch,
es seien zuwenig Niederösterreicher im
Niederösterreichischen 'ronkünstlerorchester
tätig. Ja, verehrte Herren, Künstler kann
man nicht bloß nach dem Heimatschein be­
stellen. Die Stellen werden ausgeschrieben
und jedem steht die Bewerbung frei. Die Be­
stellung erfolgt nicht durch mein Amt, weil
das Orchester ja eine Vereinigung ist. Mein
Amt hat nur die Aufgabe, den Verein so zu
fördern, daß er seinen künstlerischen Auf­
gaben gerecht werden kann. Und wenn da das
Land für diesen Zweck 700.000 S zur Ver­
fügung stellt, so ist das, glaube ich, ein sehr
ansehnlicher Betrag.

Ich sage das auch aus einem anderen

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Landeshauptmannstellver­
treter Pop p.

Landeshauptmannstellvertreter Abg. POPP:
Hoher Landtag! Ich habe schon bei den
Beratungen im Finanzausschuß sehr ausführ­
lich sowohl über das Kapitel "Schule" als
auch über das Kapitel "Kultur" gesprochen.
Ich hatte daher nicht die Absicht, dem Hohen
Hause von der kostbaren Zeit etwas wegzu­
nehmen. Die Anfragen einiger Herren Ab­
geordneten veranlassen mich aber, darauf
etwas zu erwidern.

Zunächst hat der Herr Ahg. Zeyer an die
Landesregierung die Anfrage gestellt, was
sie zu tun gedenke, um endlich die Grabungen
in Carnuntum zu beenden. Ich weiß nicht,
von welchem Gesichtspunkt aus Herr Ab­
geordneter Zeyer die Grabungen überhaupt
betrachtet, ob vom Gesichtspunkt, daß dort
Arbeiter beschäftigt sind, oder vom Gesichts­
punkt der Sorge, daß der Landwirtschaft auf
diese Weise Arbeiter weggenommen werden,
oder ob ihn vielleicht ,sogar wissenschaftliche
Erwägungen zu seiner Anfrage bewogen
haben können. Ich darf hier feststellen, daß
wir Jahr für Jahr für diese Grabungen rund
200.000 Saus Landesmitteln zur Verfügung
stellen und daß das Unterrichtsministerium
zusätzlich kleinere Beträge, zum Beispiel im
Jahre 1952 25.000 S, zur Verfügung gestellt
hat. Hier handelt es sich um eine wissen­
schaftliche Arbeit. Wir können diese wissen­
schaftliche Arbeit auch nur in jener Zeit
leisten, wo uns die wissenschaftlichen Kräfte
zur Verfügung stehen. Der Leiter dieser
Grabungen ist der Universitätsprofessor
Rektor Dr. Swoboda aus Graz; seine Hilfs­
kräfte sind wissenschaftliche Kräfte, die wir
ja auch nicht das ganze Jahr hindurch zur
Verfügung haben, abgesehen davon, daß man
im Winter solche Grabungen überhaupt nicht
durchführen kann. Ich vermag daher die
Frage nicht zu beantworten, ob diese Arbeiten
in zwei, drei oder vier Jahren beendet sein
werden, da,s hängt bis zu einem gewissen
Grad von der Größe des Umfanges des Bau­
gebietes, das wir dort haben, ab. Es wäre ja
schade, die Grabungen nicht fortzusetzen.
wenn wir dort noch Funde zu verzeichnen
hätten. Im übrigen beträgt die Zahl der
Arbeiter bei diesen Grabungen, bei denen es
sich um lohnintensive Arbeiten handelt, 30. Es
handelt sich dort um Arbeiter, die aus dem
Stand der Arbeitslosen entnommen wurden,
daher mit der Landwirtschaft weniger zu tun
hatten.

Wie groß das Interesse für die Grabungen
selbst ist, geht daraus hervor, daß vVissen-

---_._------- _.._---_.-
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Grund. Ich erinnere Sie daran ~ und das ist
ja auch der Zweck des Tonkünstlerorche­
sters ~, daß dieses Orchester in Niederöster­
reich an die 100 Konzerte veranstaltet hat,
Wir sind ja nicht an einem Orchester inter­
essiert, das etwa in Wien Konzerte ver­
anstaltet, sondern das ist Aufgabe des Bundes
oder der Stadt Wien, aber nicht Niederöster­
reichs. Es ist auch klar, daß diese Konzerte
in Niederösterreich für das Orchester mit
Reisen, daher mit Strapazen verbunden sind.
Wenn Sie den Bleistift zur Hand nehmen und
rechnen, dann werden Sie zu dem Ergebnis
kommen, daß das Land zu diesen 100 Kon­
zerten praktisch für jedes Konzert eine Bei­
hilfe von 7000 S leistet. Dieser Betrag wird
für die Besoldung für die Angestellten des
Orchesters verwendet. Das möchte ich dazu
gesagt haben.

Darüber hinaus, Hohes Haus, stellte aber
das Land für Musikschulen einen Betrag von
rund 40.700 S im abgelaufenen Jahre zur Ver­
fügung. Ferner wurden auch Gesang- und
Musikvereine subventioniert. Es gibt keine
Vereinigung auf diesem Gebiet, die nicht eine
finanzielle Förderung erfahren hätte,' natür­
lich nicht in die zehntausende Schilling, son­
dern in Form von Beihilfen von 1000, 2000
bis 3000 S, je nachdem, um welche Institution
es sich handelte. Neben den Musikschulen
haben wir zur Förderung von solchen Insti­
tutionen weitere 80.000 Sausgegeben.

Und nun, Hohes Haus, noch eine ab­
schließende andere Feststellung. Der Herr
Abg. Dubovsky, der scheinbar auch nur dann
Interesse hat, an den Beratungen teilzu­
nehmen, wenn er gerade Reden vom Stapel
läßt ~ er ist jetzt leider nicht anwesend ~,

hat nach dem Stenographischen Protokoll
gestern wörtlich folgendes angeführt «liest),'

"Aber was soll man dazu sagen, wenn ein
Angestellter des Landes, der sich hervor­
ragende Verdienste erworben hat, aus dem
Referat des Landeshauptmannes einfach des­
wegen versetzt wird, weil er sich erlaubt hat,
auf einer Liste für den Nationalrat zu kan­
didieren, die dem Herrn Landeshauptmann
Popp nicht genehm ist. Weil der Angestellte
also nicht die Gesinnung zum Ausdruck ge­
bracht hat, die man von ihm in dem Referat
erwartet hat, deswegen wurde er ganz ein­
fach versetzt.

Menschen solcher Handlungs1weise haben
kein Recht, über Demokratie zu sprechen.
Zuerst muß man zeigen, daß man selbst
Demokrat ist, zuerst muß man dafür sorgen,
daß man im eigenen Bereich demokratisch
handelt, dann erst kann man verlangen, daß
alle demokratischen Regeln eingehalten
werden."

So wörtlich zitiert die Ausführungen des
Herrn Abg. Dubovsky.

Ich stelle hierzu fest, daß die Behauptung
des Herrn Abg. Dubovsky unwahr ist, daß
der Herr Dr. Riegel' aus dem Referat nicht
versetzt wurde (Hört!-HörtJ-Rufe)) sondern
daß der Herr Dr. Riegel' nach wie vor im
Kulturreferat tätig ist. (Ruf bei der Volks­
partei: Na also!) Ich befas,se mich auch nicht
mit der Gesinnung des Herrn Dr. Riegel'; ich
glaube, es ist die dritte innerhalb von einein­
halb Jahren, aber das interessiert mich weiter
auch nicht. (Abg. Pospischil.' Was ist mit den
Dienstreisen?) Wenn Sie auch sonst um das
Schicksal des Herrn Dr. Riegel' besorgt sind,
seien Sie beruhigt, er ist momentan in
Moskau, und zwar für vier Wochen auf einer
Studienreise, die er außertourlich über beson­
ders hohe Intervention be,willigt bekommen
hat, die ansonsten nicht jeder Landesange­
stellte hat. ('Heiterkeit.)

Soviel zum Herrn Dr. Riegel' selbst. Und
zum Schluß noch eine Bemerkung hierzu:
Eines habe ich als Referent veranlaßt und
dabei bleibt es, daß der Herr Dr. Riegel', der
im Außendienst tätig war, nicht mehr im
Außendienst des Kulturreferates tätig ist.
(Abg. Pospischil: Aha!) Ich werde Ihnen
auch erklären, wieso. Jeder Angestellte hat
als Fachbearbeiter ein bestimmtes Ressort zu
behandeln. Aber der Angestellte, der in die
Gemeinden hinausgeht und s.ich dort als der
Kulturreferent des Landes ausgibt, also meine
Funktion sozusagen dort vertritt, ist in
meinen Augen ein kleiner Hochstapler. (Zu­
stimmung bei SPö und öVP.) Dazu ist er
nicht da. Und zweitens hat sich der Fach­
beamte im Dienst auf seine Fachaufgaben zu
beschränken. Was er außerhalb seines Dien­
stes macht, wie er s,ich politisch betätigt oder
daß er gar als Wahlwerber für eine Partei auf­
tritt, das ist wahrhaftig seine Angelegenheit.
Aber wenn er glaubt, seine dienstliche Tätig­
keit gleichzeitig mit einer polihschen Funk­
tion verbinden zu können, um etwa mit Volks­
bildungsvereinen, die die Kommunistische
Partei draußen hat, in Verbindung zu treten,
so irren Sie sich, wenn Sie glauben, daß dies
zulässig ist. Dazu ist der Beamte nicht da.
Das war auch die Ursache, daß der Herr
Dr. Riegel' nach meinen Anweisungen im
Außendienst künftig nicht tätig ist. Und da­
bei wird es ~ das können Sie versichert sein,
Hohes Haus ~ absolut bleiben! Belehrungen
über die Demokratie habe ich wahrhaftig von
dieser Seite nicht entgegenzunehmen. (Zu,­
stimmung bei SPö und ÖVP.)

Hohes Haus! Ansonsten freue ich mich, daß
die übrigen Redner des Hohen Hauses die
Tätigkeit des Kulturreferates anerkannt
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haben. Wir bemühen uns wahrhaftig, all den
Anforderungen, die an uns gestellt werden.
gerecht zu werden. Wir gehen auf jede An­
regung ein. Wir hüten uns, etwa nur ein­
seitig kulturell im politischen Sinne tätig zu
sein. Wir werden Bestrebungen etwa des
Denkmalschutzes, wenn es sich um die Er­
haltung wertvoller Kirchen handelt, genau so
fördern, wie wir andere Intentionen fördern.
Das Hohe Haus bitte ich nur, mich in diesen
Bestrebungen dadurch zu unterstützen, daß
wir noch mehr Mittel zur Verfügung gestellt
bekommen. Dann werden wir noch mehr
leisten. (Beifall bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Die
Rednerliste ist erschöpft. Der Herr Bericht­
erstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Ich verzichte auf das Schlußwort und
ersuche, über die Gruppe 3 des Voranschlages
und die dazu gestellten Anträge abstimmen
zu lassen.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zur
Abstimmung gelangt die Gruppe 3, Kultur­
wesen, und der Zusatzantrag des Herrn Ab­
geordneten Pospischi1.

Ich lass,e zuerst über die Gruppe sclbst und
dann über den Zusatzantrag abstimmen.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, seinen
Antrag zur Gruppe 3, Kulturwesen, zu
stellen.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Ich
stelle den Antrag auf Annahme der Gruppe 3,
Kulturwe,sen, des Voransohlages.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (nach
Abstimmung): Gruppe 3 des Voranschlages,
Kulturwesen, in Erfordernis und Bedeckung
ist a n gen 0 m m e n.

Ich bittc den Herrn Berichterstatter, nun­
mehr den Zusatzantrag des Herrn Abgeord­
neten Pospischil zur Verlesung zu bringen.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (nach
Verlesung des Zusatzantrages des Abgeord­
neten Pospischil) betreffend das Schloß
Marchegg): Ich bitte um die Abstimmung.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (!nach
Abstimmung): Der Zusatzantrag des Herrn
Abg. Pospischil, betreffend das Schloß March­
egg, ist a b gel e h n t.

Damit ist das Kapitel 3 des Voranschlages,
Kulturwesen, erledigt.

Ich möchte dem Hohen Hause folgendes
mitteilen: Anschließend an die jetzige Sitzung
findet im Herrensaal eine Sitzung des Ver­
fassungsaus,schusses statt. Das Hohe Haus
selbst hält nun eine Mittagspause. 'Punkt
14 Uhr werden die Verhandlungen fort-

gesetzt. Die Sitzung wird bis dahin unter­
brochen.

(Unterbrechung der Sitzung um 13 Uhr
12 Minuten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (um
14 Uhr 7 Minuten): Ich nehme die Sitzung
wieder auf.

Wir fahren in der Beratung des Vor­
anschlages für das Land Niederösterreich für
das Jahr 1953 fort. Ich ersuche den Herrn
Berichterstatter Abg. Schöberl, zur Gruppe 4,
Fürsorgewesen und Jugendhilfe, zu berichten.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Hohes
Haus! In der Gruppe 4, Fürsorgewesen und
Jugendhilfe, sind ordentliche Ausgaben von
58,496.200 S vorgesehen. Die entsprechenden
Einnahmen hierzu betragen 28,707.500 S. Das
sich hieraus ergebende Nettoerfordernis be­
trägt 29,788.700 S.

Die Summe der Ausgruben stellt 11,3 % des
Gesamtaufwandes dar. Im Vorjahre war diese
Gruppe mit 10,4 % am Gesamtaufwand be­
teiligt.

Die ins Auge fallende Erhöhung in dieser
Gruppe Ist durch die Erhöhung der Verpflegs­
kosten bzw. der Betriebskosten der Anstalten
bedingt.

Diese Gruppe hat drei Ausgabenvor­
anschlagsansiitzc, welchen zweckgebundene
Einnahmenvoranschlagsansätze gegenüber­
stehen. Es sInd dies VomnschIagsansatz
442-61, zur Unterstützung von niederöster­
reichischen Kriegsversehrten des ersten und
zweiten Weltkrieges, 444-61, Ausgaben der
zusätzlichen . wirtschaftlichen Füroorge für
Geschädigte nach. dem Opferfürsorgegesetz,
und 461-61, Ausgaben der Erholungs­
fürsorge.

Da zwischen offener und geschlossener
ArmenfüI1sorge eIn ständiger Wechsel erfolgt,
ist die gegenseitige Deckungsfähigkeit der
entsprechenden Kredite für Ersätze an Für­
sorgeverbände und Kosten für die Anstalts­
unterbringung eine unbedingte Not,wendig­
keit. Ähnlich liegt der Fall auch beI der
Jugendfürsorge hinsichtlich der Anstalts- und
Familienpflege. Da weiter nicht voraus­
gesehen werden kann, wie die Unterbringung
Tuberkuloser in eigenen oder fremden An­
stlalten möglich sein wird, sollen auch die
hierfür vorgesehenen Kredite die gegenseitige
Deckungsfähigkeit zugesprochen erhalten.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Spezialdebatte über die Gruppe 4 zu eröffnen.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wor:t gelangt Herr Abg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag! Wie­
der einmal obliegt es dem Hohen Landtag, im
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deckenden Verpfieg'Slsätze eine falsche Politik
iEt, weil sie die Zahl der anfallenden Hilfs­
bedürftigen nicht verringern kann. Die Stei­
gerung der Einnahmen hat ihre Ursache aber
auch darin, daß man in den letzten Jahren
dazu übergegangen ist, die nahen Ange­
hörigen der Hilfsbedürftigen immer mehr und
mehr zum Verpfiegskostenersatz heranzu­
ziehen. E,s geschieht das in einer sehr rigo­
rosen Art und Weise. Ich glaube, es ist
gestern während der Verhandlungen hier
schon einmal gesagt worden, daß diese Ein­
stellung, nämlich höhere Einnahmen auf
diesem Gebiet zu erzielen, eine Einstellung
ist, die wohl ein Unternehmer haben kann,
der nur nach Einnahmen und Ausgaben zu
wirtschaften hat. Ein Land, eine gesetz­
gebende Körperschaft hingegen soll nach
unserer Auffassung eine solche Einstellung
gegenüber Hilfsbedürftigen, für die man
sorgen muß, nicht haben, weil diese doch
nicht selbst daran schuld sind, daß sie hilfls­
bedürftig wurden. Es ist ja doch wieder die
bestehende Gesells.chaftsordnung, die nicht
imstande ist, gegen die wirtschaftliche Not
etwas Entsprec4endes zu unternehmen, um
das Anwachsen der hilfsbedürftigen Fälle zu
verhindern. So wird jährlich ein Heer von
Hilfsbedürftigen gleichsam produziert. Wenn
man dabei noch bedenkt, daß die Fürsorge­
rentner mit einer Rente zwischen 80 S, 100 S
und 120 S - in den seltensten Fällen mit
220 S - ihr Leben bestreiten müssen, so muß
man sagen, daß das praktisch unmöglich ist.
In allen Gemeinden gibt es heute solche
Fürsorgerentner. Die Lage dieser Menschen
ist bedauerlich genug. um nicht veI1suchen zu
müssen, Wege zu finden, daß diesen Leuten
wenigstens das Existenzminimum gegeben
werden kann. Es heißt, daß die Richtsätze
für die Hilfsbedürftigen ein Mindesterfovder­
nis für den Unterhalt dar1stellen sollen. Es
wird wohl niemand da sein, der behaupten
wird, daß 200 S für die Fürsorgerentner ein
Existenzminimum darstellen, denn es ist un­
möglich, daß sich ein Mensch mit 200 Seinen
Monat lang ernähren oder sich vielleicht ein­
mal im Jahre oder auch nur einmal in einigen
Jahren ein Paar Schuhe kaufen kann. Es ist
auch unmöglich, daß er sich da,s notwendige
Brennmaterial kaufen kann. So ist es auch
gekommen, daß die Lage der Fürsorgerentner
im heurigen Winter besonders arg war. Nun
ist zwar knapp oder kurze Zeit vor den
Wahlen eine Erhöhung dieser Richtsätze, und
zwar von 200 Sauf 220 S, erfolgt. Ich glaube,
es kann sich jeder denken, warum man das
knapp vor den Wahlen gemacht hat. Man
kann dazu nur sagen - und das werden sich
die Fürsorgerentner sicherlich auch denken -~,

Rahmen des Gesamtbudgets auch ein Budget
für die Fürsorge zu beraten und zu be­
schließen. Wir sind der Meinung, daß man
dieses Budget nur dann richtig beurteilt,
wenn man erkennt, daß das Ausmaß der
Hilfsbedürftigkeit im Lande und darüber
hinaus in ganz Österreich davon abhängig ist,
ob sich die wirtschaftliche, die soziale und die
gesundheitliche Entwicklung aufwärts oder
abwärts bewegt. Bewegt sie sich aufwärts,
so wird die Hilfsbedürftigkeit zweifellos ab­
nehmen und umgekehrt. Eine Gesellschafts,­
ordnung, die nicht imstande ist, die Menschen
zum Beispiel vor den Erschütterungen eines
Arbeitslosenlehens zu bewahren, wird auch
nicht imstande sein, der Hilfsbedürftigkeit im
Lande ihren Nährboden zu entziehen. Es ist
daher klar, daß auch bei größter Intensität
der Fürsorgetätigkeit nur eine Abschwächung,
aber nicht eine gänzliche Beseitigung der
Hilfslbedürftigkeit möglich sein wird. Nach
unserer Auffassung sollte es darum gehen,
alles Mögliche zu unternehmen, um den Hilfs­
bedürftigen in unserem Lande wirkliche Hilfe
zu geben. Gewiß, die Fürsorgetätigkeit ist
gesetzlich verankert. Es ist aber schon öfter
hier im Landtag ge,sagt worden, daß diese
gesetzliche Frage einer Regelung bedarf.
Denn wir müssen doch feststellen, daß für
drei Viertel der gesamten Fürsorgetätigkeit
dem Verwaltungsbeamten, in diesem Fall also
dem Juristen, ganz unzureichende Mittel zur
Verfügung stehen. Was dabei herauskommt,
ist im besten Fall eine Konservierung der
jeweiligen Fürsorgefälle, von denen wir jedes
Jahr in Niederö8terreich einige Hundert­
tausende haben.

Es ist auch hier im Landtag schon oft
gesagt worden, daß es notwendig wäre, mehr
vorbeugend zu wirken, das heißt, daß es
be:s,ser ist, vorzubeugen, a]s später heilen zu
mÜslsen. In diesem Zusammenhang wurde
auch schon öfter der Herr Professor Tandler
genannt. Die Forderung, mehr vorzubeugen,
als später gezwungen sein, zu heilen, be­
inhaltet, daß die Fürsorgetätigkeit mehr in
das Gesundheits~ und Erziehungswesen ein­
bezogen werden muß.

Budgetmäßig haben wir bei der Fürsorge­
tätigkeit des Landes, eine sehr interessante
Entwicklung festzustellen. Wenn man die
Fürsorgebudgets der letzten sechs Jahre
gegenüberstellt, so zeigt ein Vergleich, daf3
ihre Einnahmen im Verhältnis zum Gesamt­
budget von Jahr zu Jahr gestiegen sind,
während ihre Ausgaben im Verhältnis zum
Gesamtbudget sich kaum merklich verändert
haben. Bei den Beratungen im Finanzaus­
schuß ist von unserer Seite schon darauf hin­
gewiesen worden, daf3 die Politik der kosten-
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daß neunmal Nationalrats,wahlen kommen
müßten, bis die Rentner endlich einmal die
geforderten 400 S bekommen. Ich glaube aber,
daß unsere Fürsorgerentner nicht mehr die
Zeit haben werden, um neunmal auf National­
ratswahlen zu warten, damit sie auf den not­
wendigen Richtsatz von 400 S kommen. Ich
habe schon bei den Beratungen zum Budget
für das Jahr 1952 auf die ernste Lage der
Fürsorgerentner in Niederö,sterreich hin­
gewiesen und in diesem Zusammenhang da­
mals einen Antrag gestellt, der beinhaltet,
daß den Fürsorgerentnern das Existenz­
minimum gegeben wird. Es ist mir damals
vom Herrn Landesrat Brachmann erwidert
worden, daß die Annahme dieses Antrages zur
Folge hätte, daß die Gemeinden in Nieder­
österreich, die sich ohnehin in einer sehr
schwierigen Lage befinden, mit großen Be­
trägen belastet werden würden und man
daher für einen solchen Antrag nicht stimmen
könne. Nun, ich habe damals nicht erklärt,
daß man die zusätzlichen Kosten, die er­
wachsen, wenn man die berechtigten Wünsche
der Rentner berückJsichtigen würde, den Ge­
meinden auflasten soll. Das habe ich nicht
verlangt. (Landesrat Brachmann. Ich auch
nicht, aber das Gesetz verlangt es.) Ich ver­
lange e:s auch heute nicht, aber ich bin der
Meinung - und der Meinung sind auch die
Fürsorgerentner, ohne daß hier mit einer
bestimmten Parteizugehörigkeit irgendwie
operiert werden soll -, daß man das Geld
dort holen soll, wo es ist.

Wenn auf der einen Seite für die Menschen
die gesellschaftliche Verpflichtung besteht,
zu arbeiten, und wenn auf der anderen Seite
aus dieser Arbeit bei den großen und auch
mittleren Unternehmungen Ge,winne erzielt
werden, die sich auf hunderte Millionen Schil­
ling im Jahre belaufen, dann haben doch die
Menschen, die gearbeitet haben, damit es zu
die,sen Reingewinnen kommt, auch das Recht,
zu verlangen, daß ihnen ihr Lebensabend so
gestaltet wird, daß er überhaupt erträg­
lich ist.

Ich möchte daher meinen Antrag, den ich
bei den Beratungen über das Budget für 1952
damit im Zusammenhang gestellt habe, auch
diesmal wieder stellen. Er lautet (iliest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
eine Neuregelung der Richtsätze für die
öffentliche Fürsorge im Land Niederöster­
reich mit nachstehenden Mindestsätzen zu er­
lassen: Alleinstehende 400 S, Haushal.tungs.
vorstand 364 S, Haushaltsangehörige über
16 Jahre 303 S, Unterstützte, die im Genuß
der Kinderbeihilfe stehen, 310 S."

Zur Altersfürsorge will ich noch bemerken,
daß wir zwar im Land eine Reihe von Alters­
heimen haben, daß aber diese Altersheime bei
allen Menschen, für die es in Frage kommt,
in solche Altersheime aufgenommen zu wer­
den, mehr gefürchtet als begehrt sind. Diese
Altersheime sind viel eher Armenhäuser als
Altersheime. Vor allem fehlt hier völlig die
notwendige Alterstherapie. Diese Altersheime
sind keine solchen Heimstätten, wie wir uns
sie und wie Sie sich sie selber sicher auch
vorstellen, also Altersheime, in denen sich die
alten Leute wohl fühlen können, in denen sie
zu Hause sind und ein Daheim haben.

Man muß noch sagen, daß genau so, wie
eine mangelhafte Altersfürsorge zu ver­
zeichnen ist, auch eine mangelhafte Fürsorge­
tätigkeit für Mutter und Kind festzustellen
ist. Auch wäre es notwendig, die Fürsorge
für Mutter und Kind in das Gesundheits- und
Erziehungswesen einzubeziehen.

In Niederösterreich fehlt auch noch eine
Schwangerenfürsorge und eine Mütter­
schulung. Es wären das zwei sehr, sehr wich­
tige Einrichtungen, die für das Land Nieder­
österreichsehr wichtig sind. Denken wir doch
daran, daß die Säuglingssterblichkeit in
Niederösterreich noch immer beträchtlich
hoch ist. E,s wäre daher notwendig, eine
Schwangerenfürsorge und eine Mütter­
sehulung in Niederösterreich einzurichten, um
etwas Positives gegen die Säuglingsisterblich­
keit zu unternehmen.

Es fehlen bei uns auch Krippen, Krabbel­
stuben und Horte. Sie können sich sicher alle
daran erinnern, daß 'Schon bei den Budget­
beratungen für das Jahr 1952 da,rauf hin­
gewiesen wurde, daß eine ganze Reihe von
Anträgen vorliegt, Kinderhorte zu. errichten.
Darunter war auch eine Reihe von Anträgen
von Industrieorten, die darum ersuchten, daß
bei ihnen ein Kinderhort errichtet wird. Wir
müssen doch bedenken, daß wir in Nieder­
österreich allein 26.217 Vaterwaisen haben.
Das bedeutet, daß die Mütter dieser Vater­
waisen meistens darauf angewiesen s;ind,
allein für den Lebensunterhalt dieser Kinder
durch Arbeiten außer Haus zu sorgen. Diese
Vaterwaisen sind nach ihrer Rückkehr vom
Schulunterricht meist sich selbst überlassen.
Ich glaube, diese Tatsache allein müßte Grund
genug sein, an die Errichtung von Horten
heranzugehen.

Aber auch in der Frage der Benachteiligung
Niederösterreichs haben wir bei der Fürsorge
festzustellen, daß ganz im Gegensatz zu den
westlichen Bundesländern die Kosten für die
Ausländerfürsorge in Niederösterreich mit
Ausnahme von zehn Prozent das Land tragen
muß. Das führt natürlich zu einer zusätz-
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lichen Belastung des Fürsorgebudgets. Hier
werden Beträge gebraucht, die man für
andere notwendige Ausgaben brauchen
könnte.

Zusammenfassend möchte ich also folgen­
des sagen: Es wäre auf dem Gebiet der Für­
sorge höchst notwendig, mehr und mehr dazu
überzugehen, vorbeugende Maßnahmen zu
treffen und dazu noch die für die Fürsorge
notwendigen Mittel zu verstärken, wobei wir
es für unrichtig halten, das Kostendeckungs­
prinzip aufrechtzuerhalten, weil es un­
moralisch ist, beim Für,sorgeetat nach diesem
Prinzip zu handeln.

In Anbetracht der wachsenden Jugend­
arbeitslosigkeit, über die schon einige Male
hier im Hause gesprochen wurde, ist es
unserer Meinung nach auch unbedingt nötig,
den Fürsorge- und Jugendverbänden eine
größere Unterstützung angedeihen zu la.ssen,
als sie tatsächlich im Budget aufscheint.

Ich erlaube mir dahe,r im Zusammenhang
damit einen entsprechenden Antrag zu stellen
(liest) :

"Der Vorans,chlagsansatz 462-65, Förde­
rungsbeitrag für }<'ünsorge- und J ugendver­
bände, ist auf 400.000 S zu erhöhen."

In bezug auf die Beihilfen für die Lehrlinge
stelle ich folgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Um Jugendlichen die Möglichkeit zu

geben, freie Lehrstellen zu besetzen, ist der
Voranschlagsansatz 462-64 von 150.000 auf
250.000 S zu erhöhen."

Schließlich will ich noch darauf hinweisen,
daß es sofort eine Entlastung für dieses
Fürsorgebudget geben würde, wenn das er­
füllt werden würde, was im Wahlkampf von
den beiden Regiyrungsparteien immer wieder
bei den unzähligen Versammlungen ver­
sprochen wurde: nämlich die Volkspension.

Ich erlaube mir daher, auch im Zusammen­
hang mit dieser Frage einen entsprechenden
Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

von der Bundesregierung die Erstellung eines
Gesetze,s über die Einführung der Volks­
pension zu verlangen."

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wo'rt gelangt Herr Abg. Dr. S te i n g ö t t er.

Abg. Dr. STEINGöTTER : Hohes Hau,;,!
Der Herr' Abg. Pospischil j,st etwas unvor­
sichtig gewesen. Er verlangt eine nochmalige
Wiederholung der Nationalratswahl. Ich
glaube, es ist dann eventuell zu erwarten,
daß wir nicht mehr in den Genuß seiner Aus­
führungen kommen. ('Heiterkeit und Zustim­
mung.) Ich kenne die betreffenden Ausfüh-

rungen ja auch vom Gemeinderat St. PöTten
her und ich bin überzeugt, daß am 4. Mai, an
welchem Tag wir in St. Pölten die Budget­
debatte haben, zum soundsovielten Mal genau
das, was uns heute der Herr Abg. Pospischil
gesagt hat, wortwörtlich auch gesagt wird.
Es muß eine gemeinsame Quelle sein, die da
immer wieder benützt wird. (Abg. Dubovsky:
Die Not des V ülkes, das ist die gemeinsame
Quelle!) Diese Quellen bringen immer wieder
dieselben Darlegungen.

Bei der Darstellung dieser Dinge darf man
nicht vergessen, daß es z:weierlei Rentner
gibt. Die einen sind Rentner der sozialen Ein­
richtungen Österreichs, sie bekommen nach
ihrer Lebensarbeit die nach unserem Gesetz
bestimmten Altersrenten, Invalidenrenten usw.
Das sind diejenigen, die ehen auf Grund
ihrer Arbeit hier in Österreich, so wie es in
allen anderen sozial forts·chrittlichen Staaten
der Fall ist, die entsprechenden, ihnen gebüh­
renden Renten bekommen. Daneben gibt es
Unglückliche, die entweder nicht die vor­
geschriebene Zahl von Anwartschaftsjahren
erzielt haben oder die aus irgend welchen
Gründen nicht zu den Arbeit'Srentnern zählen.
Das sind diejenigen, für die die Gemeinden
dann zu sorgen haben.

Wir machen immer wieder darauf aufmerk­
sam, daß nach unserer Auffassung der der­
zeitige Zustand, daß nur der Bezirkshaupt­
mann darüber zu entscheiden hat, welche Be­
träge die Gemeinden für diesen Zweck auf­
wenden, für uns unerträglich ist. Wir fordern
schon aus diesem Gründe eine Demokrabs,ie­
rung der Bezirks~erwaltungen. Wir würden
uns aber sozusagen als 'reillösun,g dieser
Frage eventuel'l auch damit zufrieden geben,
wenn die früheren Bezirksstraßen- und Be­
zirksfürisorgeausschüsse wieder eingerichtet
würden, doch müßte es endlich dazu kommen,
daß das Grundsatzgesetz, das für die Er­
füllung dieser Forderung notwendig ist, vom
Nationalrat beschlossen wird. Natürlich
können die Gemeinden für die Rentner nur
das hergeben, was ihnen möglich ist, und in­
folgedessen wird es ihnen oft schwer möglich
sein, die Sätze, die di,e Landesregierung be­
kanntgibt, zu überschreiten. Vielleicht besteht
sogar die Gefahr, daß die eine oder andere
Gemeinde gezwungen i,st, unter diese Sätze zu
gehen. Im allgemeinen glaube ich aber, daß
wir in Niederösterreich die jeweHigen Sätze,
die uns die Landesregierung bekanntgibt,
trotz aller Erschwerungen für unsere Ge­
meindebudgets den Fürsorgerentnern geben.

Wir unterscheiden zwischen offener und
geschlossener Fürsorge. Bei der geschlossenen
Fürsorge, die man natürlich nicht, wie es
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heute leider geschehen ist, in einen Topf mit
den E.inrichtungen für vorbeugende Maß­
nahmen werfen darf, müssen wir zuerst an
die Enterbten des Glückes denken, die in
die Fürsorgeanstalten aufgenommen werden
müssen, weil es unmöglich ist, sie draußen
im Leben oder bei ihren Familien zu behalten.
Es ist ein Zeichen der Zeit, ja ein warnendes
Zeichen der Zeit, daß wir besonders für
solche Befürsorgte, die an Geisteskrankheiten
oder schweren Nervenerkrankungen leiden,
eine Summe von 17 Millionen Schilling aus­
geben müssen. Wir werden beim Kapitel
"Gesundheitswesen" noch hören, wie wichtig
neben allen anderen Vorbeugungsmaßnahmen
auch eine psychische Gesundheitsführung
notwendig ist und wie es gerade auf dem
Gebiet der Nerven- und Geisteskrankheiten
notwendig ist, ganz neue Wege zu gehen. E,s
ist jedenfalls bemerkenswert, daß unter all
den Männern der Wissenschaft, die sich mit
diesem neuen Zweig der Heilkunde befassen,
viele Österreicher sind, die auf dem Gebiet
der psychischen Hygiene bahnbrechend
wirken. Unsere neue Zeit mit all den Folgen
des Krieges hat bei einem großen Teil der
Bevölkerung eine Gefährdung des vegetativen
Nervensystems zur Folge. Daraus ergibt sich
die große Zahl iSolcher Menschen, die wir in
Anstalten unterbringen müssen, und die I

großen Summen, die für ihre Pflege auf­
gebracht werden müssen.

Über die wirtschaftliche Hilfeleistung für
die an Tuberkulose Erkrankten werden wir
beim Kapitel "Gesundheitsfürsorge" hören.

Die Altersheime der Gemeinden sind viel­
leicht vielfach nicht mehr ganz den modernen
Anforderungen entsprechend, aber, 'Soweit wir
im Lande herumkommen, sehen wir, daß bei
den betreffenden Gemeinden und Bezirksver­
waltungen das Bestreben herrscht, die Alters­
heime so aus1zugestalten, daß es nicht mehr
zutreffend ist, daß - wie Herr Abgeordneter
Pospischil gesagt hat - die Insas;sen mög­
lichst trachten, hinauszukommen. Freilich
muß ich leider wieder sagen, daß zum Bei­
spiel im Altersheim in St. Pölten, das gut
eingerichtet ist und auch ganz entsprechend
geführt wird, eine derartige Überfüllung
herrscht, daß es zeitweise gesperrt werden
muß. Woher kommt aber diese Überfüllung?
Sie kommt daher, weil die Hälfte der Alters­
heime von der Besatzungsmacht als Spitäler
benützt werden! Diese,s Vorgehen der Be­
satzungsmacht - und wir können darüber
nicht schweigen - führt dazu, daß wir unsere
alten Leute in die benachbarten Altersheime
geben müssen, da das nächstliegende Alters­
heim ziemlich voll ist und dem weiter
gelegenen Altersheim die Gefahr droht,

geschlossen zu werden, weil der betreffende
Orden, der bisher dieses Altersheim führte,
gekündigt hat. Sie können sich vorstellen, in
welchen Seelenzustand sich die Inwohner des
Altersheimes befinden, wenn sie hören, sie
kommen wegen Platzmangels in eine Gegend,
die sie ihr Leben lang nicht gekannt haben!
Es ist selbstverständlich, daß die Leute mög­
lichst im Altersheim jenes Ortes' oder jener
Gegend bleiben wollen, woher sie stammen.

Für die Unterbringung der Fürsorge­
bedürftigen, deren körperlicher Zustand eine
entsprechende Behandlung und Pflege not­
wendig macht, sind zwei Siechellianstalten
vorhanden. Diese beiden Siechenanstalten
werden entsprechend geführt, sie haben zwar
Defizite, weil man bei diesen Anstalten schwer
von kostendeckenden Verpflegssätzen sprechen
kann, die Defizite sind aber niedrig und daher
nicht bedeutend. Die erfolgte Erhöhung des
Verpflegssatzes ist nicht so groß, daß man
sie als untragbar bezeichnen müßte. Wir
Gemeindevertreter kennen den Kampf, den die
Angehörigen - seien es Eltern oder Groß­
eltern -- oft zu führen haben, um die Ver­
pflegskosten, . die ihnen angelastet werden, zu
bezahlen. Wir in den Gemeinden kommen den
Leuten immer wieder entgegen und wir sind
bestrebt, Härten zu vermeiden. Aber, Hoher
Landtag, wir wissen doch, daß eine Mutter
zehn Kinder aufziehen und ernähren kann,
daß ,sich aber oft dann diese zehn Kinder
weigern, der Mutter für ihren Lebensabend
das zu bieten, was sie zum Leben notwendig
hat. (Rufe: Sehr richtig!) Wir verantworten
es daher ruhig, wenn wir in einem solchen
Fall unerbittlich sind. In einem solchen Fall
trachten wir immer, die Kosten von den
Kindern einzutreiben, auch wenn sie sich
weigern sollten.

Bezüglich unserer Ischulentlassenen Jugend
ist es selbstverständlich, daß die Gemeinden
bestrebt sind, all die Einrichtungen zu
schaffen, die für diese Jugend notwendig sind.
Einige Gemeinden sind da schon vorbildlich
vorgegangen, wie zum Beispiel Hohenau und
Neunkirchen ; jetzt schließt sich auch Sankt
Pölten an. Bis zum Herbst werden sicherlich
mehrere Gemeinden die notwendigen Einrich­
tungen geschaffen haben, um der schul­
entlassenen Jugend die M.öglichkeit zu bieten,
sich zu beschäftigen und weiterzubilden.

Auch für die Jugendlichen, die eine Er­
ziehung in einer Anstalt brauchen, hat das
Land Niederösterreich vorgesorgt. Hier wer­
den wir trachten müssen, daß die große An­
stalt in Korneuburg so ausgestaltet wird, daß
sie ihrer Aufgabe auch in Zukunft, so wie in
der Vergangenheit, vollkommen gerecht wird
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und daß sie zu einer modernen Anstalt für
die Erziehung der schwer Erziehbaren wird.
Wir haben solche Anstalten noch in Allent·
steig, Waidhofen an der Ybbs und HoIla­
brunn. Wir sehen dort überall, daß erfreuliche
Erfolge erzielt wurden. Auch mit den Ver­
pflegssätzen, die in Korneuburg ungefähr 36 S
und in anderen Anstalten, glaube ich, 18 S
(Landesrat Brachmann : 18 S!) betragen,
wird das Auslangen gefunden. Ja, wir können
feststellen, daß wir in der Anstalt in Holla­
brunn sogar einen guten finanziellen Erfolg
erzielen konnten, denn dort kam es nicht zu
einem Defizit, sondern sogar zu einem wenn
auch mäßigen Überschuß. Das spricht für die
gute Führung der Anstalt durch den dortigen
Orden.

Das Land und das zuständige Referat sind
bestrebt, mit den derzeit bestehenden Ein­
richtungen und, soweit es die Mittel erlauben,
den Anforderungen der Jetztzeit gerecht zu
werden.

Bei diesem Kapitel muß auch über die
Kindergärten gesprochen werden. Wir haben
in Niederösterreich 256 Kindergärten, davon
224 öffentliche und 32 private. In diesen
Kindergärten wel'den 12.850 Kinder betreut,
das sind leider nur 26 Prozent der Jahrgänge,
die für eine Unterbringung in den Kinder­
gärten in Frage kommen. Daß wir bestrebt
sind, die Zahl der Kindergärten zu erhöhen,
das beweist ja der vorliegende Antrag. Wir
werden auch trachten, über die reine Kinder­
gartenbetreuung hinaus Horte und Ernte­
kindergärten zu errichten.

Kindergärtnerinnen haben wir im Lande
368; dazu kommen 34 Helferinnen und
261 Wärterinnen. Diese Frauen sind bestrebt,
ihre Pflichten zu erfüllen. Sie sind unentbehr­
lich, weil ja sonst die noch nicht schulpflich­
tigen Kinder, wenn beide Elternteile in Arbeit
gehen müssen, in die Gefahr kämen, eventuell
in einer Umgebung aufzuwachsen, die nicht
entsprechend ist, und sie dadurch nicht die
Erziehung bekommen würden, die sie für ihr
zukünftiges Leben brauchen.

Alles in allem kennen wir die Beschrän­
kungen, aber auch die Notwendigkeiten
unseres Budgets in diesem Teil. Was aber zu
geschehen hat, ist geschehen. Wir werden
trachten, auch in diesem Kapitel von Jahr zu
Jahr die Fortschritte zu erzielen, die erford~r­

lich sind, um den Menschen zu helfen, die ent­
weder wegen ihres Gebrechens oder wegen
unverschuldeter Notlage oder wegen ihres
jugendlichen Alters eine entsprechende Für­
sorge oder Betreuung brauchen. (IBeifall bei
den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Herr
Abg. Hai n i s c h kommt nun zum Wort.

Abg. HAINISCH: Hoher Landtag! Das
Kapitel 4, Fürsorgewesen und Jugendhilfe,
gibt uns Gelegenheit, das Problem der Jugend­
beschäftigung und das drohende Gespenst der
Jugendarbeitslosigkeit hier im Hohen Hause
eindringlich zu erörtern. Und da bekannt ist,
daß im heurigen Jahre - was j,a von meh­
reren Rednern des Hohen Hauses heute auch
schon erwähnt wurde - einer der starken
Kriegs'jahrgänge zur Entlassung aus der
Pfiichtschule kommt, wird es notwendig sein,
daß wir uns mit diesem Pl'oblem besonders
ernst und besonders eindringlich beschäf­
tigen. Den Herren des Hohen Hauses ist
bekannt, daß es ja auch in den vergangenen
Jahren trotz vieler und zahlreicher Be­
mühungen nicht möglich war, alle die arbeit··,
suchenden und lehrstellensuchenden Jugend­
lichen auf Lehrstellen unterzubringen. Wir
werden uns also nicht mehr damit begnügen
dürfen, immer nur auf die Tatsache hinzu­
weisen, sondern wir werden uns bemühen
müssen, in gemeinsamer Arbeit konkrete Vor­
schläge auszuarbeiten, um da,g GE.!SpeilEt der
drohenden Jugendarbeitslosigkeit zu bannen
und um den Gefahren, die für unseDe Jugend
dadurch erwachsen, entsprechend entgegenzu­
treten. Dazu ist es aber notwendig, daß wir
uns sdbst über dieses Problem und alle seine
Details vollkommen im klaren sind und uns
daher freimachen von Schlagworten, die 'auf
diesem Gebiet bIsher oft zu hören waren und
die Geister vielfach verwirrt haben.

Es wurde auch heute schon von einem
Redner ganz allgemein vom Lehrstellen­
mangel gesprochen. Ich möchte Ihnen die
Situation erläutern, und zwar an Hand von
Zahlen, die mir die Kammer der gewerblichen
Wirtschaft zur Ve:rfügung gestellt hat, jene
Stelle also, die in ihren Karteien alle die
Gewerbebetriebe und die Betriebe des
Handels, die Lehrlinge einstellen und halten,
verzeichnet hat, die es also genau wissen
muß, wie es diesbezüghch wirklich ausschaut.

Diese Statistik ist insofern interessant,
weil sie uns beweist, daß gegenwärtig in allen
Berufen des Handels und Gewerbes zu­
sammengenommen nicht weniger Lehrlinge
eingestellt sind als in Friedens,zeiten, ja die
Zahl ist im Gegenteil sogar höher. Im
.Iahre 1924/25 waren in Niederösterreich
6943 Lehrlinge in Stellung, die in 70 Pflicht­
berufsschulen und 5 Lehrwerkstätten mit ins­
gesamt 271 Fachklassen unterrichtet wurden.
1m Schuljahre 1937/38 waren es aber nicht
mehr 6943, sondern schon 11.937 Lehrlinge,
die in 110 Berufsschulen und 87 Lehrwerk-
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stätten mit 141 allgemein-gewerblichen und
338 ge-werblichen Fachklassen unterrichtet
wurden. Im Schuljahre 1952/53 sind es nicht
mehr 11.397, sondern 14.734 Lehrlinge, die in
100 Lehrwerkstätten, in 69 allgemeinen Be­
rufsschulen und 13 Landesberufsschulen mit
41 allgemein-gewerblichen und 1543 Fach­
klassen unterrichtet werden.

Aus dieser Statistik und den angeführten
Zahlen geht hervor, daß ein wirklicher, ein
echter Lehrstellenmangel tatsächlich nIcht
besteht. Was wirklich be:steht, ist ein über­
angebot von Stellensuchenden auf Lehrstellen,
und was weiterhin besteht, ist die Tatsache,
daß Handel und Gewerbe nur schwer in der
Lage sind, die Zahl der jetzt beschäftigten
Lehrlinge zu vermehren. Handel und Gewerbe
sind deswegen schwer in der Lage, die Zahl
der Lehrlinge zu vermehren, weil es vielen
kleinen Meistern heute rein finanziell nicht
mö-glich ist, sich einen Lehrling zu halten, da
die finanziellen Belastungen für den kleinen
Betrieb zu groß sind.

Wir haben im Budget bei der Voranschlags­
post 462--64, von der auch einer meiner Vor­
redner gesprochen und deren Erhöhung auf
250.000 S er beantragt hat, eine Summe von
150.000 S ausgeworfen, die in Form von Sub­
ventionen jenen Lehrlingen zugute kommen
soll, denen es ohne finanzielle Unterstützung
nicht möglich wäre, eine Lehrstelle anzu­
nehmen. Es kommt oft vor, daß ein Lehrling
wohl eine Lehr:stelle findet, die aber von
seinem Wohnort so weit entfernt ist, daß es
ihm nicht möglich ist, bei seinen Eltern oder
Erziehungsberechtigten zu domizilieren. Oft
ist auch äer Gewerbetreibende oder der kleine
Meister nicht in der Lage, den Lehrling unter­
zubringen, weshalb in einem solchen Fall der
Lehrling in einem Lehrlingsheim oder in einer
Jugendherberge untergebracht werden muß,
wozu aber die Lehrlingsentschädigung allein
nicht ausreicht. In solchen Fällen wird den
Lehrlingen in Form von finanz'ieJlen Unter­
stüzungen geholfen, die aus dieser Budgetpost
genommen werden, so daß auch solchen Lehr­
lingen die Möglichkeit geboten ist, eine Lehr­
s-telle anzunehmen.

Aber, meine Herren, so gut und so zweck­
mäßig das ist, weil es zweifellos auch ein Bei­
trag dazu ist, die Jugendarbeitslo:sigkeit etwas
einzudämmen und die Beschäftigung unserer
Jugendlichen zu ermöglichen und zu erhalten,
so ist es meiner Meinung nach doch nicht ziel­
führend, weil durch diese Post allein nicht
mehr Lehrstellen geschaffen werden, als ohne­
hin schon da sind. In allen diesen Fällen ist
der Wille des Lehrherrn vorhanden, einen
Lehrling einzustellen, also der Lehrplatz ist
da; weil aber der eine oder der andere Lehr-

ling aus rein finanziellen und häuslichen Ver­
hältnissen diese Lehrstelle nicht annehmen
könnte, werden solche Subventionen gegeben.
Vermehren tun slich aber die Lehrplätze da­
durch nicht, und damit beisteht auch keine
Möglichkeit, mehr Jugendliche in Lehrstellen
unterzubringen.

Ich erlaube mir, hier einen Plan vorzu­
tragen, der meiner Meinung nach geeignet
wäre, Abhilfe zu schaffen. Heute vormittag
wurde vom Herrn Abg. Sigmund in der
Debatte wieder die Idee der staaUichen Lehr­
werkstätten geäußert. Wir kennen diese Idee
seit langem; sie soll bewirken, daß jene
Jugendlichen, die auf Lehrstellen bei kleinen
Meistern und kleinen Betrieben nicht unter­
kommen können, in großen staatHchen Lehr­
wer~stätten zusammengefaßt und zu Fach­
arbeitern ausgebildet werden. Ich habe schon
einmal anläßlich der Budg'etdebatte im
.Iahre 1949 oder 1950 hier im Hohen Hause
dazu gesprochen und damals gesagt, daß ich
sehr bezweifle, daß der Plan der staatlichen
Lehrwerkstätten zielführend wäre. Er ist
nach meiner Meinung deshalb nicht ziel­
führend, weil mit der Produktion - wenn ich
mich so ausdrücken darf - einer großen Zahl
von Facharbeitern noch lange nicht die not­
wendigen Arbeitsplätze geschaffen werden,
um diese ausgelernten Ii'acharbeiter beschäf­
tigen zu können. Durch eine Überproduktion
von Facharbeitern würden wir auf dem ge­
werblichen Sektor nur dass-elbe erreichen, was
wir - das haben wir heute schon gehört -~

bei den Lehrern -sehen, welche die Lehramts­
prüfung abgelegt haben; heute ist es nämlich
schon der Fall, daß diese Lehrer nicht an­
gestellt werden können, weil eben die notwen­
digen Posten einfach nicht vorhanden sind.
Auf dem akademischen Sektor ist es schon
lange so, daß zum Beispiel Jungärzte auf
Ärzteposten nicht angestellt werden können,
weil eben die ÄrztepOisten nicht vorhanden
sind. Man hat sich g'ezwungen gesehen. diese
Jungärzte drei Jahre in Spitälern praktizieren
zu lassen, weil man mit dieser Überproduktion
von Jungärzten nicht weiß, wohin mit ihnen.
Damit ist aber der bestehenden Notlage nicht
abgeholfen.

Niemand kann bestreiten, daß die Er­
richtung staatlicher Lehrwerkstätten große
Kosten verurs-achen würde, denn es müßten
nicht nur entsprechende Internate für die
Unterbringung der Lehrlinge geschaffen,
sondern es müßten in solchen Lehrwerk­
stätten auch die Maschineneinrichtungen für
die vielen Berufssparten mit einem Millionen­
kostenaufwand geschaffen werden. Darüber
hinaus wäre aber noch immer für jeden dort
untergebrachten Lehrling kein Lehrherr vor-
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handen, der die Lehrlingsent'schädigung für
diese Lehrlinge bezahlen würde. Diese Lehr­
lingsentschädigung muß aber der Lehrling
auch in diesem Fall erhalten. Es ist also
niemand da, der diese Lehrlingsentschädigung
bezahlt und es ist auch niemand da, der die
Sozialversicherungsbeiträge für diese Lehr­
linge leistet, wie sie der private Lehrherr
bezahlen würde. Diese Beträge für die Lehr­
lingsentschädigung und Sozialversicherung
müßten daher in diesem Fall aus öffentlichen
Mitteln bezahlt werden.

In Steiermark hat sich vor zwei Jahren ­
das dürfte Sie, meine Herren, interessieren ­
der derzeitige neue Handelsminister Dr. Illig,
der dama'ls steirischer Landesrat und gleich­
zeitig Kammeramtsdirektor der steiermärki­
sehen Handelskammer war, gezwungen ge­
sehen, ein Experiment zu starten, weil in der
Steiermark die Zahl der Lehrlinge plötzlich
von 13.000 auf 11.000 zurückgegangen ist.
Dr. Illig hat sich von dem Gedankengang, den
ich Ihnen hier entwickelt habe, leiten lassen
und hat gesagt : Wenn ich jenen kleinen
Meistern, die heute aus rein finanziellen Er­
wägungen heraus keinen Lehrling halten
können, eine finanzielle Unterstützung in
Form einer Subvention gewähre, so daß ihnen
die Lehrlingshaltung nicht so teuer kommt
wie bisher, wenn ich ihnen also einen Teil
der Sozialversicherungsbeiträge für die Lehr­
linge und einen Teil der Lehrlingsentschädi­
gung vergüte, dann werden sich viele Be­
triebe finden, die Lehrlinge einstellen werden.
Dadurch werden also zusätzlich neue Lehr­
plätze geschaffen. Diese Lehrlinge werden
aber auch nach Beendigung der Lehrzeit
Arbeitsplätze finden, vor allem ist ihre
Beschäftigung für die kollektivvertragHch
geregelte Behaltsdauer gesichert.

Dr. Illig hat mit dieser seiner Maßnahme,
wie mir berichtet wurde, die allerbesten Er­
fahrungen gemacht. Es i,st in der Steiermark
die Zahl der Lehrplätze sprunghaft in die
Höhe gegangen. Mein Vorschlag geht jetzt
dahin, dasselbe in Niederösterreich zumindest
zu versuchen.

Ich bilde mir nicht ein, meine Herren, daß
diese Maßnahme mit einem SchIag das große
Problem der Jugendarbeitslosigkeit zum Ver­
schwinden bringen wird, bestimmt nicht, sie
könnte aber ein Beitrag zur Bekämpfung
diesel". Problems sein, und sie könnte auch
dazu beitragen, mehr Jugendliche als bisher
auf Arbeits- und Lehrlingsstellen unterzu­
bringen.

Wenn ich Ihnen das nun in .ganz groben
Zügen auch zahlenm'äßig vorrechnen darf, so
wird es notwendig sein, die Lehrlingshaltung

zu verbilligen. Die Lehrlingsentschädigung
i beträgt beispielsweise im Handel im ersten

Lehrjahre 199 S, im zweiten Lehrjahre steigt
sie auf 230 S, im dritten Lehrjahre auf 280 S.
Die Sozialversicherungsbeiträge für Lehr­
linge betragen im ersten Lehrjahre 32.50 S,
sie steigen im zweiten Lehrjahre auf 38 Sund
etliche Groschen und im dritten Lehrjahre
auf über 40 bis zu 50 S. Das heißt um­
gerechnet: Der Lehrherr hat an Lehrlings­
entschädigung plus Sozialversicherungsbei­
trag im ersten Lehrjahre rund 230 S, im
zweiten rund 300 S und im dritten rund 400 S
für den Lehrling auszulegen.

Selbstverständlich wird man einem Betrieb,
der jet,zt zUfsätzlich einen Lehrling einstellt
und aus diesem Titel eine Subvention be­
ansprucht, nicht 300 S und auch nicht 400 S
geben und auch nicht geben können, weil das
Land so bedeutende Mittel nicht aufbringen
kann. Es wird aber genügen, wenn man dem
Lehrherrn nur einen Teil dieser Beträge ver­
gütet, um auf diese Weise mehr Lehrlings­
posten zu schaffen.

Ich erlaube mir daher, dem Hohen Hause
einen die,sbezüglichen Resolutionsantrag vor­
zugegen. Er lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
als Beitrag zur Bekämpfung der Jugend­
arbeitslosigkeit ehestens entsprechende Mittel
zur Schaffung zusätzlicher Lehrstellen in der
gewerblichen Wirtschaft bereitzustellen, die
hierfür erforderlichen Maßnahmen zu er­
greifen und die notwendigen Anträge dem
Landtag vorzulegen."

Ich erlaube mir, gleichzeitig einen zweiten
Resolutionsantrag einzubringen, der folgen­
den Wortlaut hat (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
sich mit der steiermärkischen Landesregie­
rung ins Einvernehmen zu setzen, um die im
Land Steiermark auf dem Gebiete der Be­
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit durch
Unterstützung kleinerer Betriebe der gewerb­
lichen Wirtschaft zwecks Erhaltung bestehen­
der und Schaffung neuer Lehrplätze gemach­
ten Erfahrungen einzuholen und für Nieder­
österreich auszuwerten.

Des weiteren sind zwecks Schaffung der im
Land Steiermark hierfür bestehenden Einrich­
tungen in Niederösterreich geeignete Anträge
dem Landtag vorzulegen."

Ich bitte das Hohe Haus, diese beiden
Resolutionsanträge anzunehmen. (Beifall bei
der Volkspartei.)
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ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum'
Wort gelangt Herr Abg. Pet te n aUe r.

. Abg. PETTENAUER: Hoher Landbg! Ich
erlaube mir zu einer ganz bestimmten Post
des zur Beratung stehenden Kapitels einige
Worte zu sagen, weil ich der Auffassung bin,
daß Positives, das von Referaten geleistet
wird, auch hier im Hause zum Ausdruck
kommen soll. Wenn der Sprecher des Links­
blocks behauptet hat, daß beim Kapitel 4
nichts Positives zu finden wäre, dann muß ich
ihm sagen, der eifrige Sucher findet seinen
verdienten Lohn, er möge nur sehen, was hier
unter der Post Erholungsfürsorge für Kinder
geleistet wird. Ganz besonder,s ist zu betonen.
daß das Land hierbei kaum belastet wird. Ab­
gesehen von dem ÜberbrückungEkredit, der
für die Zeit des Betriebsstillstandes der Er­
holungsheime notwendig iEt, der aber auf
Heller und Pfennig dem Land zurückgezahlt
wird, wird da,s Land finanziell beinahe nicht
beansprucht. 1!0 Millionen Schilling Ein­
nahmen stehen 1!0 Millionen Schilling Aus­
gaben gegenüber. Wer istei:t nun, der diese
Einnahmen bringt? In erster Linie sind es
die EItern, die Überzeugt sind und auch den
Beweis geliefert bekommen, daß die Kinder
von den Erholungsaktionen gesünder und
kräftiger zurückehren, und die daher gerne
bereit sind, Beiträge zu diesen Aktionen zu
leisten. Auch die Sozialversicherung~,träger

und zum Teil auch der ÖEterreichische Ge­
werkschaftsbund, also zwei Einrichtungen,
die von gewisser Seite nicht immer die nötige
Anerkennung finden, s,ind bereit, für die
Kinder des Landes Niederösterreich lJ(~lfend

einzugreifen. Und letzten Endes ist es die
jährlich veranstaltete Pfingstsammlung, die im
Jahre 1952 mit einem Ergebnis von 788.000 S
das Ergebnis des Vorjahres weit über­
schritten hat.

Wenn wir von dieser Sammlung Epreehen,
Hohes Haus, dann glaube ich, ist es eine Ver­
pflichtung dieses Hauses, allen jenen Männcrn
und Frauen, die sich freiwillig in den Dienst
dieser Sammlung gestellt haben, und allen
Beamten, die die dazu nötigen Arbeiten ge­
leistet haben, den herzlichsten Dank für ihre
Tätigkeit auszusprechen.

Welche Leistung wurde nun hier erbracht?
,1242 Kinder wurden in die mit diesen Geldern
durchgeführten Erholungsaktionen einbe­
zogen! Der Erfolg zeigte sich in der körper­
lichen Erholung dieser Kinder. Die G'2wichts­
feststellungen, die getroffen wurden, haben
ergeben, daß Zunahmen bis zu sechs Kilo­
gramm erzielt wurden. Daß die gute Luft.
das bessere E:::sen, vielleicht das andere Essen
als das zu Haus gewohnte, dazu beigetragen
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haben, ist wohl eine Selbstverständlichkeit.
Ich glaube aber auch, daß nicht nur die
körperliche Erholung, sondern auch die gei­
stige Erholung, die die Kinder in den Er­
holungsheimen finden, für die Kinder sehr viel
bedeutet. Sie lernen neue Menschen kennen,
sehen fremde Gegenden, lernen andere Sitten
und Gebräuche kennen, sie sehen Wälder,
Seen und Berge. Diese vielen neuen Eindrücke
und vor allem der Umgang mit neuen, frem­
den Spielgefährten beschenkt die Kinder mit
einem Erlebnis, das sie nie vergessen werden.
Es wird auch ganz besonders betont, daß
gerade diese Umstände es bewirkt haben, daß
Kinder, die mit kleinen Erziehungsmängeln
belastet vom Elternhaus in diese Erholungs­
aktionen geschickt wurden, diese Mängel fast
zur Gänze verloren haben. Im Bericht des
Referates wird auch betont, daß die Sauber­
keit und Reinheit, die in den landeseigenen
Heimen herrscht, es ermöglicht hat, daß zum
Beispiel die heurigen Erholungosaktionen ohne
größere Epidemien durchgeführt werden
konnten. Wir müssen sagen, daß alles in
allem diese Erholungsaktionen eine Aktivpost
des Landes auf fürs.orgerischem und auf er­
zieherischem Gebiet sind.

Ich möchte nur noch ganz kurz auf die
immer wieder gemachte Feststellung hin­
weisen, daß dem nicht unbedeutenden Er­
fordernis unserer bäuerlichen Fachschulen
eine nicht zweckmäßige Ausnützung ent­
gegensteht, während das Referat für das
FürEorgewesen bemüht ist, in der Zeit, wo
ein Stillstand im Betrieb der Erholungsheime
eintritt, alles Mögliche zu arrangieren, um
keinen Leerlauf bei diesen Heimen eintreten
zu lassen. So möchte ich kurz darauf hin­
weisen, daß hn Heim in Lunz am See Schi­
kurse veranstaltet werden und auch Tarnusse
der verschiedenen Schulen auf Kosten der
landwirtschaftlichen Krankenkasse unter­
gebracht. wurden. Im Heim in Schauboden
wurde ein Fortbildungskurs für Gasthofköche
und -köchinnen mit 16 Teilnehmern abge­
halten. Im Heim in Puchberg am Schnceberg
waren ebenfalls die Teilnehmer von Schu­
lungskursen einquartiert, und zwar wurden
dort Kurse für die Landwirtschaftskr3nken­
kasse, ferner ein Fürsorgekurs ulld ein
Berufsvormünderkurs abgehalten. Im Heim
in Hochwolkersdorf hält gegenwärtig eine
hauswirtsehaftliche Schule Kurse ab. So wer­
den die Heime auch in der für die Erholungs­
aktionen der Kinder nicht geeigneten Zeit
zweckmäßig ausgenützt.

Es wirft sich nun die Frage auf, ob es bei
einigem Verständnis und bei einiger Ver­
handlungsbereitschaft nicht doch möglich
wäre, die Schwierigkeiten, die das Referat in



200 Larncl:ualg von NiedJe'rösteuleich. IV. Sesision der V. Wahlperiode. 10. SitZlung am 29. Apdl 1953.
....-_.- -----------

der Zeit der Hochfrequenz der ErholunglS­
heime hat, so daß die Kinder nicht in den
landeseigenen Heimen untergebracht werden
können, sondern in landesfremde Heime ge­
schickt werden müssen, dadurch zu lösen, daß
die Referenten für die ihnen gemachten Vor­
schläge über die Verwendung der bäuerlichen
}1'achschulen während der Ferienmonate für
Zwecke der Erholung:sfürsorge etwas zugäng­
licher sind. E,s ist auch nicht das sehr glück­
lich, was wir hierzu im Finanzausschuß ge­
hört haben. Herr Abg. Hilgarth will nämlich
den Antrag stellen, daß für Zwecke des
Jugendwanderns die Erholungsheime des
Landes zur Verfügung gestellt werden. Ich
glaube, das Jugendwanidern wird sich beson­
derlS in der Zeit stark ent,wickeln, in der das
Land seine Heime für seine Kindererholungs­
aktionen selbst benötigt, um nicht die Kinder
in landesfremde Heime unterbringen zu
müssen. Der Antrag kann daher nur insoweit
angenommen werden, als die Landesregierung
aufgefordert wird, zu überprüfen, ob eine
Möglichkeit für den gedachten Zweck besteht.
Die Prüfung wird aber ergeben, daß die
Heime ohnehin restlos ausgenützt sind, ja daß
sie viel zuwenig Platz für die EI'Iholungs­
aktionen des Landes selbst bieten.

Ich ,glaube, wenn hier nicht Einzelinteressen
vertreten werden, sondern wenn der Blick auf
die Erforldernisse der gesamten Für'sorge ge­
richtet wird, dann müßte man allch hier zu
einer Einigung kommen, die dem Interesse
des Landes dienlich ist. (Beifall bei den So­
zialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENGER: Hohes Haus! Es ist nicht
nur bei der Gruppe 4, sondern auch bereits
bei der Gruppe 2 die Frage der Jugendarbeits­
losigkeit ventiliert worden. Man kann schon
daraus ersehen, wie dringend dieses Problem
einer Behandlung zugeführt werden muß.
Der Herr Abg. Hainisch hat zu dieser Frage
einen Gedanken entwickelt, und ich glaube,
daß man jeidem Gedanken, der irgendein
fruchtJbares Ergebnis zeitigen könnte, näher­
treten muß; ob aber mit dem entwickelten
Gedanken wirkHch eine Lösung des Problems
herbeigeführt werden könnte, das hat der
Herr Abg. Ha:inisch nicht sagen können.

Die Frage der Beseitigung der Jugend­
arbeitslosigkeit ist, glaube ich, überhaupt eine
Frage, die mit der derzeitigen Gesellschafts­
ordnung eng verknüpft ist. Ich glaube aber
auch, daß die Frage der Jugendarbeitslosig­
keit gleichzeitig die Frage der Arbeitslosig­
keit überhaupt ist. Die Lösung des Problems
"Arbeitslosigkeit" würde zweifellos auch

gleichzeitig die Lösung des Problems "Jugend­
arbeitslosigkeit" bringen. Es wil'd also die
Krankheitsdiagnose noch des öfteren gestellt
werden, aber irgendeine einwandfreie Behand­
lungsmethode ist beim besten Willen nicht zu
finden. Ich erinnere daran, daß Dr. Rittinger,
ein durchaus ernst zu nehmender Mann aus
dem niederösterreichischen Landesarbeitsamt,
vers·ucht hat - z,weifellos in der guten Ab­
sicht, etwa:s zu leisten-, Jugendliche in
großer Zahl als Lehrlinge' in Industrie­
betrieben unterzubringen. Ich habe selbst an
den Verhandlungen, die sich mit dieser Frage
befaßt haben, schon vor mehr als einem Jahre
teilgenommen. Bei diesen Verhandlungen sind
auch Vertreter der Industrie anwesend ge­
wesen, außerdem Vertreter der Handels­
kammer, der Arbeiterkammer und des Ge­
werkschaftshundes. Bei diesen Verhandlungen
wurde der Meinung Ausdruck gegeben, daß
es, um eine größere Zahl von Jugendlichen
in Industriebetrieben unterzubringen, viel­
leicht notwendig wäre, einen Teil der dort
eingestellten Jugendlichen nur während einer
gekürzten Arbeftszeit zu beschäftigen und i.hn
während der übrigen Zeit mehr oder weniger
einer theoretischen Schulung zuzuführen, da­
mit während dieser Zeit der Schulung der
andere Teil der Jugendlichen beschäftigt wer­
den könnte. Bereits bei den ersten Verhand­
lungen hat sich aber gezeigt, daß dies zu
keinem Ergebnis führen würde, da der Ver­
treter der Handelslkammer, Herr lug. Musil,
zu verstehen gegeben hat, daß, solange nicht
gleichzeitig der Abbau der Jugendschutz­
bestimmungen erwogen werde, nicht daran zu
denken sei, daß von seiten der Handels­
kammer eine positive Stellungna:hme zu dieser
Frage bezogen werden könne. Letzten Endes
hat sich dabei auch ergeben, daß eine stärkere
Beschäftigung von Jugendlichen zweifellos
eine Schädigung der übrigen Arbeiter mit
sich bringen würde, insbesondere dann, wenn
eine angespannte Situation auf dem Arbeits­
markt vorhanden wäre. Ein Loch dadurch zu­
zumachen, daß man ein anderes öffnet, ist
eine Art, irgend etwas zu bekämpfen, die wir
nicht als gut bezeichnen können. Es ist daher
nicht verwunderlich, daß die Verhandlungen
in dieser Richtung gescheitert sind. Solange
mit der stärkeren Beschäftigung von .Jugend­
lichen eine Beeinträchtigung der Beschäf­
tigungsmöglichkeit für andere verbunden
wäre, wäre das nur eine halbe Lösung, die
hier gefunden werden würde. Es hätte zum
Beisipiel auch etwas Besteclhendes, zu salgen,
man solle ein Gesetz schaffen, das analog der
Invalideneinstellungsbestimmungen vorsieht,
daß in den Betrieben Jugendliche in größerem
Ausmaß eingestellt werden sollen. Aber auch
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damit wäre die Tatsache verbunden, daß I

Jugendliche zwar eingestellt würden, daß aber
dadurch eine um so größere Zahl von er­
wachsenen Arbeitsuchenden in Mitleiden­
schaft gezogen würde. Wir kommen immer
wieder darauf zurück, daß alle diese Maß­
nahmen wohl geeignet wären, auf der einen
Seite eine Erleichterung zu schaffen, auf der
anderen Seite würden sie aber zweifellos Er­
schwernisse mit sich bringen, welche die
arbeitende Bevölkerung natürlich nicht be­
geistern könnten. Die Jugendarbeitslosigkeit
ist und bleibt also ein Problem, das mit der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit an sich aufs
engste verknüpft ist.

Was wir aber glauben, das notwendig wäre,
Hohes Haus, wäre zweifellos die Förderung
der Absichten so mancher Betriehsinhaber,
nämlich eine größere Zahl von Jugendlichen
als Lehrlinge in ihren Betrieben einzustellen.
Es ist das nach meiner Meinung nichts Außer­
gewöhnliches, und es wäre auch nichts Außer­
gewöhnliches, wenn sich der Staat bereit­
finden würde, im Zusammenwirken mit dem
Land durch Förderung der Errichtung von
zusätzlichen Lehrwerkstätten mehr Lehr­
plätze zu schaffen. Wir betrachten es zum
Beispiel als eine Selbstverständlichkeit, daß
für den akademischen Nachwuchs gesorgt
wird. Warum sollte in einem Staat nicht auch
in gleichem Maß für den Facharbeiternach­
wuchs gesorgt werden können? Dies um so
mehr, als wir wissen, daß gerade dieses Land
Österreich für die ausgezeichneten Leistungen
seiner Facharbeiter in der ganzen Welt be­
kannt und berühmt ist.

Wir sind also der Meinung, daß es möglich
sein müßte, durch Schaffung von zusätzlichen
Lehrplätzen, wie sie Herr Abg. Hainisch hier
angedeutet hat, und durch andere Maßnahmen
Möglichkeiten zu finden, um neben den pri­
vaten Lehrstellen auch noch weitere Lehr­
plätze in staatlichen oder staatlich subven­
tionierten Lehrwerkstätten zu schaffen. Es
sollen also auch auf diese Weise zusätzliche
Lehrplätze geschaffen werden, um die Arbeits­
losigkeit der Jugend einzudämmen od,~r ganz
w. beseitigen.

Wir glauben, Hohes Haus, daß jeder Schil­
ling, der für solche Zwecke verwendet wil'd,
jedenfalls viel nutzbringender angewendet
werden kann, als wenn dann die Notwendig­
keit besteht, eine verwahrloste Jugend unter
Umständen in Erziehungsanstalten zu he­
treuen.

Aus diesen Gründen glaube ich, daß es
nicht zweckmäßig ist, hier einen Antrag zu
stellen. Die Tatsache, daß die Jugendarbeits­
losigkeit bekämpft i",erden muß, ist schon
so oft erörtert worden, daß wir ~. glaube

ich ""- alle zusammen eines Sinnes sind, daß
auf diesem Gebiet etwas geschehen muß. EIS
bedarf also keines Aufforderungsantrages,
um so mehr, als mit einem solchen allein ja
nichts unternommen werden kann. Ich glaube
vielmehr, daß es notwendig ist, daß sich alle
Stellen des Hohen Hauses mit dieser Frage
befassen und wirksame Maßnahmen ergreifen,
um der Jugend Beschäftigungsmöglichkeiten
zu sichern. Dazu sind wir, glaube ich, ver­
pflichtet. Wir müssen schon aus moralischen
Gründen alles daransetzen, um dieser Aufgabe
gerecht zu werden, wenn sie auch im Budget
des Jahres 1953 noch keinen Ausdruck findet.
Es ist wohl ein Betrag ausgeworfen worden,
der der Bekämpfung der Jugendarbeitslosig­
keit dienen lSoll. Andere Bundesländer sind
von demselben Gedanken beseelt, doch haben
manche für diesen Zweck einen weit höheren
Betrag ausgeworfen als wir. Ich denke dabei
an Steiermark und an Oberösterreich. Steier­
mark hat zum Beispiel für die Unterbrin­
gung von Lehrlingen in Lehrwerkstätten im
Jahre 1953 357.000 S ausgegeben und als
Föderungsbeitrag für die Unterbringung von
arbeitslosen Jugendlichen auf Lehrplätzen im
Jahre 1952 240.000 S verausgabt. Ich glaube,
ohne es genau zu wissen, daß der letzt­
genannte Betrag ungefähr in dem Sinne Ver­
wendung gefunden hat, wie es Herr Abgeord­
neter Hainisch in seinen Ausführungen gesagt
hat. Dazu kommt noch ein Förderungsbeitrag
in einer beachtlichen Höhe zur Unterbringung
von arbeitslosen Jugendlichen auf landwirt­
schaftlichen Lehrhöfen und in Lehrlings­
heimen. Steiermark hat also eine bedeutende
Summe Geldes ausgegeben, um der Be­
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit wirk­
sam zu dienen.

Ich glaube, daß auch wir uns in höherem
MaP.e, als es durch die ~ Bereitstellung von
200.000 S geschehen ist, mit diesem Problem
befassen müssen. Es wird uns nur dann ge­
lingen, eine Verwahrlosueg der' Jugend hint­
anzuhalten, wenn wir der Jugend durch die
Arbeitsbeschaffung ein Ziel stecken, dem sie
nachstreben kann, ohne dem Müßiggang zu
verfallen. (Beifall bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. Du b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Der
Diskm:sionsbeitrag und der Antrag des Herrn
Abg. Hainisch unterschieden sich zum ersten­
mal in dieser Budgetdebatte von den bisherigen
Stellungnahmen der ÖVP. Statt allgemeiner
Floskeln und Beteuerungen enthielt er wirk­
lich eine Idee und. auch einen Plan, der wert
ist, diskutiert zu werd.en. (Brave-Rufe bei der
Volkspartei.) Ich glaube mit dem Abgeord-
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neten Hainisch übereinzustimmen, wenn ich
sage, die Frage der Jugendarbeitslosigkeit ist
der Anstrengungen von uns allen wert, um
sie einer Lösung zuzuführen.

Es handelt sich hier nicht schlechthin um
die Frage der Jugendarbeitslosigkeit, sondern
um die Frage der Jugendausbildung. Und hier
stimme ich mit dem Herrn Abg. Hainisch
nicht übeI'ein, wenn er Bedenken bezüglich
einer überproduktion von Facharbeitern hat.
Heute ist die Situation, obwohl schon Krisen­
zeichen auf dem Arbeitsmarkt vorhanden
sind, durchaus noch nicht so, daß Fach­
aI1beiter in den gleichen Ausmaßen arbeitslos
sind wie die ungelernten Arbeiter,c;ondern
gerade die Struktur der österreichischen Wirt­
schaft macht eine Mehrproduktion von Fach­
arbeitern notwendig.

Wir haben hier in den vergangenen Jahren
eine unglückliche Hand gehabt. Sie brauchen
nur in Ihrer "Tageszeitung" vom Sonntag vor
einer Woche den Leitartikel nachlesen, um zu
erkennen, wohin diese einseitige oder fast
ausschließliche Umstellung auf die Rohstoff­
produktion geführt hat. Auf diese Folgen
haben wir immer und immer wieder hin­
gewiesen. Auch Sie (zur Seite der ÖVP ge­
wendet) 'sind daraufgekommen, allerdings
etwas spät. Diese Tatsache hat dazu geführt,
daß wir auf dem Weltmarkt nicht mehr so
konkurrenzfähig sind wie in der Vergangen­
heit. Die Eigenart der österreichischen Wirt­
schaft ist doch die Qualitätsproduktion. Die
österreichischen Qualitätserzeugnisse und mit
ihnen der österreichische Facharbeiter ge­
nießen einen Ruf in der ganzen Welt. Und
gerade diese Belange hat man in den Jahren
seit 1945 in unserer ganzen Wirtschafts­
konzeption vernachlässiigt.

Aus der Erwägung heraus, daß es sich hier
vor allem darum handelt, Ausbildungsmög­
lichkeiten für die Jugend zu schaffen, muß
auch von vornherein gesagt werden, daß die
Frage des Arbeitsdienstes weder die LÖSung
der Frage der Jugendarbeitslosigkeit noch
jene der Frage der Bprufsausbildung der
Jugend bringt. Sie können den Arbeitsdienst
auch auf drei Jahre ausdehnen, aber was sind
die Menschen nach Ableistung des Arbeit,s­
dienstes? Ungelernte Arbeiter, von denen wir
leider viel zu viele haben! Was wir aber
brauchen, sind Facharbeiter. Und deswegen
würde sich der Plan, wie er hier vom Abgeord­
neten Zach vorgetragen wurde, gegen Öster­
reich richten. Der Plan des Abg. Hainisch
hingegen nimmt Rücks'icht auf die Weiter­
entwicklung der Facharbeiter und Qualitäts­
arbeiter in Österreich.

Aber die Frage liegt ja noch in etwas
anderem. Es ist ja nicht so, daß diese Frage

dauernd in der gleichen Intensität gegeben
ist. Die Jugendlichen kommen jetzt aus
starken Geburtsjahrgängen, die ihren Höhe­
punkt im Jahre 1955 erreichen werden. Wir
reden hier im Landtag schon drei oder vier
Jahre über die Notwendigkeit der Schaffung
von Lehrstellen, der Berufsausbildung für die
Jugend und der Bekämpfung der Jugend­
arbeitslosigkeit, aber geschehen ist bis heute
noch nichts auf diesem Gebiet! Das müssen
Sie doch selbst zugeben. Wir werden vielleicht
noch zwei Jahre darüber sprechen, dann
braucht aber nichts mehr zu geschehen, weil
sich dann diese Frage von selbst erledigt
haben wird. Denn in den Jahren nach 1955
kommen die schwachen Ge'burtsjahrgänge, so
daß wir dann vielleicht dieses Problem von der
anderen Seite her anpacken werden mÜslsen.
Jetzt geht es nicht um Deklarationen, sondern
um Maßnahmen, um den Angehörigen starker
Geburtsjahrgänge wirklich Lehrstellen zu
verschaffen und ihnen Möglichkeiten zur
Berufsausbildung zu geben. Eine dieser Mög­
lichkeiten sehe ich in dem Antrag des Herrn
Abg. Hainilsch, der sicherlich eine .Erleich­
terung, vielleicht eine bescheidene Erleich­
terung auf diesem Gebiet bringen wird.

Ich glaube aber in diesem Zusammenhang
sagen zu müssen, daß gerade, angesichts
dieser Situation nicht ein allgemeines Jugend­
einstellungsgesetz analog dem InvaEdenein­
stellungsgesetz notwendig wäre, sondern ein
Lehrlingseinstellungsgesetz, das, wenn es den
jeweilig anfallenden Jahrgängenangepaßt ist,
wirklich jedem Jugendlichen die Möglichkeit
zur Berufsausbildung bieten würde. Dieses
Einstellungsgesetz müßte nicht nur der Tat­
sache des derzeit sprunghaften Anwachsens
des Anfalles von Jugendlichen Rechnung
tragen, sondern es müßte auch elastisch sein.
Nur so und nicht anders kann man diese
Frage einer wirklich befriedigenden Lösung
zuführen. Der Antrag des Herrn Abgeord­
neten Hainisch ist in einer bestimmten Weise
auf diese Richtung hin ausgerichtet. Ich
glaube daher, daß dieser Antrag in Erwägung
gezogen werden muß. Es darf nicht wieder
so sein, wie es bei anderen Anträgen der Fall
gewesen ist, die der Landtag beschlossen hat,
und zwar einstimmig beschlossen hat. Ich
könnte Ihnen hier eine Liste solcher Anträge
vorlegen, beginnend vom Jahre 1945 an, zu
deren Verlesung ich wahrscheinlich länger als
eine Stunde brauchen würde. Es siind An­
träge, die vom Landtag einstimmig ange­
nommen wurden und. die im Interesse der
Bevölkerung gelegen sind, die aber nicht
behandelt wurden, sondern in der Schreib­
tischlade irgendeines Mitgliedes der Landes­
regierung verschwunden sind. Dazu sind aber



LandJta!g von Niederösterreich. IV. Session der V. WahiLperiod€. 10. Sitz,ung am 29. April 1953. 203

die Anträge des Landtages nicht gestellt und
beschlossen worden. Ich glaube daher, daß in
jedem Antrag auch ein Termin enthalten sein
müßte, bis zu welchem die vorgeschlagener!
Maßnahmen zu treffen wären.

Zwei Monate noch und wieder kommt ein
Jahrgang aus der Schule. Wir müssen daher
vorgesorgt haben und es muß alles schon
bereit sein, um dieHen Jugendlichen die
Sicherheit zu geben, daß ihre Heimat auch
für sie die Möglichkeit zur Erlernung eines
Berufes geschaffen hat.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. S t a n g 1 e r.

Abg. STANGLER: Hoher Landtag! Ich
glaube mit wirklichem Vergnügen feststellen
zu können, daß wir in einer sehr grundsätz­
lichen Frage nun zu einem sehr positiven
Gespräch gekommen sind. Die Frage der
Jugendbeschäftigung und der Jugendarbeits­
losigkeit ist eine Angelegenheit, die uns alle
in gleicher Weise beschäftigen muß und einer
ernsten Überlegung bedarf. Die Lösung dieses
Problems stellt für uns alle eine besonders
verantwortungsvolle Aufgabe dar.

Wenn mein Vorredner, der Herr Abgeord­
nete Dubovsky, darauf hingewiesen hat, daß
nun die Mehrheit ihre Ansicht geändert hätte
und er meinte, eine Differenz ziwischen den
Ausführungen des Herrn Abg. Prof. Zach
und denen unseres Herrn Abg. Hainisch zu
sehen, so muß ich ihm folgendes sagen: Wir
bemühen uns, in unseren eigenen Reihen nicht
nur eine LösungsmögIichkeit zu Huchen, son­
dern viele Möglichkeiten zu prüfen, um dann
die besten zu verwerten. Es ist durchaus mög­
lich, daß nicht ein Weg allein schon zum Ziel
führt, sondern daß ver'Schiedene Wege ge­
gangen werden müssen. Wir haben in unseren
Reihen nun einmal so viel Freiheit, daß auch
der einzelne Abgeordnete seine Meinung im
Hohen Hause frei zum Ausdruck bringen
kann. Es gibt keine befohlene Parteilinie,
von der der einzelne Abgeordnete nicht ab­
weichen darf oder kann, ohne dabei irgend­
wie in seiner eigenen Sicherheit gefährdet zu
sein. Wir führen diese Aus,sprache auch hier
im Hause in einer freimütigen, demokra­
tischen Art und ringen auch hier um die
besten Lösun.gsmöglichkeiten. Auch die Frage
des Arbeitsdienstes, ob freiwillig oder pfiich­
tig, ist eben eine Frage, die zur Zeit auch in
Faop.kreisen diskutiert wird. Sehr viel spricht
dafür, manches spricht dagegen, das gebe ich
ohne weiteres zu. Der schlechteste Weg aber,
Herr Abg. Dubovsky, kann das nicht sein,
denn sonst würden die Staaten, für die Sie
besondere Sympathien hegen, nicht diesen
Arbeitsdienst in allen möglichen Formen

praktizieren. Was dort recht ist, kann bei
uns nicht so furchtbar schlecht sein. (!Zwi­
schenrufe des Abg. Dubovsky.) Sie machen
über diese Dinge in Ihren Zeitungen so viel
Propag~nda, daß man das überall lesen kann.
Sie ereifern sieh über die Einrichtungen bei
anderen, dabei ist es erstaunlich, daß Sie das,
was von Ihnen hier verdammt wird, anderen­
orts bewundern.

Ich sage also noch einmal, der Arbeits­
dienst ist ein Weg, eine Möglichkeit, es gibt
aber siicherlich noch eine Reihe anderer Mög­
lichkeiten.

Ich freue mich, daß Herr Abg. Wenger
heuer zu der Frage der Jugendbeschäftigung
nicht mehr eine so einseiUge Stellungnahme
eingenommen hat wie im vergangenen Jahre.
Ich muß mit Vergnügen feststellen, daß die
seinerzeitige Forderung, als einzige Lösungs­
möglichkeit staatliche Lehrwerkstätten zu
gründen, nun anscheinend doch abgeschrieben
worden ist, weil man nach reiflicher Über­
legung erkannt haben dürfte, daß di€s,~ Form
sowohl für die Wirtschaft als auch für die
Arbeitnehmer zu keiner befriedigenden
Lö,sung führt. Wenn der Herr Abg. Wenger
meinte, daß die derzeitige Gesellschaft und
Gesellschaftsordnung nicht in der Lage ist,
dieBe8 Problem zu lösen, 'So glaube ich, was
die Gesellrschaftsordnung in unserem Staat
betrifft,' sind keine so enormen Unterschiede
zwischen hüben und drüben, zwischen Ihnen
und uns. E8 besteht kein so großer Unter­
schied vor allem auch nicht in wirtschaft­
licher Hinsicht, und es bestehen keine so
diametralen Gegensätze, die es verhindern
könnten, solche Fragen einer vernünftigen
Lö:;:ung zuzuführen, besonders dann, wenn
man konkrete Lösungsvorschläge bringt, von
denen wir erwarten, daß sie einen Beitrag zur
Lösung des Jugendbe'Schäftigungsproblems
darstellen werden.

M,eine sehr verehrten Damen und Herren
des Hohen Landtages, Sie haben siicherIich
auch die ganz ausgezeichnete Broschüre
"Berufsnot der Jugend", die vom äster­
reichischen Produktivität'Szentrum heraus­
gebracht worden ist, gelesen und studiert.
Sie ist eine der Sohriften, die vielleicht das
ganze Problem in umfassender Weise dar­
gestellt hat, wie keine andere bisher. Es hat
hier ein sehr ernst zu nehmender Mann aus
dem ästerreichischen Produktivitätszenfrum
versucht, das Problem darzustellen und die
verschiedenen LÖBungsmöglichkeiten aufzu­
zeigen und zu prüfen.

Wenn hier vom Herrn Abg. Wenger der
Werkschulplan des Herrn Dr. Rittinger ge­
nannt wurde, so muß ich feststellen, daß auch
die Industrie Niederösterreichs diesen Plan
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als eine Lösungsmöglichkeit angesehen hat.
Eine ganz krasse Koppelung mit dem Jugend­
schut'zgesetz hat denn doch nicht statt­
gefunden und ich darf mir auch eine Be­
merkung dazu erlauben. Sicherlich achten
auch wir die Bestimmungen des Gesetzes aus
dem Jahre 1948 über die Beschäftigung von
Kindern und Jugendlichen, aber es ist die
Frage auch schon in Kreisen der Arbeiter­
kammer und des Gewerkschaftsbundes sehr
eingehend geprüft und diskutiert worden, ob
nicht manche Maßnahmen dieses Gesetzes
sich letztlich gegen die Jugend ausgewirkt !

haben.

Ich verweise darauf, daß in einer Reihe von
Betrieben mit Duldung der Betriebsräte -­
das wird Ihnen doch sicher auch bekannt
sein, Herr Kollege Wenger - die Arbeitszeit
anders geregelt wurde, als sie im Gesetz vor­
gesehen ist, weil s'ich diese Bestimmungen
gegen die Jugend ausgewirkt haben. Wir
wissen ganz genau, daß eine ganze Reihe von
Industriebetrieben, die in mehreren Schichten
arbeiten, einfach nicht in der Lage sind, in
der zweiten Schicht Jugendliche einzustellen,
weil sie laut Gesetz um 20 Uhr aus dem
Betrieb entlas,sen werden müssen.

Man darf also das alles nicht demagogisch
aufziehen. Es ist heute hier im Hause erst­
malig vielleicht so sachlich gesprochen wor­
den, daß wir die Hoffnung hegen können, daß
es auch in den Fragen, die das Jugend­
beschäftigungsgesetz betreffen, zu einer ver­
nünftigen, wenn auch vielleicht, \venigstens
für die Zeit des derzeitigen Notstandes, nur
zu einer vorübergehenden Lösung kommen
wird.

Ich möchte auch zur Frage des Jugend­
einstellungsgesetzes, das ja noch gar nicht
besteht, das aber doch heute hier genannt
worden ist, etwas sagen. Es ist hier eine
Parallele zum InvaJideusinstellungsgesetz ge­
zogen worden. Meine verehrten Damen und
Herren des Hohen Landtages, ich bin der
11.'1einung, daß ein Jugendeinstellungsgesetz
auch ein Weg zur Lösung ist. Es ist dabei
nur die Frage zu prüfen, welche Sicherhf'its­
maßnahmen eingebaut w8rden müssen, damit
nicht als Folge der Einstellung von Jugend­
lichen ältere Arbeiter entlassen werden. Das
ist jedoch nur eine Frage der Textierung und
Formulierung des Gesetzes.

Ich glaube, daß die Maßnahmen, die der
Abg. Hainisch aufgezeigt hat und die in de:"
Steiermark bereits erprobt sind. sicher auch
der Diskussion wert sind. Die Vertreter der
Arbeitnehmerschaft \verden sich mit den Ver­
tretern der Industrie und des Gewerbes immer
wieder zusammensetzen und nach Lösungs·

möglichkeiten suchen, von denen bereits eine
ganze Reihe aufgezeigt wurde.

Die Industrie hat zu Anfang des Jahres an­
gekündigt, im Laufe des heurigen Jahres frei­
willig, ohne irgendwie eine Gegenleistung zu
verlangen, zu versuchen, 10.000 Jugendliche
in den Produktionsprozeß einzubauen. Wenn
auf dieser freiwilligen Basis nicht der ge­
wünschte Erfolg erzielt werden kann, dann
wäre mit einem Einstellungsgesetz sicherlich
ein voller Erfolg zu erzielen.

Ich stelle mir vor, daß vor allem im Bau­
gewerbe noch eine große Zahl von Jugend­
lichen Beschäftigung finden könnte, vor allem
dann, wenn einstellungshemmende BesHm­
mungen des Jugendbeschäftigungsgesetzes
fallen gelassen werden. Aber auch hier ist
die Frage fernab von politischer Demagogie
zu behandeln. Sie muß sachlich und fachlich
in Ruhe geprüft wer'den.

Sie alle haben, meine verehrten Frauen und
Männer, die Regierungserklärung des Herrn
Bundeskanzlers Raab gehört, der sich zwei­
mal in seiner Regierungserklärung mit der
Jugendfrage beschäftigt und damit von
höchster Stelle aus dokumentiert hat, daß
auch die Regierung und die Regierungsspitzie
selbst größten Wert darauf legen, daß in den
kommenden Monaten und in der kommenden
Arbeit der Bundesreg1ierung der Jugend­
be:whäftigungslfrage größtes Augenmerk ge­
widmet wird. Ich bin überzeugt, daß die
Fachleute - hier rechne ich den Herrn Kol­
legen Wenger absolut dazu - sich darüber
im klaren sind, daß das Problem nicht nur
ein Lehrplatz- und Lehrlingsproblem ist,
sondern daß es ein Jugendbeschäftigungs­
problem ist. Und da muß nun in erster Linie
angesetzt werden und hier werden alle Maß­
nahmen begrüßt werden, die zur Lösung
dieser Frage beitragen.

Einige andere Hilfsmaßnahmen -- ich be­
tone Hilfsmaßnahmen -, die hier weiter ein­
gesetzt werden können, sind sicherlich die
Förderung des Ausbaues von Lehrlingsheimen
und Jungarbdterhe'imen. Ich verweise auf das
Jungarbeiterdorf in Gief~hübel, das mit Unter­
stützung der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft errichtet worden ist. Ich verweise auf
die ungezählten Heime des Kolpingwerkes,
das nicht erst jetzt mit seiner sozialen Maß­
nahme beginnt, sondern die eine Einrichtung
ist. die schon s'eit hundert Jahren eine Selbst­
verständlichkeit ist. Der Ausbau dieser und
anderer Lehrlings-, Jungarbeiter- und Ge­
sellenheime ist ein Beitrag zur Lösung dieses
Problems, denn viele Jugendliche können
einen Lehrplatz, eine Ausbildungsstätte oder
einen Arbeitsplatz gar nicht antreten, weil sie
von ihrem Wohnort den Arbeitsplatz gar
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nicht erreichen können, daher den Arbeits­
platz nur dann bekommen können, wenn sie
an Ort und Stelle auch eine Wohnung haben.
Daher ist auch die Schaffung von Lehrlings­
heimen, in welcher E'orm immer, ein Beitrag
zur Förderung der Jugendbeschäftigung. Es
wäre auch die Frage der Lehrlingsbeihilfen
und des Quartiergeldes zu prüfen, ob nicht
-- ich kann infolge der Kürze der Zeit das
nur ganz kurz andeuten - Lehrlingsbeihilfen
und Quartiergeld in Ausbildungsbeihilfen um­
gewandelt werden sollen.

Wir sind heute in einer sachlichen Art ohne
politische Gehässigkeit und ohne politische
Demagogie ins Gespräch gekommen. Welche
Änderungen an bestehenden Gesetzen not­
wendig wären oder welche neuen gesetzlichen
Maßnahmen getroffen werden müssen, muß
immer von einem Standpunkt aus betrachtet
werden, nämlich: Sozial ist das, was der
Jugend wirklich nützt! Wir können die
schönsten Gesetze be,schließen, Hohes Haus,
wenn sie sich aber letzten Endes gegen die
Jugend aus,wirken würden, wären sie un­
sozial, auch wenn wir sie noch so sehr als
soziale Gesetze überschreiben würden.

Ich möchte abschließend noch zu einem
Antrag, den wir von der ÖVP im Finanzaus­
schuß eingebracht haben, Stellung nehmen.
Es betrifft das eine Frage, die auch vom
Herrn Abg. Pettenauer angezogen worden ist.
Es handelt sich um die Errichtung von
Jugendwanderherbergen in unseren Landes­
erholungs'heimen, entweder, wenn es möglich
ist, in Form der Mitbenützung die-seI' Er­
holungsheime als Jugendwanderherbergen
oder in der Form, daß Zubauten an diese
Heime errichtet werden. Ich freue mich, daß
der Ausschuß diesen Antrag angenommen
hat, der auch vorsieht, daß die Landesregie­
rung aufgefordert wird, in einem künftigen
Landesvoranschlag Mittel für den Ausbau
oder für die Errichtung von eigenen Jugend­
wanderherbergen bereitzustellen und einzu­
setzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren
des Hohen Hauses, sorgen wir dafür, daß
unsere Jugend auf dem Lande und in der
Stadt Arbeit und Berufsausbildungismöglich­
keiten in ausreichendem Maße bekommt.
Sorgen wir aber auch dafür, daß die Freizeit
der Jugend so gestaltet werden kann, daß sie
auch zu e-inem wertvollen Heimaterlebnis
wird. Das ist nur möglich, wenn wir der
Jugend Herbergen im Lande zur Verfügung
stellen, von wo sie schöne landschaftliche
Gebiete mit historisch bedeutsamen Gebäuden
durchwandern kann. Dazu ist es notwendig,
daß es billige Übernachtungsmöglichkeiten
gibt. Der Jugendliche kann nicht in einem

Hotel oder in einem Gasthof übernachten, das
kommt ihm bei seinem geringen Einkommen
zu teuer. Jeder moderne Staat - und ich
verweise auf eine Reihe von westeuropäischen
Staaten - hat über das ganze Land verteilt
wIche Jugendherbergen errichtet. Ich weiß,
wie s-chwierig es sein wird, daß wir es auch
in Niederösterreich großzügig machen. Aber
machen wir einen bescheidenen Anfang, dann
gilt das, was ich gestern be-i der Debatte über
das Jugendschutzgesetz gesagt habe: Hören
wir vom Reden auf und s.etzen wir eine Tat!
Die Jugend wird unsere Tätigkeit in diesem
Hause nicht darnach beurteilen, was wir
reden, sondern darnach, was wir tun.

Ich bitte Sie daher - die heutige Aus­
sprache ist ein erfreulicher Anfang ge­
wesen -, die Frage unserer Jugend fernab
von jeder Demagogie sachlich und nüchtern
zu behandeln und für die Jugend etwas zu
schaffen. Sozial ist das, was der Jugend nützt
und dienlich ist. (IRei/all bei der Volkspartei.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Landesrat BI' a c h­
mann.

Landesrat BRACHMANN : Hoher Landtag!
In den Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Pospischil muß ich eine gewiSSe Verwirrung
der Begriffe feststellen. Ich möchte ihn gerne
davor bewahren, diese Irrtümer neuerlich zu
wiederholen und ich habe mich deswegen zum
Wort gemeldet. Ein solcher Irrtum ist es,
wenn der Herr Abg. Pospisohil es beklagt,
daß die Hilfsbedürftigen die hohen kosten­
deckenden Verpflegsikosten bezahlen müssen.
Demgegenüber ist festzustellen, daß die Hilfs­
bedürftigen gar keine Verpflegskosten zu
bezahlen haben, sondern daß es sich hier nur
um eine Auseinandersetzung zwischen den
Verpfleg:skostenstellen und denjenigen Körper­
schaften handelt, die eben nach der Ver­
fassung verpflichtet sind, für diese Kosten
aufzukommen.

Weiter hat der Herr Abg. Pospischil in
einem Antrag die Landesregierung auf­
gefordert, neue Richtsätze für die Geme-inde­
befürsorgten zu dekretieren. Auch da. mu!;,
ich dem Herrn Abg. Pospischil sagen, daß er
sich im Irrtum befindet, wenn er glaubt, daß
ich die Richtsätze von ohen her dekretieren
kann, denn wir haben ja wiederholt in diesem
Hause die lichtvoIlen Ausführungen von der
linken Seite über den Wert der Demokratie
gehört. Ein wesentlicher Grundsatz der
Demokratie ist, daß man mit denjenigen
Stellen, die für die Kosten aufzukommen
haben, Verhandlungen pflegt und die Richt­
sätZe im Einvernehmen mit diesen Stellen
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festlegt. Diese Stellen sind die Vertreter der
Gemeinden in den Bezirksverwaltungen und
in den Gemeinden selbst. Wenn wir aber auf
der einen Seite hören, daß die finanzielle Lage
der Gemeinden sehr schlecht ist, so ist gerade
auf diesem Gebiet eine ganz besondere Vor­
sicht geboten. Wenn nun gesagt wurde, die
Richtsätze wurden im Zusammenhang mit
den letzten Wahlen erhöht, so trifft das, Herr
Abg. Pospischil, nicht zu; Die Richtsätze
wurden am 1. Jänner 1953 erhöht und dieser
Festsetzung der Richtsätze sind lange Ver­
handlungen mit den genannten Stellen voraus­
gegangen, Verhandlungen, die schon begonnen
wurden, als von Wahlen noch keine Rede war.
Diese Erhöhung der Richtsätze, die nur zehn
Prozent ausmachte, bedeutet oder hat für
die Gemeinden und Bezirksverwaltungen be­
deutd, einen Mehrbetrag von 1.5 Millionen
Schilling aufzubringen. Wenn ich nachrechnen
würde, was die weitere Belastung der Ge­
meinden bedeuten würde, wenn wir die vom
Abg. Pospischil vorgeschlagenen Richtsätze
heute zum Beschluß erhöben, so glaube ich,
würden die Vertreter der Gemeinden mit emer
solchen Erhöhung, die auf ihre Leistungs­
fähigkeit keine Rücksicht nimmt, nicht ein­
verstanden sein. Es ist selbstverständlich,
Herr Abg. Posp-ischil, daß auch uns bekannt
ist, daß die Fürsorgerenten, wie sie den
Gemeindebefürsorgten gegeben werden, durch­
aus nicht ausreichen, um alle Bedürfnisse
decken zu können. Wenn der Herr Abgeord­
nete von Renten zwis'chen 80 und 120 S ge­
sprochen hat, dann kann es sich hier nur um
zusätzliche Renten zu einem anderen Ein­
kommen handeln, denn die Richtsätze sind ja
nicht bindend, das heißt, es ist einer Orts­
fürsorgekommission, wo eine solche besteht,
und den Fürsorgeämtern der Bezirke ohne
weiteres möglich, im Einzelfall diese Richt­
sätze wesentlich zu überschreiten oder dort,
wo eine Notwendigkeit, den vollen Richtsatz
anzuwenden, nicht beiSteht, diesen Richtsatz
auch zu unterschreiten.

Damit der Hohe Landtag einen Begriff da­
von bekommt, wie die Richtsätze im Lande
jetzt aussehen, möchte ich sie mitteilen. Es
sind im Einvernehmen mit den Bezirksver­
bänden zwei Arten von Richtsätzen fest­
gesetzt worden. In den Städten und Industrie­
gemeinden Amstetten, Baden, Korneuburg,
Neunkirchen, St. Pölten, Stockerau, Wiener
Neustadt sind etwas höhere Richtsätze, in
den anderen Bezirken etwas niedrigere. Sie
betragen für Einzelrentner in den Land­
bezirken 180 S, in den Industriegemeinden
200 S. Ein Verheirateter bekommt rund
180 S, die Frau 160 S. Also in den Land­
gemeinden 340, in den Stadtgemeinden 370 S.

Ein Verheirateter mit einem Kind bekommt
in den Landgemeinden 510 S, in den Stadt­
gemeinden 550 S. Ein Verheirateter mit drei
Kindern bekommt in den Landgemeinden -- ~

das heißt die Richtsätze lauten so ~ 850 S,
in den städtischen Bezirken 910 S. Ich be­
tone noch einmal, daß diese Richtsätze nicht
bindend sind und überschritten oder unter­
schritten werden können, weil ich der Mei­
nung bin, daß eine Schablone auf diesem
Gebiet absolut nicht gerecht wäre. Ein
schablonenhaftes Vorgehen würde dazu
führen, daß ein vielleicht weniger Bedürf­
tiger mehr bekommt und der andere Bedürf­
tigere mit dem im Richtsatz ausgesprochenen
Betrag nicht das Auslangen finden könnte.

Was die Versorgung der Gemeindebefür­
sorgten mit Brennmaterialien betr'ifft, so darf
ich feststellen, daß im vorigen Jahre aus
Mitteln, die vom Bund zur Verfügung gestellt
wurden, in Niederösterreich Brennmaterialien
im Wert von 680.000 S abgegeben wurden. Im
vorigen Jahre ~ also im Jahre 1952 ~- hat
das Land Niederösterreich knapp vor Weih­
nachten aus den Mitteln des Bedarfdeckungs­
fonds 700.000 S für Brennmaterial für die
Gemeindebefürsorgten aufgewendet. (Beifall
bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Die
Rednerliste ist erschöpft. Der Herr Bericht­
erstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Hohes Haus! Ich stelle fest, daß die
Gruppe 4 in der Debatte entsprechend be­
handelt wurde. Ich bitte daher den Herrn
Präsidenten, über die Gruppe und die Anträge
die Abstimmung vorzunehmen.

Z,WEITER PRÄSIDEIT WONDRAK: Zur
Abstimmung liegt vor die Gruppe 4, Für­
sorgewesen und Jugendhilfe, hierzu die Ab­
änderungsanträge des Herrn Abg. Pospischil,
ferner je zwei Resolutionsanträge deS Ab­
geordneten Pospischil und des Abg. Hainisch.

Ich lasse zuerst über die Abänderungs­
anträge abstimmen, dann über die Gruppe
selbst und zum Schluß über die zu dieser
Gruppe vorliegenden Resolutionsanträge.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die
Abänderungsanträge vorzulesen.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL tnach
Verlesung der zwei Abänderungsanträge des
Herrn Abg. Pospischil, betreffend eine stär­
kere Förderung der Fürsorge- und Jugend­
verbände, und betreffend die Erhöhu.ng der
Beihilfen für Lehrlinge): Ich bitte um die
Abstimmung.
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ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (nach
Abstimmung über die Abänderungsanträge
des Abg. Pospischil): Ab gel e h n t.

Ich bitte d' en Herrn Berichter,statter, nun­
mehr seinen Antrag zur Gruppe 4, Für'Sorge­
wesen und Jugendhilfe, zu stellen.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Ich be­
antrage, der Gruppe 4 des vorliegenden Vor­
anschlages zuzustimmen.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (nach
Abstimmung über die Gruppe 4 in ETfoTder­
ni.s und Bedeckung): An gen 0 m m e n.

Nunmehr bitte ich den Herrn Bericht­
erstatter um die Verlesung der Resolutions­
anträge, und zwar zuerst der Resolutions­
anträge des Herrn Abg. Pospischil.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (nach
Verlesung der zwei Resolutionsanträge des
Abg. Pospischil, betreffend Neuregelung der
Richtsätze für die öffentliche FÜTsorge, und
betreffend die Schaffung eines Gesetzes iiber
die Einführung der Volkspension) : Ich bitte
um die Abstimmung.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (nach
Abstimmung über die beiden Resolutions­
anträge des Abg. Pospischil): Ab gel e h n t.

Nun bitte ich, die zwei Resolutionsanträge
des Abg. Hainisch zur Verlesung zu bringen.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL (nach
Verlesung der zwei Resolutionsanträge des
Abg. Hainisch, betreffend Mittel zur Schaf­
fung zusätzlicher Lehrstellen, und betreffend
Unterstützung der Lehrlingshaltung kleinerer
Betriebe): Ich bitte um die Abstimmung.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK (nach
Abstimmung über die zwei Resolutions­
anträge des Abg. Hainisch): An g e­
no m m en.

Damit ist da,s Kapitel 4, Fürsorgewesen und
Jugendhilf'e, erledigt.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, zur
Gruppe 5, Gesundheitswesen und körperliche
Ertüchtigung, zu berichten.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Hohes
Haus! Die Gruppe 5, Gesundheitswesen und
körperliche Ertüchtigung, deren ordentliche
Ausgaben mit 42,283.100 S vorge,sehen sind,
verzeichnet Einnahmen in der Höhe von
30,179.800 S, so daß das hieraus resultierende
Nettoerfordernis mit 12,103.300 S zu be­
ziffern ist.

Der Vergleich mit dem Gesamtaufwand
des ordentlichen Voranschlages ergibt, daß
die Ausgaben bei dieser Gruppe 8,2 % dar-

-------- - - ._------- ._._~------ --

stellen, während sie im Vorjahre 7,4 % be­
tragen haben.

In dieser Gruppe wurde für die Kosten
der ärztlichen Teiles der Mutterberatupg bei
Voranschlagsansatz 513~-62 ein Betrag von
250.000 S sowie bei Voranschlag'sansatz
519-62 ein Förderung,sbeitrag an den
Landesverband vom Roten Kreuz für Wien
und Niederösterreich in der Höhe von
100.000 S neu vorgesehen.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Spezialdebatte über die Gruppe 5 zu eröffnen.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete
D u b 0 v s k y. Ich erteile es ihm.

Ahg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Die
Gruppe führt die Bezeichnung "Gesundheits­
wesen und körperliche Ertüchtigung". Der
Titel entspricht nicht dem Inhalt der Gruppe,
denn bei einem Teil dieser Gruppe, nämlich
beim Gesundheitswesen, fehlen die Erforder­
nisse für die Spitäler, die sozusagen der
Pfeiler des Gesundheits,wesens sind. Im wei­
teren Teil dieser Gruppe sind für die körper­
liche Ertüchtigung nur ganze 180.000 S, das
ist ein Zehntel Promille des Budgets, ein­
gesetzt.

Die entscheidenden Fragen des Gesund­
heitswesens, das sind die Fragen der Erhal­
tung, der Führung und der Organisierung
der Spitäler, finden in diesem Budget keine
Lösung. Dabei wird das, was man noch vor
Jahren als "Spitalschande von Niederöster­
reich" bezeichnet hat, s,chön langsam zu
einem "Spitalskandal". Man überantwortet
pmkUsch 20 Gemeinden die Aufgabe, die
finanziellen Mittel für die entscheidendste
Einrichtung des Gesundheits,wesens, nämlich
für die Spitäter, aufzubr1ingen.

Das Gesundheits,wesen ist laut Art. 11
und 12 der Bundesverfassung Angelegenheit
des, Bundes und der Länder. Der Zustand, daß
man 20 Gemeinden einfach den wesentlichsten
Teil der Führung des GesundheitslwCisens über­
trägt, hat seine Vorgeschichte. Er ist darauf
zurückzuführen, daß im Jahre 1943 durch
eine auf Grund eines sogenannten Schnell­
briefes aus Berlin erlassene Anweisung des
damaligen Gauhauptmannes von Niederdonau
die Gemeinden verständigt wurden, daß die
§§ 48 und 49 des Krankenanstaltengesetzes
außer Kraft sind. Also eine Sache, die in·
faschistischer Art gelöst wurde. Den Gemein­
den wurde mit einem Federstrich die ganze
Verantwortung für die Führung der Spitäler
übertragen.

Seit dieses faschistische System verschwun­
den ist. sind acht Jahre vergangen, geblieben
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ist aber nach wie vor dieser faschistische Zu­
stand. Immer wieder müssen wir feststellen,
daß die Geme,inden in gütlichen Aussprachen
und mit Vermittlungsvorschlägen versucht
haben, eine Änderung dahingehend herbeizu­
führen, daß wenigstens wieder die §§ 48
und 49 de,s Krankenanstaltengesetzes ein­
geführt werden. Diese Paragraphen sagen
nämlich, daß je drei Achtel des Abganges der
SpitäIer vom Bund und den Ländern zu tra­
gen. slind. Damit wäre eine entschiedene Ent­
lastung der Gemeinden herheigeführt. Es
wäre damit aber auch die Voraussetzung ge­
schaffen, daß die Krankenanstalten in Nieder­
österreich zu dem werden, was sie sein sollten
und was sie leider heute durch diesen Zustand
noch nicht sind. Es gibt eine Reihe von Spi­
tälern in Niederösterreich, in die zu gehen die
Bevölkerung geradezu Furcht hat, dies aber
nicht wegen ihrer Krankheit, sondern wegen
der Verhältnisse und der Bedingungen, unter
denen dort das Spital geführt wird. Wir
wissen, daß die ganze Ausgestaltung der
Spitäler durch den finanziellen Notstand der
Gemeinden heute bei weitem nicht mehr dem
entspricht, wie sie sein müßte. Wir wissen,
daß manche Spitäler nicht einmal genug
Medikamente besitzen, um der Gesundheits­
pflege zu dienen. Dies deswegen, weil sie
Schulden bei den Lieferanten haben und dieSE:
daher keine Medikamente mehr liefern.

Der Herr Abg. Dr. Steingötter' wird bestä­
tigen müssen, daß das Krankenhaus von
St. Pölten einen Abgang von 700.000 S zu
verzeichnen hat und daß dort angeordnet
wurde, den Verbrauch von Penicillin und
Streptomycin weitestgehend einzuschränken.
Das ist kein Zufall. Wir sehen, daß heute der
Zustand der niederösterreit.hischen Spitäler
durchaus nicht den modernen Erfordernissen
entspricht. In den Zeitungen können wir immer
wieder lesen, daß die Spitäler selbst Samm­
lungen, Bettelaktionen durchführen müssen,
um, wie zum Beispiel das Krankenhaus Baden,
Matratzen oder Decken anschaffen zu können.
Wir wissen weiter, daß in den Spitälern die
Unterbringung der Kranken oftmals so er­
folgt, daß zwei Kinder in e,in Bett gelegt
werden. Im Hollabrunner Krankenhaus hat
man sogar kranke Kinder in Badewannen
untergebracht. Im Amstettener Krankenhaus
hat sich der chirurgische Primarius gewei­
gert, weüerhin die Verantwortung zu tragen,
wenn nicht die entsprechenden Mittel für die
Herrichtung des OperationsIsaales zur Ver­
fügung gestellt werden. Die Gemeinden
können aber diese Mittel nicht aufbringen
und versuchen daher, durch Sammlungen ihre
finanzielle Not zu überbrücken.

Wenn man dann hört, daß beispielsweise

die Sammlung für das Gmündner Kranken­
haus ganLZe 38.000 S ergeben hat, so sieht
man, daß dieser Weg der Finanziierung nicht
gangbar i,st, weil diese Art nicht zu einer
Regelung der so dringend notwendigen
SpitaIsfrage in Niederöstermich führt. Wir
sehen, daß gerade bei der Regelung der
Spitalsfrage verschiedene Standpunkte von
seiten der Regierungsparteien eingenommen
werden. Von seiten der ÖVP wurde verlangt,
daß die Krankenkassen viel stärker zur
Tragung der Kosten herangezogen werden
müssen, nämlich dadurch, daß sie die vollen
Verpflegskosten zu zahlen hätten, während
seitens der Sozialistischen Fraktion wieder
der Standpunkt vertreten wird, daß man die
Abgänge der Spitäler nicht e~ner Gemeinde
aufhalsen soll, sondern daß sie auf alle
übrigen Gemeinden umgelegt werden müssen.
Ich glaube, beide dieser Formen führen zu
keiner Lösung, und zwar deshalh nicht, weil
in der Zeit, wo die Medizin Streptomycin,
Penicillin, Aureomycin anwendet, wo mit
Röntgenstrahlen Ge,waltiges geIeistet wird,
wo die medizlinische Wissenschaft gewaltige
Fortschritte aufzuweisen hat, es unmöglich
ist, mit den geradezu mittelalterlichen Orga­
nisationsformen der Spitäler das Auslangen
zu finden. Gerade im Interesse des medizini­
schen Fortschrittes wäre es notwendig, zu
erkennen, daß das SpitaIwesen längst schon,
wie das Gesundheitswesen überhaupt, über
den Auf,gabenbemich der einzelnen Gemeinden
hinausgewachsen und zu einer Aufgabe der
Gesamtheit des Staates, mindestens aber zn
einer Aufgabe des Landes geworden ist. Nur
so wird es mögHch sein, die SpitäIer wirklich
zu dem zu machen, was sie ,sein sollten: zu
Säulen der Gesundheitspflege, zu entscheiden­
den Trägern des Fortschrittes auf dem Ge­
biete der Medizin.

Die Tatsache dieser Organisationsform der
Spitäler hat auch zu Dingen geführt, die man
nicht mehr so einfach hinnehmen kann, weH
sie nicht als Pflege des Gesundheitswesens
bezeichnet werden können. So verfügt bei­
spielsweise eine Krankenanstalt wlie Krems
weder über eine Kinderabteilung noch über
eine Frauenabteilung. Wenn daher für die
dortige Bevölkerung die Notwendigkeit sich
ergibt, eine Kinder- oder eine Frauenabteilung
aufzusuchen, muß der oder die Betreffende ent­
weder nach St. Pölten oder nach Wien fahren.
Oder wenn im Kremser Bezirk, wo es stunden­
lang dauert, bis man in die Bezirkshaupt­
mannschaft kommt, jemand eine Röntgen­
bestrahlung - nicht Durchleuchtung -- be­
nötigt, weil er an Krebs erkrankt ist oder
weil er operiert wurde, so kann er diese Be­
strahlung nieht in Krems erhalten, sondern er
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muß gleichfalls nach Wden oder St. Pölten
fahren. Nun, jeder, der die Wirkungen der
Röntgenstrahlen auf den Erkrankten kennt
und weiß, in welcher Verfassung dieser nach
der Bestrahlung ist, der weiß auch, welch
zusätzliche Marter der Anmarsch zu den
Behandlungsstellen und der Abmarsch von
dJesen Stellen bedeutet. Ich weiß schon, daß
nicht jedes Spital in einer Bezirksstadt v01l­
ständig durchorgianisiert werden kann, aber
ich glaube, daß in jedem Spital zumindest
jene Einrichtungen vorhanden sein sollten,
die bei dem heutigen Stand der modernen
Medizin unumgängIiich notwendig sind, und
dazu gehören auch die Einrichtungen für die
Röntgenstrahlentherapie.

Der Ausbau der Spitäler scheitert daran,
daß das, was die Gesamtheit,der Staat, zu
leisten hätte, die einzelnen Gemeinden leisten
müssen, jene Gemeinden, denen man immer
wieder nimmt, ohne zu fragen, wie sie das
Auslangen finden.

Diesbezüglich möchte ich auf das zurück­
kommen, was der Herr Landes,rat Brachmann
bei der Beratung des vorigen Kapitels gesagt
hat. Wir hören immer wieder nur, wenn es
sich beispielsweise, wie beim vorigen Kapitel,
um die Erhöhung der Fürsorgerenten handelt,
daß dies unmöglich ist, weil eine solche
Erhöhung die Gemeinden zugrunde richten
würde. Hat aber der Finanzminister auch nur
einmal die Gemeinden gefragt, ob sie das
Notopfer zahlen können, das ein Vielfaches
dessen ausmacht, was zum Beispiel die
Erhöhung der Fürsorgerenten ausmachen
würde? Genau so ist es bei den Spitälern.
Das Notopfer macht eJn Vielfaches dessen
aus, was nach den ehemaligen österreichischen
gesetzlichen Bestimmungen --- nicht nach den
reichsdeutschen faschistischen Anordnungen
- der Bund für die Erhaltung und Führung
der Spitäler leisten müßte, nämlich drei
Achtel ihrer Abgänge. Überall dort, wo es
sich um die Armen handelt, heißt es, da
kommen wir nicht durch; aber dort, wo es
sich um die Reichen handelt, da wird nicht
darnach gefragt.' (Landesrat Brachmann : Ich
soll also diktieren) die Gemeinden haben zu
bezahlen!) Nein, nein! Nicht diktieren.
(Landesmt Brachmann: Das lehne ich niim­
li'Jh ab!) Hier soll vielmehr ein Weg gefun­
den werden, der die Befreiung der Gemeinden
von der Leistung des Notopfers bringt - die
Notwendigkeit diEser Maßnahme wird ja auch
von Ihrer Seite, besonders vom Herrn Präsi­
denten Wondrak, unterstrichen -, damit die
Voraussetzung geschaffen wird, daß die Ge­
meinden ihren unmittelbarsten Verpflich­
tungen - und die liegen vor allem auf dem
Gebiete der Fürsorge - nachkommen können.

Ich bin überzeugt, daß es auch hier Mittel
und Wege gibt. Der Finanzmini,ster war ja
sehr erstaunt, wie gering die Mittel sind, die
für die Spitäler aufgebracht werden müßten.
Es würde sich nämlich bei den Spitälern um
einen Gesamtabgang von 9 bis 10 Millionen
Schilling im Jahre handeln. (Landesrat Brach­
mann: Für Niederösterreich!) Jawohl, für die
Spitäler in Niederösterreich, von deren Ab­
gängen nur drei Achtel auf den Bund ent­
fallen würden, also ungefähr 3 Mi!'lionen
Schilling. Das würde sicher nicht das Budget
des Bundes von fast 20 Milliarden Schilling
in Unordnung bringen. Es müßte doch wirk­
lich bei einigem guten Willen mög,uch sein, in
dieser Frage, die langsam zu einem Skandal
wird, eine Lösung herbeizuführen. Wir
kennen ja die Beschlüsse der Gemeinderäte
aller spitalerhaltenden Gemeinden, daß sie
entschlossen sind, die Auflassung ihrer Spi­
täler zu beantragen. Sollen es die Gemeinden
nun wirklich dazu kommen lassen? Muß man
wirklich immer sozusagen erst dann den
letzten Schritt zur Hilfe tun, bis das Haus
brennt, oder ist es nicht zweckmäßiger, im
Interesse des Ganzen die Notwendigkeit der
Hilfe rechtzeitig zu erkennen? Es ist daher
eine unabdingbare Pflicht der Bundesregie­
rung und der Landesregierung, bei der Tra­
gung der Defizite der verschiedenen Spitäler
mitzuhelfen.

Wir haben im Finanzausschuß vom Herrn
Landesrat Brachmann gehört, daß eine Ver­
mehrung der Spitalbetten oder der Spitäler
absolut abzulehnen ist. Ich glaube, man soll
sich hier nicht auf einen derart absoluten
Standpunkt stellen, denn es sind in Nieder­
österreich im Vergleich zu früher noch einige
Veränderungen vor sich gegangen. So ist zum
Beispiel durch die Erdölindustrie der Bezirk
Gänserndorf heute in einem weitestgehenden
Ausmaß industrialisiert. In diesem ganzen
Bezirk ist nun kein Spital vorhanden! Die
Bevölkerung aller Parteirichtungen ist daher
dcr Meinung, daß es notwendig ist, dort ein
Spital zu errichten. (Landesrat Bra'Jhmann:
Bei der derzeitigen gesetzlichen Lage kann
ich keiner Gemeinde raten) ein Spital zu er­
richten!) E.s wird auch der allseitigen Hilfe
hedürfen, um diese Frage zu lösen. Aber eine
Notwen:hgkeit, Herr Landesrat, ist doch ge­
geben. Man muß doch erkennen, daß in
dier,em Bezirk einige tausend Menschen in
Arbeit stehen, die vor 20 Jahren noch nicht
dort gewesen sind, daß weiter dieser Bezirk
seine Struktur vollkommen geändert hat und
daß daher die Notwendigkeit eines Spitales
gegeben ist.

Ich erlaube mir daher den Antrag zu stellen
('liest) :
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Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
alle notwendigen Schritte zu unternehmen,
die die Errichtung eines Krankenhauses in
Zistersdorf ermöglichen."

Die Gruppe 5 des Voranschlages behandelt
außer den Erfordernissen für die Spitäler
auch jene für die Pflege des übrigen Gesund­
heits,wesens. Bei letzterem, g,}aube ich, ist vor
allem der Mangel festzustellen, daß man dem
Grundsatz "Vorbeugen ist besser denn heilen"
viel zuwenig Beachtung schenkt. Das beginnt
schon bei der Betreuung der Schwangeren. In
ganz Niederösterreich gibt es keine Schwan­
gerenberatungsstelle. (Abg. Dr. StcingötteT:
o ja, in St. Pölten!) Entschuldigen Sie, in
St. Pölten gibt es eine. Aber wie man sagt:
Eine Schwalbe macht noch keinen Sommer.
Ebenso bedeutet eine Schwangerenberatungs­
stelle noch keine organisierte Schwangeren­
beratung in Niederösterreich. Wir sehen, daß
gerade hier die Mütterbetreuung dringend
notwendig ist. Wir haben beim Kapitel Schul­
wesen vom Geburtenrückgang gehört. Beim
Kapitel Gesundheitswesen sehen w,ir aber, daß
gerade die Betreuung der Schwangeren, die
besonders notwendig ist, vollkommen fehlt.
Auch das bestehende System der Mutter­
beratung entspricht bei weitem noch nicht
dem, was es ,sein müßte, um wirklich vom
Kleinstkind auf' die vorbeugenden Maßnahmen
treffen zu können, um es vor Krankheiten zu
schützen. 1952 war erst die Hälfte der nieder­
österreichischen Gemeinden von den Mutter­
beratungsstellen erfaßt. Es ist daher nicht
verwunderlich, wenn Niederösterreich eine
sehr hohe Säuglingssterblichkeit aufzuweisen
hat. Sie beträgt 6,5 % bei einem Bundesdurch­
schnitt von 6,2 %. (Abg. Dr. Steingöiter:
5,09%, da hast du eine falsche Ziffer!) Nein,
6,2 % ist von den Statistikern aufgezeichnet.
(Abg. Dr. Steingötter: 5,09%.) Also 'noch
trauriger für Niederösterreich. (!Widerspnwh
und Zwischenrufe.) 5,09% hat St. Pälten?
Für St. Pölten - einverstanden! (Abgeord­
neter Dr. Steingöt ter: N ein, Niederösterreich.
--- Abg. Dr. Haberzettl: Der Durchschnitt in
Niederösterreich ist 5,09'}(;, im Bezirk Zwcttl
8,5%, Mistelbach und Melk je 7,8%, Hollu­
brunn 7,7% und so weiter.)

1951 waren von 109.349 vorschulpflichtigen
Kindern 23.710, das sind rund 21 %, von der
Mutterberatung erfaßt, das ist nicht einmal
ein Viertel der vorschulpflichtigen Kinder.
Allerdings muß man feststellen, daß in den
letzten Jahren einige Verbesserungen ge­
troffen wurden und daß der Zustand früher
noch bedeutend schlechter gewesen ist. Aber
auch der jetzige Zustand ist absolut noch

, nicht befriedigend und ich glaube, daß hier
sehr viel geschehen muß, um die Mutter­
beratung zu elner allumfassenden Einrichtung
des Landes zu machen.

Herr Landeshauptmannstellvertreter Popp
l,at im Finanzausschuß erklärt, daß ur­
sprünglich oel den Budgetberatungen im
Schoß der Landesregierung für die Bezahlung
der Mutterberatungsärzte eine Million Schil­
ling vorgesehen war, weil die meisten Mutter­
beratungsstellen noch ohne Ärzte sind. Aller­
dings erklärte er, habe man S'ich dann auf
250.000 S geeinigt, weil mit einer Million
Schilling die Entwicklung allzu stürmisch
gewesen wäre. Ich glaube, daß die Entwick­
lung nicht genug stürmisch einsetzen kann,
weil gerade die hohe Säuglingssterblichkeit
beweist, wie dringend Ma[~nahmen getroffen
"verden müssen, um eine Verbesserung auf
dem Gebiete der Mutterberatung herbeizu­
führen. Die Einführung fahrbarer Mutter­
beratungsstellen, die überall hinkommen und
zweckentsprechend eingerichtet sind, ist zn
begrüßen. Das Land besitzt aber nur einen
einzigen Wagen mit den notwendigen Einrich­
tungen für die Mutterberatung und ich glaube,
daß es notwendig ist, dafür zu sorgen, daß
für jedes Gebietsviertel in Niederösterreich
ein solcher Wagen angeschafft wird. Es
müßten meiner Meinung nach insgesamt fünf
Wagen zur Verfügung stehen, um zentral die
Maßnahmen durchführen zu können, die eine
organisierte Mutterberatung an allen SteIlen
des Landes ermöglichen. Ich erlaube mir da­
her den Antrag zu stellen (Uest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Der Voranschlagsansatz 513-61., Bei­
hilfen für Mutterberatungen, ist auf 720.000 S
auf Kosten des Voranschlagsansatzes 97-61,
Verstärkungsmittel, zu erhöhen."

Mit diesem Betrag von 720.000 S wäre es
möglich, die fehlenden Fahrzeuge für die
Mutterberatungsstellen komplett eingerichtet
anzuschaffen und damit die Mutterberatungen
wirklich auf breitester Basis zu organisieren.

Wir hören immer wieder, daß die Tuberku­
lose - und wer ist nicht froh darüber - in
Niederösterreich stark im Rückgang begriffen
ist. Die Tuberkulose hat ihre Ursache - nicht
umsonst hat man sie die Proletarierkrankheit,
die Krankheit der armen Leute genannt - in
schlechten Wohn- und in schlechten Ernäh­
rungsverhältnissen. Man ist zwar auf dem
Gebiete der medizinischen Bekämpfung der
Tuberkulose sehr weit gekommen, aber man
ist durchaus noch nicht so weit, um die Ur­
sachen zu beseitigen, die immer wieder zu
Tuberkuloseinfektionen führen, nämlich die
schlechten Ernährungsverhältnisse und vor
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allem die unzulänglichen Wohnverhältnisse.
Wir werden bei: der Gruppe Bauwesen
noch ermges aufzeigen, wie es um das
Wohnungswesen beschaffen ist, und daraus
können Sie dann entnehmen. daß man
zwar medizinisch die Tuberkulose bekämpft,
daß aber hier ununterbrochen ein Herd
vorhanden ist, von dem aus Neuinfektionen,
neue Ansteckungen, neue Gefährdungen
stattfinden. Solange dieses Problem besteht,
so lange wird es immer wieder Tuberku­
loseinfektionen geben. Erst mit der Beseiti­
gung dieser Wohnungsmißstände wird auch
die Quelle, die Ursache für die Tuberkulose,
beseitigt sein. Solange das aber nicht eintritt,
müssen wir immer wieder damit rechnen,
daß alljährlich soundsoviele Tausende neue
Tuberkulosefälle auftreten.

Im Jahre 1951 waren rund 2000 aktiv
tuberkulos erkrankte Kinder in Niederöster­
reich erfaßt. Das ist aber nur ein Teil, weil
es durchaus noch nicht so weit ist, daß wir
wirklich regelmäßig, ständig, an allen Orten
die Kinder untersuchen, ob sie von Tuberku­
lose infiziert sind. Hier muß man mit einer
wirklich umfassenden ärztlichen Betreuung
der Kinder beginnen. Wir haben z,war gehört,
in wieviel Schulen es heute Schulärzte gibt,
aber im Verhältnis zur Gesamtzahl der
Schulen ist das nur ein kleiner Prozentsatz,
so daß gerade hier alle Anstrengungen darauf
gerichtet werden müs,sen, rechtzeitig die Maß­
nahmen zu treffen, um die Tuberkuloseaus­
breitung bei den Kindern zu verhindern. Wir
müssen doch damit rechnen, daß im laufenden
Jahre wieder soundsoviele Kinder schul­
pflichtig werden, bei denen eine Tuberkulose­
gefahr besteht. Es ist daher für einen normal
denkentlen Menschen vollkommen unbegreif­
lich, wenn im Finanzausschuß des Landtages
seitens der öVP der Antrag gestellt wurde,
die einzige Kinderheilstätte, die Niederöster­
reich besitzt, aufzulassen. Man kann wohl
darüber sprechen, ob es zweckmäßig ist, daß
sie in Krems ble,ibt, aber wenn man diese
Heilstätte nicht in Krems beläßt, dann muß
sie wo anders errichtet werden. (Ahgeord­
neter Hilgarth: Auch das war im Antrag
enthalten, denn das war ja der Zweck (les
Antrages.) Der Antrag hat gelautet, die
tuberkulosegefährdeten Kinder in Grimmen­
stein unterzubringen. In Grimmenstein ist
eine Anstalt für an aktiver Tuberkulose er­
kr ankte Menschen, dort haben tuberkulose­
gefährdete Kinder nichts, aber schon gar
nichts verloren, denn dort würde ihre Gefähr­
dung in einen aktiven Prozeß umschlagen.
Mit Ihrem Antrag würden Sie also nur ei'­
reichen, daß die Gefährdung zu einem aktiven
Prozeß würde. (Abg. Hilgarth: Dann müssen !

-- -------------------_.--------

wir auch die Kinderabteilung im Landes­
krankenhaus in Speising, wo auch eine
Lungenabteilung ist, wegnehmen, und zwar
mit derselben Begründung:) Aber das ist
doch ganz etwas anderes.

Sie (zur Seite der öVP gewendet) reden
soviel von der Jugend. Ihr wahres Gesicht,
Ihr wahrer Charakter ist aber in diesem An­
trag zum Ausdruck gekommen. Statt den
Kindern zu helfen, beantragen Sie Auflösung
dieser Anstalt! Soweit geht Ihre Politik! Das
ist mit ein Teil des KamHz-Budgets (Ab­
geordneter Hilgarth: Ihrer Phantasie!) oder
besser gesagt des Koalitionsbudgets, das ist
ein Teil der soe;ialen Verschlechterungen, die
man hier herbeiführen will. Es ist mit eines
der El'gebnisse dieses Budgets, daß man
daran denkt, diese Anstalt aufzulassen, statt
tuberkulosegefährdete Kinder zu heilen und
dafür zu sorgen, daß sie nicht mehr von der
'Duberkulose befallen werden können. Man
sagt, diese Anstalt kostet zuviel, das können
wir uns nicht leiisten, lieber sollen - das ist
Ihr Standpunkt - soundsovie:l Kinder von
der Tuberkulose befallen werden, denn nichts
anderes kommt dabei heraus. Das iist Ihr
Standpunkt, das ist Ihre wahre Jugend. und
Kinderliebe, die Sie mit Ihrem Antrag ~um

Ausdruck gebracht haben!
Ich gla'ube, daß die Sozialistische Fraktion

in der Landesregierung wenigstens in diesem
Fall einmal genügend Rückgrat besitzen wird,
um diesen Antrag, der dann dahin abgeändert
wurde, daß innerhalb die:s,es Jahres die
Landesre,gierung über die Angelegenheit ent­
scheiden saH, zum Scheitern zu bringen.

Aber wir wi,ssen ja, was hinter Ihrem Antrag
steckt. Sie, die immer wieder sagen, man soll
nicht überall die Politik hineinbringen, sind
es aber letzten Endes, die sie dann doch
hineinbringt, und zwar hier in di€lsemFall
deshalb, weil Ihnen das Ergebnis der Wahl
unter den öffentlich Bediensteten dieser An­
stalt für den Betriebsrat nicht gepaßt hat.
Das geben heute Hchon Leute Ihrer eigenen
Partei, die die dortigen Verhältnisse kennen,
zu. Das ist auch der Grund, warum seit
Jahren die Beschickung dieser Anstalt plan­
mäßig sabotiert wird, damit ein Grund :gefun­
den werden kann, um die Anstalt auflösen zu
können. Ihnen sind die Er1gebnisse bei den
Angestelltenwahlen, also Ihre eigene Partei­
politik, entseheidender als die Gesundheit der
Kinder in Niederösterreich. Aber ist das eine
Gesinnung? Ist das ein menschliches Ver­
halten? Hier kann man sich wirklich nur mit
Abscheu von den AntragsteUernabwenden.
Nicht genug mit der Fortedol-Affäre, hier
will man auf kaltem Wege ähnliche Zustände
herbeimhren.
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Wir wissen, daß schon zweimal für die
B~nichtung einer m'llell Kinckrlj(~ilstiitt(' im
Budgd zwei Millionen Schilling v,)lgesc!Jen
wann. Das Geld ist vorhanden. Es gibt ,ilso
hier keinr icIinderni;:sl'. !:Cntwedc'r .l1uß rnan
die Anstalt in Krems so ausbauen, daL', sie
wirklich entqnicht, oder, weim man zur t.)e~r­

zeugung kommt, daß die Gegen::] von Kl ,'lnS

dcn Heilerford,'rnissen einer solclwnAn-talt
klimatisch nicht entspricht, dann ln\\'.~ Inan
'SC) anders eine solch,· Anstalt c'ITiehUe!1. Hier­
zu rnöchte ich darauf n,llfrnerksarn rni:lt';len,

d:Jf?c man <lUS einer solchen Übl'rzc'ugdng
Schlußfolgerungen für den I'~rem(knvl'!kehr
ziehen könnte.

F~ine beEondere Erscheinung !m Gesli nd­
heitswesen ist die Angst in der BevöhJ'rung
\'or der Krebserkrankung. \Vir l1aben es mit
einer Krankheit zu tun, die vom Lai~n zum
größten Teil zu spät erkannt wird lilld die
selbst auch nach Operationen mit Si,'ch'um
verbunden ist Od2I' zu einem schreckiicl1en
Todc' führt. Nur we! diese Dinge kennt, \\\'if~,

wie notwendig es ist, hier rechtzeitig- \ or­
bC'ugeEd ein:mgreifen.

Dazu ist es aber notwendig, daß die
Gesundenuntersuchung, ,vip man sie ht'l' 'its
an einem Ort in Niederöstcrrcich, und zwar
in Pottenstein, mit sehr bemerkenswo!em
Ergebnis gcrade auf diesem Gebiet durch­
geführt hat, zu einer allgemeinen Einrichtung
deE Landes wird. Die Krebsfurcht der Fkvl11­
kerung wird erst dann schwinden, welln die
Menschen die Gewißheit haben, d,d.\ man
rechtzeitig die Krankhl'it erkennt und [ecllt­
zeitig auch einer Heilung zuführen k'lnn.
Früher wird diese Furcht nicbt verschwinden.
Dazu wän~ es aber aueh notwendig, dal.~ man
für die pr8 kUschen Arzte l'cgelmäf: ig,' 1!nd
ständige Schulungen durch führt, dit' der
Frühdiagnosc des Krebses dienen rnüß·:en.
Das fehlt noch Ich glaube, das sind alles
Dinge, die ohne sebr hohe Koster dm eh­
geführt werden könnten.

In dc'r Presse wird auch sehr viel üL,'t' die'
Diphtherie-Schutzimpfungen, üb,,! ihr<' Not­
wendigkeit und ihre Vortcih gesc!Jri,·!Jen.
Wir müssen dabei aber festste Ih~n, ;],lß die
Impfungen sovic~l man auch d;H'LlJl'l'
schrC'ibt --- bl'i weitcm nicht in d"m Ausmaß
durchgeführt werden, wic cc) notwenc ig wjre,
und daß die in Bf'tracht kommender' Kinder'
auch nicht in der angemessenen l"ri~t ~ .• impft
werden können.

Alle diese Dinge hängen mJt dc'rn vnll mir
immer wieder aufgel'ollten Probk n c'inl'l'
wiI !dich planmäßigen OrganisielTl ll,.! des
Gt'sunjlwitsw(,~Jens in Nieclerösu'! I'l ic.h zu­
c'ammen, die, ausgehend von den Spit;il"l'n,
die die Bezirksstellen werden müss,:n, ein

ganzes Netz von Betreuungsstellen und stän­
digen Untersuchungsstellen umfassen muß.
Nur auf diese Wci;:e werden wir uns auch
vvenn cs heute etwas kostet -- in den kom­
mende!' Jahren wesentliche Mittel l'rsparen
können, eiie wir sonst für die Heilung bereits
Erkrankte!' ausgebcn müßten.

In diesem Kapitel ist auch, wie ich gesagt
habe, die Sportförderung mit drei Zehntel
p! omiHe enthalten. Bei dem ganzen ordent­
lichen und auf.\erordentlichen Budget von
rund 600 Millionen Schilling werden 180.000 S
für dic Fördcrung des Sports bereitgestellt.
Sie selbst werden doch nicht im Ernst an­
llchmen, daß damit der Sportförderung ge­
dien l. werden kann. Sie selbst werden sich
aber de! Bedeutung des Sports zweifellos
bewußt sein, sowohl vom Standpunkt seiner
\'orbeugenden vVirkung gegen Krankheiten als
auch vom erzieherischen Standpunkt, dies
deswegen, weil eine Sportjugend am wenig­
sten anfällig gegen Schmutz und Schund wird.
Daher wäre es doch notwendig - so müßte
man meinen statt Polizeimaßnahmen
gegen bestimmte Einrichtungen zu treffen,
damit sie die Jugend nicht benützen kann,
ein(' intensive Förderung des Sports zur
Durchführung zu bringen. Im Budget sind
ganze 180.000 S an Beihilfen für Sportver­
bände vorgesehen. Aber selbst diese geringen
Mittel werden nicht nach Gesichtspunkten, die
der l<'örderung des Sports dienlich sind, zur
Verfügung gestellt, sondern ganz einseitig
nach den parteipolitischen Erwägungen der
beiden Koalitionsparteien vergeben. Letzten
Endes handelt es sich aber dabei um Steuer­
geIder, so daß man meinen müßte, daß die
Verteilung der Steuergclder doch nicht nach
j)drtl'ipolitischen Gesichtspunkten stattfinden
k:mn. sondern da!?: mit diesen Geldern eine
Förderung des Sports wirklich auf breitester
Grundlage erfolgt. Von der. im Jahre 1952
veran;:chlagten Summe wurden an nichtpartei­
gebundene Organisationen rund acht Prozent
verteilt, der übrige Teil wurde auf die partei­
gebunc:enen Sportorganisationen der beiden
Koalitionsparteien aufgeteilt. Aber gerade der
überwiegende Teil der Sportausübenden ge­
hört nicht partcigebundenen Vereinen an.
Diesen Vereinen gibt das Land nur in äußerst
unzulänglicher Form Subventionen. Um diesen
Zustand zu jY'seitigen und um hier eine wirk­
liche Förderung des Sports herbeizuführen,
erlaube ich mir den Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Voranschlagsansatz 54- -·61, Bejhilfen

an Snortverbände, ist auf Kosten des Vor­
anschlagsansatzes 97--61, Verstärkungs­
mittel, auf 300.000 S zu erhöhen."

Alle Sportverbände und alle Sportvereine

T
1
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haben sich zusammengeschlossen, um über
bestimmte Maßnahmen zu beraten, die im
Interesse der Förderung des Sports gelegen
sind. Diese Forderungen sind im sogenannten
Siebenpunkteprogramm des Arbeitsaus­
schusses der niederösterreichichen Sportver­
bände enthalten. Das Land hat verschiedene
Möglichkeiten, diese berechtigten Wünsche
und Forderungen der Sportler auch tatsäch­
lich zu erfüllen, um eine wirksame Förderung
des Sports zum Ausdruck zu bringen. Diese
Forderungen wurden vom Askö zusammen
mit der Sportunion ausgearbeitet; ich unter­
streiche das besonders, damit es Ihnen leichter
fällt, für die Erfüllung der Forderungen der
Sportler einzutreten. Was verlangen sie schon?
Im großen und ganzen sind sie sehr beschei­
den. Sie verlangen die endliche Verabschie­
dung eines sogenannten Sport- und Spielplatz­
schutzgesetzes. Seit Jahren haben wir dies­
bezüglich schon Anträge von seiten der
Sozialistischen Fraktion erhalten. Der Herr
LandeshaJuptmannsteIlvertreter Popp ist
meines Wissens der zuständige Referent für
die Ausarbeitung eines solchen Gesetzent­
wurfes. Wir haben aber nur von den Anträgen
gehört und nichts davon, daß eine Gesetzes­
vorlage ausgeavbeitet worden wäre, die
diesem Wunsch der Sportler entsprochen
hätte. Was verlangen sie weiter? Sie ver­
langen, daß man bei Amateursportveranstal­
tungen von der Einhebung der sogenannten
LustbarkeitHabga:be absieht. Denn in der
Natur des Sports liegt der Wettkampf und es
müssen daher die Sportvereine von Zeit zu
Zeit zu Wettkämpfen antreten; aber Wett­
kämpfe werden erst dann richtige Wett­
kämpfe, wenn auch Zuseher dabei sind. Nun
ergibt sich aber die Situation, daß diese Wett­
kämpfe vielfach gar nicht einmal mehr aus­
getragen werden können, weil durch die Ein­
hebung der Lustbarkeitsabgabe die Gebarung
der Sportvereine aus diesen Veranstaltungen
zu einem Defizit für die Veranstalter wird, das
zu tragen sie nicht mehr in der Lage sind.

Wir haben schon einige Beispiele, daß bei
Wettspielen Sportler angetreten sind, die auf
ihren Dressen den Kuckuck, das Pfändungs­
zeichen, picken hatten, weil der Sportverein
einfach nicht in der Lage war, irgendeine
Forderung, die an ihn gestellt wurde, zu er­
füllen. Ich glaube, daß das eine sehr nieder­
schmetternde Tatsache ist, die darauf
schließen läßt, wie schlecht und unzulänglich
die Förderung des Sports durchgeführt wird.
Als wir bei der Abänderung des Gesetzes vom
29. November 1952, betreffend die Lustbar­
keitsabgabe, den Antrag gestellt haben, die
Amateursportvereine von der Zahlung der
Lustbarkeitsabgabe auszuschalten, hat man

eine ähnliche ablehnende Begründung ge­
geben, wie sie auch zu unseren Anträgen zum
Fürsorgewesen gegeben worden ist. Diese
Begründung war: "Ja, woher sollen die Ge­
meinden das Geld hernehmen?" Hier verweise
ich wieder darauf, daß man das Notopfer der
Gemeinden seit Jahren ununterbrochen erhöht
und damit den Gemeinden die Möglichkeit
nimmt, manches zu tun, was notwendig wäre.
Man fragt sich, warum sind die Gemeinden
gerade auf die Steuerleistungen der Sport­
vereine angewiesen? Als Grund wird an­
geführt, daß mit diesen Ge1dern die Sub~

ventionen für den Sport bezahlt werden. Nun,
dann geben wir das Spiel auf - hat man uns
damals gesagt - und lassen gleich die Lust­
barkeitsabgabe für die Amateursportvereine
beiseite und geben ihnen dafür keine Subven­
tionen! In einem solchen Fall täuschen wir
wenigstens nicht etwas vor, was in Wirklich­
keit ohnehin nicht geschieht.

Ich glaube, daß es im Interesse der Sports
notwendig ist, daß die Landesregierung ihre
Einstellung dem Sport gegenüber ändert, weil
ja der Sport mit zur körperlichen und sitt­
lichen Ertüchtigung der Jugend beiträgt.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. Dr. S te i n g ö t tel'.

Abg. Dr. STEINGÖTTER : Hoher Landtag!
Ich werde mich his auf eine Frage finanzieller
Art bemühen, angesichts einiger grober
Schnitzer, die sich der Herr Abg. Dubovsky
zuschulden kommen ließ, wirklich vom rein
fachlichen Standpunkt und weniger vom
politischen Standpunkt aus zur Gruppe Ge­
sundheitswesen zu sprechen.

Vor allem muß ich natürlich eine Unge­
heuerlichkeit sofort und drastisch zurück­
weisen, daß nämlich in St. Pölten aus Er­
sparungElgründen weniger Penicillin und
weniger Streptomycin den Patienten verab­
reicht wird. Streptomycin wird überhaupt nur
in einigen Spitälern Niederösterreichs, und
dazu gehört St. Pö,}ten, verabreicht und dieses
Streptomycin wird vom Bund bezahlt, weil
das Streptomycin in die Hände ganz erfah­
rener Ärzte kommen muß, damit es wirklich
seinen Zweck erfüllt und im gegebenen Fall
zur Heilung führt. Auch beim Penicillin muß
auf eine strenge Indikation gesehen werden.
Schließlich S'ind auch Ärzte nur Menschen.
Weil nun die Ärzte die Anwendungsweise und
Wirkung neuer Medikamente zuerst aus der
Literatur erfahren, bevor sie darüber die
entsprechende eigene Erfahrung sammeln
können, haben zum Beispiel die Ärzte ur­
sprünglich geglaubt -- das ist auch bei
anderen Medikamenten so gewesen, einem
solchen Irrtum ist sogar einer der größten
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Ärzte der Menschheit, Dr. Koch, mit seinem
Tuberkulin verfallen ~, das Penicillin sei ein
Allheilmittel, das in Mengen verabreicht wer­
den kann, was aber, abgesehen vom finan­
ziellen Standpunkt, rein medizinisch gesehen
abso}ut nicht angängig ist. Deswegen muß
den Ärz'ten hie und da nahegelegt werden,
bei diesen beiden Medikamenten -- bei den
anderen Medikamenten dieser Gruppe, etwa
Chloromycetin, Aureomycin und Terramycin,
ist es ohnehin der Fall, weil sie ja ungeheure
Summen kosten ~ streng nach der Indikation
vorzugehen.

Ich möchte daher feststellen, nachdem hier
im Landtag öffentlich darüber gesprochen
wurde und die Zeitungen eventuell darüber
schreiben, daß es selbstverständlich unrichtig
ist, daß auf Kosten der Gesundheit oder der
HeHungsmöglichkeiten im Krankenhaus
St. Pölten an Penicillin oder Streptomycin
gespart wird. (Abg. Dubovsky: Aber man hat
es nahegelegt!) Ich habe bereits das Not­
wendige hierzu erklärt.

Zu der Meinung des Herrn Abg. Dubovsky,
daß man zwischen an aktiver Tuberkulose
erkrankte und tuberkulosegefährdete Men­
schen sozusagen einen Trennungsstrich
machen soll, ist folgendes zu sagen: Bei den
in der Anstalt in Krems befindlichen Kindern
handelt es sich nicht so sehr um gefährdete
tuberkulose, sondern um tuberkulöse Kinder
im Anfangsstadium, meistens um sogenannte
Hilusdrüsenfälle. Es ist bereits Gemeingut
aBer Menschen, die je davon gelesen haben,
daß es bei diesen Hilusdrüsenfällen beim
heutigen Stand der Wissenschaft ~ und das
ist ja eben das große Ereignis in der Be­
kämpfung der Tuberkulose sozusagen
gleichgültig ist, in welchem Stadium der Er- !

krankung sich innerhalb einer Anstalt die
einzelnen Patienten befinden. Selbstverständ­
lich werden Kinder nicht in die Nähe von
Erwachsenen untergebracht. Wenn man hier
derart unterscheiden müßte, dann wäre über­
haupt eine Unterbringung von Tuberkulösen
in irgendeinem Spital unmöglich. Man müßte
dann für jedes Stadium der Erkrankung förm­
lich eine eigene Anstalt bauen. Also das sind
Irrtümer, die ich bitte, nicht zu glauben. Diese
Dinge sind wirklich ganz anders, als sie hier
dargestellt wurden.

Was die Gesundenuntersuchung betrifft, so
freut es mich, daß von seiten der Kommuni­
stischen Partei oder der Volksopposition
meinem schon immer gepredi,gten Ausspruch,
man möge das Wort "Krebsuntersuchung"
vermeiden, jetzt endlich Genüge getan wird.
Ich habe seit einer Reihe von Jahren immer
wieder bei den Budgetberatungen die Bezeich­
nung "KrebsunteJ:lsuchungsstellen" bekämpft.

Die Gesundenuntersuchungen werden an
vielen Spitälern bereits durchgeführt. Heute
-- das muß man zur Ehre aller Äq:te Öster­
reichs sagen '- weiß jeder Arzt nach seiner
dreieinhalb~ bis vierjährigen Tätigkeit im
Spital genau, welche Patienten er zur Durch­
untersuchung an das Spital abgeben muß.
Gerade die Fälle, die immer wieder zu spät
zur Operation kommen ~ ich kenne in letzter
Zeit einige ~, sind rein auf das Schuldkonto
der betreffenden Patienten zurückzuführen.
Es ist merkwürdig, wie lange Patienten, ob­
wohl sie förmlich ahnen, daß es sich um eine
bösartige Geschwulst handelt, sich ihrem
langjährigen Haus- oder Kassenarzt nicht so­
fort anvertrauen, sondern sich, was vielleicht
psychologisch begreiflich ist, erst dann dem
Arzt eröffnen, w~nn dieser meistens die
Diagnose stellen muß, daß es zu spät ist.

Die Gesundenuntersuchungen werden also
gemacht, ja es wurde sogar bei den Verhand­
lungen der spitalerhailtenden Gemeinden mit
den Krankenkassen darauf ein besonderes
Gewicht gelegt, und in dem zwischen den
Spitälern und Krankenkassen abgeschlos­
senen Vertrag wurde ein Passus wegen der
Gesundenuntersuchung aufgenommen.

Ich bin nun gezwungen, obwohl ich es an
anderer Stelle machen wollte, auf ein Thema
zu sprechen zu kommen, und zwar auf
die niederösterreichische "Spitalschande",
welches Wort -- da muß ich dem Kollegen
Dubovsky recht geben, auch wenn ich als Ar'zt
und nicht als Politiker hiemu spreche ~ voll­
kommen am Platz ist. Worum handelt es sich
hier? 21 Gemeinden, die das Unglück haben,
Spitalerhalter zu sein, kämpfen verzweifelt,
um die finanziellen Schwieri.gkeIten zu über­
winden, die dadurch entstanden sind, daß
trotz jahrelanger Verhandlungen, trotz un­
gezählter Vorsprachen, noch immer nicht ~
weder im Nationalmt noch hier im nieder­
österreichischen Landtag ~ die Möglichkeit
geschaffen wurde, diesen spitalerhaltenden
Gemeinden zu helfen. Die Schwierigkeiten
sind sicherlich in unserer Verfassung gelegen.
Ich habe ja schon oft darauf hingewiesen,
daß ich gerade die Bestimmungen über das
Gesundheitswesen in der sogenannten Kelsen­
Verfassung als Unglück empfinde. Hier ist
sicher ein Unrecht geschehen; man hätte in
dieser Verfassung die Kompetenzen des
Bundes als auch der Länder und der Gemein­
den viel deutlicher abgrenzen sollen. Es ist
überhaupt in den Schwierigkeiten Österreichs
ge!legen, daß der Nationalrat noch immer
nicht darangehen konnte, den bereits fertigen
Entwurf eines neuen Gesetzes zur Beratung
zu übernehmen. Ich kenne den Entwurf, habe
ihn studiert, kenne seine Vorzüge und seine
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Schwächen. Wenn man ihn dem Parlament
vorg€'legt hätte, wäre es möglich gewesen, all
das auszumerzen oder hinzuzufügen, was an
dem Entwurf schlecht ist und was bes,ser
gemacht werden könnte. Die Sozialistische
Fraktion hat dem niederösterreichischen
Landtag einen Ausweichantrag vorgelegt,
einen Fondsgesetzentwurf, entsprechend dem
Schulbaufondsgesetz, um den Gemeinden, die
Spitalerhalter sind, zu helfen. Die Hilfe ist
deshalb notwendig, weil in den Spitälern, in
denen finanzielle Schwierigkeiten bestehen,
nur 30 Prozent Patienten aus der Gemeinde
se'lbst und 70 Prozent Patienten aus der Um­
gehung sind. Bei klarer Erkenntnis und bei
einer richtigen Einstellung zu diesem Problem
könnte dieses Gesetz, sagen wir für ein, zwei
oder drei Jahre giltig, schon längst verab­
schiedet sein.

Worauf beruht nun die derzeit falsche Ein­
stellung zu diesem Problem? Sie beruht dar­
auf, daß die Majorität dieses Hauses glaubt,
an diesem Ungllück der spitalerhaltenden
Gemeinden seien nur die Sozialversicherungs­
träger, die Krankenkassen, schuld. Ein Blick
in die Spitalverhältnisse in der Schweiz, in
Deutschland und auch in England hätte die
Mehrheitspartei belehren können, d'aß heute
nirgendswo die Krankenkassen mehr imstande
sind, die vollen Verpflegskosten zu bezahlen.
Es gibt - ich habe das schon wiederholt hier
im Landtag und auch in aUen möglichen Aus­
schüssen und Sitzungen gesagt - heute bei
der Entwicklung der müdernen Medizin keine
kostendeckenden Verpflegssätze mehr, das
heißt, man kann zwar auf dem Papier kosten­
deckende Verpflegssätze berechnen, aber kein
Mensch, auch der Private nicht, kann sie
bez,ahlen. Infolgedessen müssen in allen Spi­
tälern mehrere Faktoren zusammen diese Ver­
pflegssätze leisten. In der Schweiz zum Bei­
spiel, wo die Kantonsspitäler die größte Rolle
spielen, muß der ganze Kanton und, sei er
k:lein wie ein Viertel dieses Landes oder
größer als ein österreichisches Bundesland.
zu dem Defizit der Spitäler beitragen. Die
Schweiz als Bund beteiligt sich überhaupt
nicht an der Deckung der Spitalkosten, und
ebenso ist es in Westdeutschland. Es ist
bereits einmal im Laufe dieser Budget­
beratung im Landtag gesagt worden - man
muß es auch immer wieder den Betreffenden,
die das scheinbar nicht hören wollen, ins
Gedächtnis zurückrufen --, daß die Kranken­
kassen nur verpflichtet sind, 28 Tage Spital­
aufenthalt zu bezahlen, und daß sie nicht
verpflichtet sind, für Familienangehörige zu
bezahlen. Die Krankenkassen wären natürlich
in der Lage, falls sie nur diese 28 Tage be­
zahlen würden, die vollen Sätze, die die

Landesregierung festsetzt, zu begleichen. Ich
kann mich erinnern, daß ich als Spitalreferent
der Stadt St. Pölten in den Jahren 1921 bis
1922 fast wöchentlich hier in diesem Hause
herumgerannt bin, um die Verpflegskosten­
akte endlich zur Erledigung zu bringen, weil
eben bei einer Behandlungsdauer von über
28 Tagen die Fürsorgefälle vom Land bezahlt
werden müssen. Es war natürlich eine uner­
hörtE) Belastung, daß ich und andere Spital­
referenten mit ihren Verwaltern hier im
Hause intervenieren mußten '- vor aUem
beim damaligen Buchhaltungsdirektor Mor­
witzer --, um endlich nach langer Zeit die
über den Zeitraum von 28 Tagen anfallenden
Spitalkosten vom Land hereinzubringen. Uns
drohten damals tatsächlich viele Lieferanten
des Spitals mit der Einstellung der Liefe­
rungen, weil wir wegen des zögernden Ein­
laufes der Gelder oft ein und zwei Jahre die
Rechnungen schuldig geblieben sind. Das alles
hat in dem Augenblick aufgehört, als die
Krankenkassen sich entschlossen haben, ein
halbes Jahr, ja in manchen Fällen sügar ein
Jahr lang die Verpflegskosten zu bezahlen,
weiter auch den Spitalaufenthalt für Fami­
lienmitglieder zu begleichen und schließlich
nur 10 Prozent als Ersatz von der Fürsor'ge
zu verlangen. Kurz und gut, es müssen die
Krankenkassen tatsächlich den erheblich
größten Teil der Kosten für die Krankenhaus­
unterbringung bezahlen. Nun sind die Spitäler
an einem Punkt angelangt, wo sie eben einfach
nicht mehr weiterkönnen und wo sie sagen,
wenn ihnen keine finanzielle Hilfe zuteil wird,
dann müssen sie bei den Ärzten oder bei den
Medikamentenkosten sparen, und zwar der­
art, daß es dabei zu schweren Widerständen
kommen würde. Wir können von den Kassen
nicht mehr verlangen, als wir ihnen ab~

gerungen haben und in der künftigen Zeit ­
hierzu werden jedoch Verhandlungen not­
wendig sein - wieder abringen werden.

Es war ein unverzeihlicher Fehler - und
die 21 Gemeinden, ob mit einer VO'lkspartei­
mehrheit oder mit einer sozialistischen Mehr­
heit, müssen, wenn sie aufrichtig sind, diesen
Fehler aufzeigen und beklagen -, daß an­
gesichts des schweren Defizits, das die Spi­
täler aufweisen, nicht rechtzeitig der Entwurf
des niederösterreichischen Spitalfondsgesetzes
vor dieses Haus gebracht und reif zur Er­
ledigung gemacht wurde. Selbst wenn dieses
Gesetz unvollkommen wäre, weil wir ja die
über die Spitalgebühren hinausgehenden
Kosten für die InvE)stitionen nicht voll be­
rücksichtigen können, so wären wir heute
dennoch auf Grund dieses Gesetzes in der
Spitalsfraf!e schon viel weiter, als es derzeit
der Fall ist.



Es besteht nunmehr nach wie vor di'" G,'·
fahr - es ist daR letzten Endc's auf Ji(' dCT

zeitige gesetzliche Lage zurückzuführen
daß eines schönen Tages alle 21 spitakrhal·
tenden Gemeinden vor den FLrrn La r~eks·

finanzrderenten hintreten und ihm ,;agen:
Wir übergeben Ihnen hj.'rmit dil' Spitiil'.'r.
weil wir außerstande sind, diese Sjiitiikr
weiterzuführen. Es ist hier wirklich C;cfah,
im Verzug. Es müssen daher alle kompc'tenkll
Stc·llen darnach trachten, d8ß hier in kür'­
zester Zeit eine Entscheidung getroffeü wi"d.
Neun Millionen fehlen filr 1952 den :21 spital­
erhaltenden Gemeinden, si,' sind entschl"idend
für die ganze Politik dieser Gc'mcinde;l.

Daher würde ich wirklich ersuchen ict:
bin im allgemeinen ein höflicher Mens,:h, eh'!'
bei der Wahl seiner Worte, vi)rsichtig .i,st
die Majorität möge, hier ihren Sta.ndpunkl
revidieren. Es handelt sich hier ja nicht nur
um sozialistisch verwaltete Gemeinden. scm­
dern auch um Gemeinden, wo (?IU Sei{e riet

ÖVP gewendet) Ihre Partei die l.lehrh'.'it hai.
Der Zeitpunkt, in dem sich die Gprr1l'lnden
außerstande erklären werden, diese Last
weiterzutragen, rückt immer näher.

Wenn der Herr Finanzeferent erklärt IJat,
er könne sich einstweilen dazu nicbt ilußern,
so hat er dennoch in sdn Budget, und zwar
in das außerordentlichp Budgf't, den Bc'lrag
von 3,2 Millionen Schilling eingestellt, llm di
dringendsten InvcstitlOnen in den Spitii!cm
durchführen zu können. Das Spita I in Horn
zum Beispiel braucht eine Augena biJ,i] !mg.
und verschiedene andere Spitäler braudh~n

kleinere Summen, um nur die allerdring ich­
sten Investitionen durchführen zn könnel!.

Ich komme nun wieder das ist nun ,'il1e
rein pohtischC' Erklärung auf m(-inen ~1 ite]l
Standpunkt zu sprechen. Der Herr L"'1d('.-,r:l1
Aliillner ist in einer Zw:mgs]ag,'. SolJ ,c . etzt
trachten, die 90 Millionen für dir' N",v,lg
aufzunehmen oder die 100 iYIiliionen. di, ,.!,

braucht, um dringende, :1 rbeitsehaffc'ndc' .\ul"­
gaben für das Land durchzuführen" D:1h .. I'

erkläre ich immer wieder: Die Stellung d,-,
Landesrates Müllner als Finannpferer,t cli,'s.',
Landes und als geschäftsführenrh'r Priisi lent
der Newag ist inkompatibd. In jeder :lr:d '1(:11

Körperschaft, die es ernst mit diesen Dingen
meint, würde diese Frage vor den Unv('!ein­
barkeitsausschuß kommen. Ich 11:] <1<' cL;·"
schon ein paarlnal gesagt. Ich kann m,'lP':'

Meinung in dieser Beziel1l'ng a));;olut n ci'!
ändern. vVir wissen, wie schwer ,s is1, unkr
den jetzigen Umständen InfOtit ,11e zu flndcll,
die diese Summen neben den Anleihen. die, (k'r
Bund aufnimmt., dem Land zur VCr'füpmg
stellen, Es handelt sich doch hi('r 11m l:mg­
jährige Kredite, Diese zu C'rhalten, wird wohl

schwer möglich sein. Der Herr FinanZI'eferent
hat in einem Augenblick, wo er sich sozu­
sagen darübC'r nicht klar \va.r, was er sagt
(s ist dies in der Debatte' schon erwähnt wor­
den ---, uns Sozialisten direkt zugerufen: Ja,
bringen Si<' lIns das Geld! Wir haben ihm
d,,:') Geld nicht zu bringen, das Geld hat er
als l'~inanzreferent zu bringen, und wir sind
neugierig, was er tun wird, Entwed':r wird
CI', wie ich schon gesagt habe, zuc~rst die
Ncwag befriedigen, dann wird das Land un­
zu frieden sein, oder er wird zuerst für das
LJl1cl sorgen, dann wird natürlich wiedC'r clie
Ncwag auf dem Standpunkt stehen, daß sie
de'l weiteren Ausball ihrer \Verke nicht durch­
fiihren kann.

Wenn wir zu diesem Kapitel über das Ge­
S11 ndheitswesen sprechen, so ist es notwendig,
\','(.rauf ich schon hingewiesen habe, auch der
drIngenden Sorge über die große Kinder­
armL't, den Geburtenmangel des Landes zu
gldenken, der für ganz Österreich einen be­
elr tJhlicben Fa ktor darstellt. Wir stehen im
G( sundheitswesen der grömen Gefahr für
unser Volk gegenüber, die sich besonderR
bum Altersaufbau der Bevölkerung seit zwei
W'ltkricgen auswirkt, so daß wir in ein paar
Jahren nicht mehr die produktive Masse der
jüngeren Leute haben werden, um den Älteren
die Renten bezahlen zu können. Diese Not
macht es erforderlich, daß wir ihrer bC'im
GE sundhcitswesen zuerst gedenken. Es ist von
der Gegenseite hierzu richtig gesagt worden,
daß zur Abwendung dieser Gefahr die Mutter­
beratung allein nicht. genügt, sondern daß es
'Hd.wendig sein wird, daß sieh einstweilen die
GnY'einden und dann später auch das Land
mit ('i:wr durchgreifenden Schwangerenfür­
sorge befassen, daß wi!' aber auch-- und das
i,1 sehr wichtig an jene erbbiologischen
GI Ul,dsätze denken, die leider durch den
Dilettantismus eines Hitler und Rosenberg in
VI'nuf gekommen sind. Wenn wir das Heer
\111S('[er Krüppel. unserer Geisteskranken, wie
ij)wrhaujlt al! jener vor unseren Augen Revue
rwssinen lassen, die wir für das ganze Leben
hindurch befürsorgen müssen, so muß es uns
k1:lr werden, daß es sich hier in einem er­
schreckend großen Ausmaß um Erbübe!
ll:mdelt. Wir werden neben der Schwangeren­
beratung in einer Eheberatung versuchen
müssen --- obwohl es sich hier um einen
schweren Kampf handelt -, auf die Ehe­
schlü'ßungen in einer solchen Weise F;influß
zu nc·hillen, daß nicht Kinder in die Welt
~:esctzt werden, die dann ihr ganzes Lcben
der A.Jlgemeinheit zur Last fallen. Das sind
Dinge, elie heute wissenschaftlich hundert­
prozentig ergründet sind, Die Gesetze der
Erbbiologie müssen heute von jedem Gebiets-
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körper, der sich mit solchen Fragen befaßt,
beachtet und auch durchgeführt werden.

Ich habe schon in den Ausschußsitzungen
angekündigt, daß ich vor dem Hause auch
zum Schwesternproblem sprechen werde. Das
Schwesternproblem ist für die Kranken~

anstalten fast genau so wichtig wie das
Ärzteproblem, es muß daher einmal in aller
öffentlichkeit erörtert werden. Wir haben in
Niederösterreich 21 Spitäler, die im Jahre 1946
5051 Betten hatten. Für diese 5051 Betten gab
es 172 weltliche und 588 geistliche Kranken­
pflegerinnen. Im Jahre 1952 ist die Zahl der
weltlichen Krankenpflegerinnen um 112 ge­
stiegen, die der geistlichen um 186 gefallen.
Inzwischen sind die Betten bis auf 5316 ge­
stiegen, es fehlen also diesen Spitälern
74 Schwestern und es müssen daher die der­
zeitig vorhandenen geistlichen und weltlichen
Schwestern den Dienst dieser 74 Schwestern
mitbesorgen, das heißt, es wird mit den
Kräften der weltlichen und geistlichen Schwe­
stern ein absoluter - s'agen wir es gerade
heraus - Raubbau betrieben. Das ist für die
Entwicklung der Spitäler von einer ganz
kolossalen Wichtigkeit. Die Schwierigkeiten
sind deshalb so groß, weil der Schwestern­
beruf ein Mangelberuf ist, und zwar ein
Mangelberuf in der ganzen Welt. Jede öster­
reichische Diplomschwester kann sofort nach
England, Schweden oder Amerika gehen, sie
wird dort mit offenen Händen aufgenommen,
erstens weil man weiß, daß sie gut ausge-'
bildet ist, und zweitens weil dort derselbe
Schwesternmangel herrscht wie bei unB. Dazu
kommt, daß die Schwestern aus verschiedenen
Gründen nicht in den Spitälern bleiben. Wir
können im Krankenhaus in St. PöTten, wo wir
derzeit 71 weltliche und 61 geistliche Schwe­
stern plus 38 Schwesternschülerinnen haben,
feststellen, daß in der Zeit von 1947 bis 1952
166 Diplom- und Hilfsschwestern zugegangen
sind und 161 das Spital wieder verlassen
haben. Das ist aber nicht nur eine Eigen­
schaft der weltlichen Schwestern, denn in
dieser Zeit haben wir gleichfalls bei den geist­
lichen Schwestern bei einem Zugang von
25 Schwestern einen Abgang von 34 Schwe­
stern zu verzeichnen. Infolgedessen sind
Schwesternschulen von kolossaler Bedeutung,
und ich hoffe, daß der Herr Finanzreferent
Landesrat Müllner aus den Verfügungsmitteln
des Budgets der Landesschwesternschule in
St. Pölten den Bettel von 100.000 S als För­
derungsbeitrag zukommen läßt. Uns kommt
eine Schwesterrischülerin auf jährlich 10.000 S.
Bei einem Erfordernis von über 300.000 S,
glaube ich, sind wir wirklich bescheiden, wenn
wir für diese Schwesternschule nur 100.000 S
fordern. Der Schwesternmangel bildet eine

Gefahr für die Entwicklung des ganzen
Spitalwesens. Die Kosten für die Heran­
bildung von Schwestern werden weiter zur
Erhöhung des Defizits der Spitäler beitragen.
Die Spitäler können allein aus dieser Sache
ohne größere Geldmittel gar nicht heraus­
kommen, deswegen ist die Lösung des ganzen
Spitalproblems an sich mehr als dringend.

Hoher Landtag! Man verzeihe mir, wenn
mir sozusagen der Mund überfließt, weil mir
das Herz voll ist. Ich will mich aber beschei­
den und kurz noch einmal feststellen: Bei den
Spitälern ist witklich Gefahr im Verzug, und
ich möchte daher den Hohen Landtag bitten,
alles zu tun, um diese Gefahr rechtzeitig ein­
zudämmen. (Beifall bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Dr. Hab erz e t t I.

Abg. Dr. HABERZETTL: Hohes Haus! Ich
muß am Anfang meiner Ausführungen gleich
auf die Anwürfe des Herrn Abg. Dubovsky
bezüglich der Kinderheilstätte in Krems zu­
rückkommen. Die Kinder, die in Krems unter­
gebracht werden, sind kranke Kinder, die
einen klinischen und einen röntgenologischen
Befund haben, die also ein geschlossenes
Infiltrat oder vergrößerte Hilusdrüsen haben,
und nur diese Kinder werden dort behandelt.

Nun hat sich die Ansicht durchgerungen,
daß das Klima in Krems für diese Heilstätte
nicht geeignet ist und es wurde daher von
uns der Antrag gestellt, diese Heilstätte auf­
zul8Esen und die Kinder wo anders unterzu­
bringen. Politische Momente haben bei dieser
AntragsteIlung absolut keine Rolle gespielt,
denn ob unter den AngesteHten der Anstalt
einige Kommunisten sind, ist uns völlig
gleich. Maßgebend war nur der rein gesund­
heitliche Standpunkt; es ist ja noch nicht
gesagt, wo diese Kinder hinkommen sollen,
nach Grimmenstein, in eine andere bestehende
Anstalt oder in eine neue Anstalt. Bezüglich
Grimmenstein möchte ich feststellen, daß dort
auch Leute untergebracht sind, die keine
offene Tuberkulo,se haben; die Sputumbazillen
schweben also dort nicht in der Luft herum,
so daß man ohne weiteres diese kranken
Kinder nach Grimmenstein geben könnte. Die
Fra'ge ist aber noch gar nicht entschieden, und
erst nach den Budgetberatungen werden dies­
bezügliche Verhandlungen wegen der Unter­
bringung dieser Kinder gepflogen werden.

Ich muß auch noch auf einen weiteren
Punkt der Ausführungen des Abgeordneten
Dubovsky replizieren, und zwar bezüglich der
Gesundheitsverhältnis'Se in Niederösterreich.
Ich möchte ausdrücklich betonen, daß wir ja
das Jahr 1945 erlebt haben, in dem die
gesundheitliche Basis einen vollständigen Zu-
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sammenbruch erlitten hat. Es hat damals in­
folge der Zerstörung von Krankenhäusern und
ärztlichen Ordinationen keine geordnete sani­
täfle Betreuung der Bevölkerung gegeben, und
es ist daher hoch anzurechnen, daß in diese
sanitäre Mißwirtschaft alsbald wieder Ord­
nung hineingekommen ist und in den vergan­
genen acht Jahren auf diesem Gebiete unend­
lich viel, das heißt, alles nachgeholt wurde.
Alle übertragbaren, anzeigepfiichtigen Krank­
heiten sind gewaltig zurückgegangen, zum
Beispiel Diphtherie und Scharlach, deren Er­
krankungszahlen bereits unter dem Friedens­
niveau liegen. Wenn wir die Statistik über die
Infektionskrankheiten überblicken, so müssen
wir feststeHen, daß die Diphtherie von
1459 Fällen im Jahre 1951 auf 1130 Fälle im
Jahre 1952 und Scharlach von 3041 auf
1816 Fälle zurückgegangen ist. Wenn wir die
Vergleichsziffern der Sterblichkeit bei Di­
phtherie betrachten, so müssen wir zur Ehre
des Landes Niederösterreich feststellen, daß
die Sterblichkeit bei Diphtheriefällen. in
Niederösterreich am geringsten ist. Am
höchsten ist sie im Land Vorarlberg, wo bei
244 Diphtheriefällen 10 Sterbefälle zu ver­
zeichnen waren, also es kommt auf 24 Kran­
kenfäHe 1 Sterbefall ; dann folgt Wien mit
1171 Krankenfällen und 42 Sterbefällen, also
von 28 Erkrankten 1 Sterbefall. Dann
kommen die anderen Länder und am Schluß
erst, an neunter Stelle, also am günstigsten,
steht das Land Niederösterreich, in d,em bei
1130 Erkrankungen nur 8 Stevbefälle auf­
traten, also bei 141 Erkrankungen nur
ein Sterbefall. Daß Scharlach und Diphtherie
so zurückgegangen sind, ist eine Folge der
Schutzimpfungen und der sonstigen hygieni­
schen Maßnahmen. Auch bezüglich der
Tuberkulose möchte ich hier als Arzt fest
stellen, daß sie im Land Niederösterreich sehr
stark zurückgegangen ist; im Jahre 1952
wurden nur noch 1489 Neuerkrankungen ge­
meldet, also um ein Drittel weniger als in den
vergangenen Jahren. Bei den Sterbefällen
sieht man· einen Rückgang der Sterblichkeit
bei Kindern und bei Jugendlichen unter
20 Jahren. Das ist eine Auswirkung der
Calmette-rSchut'zimpfung. Auch die Tuberku­
losefürsorgesteIlen, die mit den Städten und
mit dem Land zusammen geführt werden und
durch die 90.000 Menschen durchgeschleust
wurden, haben sich glänzend bewährt.

Bezüglich der Säuglingssterblichkeit muß
ich den Herrn Abg. Dubovsiky korrigieren und
feststeUen, daß die Sterblichkeit wirklich
gegenüber 1950 um 2 % zurückgegangen ist.
Sie betrug nämlich im Jahre 1950 noch 7,16%
und ist 1952 auf 5,09 % gesunken, also be­
stimmt ein sehr schöner Erfolg.

Wenn wir nur in großen Zügen das. Gesund­
heits.wesen in Niederösterreich überblicken, so
müssen wir sagen, daß aus dem Nichts des
Jahres 1945 im Land Niederösterreich so viel
geschaffen wurde, daß es heute in mancher
Hinsicht an erster Stelle im ganzen Bundes­
gebiet steht.

Neu im Voranschlag ist ein Förderungsbei­
trag für das Rote Kreuz von 100.000 S. Ich
möchte auch da ein paar Worte verlieren.
Während sich das Feuerlöschwesen schon
immer der Förderung des Landes erfreute,
wurde das Rettungswesen nur stiefmütterlich
bedacht, obwohl es auch Landesisaehe wäre.
Sie wissen ja, daß nach dem Krieg nur auf­
gefundene alte Autos oder aus Wracks not­
dürftigzusammenge:stellte Autos eingesetzt
waren und daß der Rettungsdienst nur durch
den selbstlosen Einsatz der Fahrer und oft
durch Reparaturen der Retbungs.wagen bei
Nacht so halbwegs funktionieren konnte. Das
waren aber keine auf die Dauer tragbaren
Zustände. Deshalb ist der Landesverband vom
Roten Kreuz darangegangen, den Wagenpark
zu erneuern und den Rettungsdienst so zu
aktivieren, daß der Kranke auch aus der
letzten Streusiedlung rechtzeitig in das
Krankenhau~ gebracht werden kann. Und von
dieser SteHe aus müssen wir zur Ehre des
Roten Kreuzes feststellen, daß dieser Ret­
tungsdienst schon vielen tausenden Menschen
das Leben gerettet hat. Heute ist der Ret­
tungs.dienst derart modern ausgebaut, daß in
Niederösterreich 142 voll einsatzfähige Wagen
laufen, die allein im Jahre 1952 2,259.549 km
zurückgele,gt haben.

Den Fortschritt auf dem Gebiete des
Rettungswesens sehen wir auch darin, daß
Großeinsätze des niederösterreichischen Roten
Kreuzes bei den Hochwasserkatastrophen in
Holland und Italien möglich waren. Der Dank
des holländischen Volkes ist nicht nur eine
Anerkennung des österreichischen Rot-Kreuz­
Gedankens, sondern er hat für Österreich
auch große politische Bedeutung.

Das Rote Kreuz führt aber nicht nur den
Rettungsdienst durch. Sie sehen auch überall
die blauen Tafeln der Rot-Kreuz-Unfallhilfs­
stellen, in denen tausende schlicMer Helfer
und Helferinnen bei Unglückslfä1'len Erste
Hilfe leisten. Das Rote Kreuz hat noch andere
Einrichtungen, wie Suchdienst, Heimkehrer­
betreuung und Blutspenderdienst. Alle diese
Einrichtungen mußten bisher aus den ge­
wöhnlichen Mitgliedsbeiträgen von 12 S pro
Mitglied bezahlt werden. Diese Organisation
ist daher unbedingt unterstützungswürdig und
wir begrüßen daher die Aufnahme einer neuen
Post "Förderungsheitrrug für das Rote Kreuz".

;

,
1
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Die ärztliche Versorgung in Niederöster­
reich wird durch 1268 Ärzte gewährleistet.
Davon sind 788 praktische Ärzte, 197 sind in
Ausbildung stehend. Von den 788 praktischen
Ärzten sind 385 Gemeindeärzte.

Nun haben wir hier in diesem Hause vor
zwei Jahren ein neues Gemeindeärztegesetz
beschlossen und haben die Gemeindeärzte be­
auftragt, daß sie in ihrem Rayon allen ärzt­
lichen Berufungen Folge zu leisten haben.
Das beinhaltet, daß jeder Gemeindearzt
gleichzeitig auch Kassenarzt sein muß. Auf
Grund eines in Geltung stehenden Rahmen­
vertrages, abgeschlossen 1947/48 zlwischen
der Österreichischen Ärzte:kam~er und den
Sozialversicherungsträgern, hat die Sozialver­
sicherung, wenn unter den vorgeschlagenen
Bewerbern ein Gemeindearzt sich befindet,
diesen für eine Kassenzuteilung zu berück­
sichtigen. Nun ist in der letzten Zeit vielfach
diese Vereinbarung durchbrochen worden. Es
ist dadurch zu einem Konflikt zwischen
Ärztekammer und Sozialversicherung ge­
kommen. Es freut mich, heute feststellen zu
können, daß ich gehört habe, daß Ärzte­
kammer und Sozialversicher'ung überein­
gekommen sind, künftighin bei der Besetzung
von Gemeindearzt- und Kassenärzteposten
vorher das Einvernehmen miteinander zu
pflegen.

Das ist aber nur eine Frage aus dies·em
großen Komplex Ärzte - Krankenkassen.
Wir wollen, daß die Sozialversicherung refor­
miert wird und daß dann auch die Schlüssel­
zahl für die Kassenärzte herabgesetzt wird.
Bei dem derzeitigen Schlüssel von 900 Ver­
sicherten für einen Arzt ist es unmöglich,
daß Ärzte, die heute ihre Ausbildung in den
niederösterreichischen Krankenhäusern be­
endet haben, eine Existenz finden können.
Wir wissen, daß soundsoviele hunderte Ärzte
ihre Ausbildung abgeschlossen haben und sich
keine Existenz gründen können. Daher
müssen wir uns auch den Kopf zerbrechen
über das Fortkommen dieser ausgebildeten
Sekundarärzte, deren Verwendungszeit im
Krankenhaus um ist.

Seltsamerweise finden wir in der letzten
Zeit, daß der Zudrang zur Ausbildung in
niederösterreichischen Spitälern nachläßt. Der
Grund hierfür ist nicht vielleicht darin zu
suchen, daß die Hochschulen weniger Ärzte
ausspeien, sondern die jungen Ärzte sehen,
daß es in Nie:derösterreich keine Existenz­
möglichkeit gibt und suchen daher Wiener
Anstalten auf. Große, gute Spitäler in Nieder­
österreich mit vielen Abteilungen, wie Sankt
Pölten und Wiener Neustadt, bieten den
Jungärzten reiche Ausbildungsmöglichkeiten.
Die jungen Ärzte suchen daher Anstalten mit

vielen Abteilungen in Niederösterreich oder
in Wien auf, weil dort für sie die Möglichkeit
gegeben ist, vielfach umsatteln zu können, um
eine Spezialausbildung durchzumachen, was

I in den kleinen Spitälern, wo nur eine chirur­
gische und eine interne Abteilung besteht,
nicht möglich ist. Da also der Zudrang zu
den niederösterreichischen Spitälern etwas
geringer ist und zwischen Abgang und Neu­
zuzug ein gewisses Vakuum entsteht - es
ist schon vorgekommen, daß niederöster­
reichische Spitäler sich Wiener Jungärzte ams­
leihen mußten -, wäre es angezeigt, daß man
den ausgebildeten Sekundarärzten ihre Ver­
wendungszeit, die sie nach dem Ärztegesetz
und dem Durchführungsgesetz, dem soge­
nannten Jungärztegesetz, das wir auch hier
beschlossen haben, in niederösterreichischen
Krankenhäusern verbringen können, von vier
auf sechs Jahre verlängert.

Ich erlaube mir diesbezüglich folgenden
Antrag zu stellen (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
dem Landtag einen Gesetzentwurf über die
Novellierung des ~ 2, Abs. 7 des Landes­
gesetzes vom 21. März 1952 über Entgelt und
Anzahl der in Heil- und Pflegeanstalten in
Niederösterreich in Verwendung stehenden
Ärzte vorzulegen, demzufolge die bezahlte
VErweildauer von derzeit vier Jahren über
Ansuchen auf sechs Jahre verlängert werden
kann."

In Österreich gibt es nach dem J ahres­
durchschnitt 1951 3,050.000 Krankenver­
sicherte. Dazu kommen noch 50 Prozent
Familienmitglieder, dann die selbständig
Tätigen, die in der Meisterkrankenkasse bzw.
in der Unfallversicherung erfaßt sind. Zu­
sammengezählt ergibt das eine Zahl von 'zirka
5 Millionen Krankenversicherten oder bei
7 Millionen Einwohnern mehr als zwei Drittel
der Bevölkerung. Nun sind in Österreich
12.420 Ärzte gemeldet, von denen allerdings
3200 in Ausbildung stehen. Aber bei der
Krankenversicherung sind nur 5801 Ärzte
tätig. Die übrigen 3419 Ärzte sind rein auf
die Privatpraxis angewiesen. Die 2 Millionen
Privatpersonen stehen ihnen aber nicht allein
zur Verfügung, weil ja auch alle übrigen
Kassenärzte Privatpraxis ausüben. Sie sehen
also, nachdem heute schon in diesem Hohen
Hause über die Not verschiedener Stände ge­
sprochen wurde, daß auch die wirtschaftliche
Lage der Ärzte sehr schlecht ist und immer
tiefer sinkt, und daß die verantwortungs1volle
geistige Leistung der Ärzte sehr unter­
bewertet ist. Auf eine Ordination entfallen
2.89 S bis 3.65 S. Im Jahre 1938 bekam man
für einen RVO-Krankenschein 9 Sund 1953
nach dem Falldurchschnitt 20.17 S; ja bei
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uns geht es nach Groschen, meine Herren'
Der betreffende Arzt muß um dieses Honorar
einen Patienten durch drei Monate behandeln.
Ich glaube, es wird keinen Stand in österreich
geben, der um diesen Betrag eine derartige'
Leistung vollbringen würde. Der Lohnindex
ist infolgedessen bei uns nur das Zweieinhalb­
bis Dreifache. Wir vergönnen allen Ständen
eine ausreichende Bt'zahlung. \Vir begrüßen
es, daß verschiedene Gruppen auf einen
höheren Lehnindex stehen. 3 bel' wir mÜSSt'n
auch für die Ärzte unbedingt k03tendeckl~l1dl'

Preü,e und eine entsprechen::le Bezahlung ver­
langen. Das Fallpauschalc, von dem ich ge­
sprochen hab[~. ist bestimmt keine günstige
Lösung, 'J ber in neuester Zeit machen sich
Bestrebungen geltend, dü~ Ärzte mit einer
Fallglobalsumme abzuspeisen. Das wäre ('in
schreiendes Unrecht, denn damit überwälzt
die SozialversiehErung sämtliche Risken, W],'

zum Beispiel die' verstärktl~ MorbiliUit lJ'i
Grippeerkrankungen oder wenn dil' Z·] hl (kr
Versicherte;l steigt, nur ,JUf die Ärzte und
diese sind praktisch nur die Erfüllungs­
gehilfen der Krankenkassen. Gegen dj('sl'
Einstellung wehren wir nns mit Händen und
l<~üßen. Die Krankenkassen haben noch nil' die
Krankenhausverpflegskosten, das Kranken­
geld oder di" Arzneien mit einer "tanen
Glo balsumml' begrenzt; nur den Ärzten w<) gt
man l'ine solche Bezahlung vorzusehlagen.

Sie werden sich wundern, daß ich ührr
diese Dinge hier spreche, aber mein Kolleg'
Dr. Steingötter hat die Sache schon <ll­
geschnitten. Nachdem aber wir Ärzte in der
legislativen Sphäre. also im Nationalrtt.
praktisch ohne jeden Einfluß sind, so haben
wir Ärzte die Pflicht und Aufgabe, in den
Körperschaften, in denen wir sitzen, auf dieSI'
Mißstände aufmerksam zu machen. Die ;;CJ­

ziale Sieherheit ist nicht allein in Nicderöst,'r­
reich, sondern in der ganzen Wl'lt zu (,ir]1 m
staatspolitischen Problem ersten Ranges gc­
worden. Ich erkläre, daß wir Arzte voll und
ganz zur Sozialversicherung stehen, den 11 ohm'
uns Ärzten wäre l'im' Sozialvl'rsichcru'lg lli,
möglich gewesen. Ich erklärt" daf3 die ÖI,'P
hundertprozentig zur Sozia Iversidl"l'll ng
steht, wl'il die Sozialversicherungsgese1z"
ohne unsere Stimmen im Nationalrat niemals
hätten beschlossen werden können. Es gehen
nur die Meinungen über das entsprel~hende

Ausmaß der staatlichen Betreuung der Bev il­
kerung auseinander. Auch in Österreich wi rd
eine Reform der Sozialversicherung nie ht
allein verlangt, sondern auch erwarttt.

Die derzl'itigen Krankenversichcruni',s-
gesetze sind bestimmt auf längst überhoiti.'"l
Voraussetzungen aufgebaut, Versiehn.l'.
Arzte und die Krankenkassen fühlen sic:h

betrogen, und zwar die Ärzte um ihr ehrlich
verdientes E;ntgelt und die Versicherten
um ihre Beiträge. Die Kassen aber fühlen
sich von beiden betrogen, weshalb sie glauben,
sich durch v"rsc!1iedene Schutz- und Kontroll­
maßnahmen schützen zu müssen.

Ein vernimftiges VVort hat der GeneraI­
dire ktor des lü\UptvC'l'bandes der österreichi­
schen Sozialvcrsiclwrungsträger, D1'. 1IPlas,
gen,1ll vor einem .J;lhre in Diirnstein auf dem
österreichise!Je!1 Ärztetag gesprochen. Er hat
ges2gt: "Ärzte und Sozialversicherung ge­
hön'n zusammen und. es darf kein Problem
geben, das nicht von beiden offen besprochen
we den kann; Sie als Arzte stellen Ihr Wissen
und Können zur Verfügung, wir die notwen­
digen Summen zu Ihrer Honorierung bzw.
um den Bl'd,af der Versichl'rten decken zu
könlJ'cn."

Dic'se \Norte, die Generaldirektor Dr. Melas
gesl'Jochen hat, waren ehrlich gemeint, aber
in der Praxis '.'vire! anders gehandelt. Die
Arzte' verlangen, daß ihre Forderungen bei
der Vorbc'reitung der Sozialversicherungs­
Jcforn' a \Ich fJl'rücksichtigt werden. Voriges
Jahr wurde das zweite Sozialversicherungs­
Neuregl'lungsg('se~tz entworfen, zu dessen
Bcr<ltung die Bel'ufsorganisationen, die Sozial­
vl'rsicherungsträger, dip Arbeitnehm,~r und
Arbeitgeber, 3]wr nur nicht die Ärzte zu­
gezogen wurden. Ich glaubp, daß di(~ Arzte
für die Sozialversicherung von immenser
Wichtigkeit sind. Wenn die Arzte zur Sozial­
nrs!c]wrung positiv eingestellt sind, so ist
dn immer noch ein Aktivposten für die
Sozic" lversichcrung gewesen.

Ich habe mich über dieses Problem etwas
lm'iter ausgelassen, ','\leil ich von dies!'r Stelle
:IllS vielleicht kommt der eine oder anderl'
~'8tz in die Presse .'ln die verantwortlichen
~·;tellen das f';rsuchcn richten will, daß man
bei der Reform der Sozialversicherung auf die
Ar zk nicht vergessen soll und daß man diesen
Stnnd, der bl'stimmt auch an den gesundheit­
liehen Verbesserungen in Niederösterreich
einen großen Anteil hat, nicht zugrunde
richten, sondern ihm in seinen schwierigen
Aufgaben helfen soll.

vYenn ich anfangs erwähnt habe, daß die
hygienischen und gesundheitlichen Verhält­
niss,' im Lane! Niederösterreich sich seit dem
.Jahre 1945 soweit gehessert haben, daß wir
cbr8uf stolz sein können, so ist das bestimmt
ein Verdienst der staatlichen Sanitätsver­
wallung, gleichzeitig aber auch ein Verdienst
der Arzte bzw. der Sanitätshelfl'r. die immer
,;n der vordersten Front stehen, Dank der
;~ie,'enfortschritt(' in dcr modernen Medizin,
dank der Vervollkommnung der sozialen lind
hygienischen Lebensbasis wurde das Leben

•
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ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Herr
Abg. Feh I' i n ger kommt zum Wort.

Abg. FEHRINGER : Hoher Landtag! Ich
wollte gleich vorweg eine Richtigstellung zu
den Ausführungen des Herrn Abg. DubÜ'vsky
bringen, da ich aber sehe, daß er im Saal
nicht anwesend ist, werde ich es erst am
Schluß meiner Ausführungen tun.

Im ordentHchen Teil des Voranschlages
finden wir den Betrag von 3.4 Millionen Schil­
ling, der den .Epitalerhaltenden Gemeinden zur
Bestreitung des Zinsendienstes und zur
Tilgung von Darlehen gegeben wird, die diese
Gemeinden zum Ausbau ihrer Kranken­
anstalten aufgenommen haben. Im außer­
ordentlichen Haushalt finden wir den Betrag
Von 3.2 Millionen Schilling, der für einmalige
Beiträge zum Ausbau öffentlicher Kranken­
anstalten gegeben werden soll. Vielleicht darf
ich noch hinzufügen, daß die Leistungen des
Landes im Jahre 1952 für den besagten
Tilgungs- und Zinsendienst 3,140.000 Sund
für die einmaligen Beiträge 2,200.000 S aus­
gemacht haben, ferner daß für die Ausgestal­
tung der Krankenanstalten in Tulln und in
Speising, die dem Land gehören, 606.000 S
und 1,260.000 S aufgewendet wurden, so daß
der Gesamtbetrag, der für den AUEbau von
Krankenanstalten ausgegeben wurde, im Vor­
jahre eine Höhe von 7,206.000 S erreicht hat.
Ich darf hier auch ,Eagen, daß es zum Bei­
spiel durch die Zuschüsse des Landes an das
Krankenhaus in Amstetten möglich war, dort
einen Zubau zu machen, zu dessen Gesamt­
kosten das Land zwei Dritt!Olbeigetragen
hat. Der Zubau ist fertig und ist auch schon
belegt.

Über das wgenannte Krankenanstalten­
problem wird sehr viel gesprochen. Es ist
nicht einfach, dieses Problem richtig zu ver­
stehen, denn die rechtliche Entwicklung seit
1938 ist höchst kompliziert. Das Kranken­
anstaltengesetz selbst stammt aus dem Jahre
1920 und wurde zuletzt im Jahre 1923 novel­
liert. Es hat - das muß auch festgestellt
werden - mit der Rechtsentwicklung auf dem
Gebiete des Sozialversicherungsrechtes seit
1938 nicht Schritt gehalten.

Das Sozialversicherungs-Überleitungsgesetz
ist neu, es stammt aus dem Jahre 1947. Das
Problem liegt nun darin, daß die amtlich vom
Amt der Landesregierung festgelegten Ver­
pflegskosten von den Sozialversicherungs­
trägern nicht voll bezahlt werden, sondern daß
diese die Verpflegskosten in einer durch Ver­
einbarung mit dem Land festgesetzten Höhe
bezahlen.

Das Krankenanstaltengesetz hat grundsätz­
lich festgelegt, daß die Verpflegskosten für

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. Ger h art 1.

durchschnittlich um 15 Jahre verlängert.
Jeder Mensch will gesund sein und wenn er
krank ist, will er schnell wieder gesund wer­
den. Mit kranken Menschen kann man keine
Wirtschaft führen, nur gesunde Menschen
werden arbeitEfreudig und einsatzfähig sein.
Dazu braucht man die Ärzte, das ist ihre
Staatsaufgahe. Die Ärzte werden immer ihre
Pflicht erfüllen.

Ich möchte zum Schluß allen Ärzten, die
draußen an der vordersten Front stehen, herz- r

lieh danken. Sie haben bestimmt ein großes
Verdienst, daß die GesundheitsverhältnisEe des
Landes Niederösterreich so gute sind. Wir
sind verpflichtet, ihnen nicht nur zu danken,
sondern ihnen auch zu helfen, wo wir können.
('Beifall bei der Volkspartei.)

Abg. GERHARTL: Hoher Landtag! Ich
schließe mich den Ausführungen meines Vor­
redners über die Leistungen des Roten
Kreuzes absolut an. Wer die ehrenamtliche
als auch hauptberufliche Tätigkeit der
Rettungsmänner und die Leistungen der Rot­
Kreuz-Schwestern kennt, wird feststellen
können, daß hier höchster Idealismus am
Werke ist. Wir sind aus diesem Grunde ab­
solut dafür, daß der Förderungsbeitrag von
100.000 S gegeben wird. Als im Herhst das
Schreiben angeflattert kam, das an Präsident
Kurtisch gerichtet war, war sich. jeder Ab­
geordnete im klaren, daß hier einem guten
Zweck eine Summe gewidmet wird. Nicht ein­
verstanden sind wir aber mit der Form, in der
die Organisation des Roten Kreuzes heute im
20. Jahrhundert noch geführt wird. In den
Satzungen des Roten Kreuzes gibt es nur
Bestellungen und Ermächtigungen. Wenn man
seit langer Zeit im Roten Kreuz tätig ist, ver­
mißt man ~- wenn man die demokratischen
Organisationsformen kennt - jegliches Mit­
bestimmungsrecht der Mitglieder. Es wird
vom Landesverband aus irgend jemand in
einem Bezirk zum Bezirksstellenleiter bestellt,
der über alle Dinge, die im Bezirk zu ge­
schehen haben, selbständig entscheidet. Wir
sind aber der Ansicht, wenn das Land dem
Roten Kreuz, dessen Leistungen höchste An­
erkennung verdienen, 100.000 S zur Ver­
fügung stellt, dann können die Vertreter des
Landes den führenden Männern schon den
freundschaftlichen Rat geben, eine Änderung
der Organisationsform des Roten Kreuzes im
Sinne einer Demokratisierung vorzunehmen,
denn eine solche wird dem Landes,verband
sicherlich nicht schaden, sondern nur nützen.
(Beifall bei den Sozialisten.)
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alle Pfleglinge, mit Ausnahme der Ausländer,
gleich sind; es spricht weiter im § 42 davon,
daß für die Mitglieder der Krankenkassen von
den Kassen die Verpflegskosten sowdt zu
bezahlen sind, als sie nicht mehr als das Drei­
fache des durchschnittlichen Tagesverdienstes
der 11. Lohnklasse ausmachen. Es besteht also
nach diesem Gesetz eine öffentlich-rechtliche
Beziehung zwischen den Sozialversicherungs­
trägern und den Spitalerhaltern. Es wäre nun
nie zu einem solchen Problem gekommen,
wenn diese gesetzlichen Bestimmungen, mit
welchen die Kassenleistungen festgelegt sind,
immer auch praktische Anwendung gefunden
hätten.

Die Krankenkassen nehmen nun einerseits
die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen für
sich in Anspruch und stellen sich als öffent­
lich-rechtlicher Verband dar, anderseits
stellen sie sich bei ihren Verpflichtungen auf
den Boden des Zivilrechtes, indem sie die
privatrechtliche Festlegung der von ihnen zu
zahlenden Verpflegskosten für sich in An­
spruch nehmen, was zu den die Existenz
der Krankenanstalten gefährdenden Minder­
leistungen der Sozialversicherungsträger
führt. Es besteht für sie also hier eine freie
öffentlich-rechtliche Sphäre. Diese muß
meines Erachtens beseitigt werden, da da­
durch schon rein rechtlich ein Nachteil für
die Krankenanstalten gegeben ist. Wir müssen
leider Gottes feststellen, daß wir uns keine
Hoffnungen machen dürfen, daß hierfür beim
Sozialministerium das dementsprechende Ver­
ständnis aufgebracht wird, denn in dem neuen
Entwurf für das Krankenanstaltengesetz ist
zum Beispiel eine Kontrolle der Spitäler vor­
gesehen, weil den Spitälern der Vorwurf ge­
macht wird, daß sie Defizite haben und daß
sie deswegen dementsprechend kontrolliert
werden müßten. Wir glauben aber überhaupt,
daß dieser Entwurf rein verfassungsmäßig
nicht tragbar sein wird, da dem Bund nur die
Grundsatzgesetzgebung überlassen ist und die
Ausführungsbestimmungen Landessache sind.
Dieser Entwurf regelt aber die Angelegen­
heiten in allen Einzelheiten.

Ich habe ausgeführt, daß die Kranken­
kassen die privatrechtliche Festlegung der I

Verpflegskosten für sich in Anspruch nehmen,
auf der anderen Seite aber die öffentlich­
rechtlichen Begünstigungen für sich in An­
spruch nehmen. Die Spitäler stehen bei den
Verhandlungen und Abmachungen über die
Von den Krankenkassen zu zahlende Höhe der
Verpflegskosten allein da und nicht als Kor­
poration wie die Krankenkassen. Hier ist
meines Erachtens schon ein wesentlicher
Nachteil für die Spitäler gegeben. Aus dem
Gegenüberstehen von Privatrecht als Mittel

der Krankenkassen und dem öffentlichen
Recht als Schutz:vorschrift der Kranken­
anstalten ergibt sich die Kernfrage des so­
genannten Krankenanstaltenproblems.

Bevor ich mich mit den finanziellen An­
gelegenheiten beschäftige, möchte ich Sie da­
von in Kenntnis setzen, daß am vergangenen
Samstag im Sender Wien II eine Übertragung
des Radioparlaments stattgefunden hat. Das
Thema, das behandelt wurde, war die Frage:
"Leisten die Krankenkassen genügend?" Ge­
sprochen haben der Sekretär der Wiener
Gebietskrankenkasse Eduard Steiner, für die
Ärzteschaft Dozent Primarius Dr. Popper und
als Vertreter der Mitglieder der Kassen der
Betriebsrat lng. Häuser.

Der Sekretär der Gebietskrankenkasse
führte aus, daß diese Frage letzten Endes
darnach beantwortet werden muß, ob der
Fragesteller ein Gesunder oder ein Kranker
ist. Der Gesunde wird mit den Leistungen der
Kranke!1kasse unzufrieden sein, der Kranke
wird zJ.friedener sein. Er hat nur diese beiden
Fragesteller angeführt. Doch ich glaube, daß
der dritte Fragesteller in dieser Angelegenheit
unbedingt die Spitalerhalter sein müßten. Er
führte unter anderem aus, daß die Beiträge,
die die Kasse erhält, ja zu zwei Drittel für
die Rentenversicherung seien und nur zu
einem Drittel den Krankenkassen selbst zu­
gehen, und daß davon die Leistungen für
die Mitglieder und die Erfüllungsgehilfen
94}0 Prozent betragen und 5,5 Prozent für die
Verwaltungskosten verwendet werden. Er
sagte auch, daß die Frage, ob die Kranken­
kassen genügend leisten, keine österreichische
Spezialität sei. Am Ende seiner Ausführungen
sagte er, wir seien einig, daß die Kranken­
kassen mehr leisten sollen, doch dazu müßten
die Einnahmen erhöht werden, und dafür
müßte der Staat sorgen.

Der Vertreter der Ärzte führte aus, daß die
gesundheitliche Gefährdung bei den Minder­
bemittelten weit größer ist als bei den Besser­
situierten, und daß die Bedeutung der Kran­
kenkassen gerade für die kleinen Leute ge­
geben ist, denn der Krankheitsfall führte gar
manchen oft zum Ruin. Er sagte auch, daß
das Verhältnis zwischen Krankenkassen und
Ärzten ein nicht gedeihliches ist und daß es
hier nicht reibungslos abgehe. Im Interess,e
der Volksgesundheit, sagte er, müßte man
mehr auf die Ärzte hören und die Mittel
zweckmäßiger VErwenden.

Der Betriebsrat war hier eigentlich der­
jenige, der konkret eine Antwort auf die
gestellte Frage gab. Er führte aus, daß das
Krankengeld erst ab vierten Tag bezahlt wird,
daß das Entgelt nicht mehr als 50 Prozent
beträgt und daß bei einem Krankheitsfall von
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treter nicht daran zweifeln, daß dieser Satz,
der amtlich festgestellten Tatsachen ent­
spr'icht, hieb- und stichfest ist.

Der Abgeordnete Dr. Steingötter hat uns
den Vorwurf gemacht, daß das sogenannte
Sprengelgesetz bis heute noch nicht be­
schlossen wurde. Wir müssen diesen Vorwurf
zurückweisen, denn die Verzögerung hat ihren
Grund darin, daß die Krankenkassen so
verschiedene Verpflegskostenleistungen er­
bringen. Alle, die mit Spitälern zu tun und
Einblick in deren Verwaltung haben, wissen
- (Dr. Steingötter: Trauen Sie mir zu, daß
ich das habe?) ohne weiteres, darüber brau­
chen wir uns nicht auseinanderzusetzen, aber
wenn Sie wollen, bestätige ich Ihnen das;
wenn es Ihnen auf meine Bestätigung an­
kommt, ehrt es mich sogar -, daß die Ab­
gänge in den verschiedenen Krankenanstalten
durch den Wegfall der sogenannten Minder­
leistungen der Krankenkassen abgedeckt wer­
den könnten. Es ist also im Augenblick die
Tatsache festzustellen, daß es die Kranken­
kassen in der Hand haben, den Abgang einer
Krankenanstalt zu beeinflussen. Zahlt sie
einer Anstalt mehr, dann wird diese Anstalt
einen geringeren Abgang haben, zahlt sie
dieser Anstalt weniger, wird ihr Abgang
größer sein. Und nun lassen sich die Gemein­
den des Einzugsgebietes einer Krankenanstalt
oder die zu einem Sprengel einer Anstalt zu­
sammengefaßten Gemeinden eine solche Be­
einflussung nicht gefallen und ich glaube, daß
der Bund, bevor eine Einheitlichkeit bei den
Verpflegskostenleistungen der Krankenkassen
nicht gegeben ist, auch nicht geneigt sein
wird, zur Deckung des Defizits der Kranken­
anstalten seinen Beitrag zu leisten. Das, Herr
Abg. Dr. Steingötter, und meine Herren Ab­
geordneten des Hohen Hauses, ist das wesent­
liche Hindernis, das dem Sprengelgesetz der­
zeit entgegensteht. Bevor dieses Hindernis
nicht beseitigt sein wird, wird es meines Er­
achtens nicht leicht zu einem solchen Gesetz
kommen können.

Ich habe mich auch bemüht, die Leistungen
der Krankenkassen, also den Betrag, den diese
für Spitalsverpflegungen ausgeben, einmal
festzustellen; es ist aber nicht möglich, diese
Z.ahlen zu bekommen, Vielleicht ist es Ihnen
möglich, daß Sie von den Sozialversiche­
rungsträgern darüber Aufschluß bekommen,
welchen Prozentsatz das ausmachen würde,
wenn man die Leistungen der Krankenkassen
für Spitalsverpflegungen auf die aufgelau­
fenen Verpflegskosten aufteilen würde. Fest­
steht, daß im Jahre 1951 die Abgänge der
Krankenanstalten 9 Millionen Schilling be­
trugen; demgegenüber steht auch fest -- und
das haben auch Fachleute festgestellt, und

über 52 Wochen der Betroffene ausgesteuert
wird. Er kritisierte die Leistungen der Kran­
kenkasse bei Zahnbehandlung und Zahnersatz.
Er stellte fest, daß der Erholungs- und Kur­
aufenthalt unzureichend ist; er sprach auch
unter anderem über die Sperrlisten der
Medikamente. Seine Ausführungen schloß er
mit der Feststellung, die Leistungen der
Krankenkassen seien ungenügend.

Der Sprecher faßte das Ergebnis dieser
Diskussion dahin zusammen, daß die Lei­
stungen bei den Medikamenten, Erholungs­
und Kuraufenthalten, bei den Dentisten und
so weiter reformbedürftig seien. Bei dieser
Sendung, die sich bestimmt mit einer bedeu­
tenden Frage befaßte: wurde aber kein Wort
über die Leistungen der Krankenkassen den
Spitälern gegenüber gesprochen.

Ich möchte bei der Gelegenheit auch auf die
Ausführungen des Abg. Wenger hin'weisen,
der uns nachsagen will, daß wir eine ab­
lehnende Haltung giegen Institutionen ein­
nehmen, die sich Arbeiter und Angestellte
geschaffen haben. Wenn der Herr Abgeord­
nete Dr. Steingötter heute die Berechtigung
der Sozialistischen Fraktion damit nachweisen
wollte, daß so wie in unserer Fraktion auch
in ihr Lehrpersonen sowie ein Arzt vertreten
sind, dann darf ich auch hier im offenen
Hause darauf hinweisen, daß in unserer Frak­
tion auch s.echs Vertreter des Arbeitnehmer­
standes sitzen.

Nun zum Thema selbst. Die Krankenkassen
zahlen den Spitälern Verpftegskosten ver­
schiedentlicher Ausmaße, und zwar 76,6 bis
92,1 Prozent der amtlich festgesetzten Ver­
pflegskosten. Es tut sich unwillkürlich die
Frage auf, warum hier nicht einheitlich für
alle Spitäler der gleiche Prozentsatz der amt­
lich festgesetzten Verpflegskosten eingehalten
wird. Von seiten der Krankenkassen wird ge­
sagt, daß die Verhältnisse in den Spitälern
verschieden sind, zum Beispiel die durch­
schnittliche Heildauer usw., und daher komme
die Differenz. Die Krankenkassen können aber
überhaupt nicht sagen, wieviel ein Kranken­
haus an Verpflegskosten pro Kopf und Tag
braucht, weil sie gar nicht die Möglichkeit
haben, das festzustellen. Diese Möglichkeit
hat derzeit einzig und allein das zuständige
Landesamt der Landesregierung. Ich möchte
dazu sagen, daß hier genau jede Quote er­
rechnet wird, die pro Kopf und Tag auf
Beheizung, Reinigung, Aufwand an Medika­
menten, ärztlichen Erfordernissen und so
weiter entfällt. Wenn dieses Amt auf Grund
dieser Quoten zu der Überzeugung kommt,
daß dieser oder jener Verpflegskostensatz für
diese oder jene Anstalt notwendig ist, dann
sollten die Krankenkassen und deren Ver-
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zwar die Fachleute im Rechnungshof, die
bestimmt ein objektives Urteil abgeben
daß die SozialverSiicherungsträger, also die
Krankenversicherungsanstalten, in dieser Zeit
einen Einnahmenüberschuß von 641 Millionen
Schilling gehabt haben. (HörtJ-Hört!-Rufe!)

In diesem Jahre 1951, in dem die Abgänge
bei den Krankenanstalten 9 Millionen be­
trugen, haben die Krankenkassen in Nieder­
österreich ein Ambulatorium mit einem Auf­
wand von 6 Millionen Schilling geschaffen,
ferner haben sie für die Errichtung von Er­
holungsheimen 5 Millionen Schilling aus­
gegeben. Sehen Sie, das sind keine Pflicht­
leistungen einer Krankenkasse! Ich glaube,
daß es vielmehr eine Pflicht der Kasse wäre,
einem Kassenmitglied die Behandlung in
einem Spital voll zu bezahlen. (Abg. StangZer:
Sehr richtig!)

Wenn ich nun zu der im Radioparlament
behandelten Frage zurückkehre: "Leisten die
Krankenkassen genügend ?", dann, glaube
ich, muß ich dem Betriebsrat beipflichten,
der gesagt hat: sie leisten nicht genügend.

Ich hahe mir auch erlaubt, bei den Budget­
beratungen für das Jahr 1952 die Feststellung
zu treffen, daß die Bediensteten in den öffent­
lichen Krankenanstalten durch deren Not­
stand auch beinträchtigt sind, und zwar da­
durch -- um nur ein Beispiel zu nennen --,
daß es den Spitalverwaltern nicht leicht mög­
lich ist, eine Urlaubsvertretung einzustellen
und zu bezahlen. Sie alle wissen, der Urlaub
soll den Zweck haben, daß sich jemand er­
holt. Wenn die Spitalbediensteten nun aus
dem Urlaub zurückkommen, so ist entweder
ihre Arbeit unerledigt geblieben, weil niemand
da war, der sie gemacht hätte, oder es hat
ein Kollege freundlicherweise diese Arbeit zu­
sätzlich zu seiner Arbeit gemacht. Das ist
aber vom Standpunkt des Gewerkschafters, i

vom Standpunkt der Arbeitnehmer nicht gut­
zuheißen. Bei der angespannten finanziellen
Lage der Krankenanstalten ist es aber nicht
möglich, das Personal für derartige zusätz­
liche Arheiten so zu bezahlen, wie es in
anderen Betrieben der Fall ist.

Ich habe damals gesagt -- es ist im steno­
graphischen Protokoll nachzulesen --, daß ich
keine Vergleiche ziehen möchte zwischen der
dienstrechtlichen Lage und der Besoldung so­
wie der Dienstzeit der Bediensteten bei den
Sozialversicherungsanstalten und der Bedien­
steten bei den Krankenanstalten. Und sehen
Sie, heute k'ann ich Ihnen sagen, daß dies­
bezüglich ein amtiliches Urteil vorliegt. Sie
haben damals meine Ausführungen in dieser
Frage mit einigem Unwillen angehört. Nun
wird aber im Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes von 1950 auf Seite 73 aufgezeigt,

daß die Besserstellung der Sozialversiche­
rungsbediensteten gegenüber den :mderen
öffentlichen Angestellten hinsichtlich Besol­
dung uni Arbeitszeit nicht gerechtfertigt ist.
Es spricht hier kein Neid aus meinen Worten,
ich habe dies vielmehr nur deswegen heute
angeführt, um Ihnen zu beweisen, daß ich
damals recht gehabt und die Wahrheit gesagt
habe.

Die Verpflegskosten, die amtlich festgesetzt
sind, simI Selbstkosten, die Krankenkassen­
leistungen an die Spitäler decken aber diese

I Selbstkosten nicht, d'as heißt, die Kranken­
kassen honorieren die Spitäler nur zum Teil.

i Eine Hilfe für die Spitäler käme also einer
Hilfe für die Krankenkassen gleich. Ob der
Bund, das Land oder die Gemeinde das Loch,
daE, durch die Minderleistungen der Kranken­
kassen bei den Spitälern aufgerissen ist,
stopft, ist gleichgültig, auf jeden, Fall würde
dies eine Subventionierung der Kassen be­
deuten.

Daher sage, ich es gibt kein Kranken­
anstaltenproblem, sondern es gibt nur ein
Krankenkassenproblem, und bei diesem muß
einmal Wandel geschaffen werden! Meine
Ausführungen sind nicht dahingehend zu ver­
stehen, daß ich den Krankenkassen diesen
oder jenen Vorwurf machen will. Nein, aber
sie müssen sich bemühen, ihren Verpflich­
tungen den kranken ~assenmitgliederngegen­
über nachzukommen. Die Spitalerhalter hät­
ten das Recht, eine Kontrolle über die Kassen
zu verlangen, weil diese und nicht die Spitäler
Nachlässe bekommen.

Ich möchte also kurz folgende Anregungen
geben, die befolgt werden müssen, wenn
diesem wirklich großen und schwierigen
Problem beigekommen werden soll:

1. Die Höhe der zu zahlenden Verpflegs­
gebühren ist gesetzlich festzusetzen.

2. Die Ermäßigungen sind nur in dem vom
Gesetz festgelegten AusIIjaß zulässig.

3. Die Genehmigung der Errichtung von
Ambulatorien auch für kasseneigene Zwecke
soll der Aufsicht der öffentlichen Hand, dem
Land, unterliegen. ('Zustimmung bei der
Volkspartei. - Abg. Staffa: Was zahlt das
Land dazu? -- Weitere Zwischenrufe bei den
Sczialisten.) Ich habe Ihnen - hoffentlich
haben Sie mich verstanden - hier ausein­
andergesetzt, daß öffentliche Gelder bei den
Kassen verwaltet werden und daß wir da­
durch schon mit den 9 Millionen Schilling im
Jahre 1951 ... (Abg. Staffa: Vom wem wer­
den öffentliche Gelder verwaltet? Von den
Kassen?) Ja. ('Abg. Staffa: Das müssen Sie
beweisen! - Abg. Wenger: Wo kommen denn
diese Gelder her? - Abg. Staffa : Das sind
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Mitgliedsbeiträge, aber keine öffentlichen
Gelder! - Der zweite Präsident gibt das
Glockenzeichen.) Aber ich möchte... (AlP­
geordneter Staffa: Nur keine Märchen er­
zählen! In ihrem Haß gegen die Kassen sollen
Sie keine Märchen erzählen!)

ZWEITER PRÄSIDENT: Ich bitte, den
Redner nicht zu unterbrechen!

Abg. FEHRINGER ('fortsetzend): Zu Ihrer
Beruhigung sage ich Ihnen, es sind keine
öffentlichen Gelder, es sind die Versicherungs­
beiträge der Mitglieder. (Abg. Staffa: Aha!)
Das sage ich Ihnen deshalb, damit Sie mir
nicht den Vorwurf machen können, daß ich
einen Haß gegen die Kassen hätte.

Der HeTr Abg. Dubosvky ist nun im Saal
anwesend und ich möchte daher jetzt seine
Ausführungen berichtigen. Der Herr Abgeord­
nete.Dubovsky hat gesagt, daß der Primarius
des Krankenhauses Amstetten die Verant­
wortung abgelehnt hat, wenn nicht der
Operationssaal hel1gerichtet wird. Er hat
weiter über die "mittelalterlichen Organi­
sationsformen im Gesundheitswesen" ge­
sprochen (IAbg. Dubovsky: In den Spi.
tälern!) , also über die "mittelalterlichen
OrganisaHonSiformen in den Spitälern". (Ab­
geordneter Dubovsky: Nicht "in den" Spi­
tälern, sondern "der" Spitäler ! Wenn Sie
deutsch können, verstehen Sie den Unter­
schied. - Abg. Stangler: Wir werden von
Ihnen lernen müssen, Herr Dubovsky!)

Herr Abg. D1.1'bovsky, es hat einmal einen
Menschen gegeben, der war Ihnen nicht un­
bekannt. Es ist mir nun bei Ihnen auch schon
aufgefallen, daß Sie in manchen Dingen sehr
überheblich sind. Dieser Mensch hat auch der­
artige Ausdrücke seinen politischen Gegnern
gegenüber gebraucht, wie Sie es tun. Wenn
Sie mich noch immer nicht verstehen sollten,
so sage ich Ihnen, das war der Führer des
Dritten Reiches. (Abg. Dubovsky: Aha!) Der
hat mir nicht imponiert, eben we1gen seiner
Art. Ich wiinsche Ihnen, daß Sie nicht den
Weg gehen, den dieser Mann gehen mußte.
(Abg. Dubovsky: Das sind schlechte Witze!)

Aber zurück zu Ihren Äußerungen über das
Krankenhaus Amstetten. Was Sie behauptet
haben, habe ich schon gesagt. Ich habe auch
ausgeführt - Sie waren nicht hier -, daß
wir im Krankenhaus in Amstetten einen Zu­
bau errichtet haben. Wir haben bis zum
Herbst des Vorjahres einen septischen und
einen aseptischen Operationssaal gehabt. Wir
haben bei der Erweiterung des Krankenhauses
auch einen zweiten asepUschen Operations­
saal errichtet, und zwar klarerweise im An­
schluß an den schon besteihenden aseptischen

Operationssaal. Der Herr Primarius hat nun
gesagt, wenn diese Errichtung des zweiten
aseptischen Operationssaales nicht so durch­
geführt werden kann, daß die Staubplage im
ersten aseptischen Operationssaal, die die
Behandlung gefährdet, beseitigt werden kann,
dann lehne er jede Verantwortung ab. Dies
zur Richtigstellung Ihrer Ausführungen, Herr
Abg. Dubovsky. Ich möchte die Preslse, die
die Ausführungen des Herrn Abg. Dubovsky
bringt, bitten, auch meine Stellungnahme zu
dieser Angelegeniheit anzuführen. (lAbgeord­
neter Stangler: Das wird sie nie machen.)

Hohes Haus! Wenn wir dieses Problem der
Krankenkassen, das ,sich auch auf die
Krankenhäuser und auf die Spitalerhalter
auswirkt, behandeln, dann müssen wir seihr
sachlich zu Werke gehen. Es hat bisher in
dieser Debatte über diese Angelegenheit die
Sachlichkeit gefehlt. Wir müssen dabei - das
wurde bei den vergangenen Budgetverhand­
lungen immer wieder ausgesprochen - auch
alle zus1ammenwirken; diese Feststellung hat
auch der Finanzreferent dieses Landes, Herr
Landesrat Müllner, schon bei der General­
debatte gemacht. Die Schwierigkeiten bei der
Lösung dieses Problems liegen nälITllich darin,
daß die verschJiedenen Zahler sich einigen
müssen. Ich hoffe, daß von allen Seiten alles
beigetragen wird, daß diejeni'gen, die zu einer
Leistung gesetzlich oder moralisch ver­
pflichtet sind, sich darüber einig werden. Mit
Befriedigung brabe ich festgestellt, daß der
Finanzreferent des Landes gesagt hat, das
Land wird seinen Teil dazu beitragen. (Bei.
fall bei der Volkspartei.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Abg. S toll.

Abg. STOLL: Ich verzichte zugunsten des
Herrn Abg. WENGER.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Herr
Abg. Wen ger hat das Wort.

Abg. WENGER : Hohes Haus! Ich -hätte
mich nicht mehr zum Wort gemeldet, wenn
nicht der Herr Abg. Fehringer einen so
sonderbaren Standpunkt zur Frage der Not
der Spitäler eingenommen hätte. Er hat ver­
sucht, 'was wir als absurd bezeichnen, die Not
der Spitäler mit den Krankenkassen in eine
Verbindung zu bringen. Ich möchte hierzu
nochmals ausdrücklich feststellen, daß die
Krankenkassen Institutionen sind, die sich
die arbeitenden Menschen in unserem Lande
selbst geschaffen haben und die sie auch
selbst verwalten. Ich stelle außerdem fest,
daß die Finanzgebarung der Krankenkassen
- und hier meine ich vor allem die Gebiets-
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krankenkasse Niederösterreiah, weil sie für
uns in Frage kommt und weil sie die größte
Krankenkasse in diesem Lande darst.ellt­
einer strengen Kontrolle unterliegt, ja ich
möchte fast sagen der strengsten Kontrolle,
da ein Überwachungsausschuß besteht, dem
Arbeitervertreter und Unternehmervertreter
angehören, und zwar in einem Verhfultnis von
1 :4, wobei der Arbeitervertreter ich bin. Wir
wachen also darüber, daß die Finanzgebarung
der Gebietskrankenkasse wirklich in Ordnung
geht. Ich möchte außerdem dazu sagen, daß
das Sozialministerium selbstverständlich auch
darüber wacht, daß bei dieser Gebietskranken­
kasse nicht eine Wirtschaft betrieben wir\l,
die nicht im Interesse der Mitglieder gelegen
wäre. Auß'erdem darf nicht vergessen werden,
daß die Gebietskrankenkasse nur jene Maß­
nahmen durchführt, die in einer Mitglieder­
vollversammlung beschlossen worden sind,
daß also diese Kasse ihren Mitgliedern gegen­
über voll verantwortlich ist. Dieser Verant­
wortung muß sie immer wieder Rechnung
tragen, wenn die Mitglieder irgendwie Rechen­
schaft über diese oder jene Handlung fordern,
die beschlossen worden ist. Einschränkende
Maßnahmen, die die Gebiets,krankenkasse
zweifellos treffen müßte, wenn dem Wunsche
des .kbg. Fehringer und auch einigen anderen
bereits in diesem Sinne geäußerten Wünschen
Rechnung getragen würde, würden also nicht
nur die. Versicherten allein treffen, sondern
es würden davon auch deren Angehörige ­
ungefähr eine Zahl von sagen wir 500.000
Menschen - getroffen werden. Es kann uns
daher nicht gleichgültig sein, ob eine im
Sinne des Abg. Fehringer gelegene Auf­
fassung Platz greift bzw. ob diesbezügliche
Entschließungen gefaßt werden.

Unserer Meinung nach ist e,s also abwegig,
wenn man für die Not der Spitäler einfach die
Gebiefukrankenkasse - und nur die ist da­
mit gemeint - verantwortlich macht. (Ab­
geordneter Zach: Die Stimme der Ver­
sicherten muß man hören!) Die Stimme der
Versicherten repräsentieren wir, Hohes Haus!
(Heiterkeit rechts.) Ich sage das mit vollem
Ernst, im vollen Bewußtsein meiner Verant­
wortung. Die Ver'sicherten entscheiden dar­
über, wie die .A.nstalt zu verwalten ist und
welche Verfügungen die Anstalt in bezug auf
ihre Leistungen zu treffen hat, die diesbezüg­
lichen Beschlüsse hingegen werden in der
Vollversammlung der Gebietskrankenkasse
gefaßt.

Die Not der Spitäler beruht a'lf ganz
anderen Gründen; ich glaube, das ist zur
Genüge festgestellt worden. Es geht darum,

. daß Land und Bund den Spitälern Beiträge
leisten und daß auf den Bund Einfluß ge-

nommen werden muß, daß er seiner Verpflich­
tung zur Beitragsleistung nachkommt. Ich
glaube, darüber waren wir uns auch schon
längst im klaren.

Ich bitte noch einmal, zur Kenntnis zu
nehmen, daß die AuffaE:sung, wie sie heute
hinsichtlich der Krankenkassen und vor allem
hinsichtlich der Gehietskrankenkasse Nieder­
österreich von Lhrer (zur öVP gewendet)
Seite geäußert wurde, unseren schärfsten
Widerspruch finden wird, weil wir glauben,
daß damit der arbeitenden Bevölkerung
unzeres Landes ein äußerst schlechter Dienst
erwiesen würde. (Beifall bei den Sozialisten.)

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zum
Wort gelangt Herr Landesrat B ra c h­
mann.

Landesrat BRACHMANN: Hoher Landtag!
Der Herr Abg. Dubovs:ky hat mich in seiner
Rede gerügt, daß ich schon im Finanzaus­
schuß und nun wieder in einem Zwischenruf
vor der Errichtung von neuen Spitälern unter
den gegenwärtigten gesetzlichen Verhält­
niHsen gewarnt habe. Ich muß, verehrter Herr
Abg. Dubovsky, die-se Warnung gewissen­
hafterweise nur wiederholen. Wenn wir die
heutige Debatte verfolgt und daraus ent­
nommen haben, wie katastrophal die Lage
einzelner Spitäler und wie die Lage der Spi­
täler überhaupt schlecht ist, so kann es doch
nicht sehr verlockend erscheinen, zumin­
dest für einen gewissenhaften öffentlichen
Funktionär nicht ratsam sein, eine neue
Krankenanstalt zu errichten, die unter den­
selben Verhältnissen leiden würde, wie wir sie
gegenwärtig haben.

Der Herr Abg. Dubovsky hat dann auch die
Geringfügigkeit des Betrages, der vom Bund
für die niederösterreichischen Spitäler auf­
gewendet werden müßte, in ein gewis.ses·Ver­
hältnis gesetzt. Er hat festgestellt, daß der
Abgang der Spitäler in Niederösterreich un­
gefähr 9 bis 10 Millionen Schilling beträgt
und daß der Bund bei einer Beitragsleistung
von drei Achtel einen Betrag von zirka
3.5 Millionen Schilling zu leisten hätte. Er
hat nur vergessen hinzuzufügen: Für Nieder­
österreich ! Für den Finanzrrninister kommt
aber der ganze Bund in Frage, und wenn man
bedenkt, daß der Abgang der Spitäler in
Wien allein 140 Millionen Schilling beträigt
und auch Abgänge, vielleicht sogar höhere
Abgänge als in Niederösterreich, in anderen
Bundesländern zu verzeichnen sind, so erhöht
sich natürlich die Summe, die der Bund für
seine Beitrag,sleistung an die Spitäler aufzu­
wenden hätte, wesentlich, und der Finanz­
minister wehrt sich natürlich, so große Be­
träge in sein Budget aufzunehmen.
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Ich muß heute in voller Klarheit feststellen,

wie die Lage ist, denn ich stehe -- und das
möchte ich betonen - auf dem Standpunkt,
daß so wie früher auch jetzt der Bund und
das Land zu den Aufwendungen der Spitäler
ihre Anteile beizutragen haben.

Alle Verhandlungen, die bis jetzt mit drei
F'inanzministern geführt wurden, haben diese
Forderung zum Inhalt gehabt und ich hoffe,
daß es gelingen wird, eine Lösung zu finden.
Es wird sicherlich wegen der Höhe des Be­
trages, der hier für den Bund in Frage
kommt, gewisse Schwierigkeiten geben, ja es
werden große Schwierigkeiten zu überwinden
sein, bis es dazu kommt, daß sowohl der Bund
als auch das Land so wie seinerzeit nach dem
alten Krankenanstaltengesetz ihre Beiträge ­
ich will heute gar nicht sagen, in welcher
Höhe - leisten werden.

Es wurde in einem Antrag die Errichtung
eines Krankenhauses in Zistersdorf gefordert,
und der Antrag wurde damit begründet, daß
sich in diesem Gebiet große strukturelle wirt­
schaftliche Veränderungen vollzogen haben.
Das könnte ich auch gar nicht leugnen. Es ist
eine Tatlsache, daß hier ein Gebiet, das früher
alls rein agrarische Gegend angesehen wurde,
jetzt durch die Erdölindustrie in einem großen
Ausmaß industrialisiert wurde und daher die
Notwendigkeit besteht, für eine entsprechende
Spitalspflege der dortigen Bevölkerung vor­
zusorgen, deren Zahl derzeit größer ist, als es
jemals in der Vergangenheit der Fall war.

Diese Umstände wurden berücksichtigt, und
es wurde .für den nördlichen Teil dieses Ge­
bietes das Spital in Mistelbach vorgesehen
und entsprechend ausgebaut. Ich darf ferner
darauf verweisen, daß durch die Errichtung
der Rollfähre in Maria-Elend, also in der
Nähe von Hainburg, für den südlichen Teil
des Marchfeldes die Möglichkeit besteht, das
sicherlich recht gut ausgestattete Hainburger
Spital zu benützen. Ich halte es aber unter
den gegenwärtigen Verhältnissen nicht für
möglich, in Zistersdorf ein neues Spital zu er­
richten. Ich könnte einen jeden Gemeindever­
treter und überhaupt jeden, der mit einer
solchen Forderung zu mir kommt, nur warnen,
unter den gegenwärtigen gesetzlichen Verhält­
nissen - ich betone das neuerlich - in eine
solche Sache hineinzusteigen.

Der Herr Abg. Dubovsky hat auch der
Meinung Ausdruck gegeben, daß man die
Entwicklung unseres Krankenanstaltenwesens
völlig planlos den einzelnen Gemeinden über­
lasse. Dem ist - ich glaube das auch bereits
im Finanzaus,schuß gesagt zu haben - aber
nicht so. Natürlich können wir nicht allen
Wünschen, die hinsichtlich der Errichtung
oder AU~lgestaltung von Spitälern an uns

herangetragen werden, Rechnung tragen. Wir
haben errechnet, daß wir bei der Erfüllung
aller an uns herangetragenen Wünsche in
Niederösterreich auf 10.000 Spitalbetten
kämen, während der Normalbedarf für
Niederösterreich 6000 Spitalbetten beträgt.
Es würden also um 4000 Spitalbetten mehr
geschaffen werden, als unter normalen Ver­
hältnissen gebraucht werden. Wer sich vor
Augen hält, daß die Kosten für die Errich­
tung eines Spitals pro Bett gegenwärtig mit
100.000 S veranschlagt werden, wer sich
außerdem vor Augen hält, daß sich, je mehr
Betten leer stehen, in den einzelnen Spitälern
ein um so größeres Defizit in der laufenden
Gebarung ergibt, der wird sich solchen For­
derungen gegenüber skeptisch einstellen.

Soviel wollte ich zu dem sagen, was in der
Debatte vorgebracht wurde und was mich
angeht.

In der gestrigen Debatte wurde im Zu­
sammenhang mit dem Beschaffungsamt ein
Vorfall erwähnt, der sich unter meiner Ver­
antwortlichkeit in der Krankenanstalt Tulln
abgespielt hat. Ich sehe mich gezwungen, im
Detail über die Sache zu berichten, weil ich
haben will, daß der Hohe Landtag ein klares
Bild darüber bekommt.

Eines Ta:ges hat in meiner Gemeinde der
der öVP angehörende Vizebürgermeister, der
von Beruf Tapezierermeister ist, an mich die
Frage gestellt: Ist es wahr, daß im Spital
Tulln 20 Garnituren Matratzen vergeben wer­
den? Ich mußte ihm darauf sagen: Ich weiß
es nicht, ich werde mich aber erkundigen.
Worauf er hinzufügte: Kann ich mich nicht
vielleicht auch um eine solche Arbeit be­
werben? Darauf habe ich ihm gesagt: Das
wird ohne weiteres möglich Isein, weil ja jeder
niederösterreichische Gewerbetreibende das
Recht hat, sich um Aufträge unserer öffent­
lichen Anstalten zu bewerben.

Ich bin dann der Sache nachgegangen und
habe erfahren, daß der Verwalter des Tullner
Spitals tatsächlich einen diesbezüglichen Auf­
trag bereits vergeben hatte. Er war zwar
nicht zu Papier gebracht, aber eiS war bereits
das Füllungsmaterial zu der betreffenden
Firma gebracht worden, und es wurde mir
mitgeteilt, daß diese Firma Schmidt in der
Lage sei, die Matratzen zu einem Preis von
etwas über 700 S zu liefern. Nun ist mir
natürlich aufgefallen, wie so es möglich sein
kann, daß eine Firma um einen fast um die
Hälfte niedrigeren Preis als normal die
Matratzen liefern kann. Es wurde mir mit­
geteilt, daß es sich um Füllungsmaterial
handelt, das noch aus der ehemaligen Irren­
anstalt Bonvicini stammte und das auf dem
Dachboden jahrelang gelegen war. Nun haben
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ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Zur
Abstimmung liegen vor die Gruppe 5, Gesund­
heitswesen und körperliche Ertüchtigung,
und die hierzu gestellten zwei Abänderungs­
anträge des Herrn Abg. Dubovsky, weiter die
Resolutionsanträge der Herren Abgeordneten
Dubovsky und Dr. Haberzettl. Ich lasse zu­
nächst über die Abänderungsanträge, dann
über die Gruppe selbst und zum Schluß über
die zu dieser Gruppe vorliegimden Resolutions­
anträge abstimmen.

(Wach Abstimmung über den Abänderungs­
antrag Dubovsky) betreffend Beihilfe zur
Mutterberatung) : Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den Abänderungs­
antrag Dubovsky) betreffend Beihilfe für
Sportverbände): Ab gel eh n t.

(Nach Abstimmung über Gruppe 5) Gesund­
heitswesen und körperliche Ertüchtigung):
A n gen 0 m m e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag Dubovsky) betreffend Errichtung eines
Krankenhauses in Zistersdorf) : Ab g e­
lehnt.

(Wach Abstimmung über den Resolutions­
antrag Dr. Haberzettl) betreffend Gesetzent­
wurf über die Novellierung des § 2) Abs. 7)
Landesgesetz vom 21. März 1952): An g e­
nommen.

Damit ist die Gruppe 5 des Voranschlages
des Landes Niederösterreich erledigt. Ich er­
suche den Herrn Berichterstatter, nunmehr
zur Gruppe 6, Bau-, Wohnung,s- und Sied­
lungswesen, zu berichten.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Ich verzichte auf das Schlußwort und
bitte, die Abstimmung über diese Gruppe und
die dazu vorliegenden Anträge vorzunehmen.

ZWEITER PRÄSIDENT WONDRAK: Die
Rednerliste ist erschöpft, der Herr Bericht­
erstatter hat das Schlußwort.

ganze Angelegenheit befindet sich gegen­
wärtig im Stadium der Untersuchung, und
wenn die Untersuchung abgeschlossen sein
wird, wird dem Kontrollausschuß darüber der
entsprechende Bericht vorgelegt werden.

Ich glaube, daß ich mich in Übereinstim­
mung mit allen Herren dieses Hauses befinde,
wenn ich sage, daß man nicht anders vor­
gehen kann und daß es durchaus korrekt ist,
wenn man das Monopol von Lieferanten, wie
es sich zum Teil aus der Vergangenheit her
E,ingebürgert hat, beseitigt und auch anderen
Gewerbetreibenden die Möglichkeit gibt, sich
an den Lieferungen für das Land zu betei­
ligen. (Beifall bei den Sozialisten.)

wir natürlich ein Interesse daran, die Ein­
richtungen unserer Anstalten möglichst billig
in die hand zu bekommen, aber die Billigkeit
alle,in macht es nicht aus, es muß auch die
entsprechende Qualität vorhanden sein. Und
deswegen habe ich ein Organ des Beschaf­
fungsamtes beauftragt, nach Tulln hinauszu­
fahren und dieses Material hinsichtlich seiner
Qualität zu überprüfen. Weiter habe ich den
Auftrag gegeben, eine Ausschreibung der
Lieferung mindestens an die beiden Konkur­
renten - das war die Firma Schmidt und der
Tapezierermeister aus meiner Gemeinde --- zu
veranlassen. Es wurde festgestellt, daß das
Material derart schlecht war, daß es nicht
verwendet werden konnte, und daß neues
Material herbeigeschafft werden mußte. Der
Auftrag wurde an das Beschaffungsamt ge­
geben und außerdem die Anfertigung im
Offertwege zur Ausschreibung gebracht. Es
hat sich gezeigt, daß die Firma Schmidt, die
ursprünglich mit dem Auftrag bedacht war,
auch beim Offert für die Anfertigung billiger
war und infolgedes'sen den Auftrag bekommen
hat. Soweit, so gut.

Aus einem Bericht des Finanzkontrollaus­
schusses, der ja an das Referat geht, erfuhr
ich dann, daß der Verwaltel' des Krankenhauses
in Tulln gelegentlich eines Besuches dieses
Ausschusses im Krankenhaus - kh finde auch
daran nichts Anstößiges - die Herren des
Kontrollausschusses darül>er informiert hat,
daß das Referat dadurch, daß es das Beschaf­
fungsamt eingeschaltet hat, das Land quasi
geschädigt habe, denn man hätte Matratzen
um etwas über 700 S bekommen können und
jetzt kosten die Matratzen zirka 1200 S, ein
Preis, der, wie jeder, der mit den Verhält­
nis,sen vertraut ist, bestätigen wird, den nor­
malen Preisen entspricht.

Es ist klar, daß ich den Dingen nachgehen
muß, um festzustellen, ob wirklich das Be­
schaffungsamt zu teuer eingekauft hat, was ja
möglich wäre. Ich habe das Beschaffung!samt
zu einer Stellungnahme aufgefordert, und es
hat mir mitgeteilt, daß die Ware an das Spital
in Tulln zum Fabrikpreis, und zwar zum Groß­
abnehmerpreis, wie er für Behörden, di..
größere Quantitäten abnehmen, gilt, geliefert
worden ist und daß es schwer mögliCh ist,
daß irgendeine andere private Firma diesen
Preis unterbieten kann. Ich muß aber auch
untersuchen lassen, ob der Verwalter des
Tullner Krankenhauses überdie1s, ohne uns zu
verständigen, für sich selbst ein Gutachten der
Innung verlangt hat und hiervon wohl dem
Kontrollausschuß, aber nicht uns Mitteilung
gemacht hat. Ich bin nämlich der Meinung, daß
es unsere Sache ,sein müßte, festzustellen, ob
die Preise gerechtfertigt sind oder nicht. Die
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(Dritter Präsident Endl übernimmt den
l'orsitz.)

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Hohes
Haus! Die Ausgaben der Gruppe 6, Bau-,
Wohnungs- und Siedlungswesen, betragen
129,199.600 S, die Einnahmen 4,487.600 S,
das Nettoerfordernis sohin 124,712.000 S. Die
Ausgaben dieser Gruppe beanspruchen im
Verhältnis zum Gesamtaufwand 25 Prozent,
während sie im Vorjahre 25,3 Prozent be­
trugen. Der Minderung der Ausgaben dieser
Gruppe um rund 7.3 Millionen Schilling steht
eine Erhöhung der außerordentlichen Aus­
gaben dieser Gruppe um 16.1 Millionen Schil­
ling gegenüber. Ich ersuche den Herrn Präsi­
denten, über die Gruppe 6 die Spezialdebatte
zu eröffnen.

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Te s a r.

Abg. TESAR: Hohes Haus! Wenn wir den
ordentlichen und außerordentlichen Vor­
anschlag der Gruppe 6 betrachten, so ersehen
wir, daß rund ein Drittel des gesamten
Budgets in dieser Gruppe zur Verwendung
kommt. Daraus ergibt sich die besondere
Bedeutung der Wohnungsbauten und beson­
ders der. vielen Wasser-, Straßen-, Kanalisie­
rungs- und Wasserversorgungsbauten. Wenn
wir die Daten des vorigen Jahres betrachten,
können wir feststellen, daß hier emsig ge­
schaffen wurde, und ganz besonders wirksam
hat es sich erwiesen, daß es dem }<'inanz­
referenten im Vorjahre gelungen ist, für ver­
schiedene Bauten zusätzlich 137 Millionen
Schilling, teilweise auch aus Bundesmitteln,
bereitzustellen. So wollen wir hoffen - da
wir alle feststellen müssen, daß die Mittel in
diesem Kapitel leider zuwenig sind -, daß
es auch heuer wieder möglich sein wird, vom
Bund eine Nothilfe in irgendeiner Form zu'
erhalten. Wir wissen, daß im Nationalrat ein
Antrag vorliegt, der darin gipfelt, daß eine
Anzahl von Kilometern der Landesstraßen in
Niederösterreich als Bundes'8traßen über­
nommen werden sollen, wodurch das im
Vergleich zu den anderen Bundesländern
schlechte Prozentverhältnis zwischen Bundes­
und Landesstraßen in Niederösterreich eine
Besserung erfahren wird. Weiter müssen wir
ganz besonders vom Standpunkt des Fremden­
verkehrs an die Bundesregierung und an das
Straßenbaureferat des Landes die dringende
Bitte richten, daß die wichtigsten Verkehrs­
straßen noch vor Beginn der Reisesaison in­
stand gesetzt werden. Denn diese Straßen
dÜrfen, wenn der Fremdenverkehr einsetzt,
sich nicht mehr im Bauzustandbefinden, an-

sonsten die Fremden mehr als verärgert unser
Land durchfahren.

Nicht minder wichtig ist es - darauf
möchte ich besonders verweisen -, daß auch
bei den Flußregulierungen und den Wildbach­
verbauungen die Bauzeit ausgenützt wird, weil
gerade im Gebirge verschiedene Momente es
bedingen, daß fünf bis sechs Monate im Jahre
nicht gearbeitet werden kann.

Vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus
müssen wir auch verlangen, daß in Gebieten,
wo die Arbeitseinsatzmöglichkeit im Winter
nicht gegeben ist, irgendein Ausgleich ge­
schaffen wird, damit der in diesen Gebieten
dadurch bedingte Rückstand an Arbeiten auf­
geholt wird.

Im Kapitel 6 sind auch 1,130.000 S für
Bekleidung und Ausrüstung des Straßen­
personals enthalten. Hier geht meine Bitte an
das Referat dahin, daß bei Vergebung dieser
Aufträge auch die handwerksmäßigen Be­
triebe - ganz gleich, ob es Schuhmacher,
Kleidermacher oder Schmiede sind - berück­
sichtigt werden. Wir haben heute schon bei
der Behandlung des Kapitels 4 gehört, wie es
mit der Berufsausbildung der Lehrlinge aus­
sieht. Ich frage Sie, wie sollen die Lehrlinge
Kenntnisse in der Meisterlehre erlangen
können, wenn man den handwerksmäßigen
Betrieben keine oder zuwenig Arbeitsaufträge
gibt? Wir wissen, daß in früheren Jahren das
Land Niederösterreich Arbeitsaufträge und
Bestellungen in e,iner Art und Weise durch­
geführt hat, daß sie sich auch für den Kreis
der handwerksmäßigen Betriebe wohltuend
und nützlich erwiesen haben. Bei einigem
guten Willen wird es auch heute möglich sein,
daß diese Betriebe entsprechend unterstützt
werden, da deren Inhaber auch ein Recht auf
ein auskömmliches Leben und eine gesicherte
Existenz haben. Bei mangelnden Arbeitsauf­
trägen sind die handwerksmäßigen Betriebe
geZlwungen, ihre Arbeiter zu entlassen oder
die Betriebsinhaber treten selbst in irgend­
einer Art und Weise als Lohnempfänger auf,
wodurch sie aber wieder anderen Arbeitern
Konkurrenz machen. Leider ist es auch dann
oft der Fall, daß diese Menschen gezwungen
sind, in die Stadt abzuwandern, was sich aber
dort in einer verstärkten Wohnungsnot und in
einer gesteigerten Arbeitslosenziffer aus,wirkt.

In der Gruppe 6 des Voranschlages finden
wir auch einen Betrag von 2,500.000 S für die
Behebung von Elementarschäden und Winter­
dienst auf den Landstraßen und Bezirks­
straßen. Bei diesem Betrag können wir den
Herrgott nur sehr bitten, daß wir von keinen
Elementarschäden heimgesucht werden, denn
ansonsten wären wir mit diesem Betrag sehr
bald,fertig. . I
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Bei dieser Gelegenheit lassen Sie mich kurz
noch eines sagen. Ende Oktober oder anfangs
November flatterten an die Herren Bürger­
meister eingeschriebene Briefe des Landes­
straßenreferates hinaus, in denen die Bürger­
meister aufgefordert werden, für die ver­
schiedenen, durch die Winterszeit bedingten
Vorkommnli,s,se auf den Straßen Vorsorge zu
treffen. Ich verstehe es wohl, wann im
Bundesstraßengesetz und im Landeslstraßen­
gesetz aus dem Jahre 1897 die Rechte und
Pflichten 3iuse.inandergesetzt sind, und ich
verstehe es auch noch, daß von den Ge­
meinden mit über 3000 Einwohnern, wie es
im Bundesstraßengesetz heißt, eine gewisse
Vorsorge für den Straßenwinterdienst ge­
fordert wiird, weil diese Gemeinden erstens
einmal bessere Einnahmen haben als die
kleineren Gemeinden und zweitens meist
auch eigene Gemeindearbeiter beschäftigen.
Was macht aber der Bürgermeister einer
kleinen Gemeinde? Er wird praktisch diese
Arbeiten immer selber machen müssen, das
heißt, er oder sein Gemeindesekretär sind
gezwungen, selbst die Schaufel in die Hand
zu nehmen und Sand zu streuen. Weil er eben
keine andere Möglichkeit hat, muß er selber
mitarbeiten.

Man kann aber auch noch folgendes nicht
verstehen. Es ist beispielswei:se vorgekommen,
daß der Schneepflug durch Ortschaften fährt,
sich aber keinen Pfifferling um die Schnee­
räumung kümmert, weil im Gesetz nicht
dJarinsteht, daß sie hier vorgenommen werden
muß. Hier müßten die betreffenden Referate
schon dafür sorgen, daß das St!'aßenpersonal
einschließlich der Straßenmeister darauf auf­
merksam gemacht wird, daß hier bei einigem
guten Willen viel gemacht werden kJann, um
den bisherigen Übelständen abzuhelfen. In
einzelnen Fällen ist das übrigens schon der
Fall. Man muß doch bedenken, daß eine kleine
Gemeinde mit ihren Einnahmen von 3 S pro
Person aus den ErtraJgsanteilen nicht in der
Lage ist, hier entsprechende Vorsorge zu
treffen. Wir hoffen, daß dann, wenn das
Landesstmßengesetz einmal Wirklichkeit
wird, in dieser Hinsicht besser vorgesorgt
sein wird, als es derzeit .im Bundes'straßen­
gesetz der Fall ist.

Und nun kurz noch einige Worte zu den
sogenannten Planungen. Wir wissen ganz gut,
daß zuerst der Ingenieur hinauskommen muß
und dann erst die Baufirma. Aber was wir
immer und immer wieder bei diesen hoch­
trabenden Phnungen erleben, da möchten wir
wohl sagen: Den Praktiker an die Front hin­
aus, und du, Planer, bleib vorläufig in der
Etappe,solange-wir--nioht mehr an Mitteln
haben! Daher auch die BeiiSpiele von Hain-

feld, wo man glaubt, über die schönsten Äcker
fahren zu müssen. Meine sehr verehrten
Herren des Landtages! Wir müssen jeden
Hektar Grund, der guter Qualität ist,
schätzen. Es werden die Zeiten noch kommen,
wo wir gezwungen sein werden, dies mehr zu
beachten, als wir es leider Gottes heute tun.
Oder wenn ich hinweisen darf auf die un­
selige Brückenbaugeschichte in Scheibmühl.
Ja, das geht auf die Dauer nicht, daß man
jahrelang deswegen, weil gewisse Planungen
vorliegen, die Brücke nicht macht! Die Brüc,ke
ist aber dringend notwendig. Es ist jedoch
nicht nötig, daß diese großzügigen Pläne dort
zur Ausführung kommen, weil eben viele, viele
andere Sachen viel dringender erscheinen als
diese Angelegenheit.

Wenn ich Ihnen noch und wenn ich dir,
lieber Herr Landeshauptmann, etwas über die
Güterwege S.ll/ge, so muß ich darauf verweisen,
daß hier ein Versäumnis gutzumachen ist.
Man hat es immer und immer wieder hinaus­
geschoben, daß auch das Gebirge endlich zu
seinen Zufahrtswegen kommt. Diese sind rubel'
notwendig, damit die Abwanderung von den
Bergen herunter in die Städte endlich einmal
abgestoppt wird.

Ich erinnere mich immer eines Ausspruches
des seligen Dr. Hemala, der erklärt hat: Die
Bevölkerung ist der Ansicht, daß eine Hand­
voll praktischer Arbeit nützlicher ist als viele,
viele Theorien! Von diesem Gesichtspunkt,
Herr Landeshiauptmann, laß dich leiten, dann
sind wir sicher, daß es aufwärts- und vor­
wärtsgeht im Kapitel 6! (Beifall bei der
Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENGER : Hohes Haus! Zu den Per­
sonalangelegenheiten der Gruppe 6 ist einiges
zu sagen. Wenn der Herr Landeshauptmann­
stellv'ertreter Kargl den Wunsch geäußert
hat, scharf, aber kurz zu sprechen, so möchte
ioh wohl kurz sprechen, aber scharf bin ich
beim besten Wil1en nicht gegen ihn gestimmt.

Es gibt im Personalstand einige Mängel, die
wir feststellen wollen und um deren Ab~

stellung wir bitten. Ich erwähne darunter die
Tatsache, daß eine große Zahl von Dienst­
posten unbesetzt ist. Dieser Umstand führt
dazu, Hohes Haus, daß manche Straßenstücke
verwaist sind bzw. daß die Anrainer dieBe
Straßenstücke mit bearbeiten müssen. Daß
diese dann dadurch in einem dementsprechen­
den Zustand sind, ergibt sich, glaube ich, von
seIber.

Wir müssen auch feststellen, daß die Pro­
foosioni,sten, die bei der straßenverwaltung
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beschäftigt sind, keine Anerkennung dafür
finden, daß sie drei oder vier Jahre Lehrzeit
hinter sich haben. Meiner Meinung nach wäre
es zumindest berechtigt, wenn man diesen
Professionisten eine Zulage gewähren würde,
wenn man sie schon nicht in eine höhere Ver­
wendungsgruppe einreihen kann. Ich denke
da bei an eine Zulage etwa gleich der, die den
Walzenführern gegeben wird.

Ebenso wäre es notwendig, zu erwägen, daß
die Straßenarbeiter endlich eine Schutzbeklei­
dung erhalten, insibesondere dann, wenn sie
mit Teer und Asphalt zu arbeiten haben, weil
dadurch erfahrungsgemäß die eigenen Kleider
nicht nur stark abgenützt, sondern oft buch­
stäblich ruiniert werden.

Schließlich ist noch die Frage zu behandeln,
ob die Pragmatisierungen der Straßenwärter
nicht fortgesetzt werden sollen. Wir haben
ein Verhältnis von ungefähr 50: 50 prag­
matisierte und vertraglich bestellte Straßen­
wärter. Ich weiß u'nd ich bin überzeugt da­
von, daß unter den 50 Prozent Vertrags­
straßenwärtern eine ganze Reihe von Men­
schen sind, die absolut würdig wären, ins
pragmatische DienstVlerhältnis überführt zu
werC:,cn. Es wäre daher angezeigt, die Prag­
matisierungen fortzuführen und sie nicht ein­
fach abzuschließen. Ich glaube das insbeson­
dere deshalb unterstreichen zu können, weil
die Straßenwärtereine eigene Kategorie von
Menschen sind, die mit ihrem Stück Straße
so verwachsen sind, als wenn es ihr eigener
Boden wäre. Das ist, glaube ich, auch die
Gewähr dafür, daß sie auf den Straßen
draußen gewissenhaft arbeiten. Bei den Prag­
matisierungen ist es selbstverständlich, daß
die qualitativen Voraussetzungen streng ge­
prüft werden, wobei ich den Wunsch anfügen
möchte, daß bei allfällig notwendigen Neuauf­
m:hmen nicht Bauern, die eine existenzfähige
Wirtschaft besitzen, aufgenommen werden,
sondern daß wirklich Arbeiter aufgenommen
werden, die auf das Einkommen aus ihrem
Berufe ange.wiesen sind. Die qualitativen Vor­
aussetzungen si'nd unserer Meinung nach das
Kriterium für die Nauaufnahmen, und ich
möchte ausdrücklich betonen, daß wir das
bei jedem Aufnahmeansuchen so halten.

In diesem Zusammenhang erinnere ich mich
daran, d'aß gestern der Herr Abgeordnete
Hilgarth in seiner Rede dadurch eine Ent­
gleisung begangen hat, daß er zum Abgeord­
neten Staffa wörtlich gesagt hat: Ist Ihnen
vielleicht der Erlaß der Bundesbahnen be­
ziehungs,weise des Verkehrsministeriums be­
kannt, daß· bei jeder Personaleinstellung, die
dort vorgenommen wird, zuerst eine Stellung- i

nahme der örtlichen Vertrauensmänner der
SPö eingeholt werden muß? Ich habe mir

nun erlaubt, vom Ministerium für die ver­
staatlichten Betriebe eine amtliche Stellung­
nahme hierzu einzuholen, weil ich einiger­
maßen darübelT ,bestürzt war - denn ich
wußte nichts davon -, daß derartige Maß­
nahmen bei den Bundesbahnen praktiziert
würden. Die amtliche Stellungnahme besagt
nun folgendes: Es besteht l'ediglich ein Erlaß
der Generaldirektion der Bundesbahnen aus
dem Jahre 1947, wonach Personalverstärkun­
gen, das heißt also Aufnahmen, unter Bei­
zie,hung der durch eine Personalvertreterwahl
gewählten Personalvertretung vorgenommen
werden sollen. Das ist selbstverständlich.
(Zwischenruf rechts: Wer ist die Personal­
vertretung ? - Abg. Staffa : Personalver­
tretung ist die gewählte Vertretung der
Eisenbahner.) Dies erfüllt uns mit einiger Be­
friedigung, weil wir der Meinung s:ind, daß
die Personalvertretung oder die Betriebsräte
seLbstverständlich gehört werden sollen. Wir
sind der Meinung, daß das in manchen Unter­
nehmungen nicht in dem notwendigen Aus­
maß geschieht. Daß diese Personalvertretung
zu 80 Prozent aus Sozialisten besteht, dafür
können wir nichts, sondern daran sind die
Eisenbahner schuld, die der Meinung sind,
daß diese SOZlialisten eben des Vertrauens der
Eisenbahner würdig sind. Sie haben sie in
einer durchaus freien Wahl gewählt, und wir
hoffen, daß diese Gepflogenheit überall bei­
behalten wird.

Ich möchte aber dazu sagen, daß wir auf
derartige Entgleisungen mit einem Dutzend
gleichgearteter Fälle auf der anderen Seite
antworten könnten. Ich will aber kurz sein
und nur Auszüge aus zwei solchen wirklich
politischen Einstellungen zu Gehör bringen.
Die "Tullner Bezirksnachrichten" vom 25. März
1950 zum Beispiel sagen (liest): "Wir müssen
unsere Mandatare im Landtag, Bundesrat und
Nationalrat sowie auch alle anderen Partei­
funktionäre, wo immer sie ein Amt bekleiden,
bitten, nur denjenigen ihre HIlfe angedeihen
zu las,sen, die Mitglieder der ÖVP sind."
(Hört!-HörtJ-Rufe links.) Oder, Hohes Haus,
eine Aussendung des Arbeiter- und Angestell­
tenbundes der Gruppe Landhaus, die an die
Angestellten, an die Kollegen und Kolleginnen
appelliert, ,insoferne, daß sie ihnen sagt
(liest): "Sie sind bisher polItisch und ge­
werkschaftlich vom Arbeiter- und Ange­
stelltenbund vertreten worden und man gibt
der Erwartung Ausdruck, daß Sie nunmehr
die Konsequenzen daraus ziehen und Ihren
Beitritt vollziehen."

Daran wäre nichts auszusetzen, weil letzten
Endes jede politische Gruppe um ihre Mit­
glieder werben wird. Wir werben auch um
das Vertraupn von Mem"schep ZU Uml'eref Or·
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ganisation, aber man darf nicht so fonnulie­
ren, daß man mgt: Vielleicht haben auell Sie
bei Ihrer Anstellung unsere Unterstützung
genossen. Wir laden Sie ein, Ihren Bl'itritt
zu vollziehen, um dadurch klar Ihr Beklmnt­
nis zum Österreicherturn abzulegen. Dazu
muß ich mir schon die Bemerkung erlauben,
daß es angängiger wäre, eventuell zu sagen:
" ... um dadurch Ihr Bekenntnis zur ÖVP ab­
zulegen." Wenn Sie aber den Angestellt(~n in
ein Zwangsverhältnis bringen, indem Sie
sagen: Entweder du trittst dem Arbeite'l- und
Angestelltenbund bei und bekennst didl zu
österreich, oder du trittst nicht bei und lehnst
das Österreicherturn ab, so glaube ich, daß
das E:influI3nahme auf die politische' Denk­
art ist.

Das sind zwei Beispiele, die ich anführe,
und ich will es damit bewenden lassen, in der
Hoffnung, daß derartige Angriffe auf uns
nicht mehr geschehen werden.

Ich möchte nun noch zu {'!iner anderen
Frage, und zwar zum Straße!lbau, dwas
sagen. Einiges davon ist bneits in der
GeneraldebaUe gesagt worden. Es ist not­
wcndig --- ich wiederhole es daß dip
Straßenbauvorhaben geplant werden. Sicher
hat es eine gewisse Berechtigung. wenn ver­
schiedene Mandatare, sowohl Ihrer als auch
uns~rcr Fraktion, in bezug auf Straßenrepara­
turen oder Straßenneubauten in ihn'n Be­
zirken Wünsche äußern. Ich gehör" auch zu
jenen, die unter Umständen gerne lavon Ge­
brauch machen und schon Gebrauch gemacht
haben. Ich möchte aber sagen, dnß Ich zu der
Erkenntnis gelangt bin -- vielleich1 wird der
Herr Landeshauptmannstellvertretl'r Kargl
auch zu derselben Erkenntnis gelangt sein -,
daß ein geplanter Straßenbau zweifellos
zweckmäßiger und ökonomischer wiire, als
daß man 'nach der bisherigen Ge!,flogenheit
die Wünsche der einzelnen Mandata re erfüllt,
die meinen, das ihre Wünsche im Interesse
ihres Bezirkes erfüllt werden missen, Ich
glaube, daß eine zentrale Stelle LlC'sl(']len
müßte, die die Notwendigkeiten d,'s L:ll1des
erkennt und diesen Notwendigkei eil Rech­
nung trägt, wobei ich nochmals unt, 'Y'st n'iclw,
daß hier nicht der Herr Landeshnuptmann
allein entscheiden dürfte, sondern, iJh' kkinl;
Körperschaft, und zwnr eine dem· lkl'atisclw
Körperschaft, in der auch einige Mandatar"
sitzen könnten, Wir haben in unsen'lll Landl'
nicht soviel Geld, daß wir es uns leii;ten !,önn­
ten, dieses Geld zu verzetteln. Es ist nieh t nur
notwendig, Arbeit zu beschaffen, sondern es
ist in hohem Maße notwendig. die ~:tr:lß,:,n in
Niederösterreich zielbewußt und Illanmäßig
~-,o inst,illd zu setzen, dilß Sil'lUCl: \',irklich

befahren werden können. (Beifall bei den 80­
zialis ten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt der Herr .....bg. Du b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Die
Stellungnahme zu dieser Gruppe fällt mir be­
sonders leicht, weil selbst ein Redner der Re­
gierungspartei als Oppositionsredner gegen
das Referat aufgetreten ist, wodurch klar
zum Ausdruck gebracht wurde -- Herr Lan­
deshauptmann Kargl hat das selbst festge­
stellt---, wie schlecht der Zustand der
Straßen, der Brücken, der Wasserbauten und
der Güterwege in Niederösterreich ist. Nicht
umsonst ist die Bezeichnung "Rollbalken­
straßen" für die niederösterreichischen
Straßen zu einem Begriff geworden. Dieser
Begriff zeigt, daß bis jetzt nicht aus schlech­
tem "Villcn, sondern aus anderen Umständen
heraus nicht all das geschehen ist, was not­
wendig gewesen wäre, um Straßen zu bauen
und sie so instand zu setzen, daß sie auch
dem Verkehr gewachsen sind.

Die Gruppe Bau-, Wohnungs- und Sied­
lungswesen ist die umfangreichste Gruppe des
Budgets. Sie umfaßt ein Viertel aller Aus­
gaben, die im Budget vorgesehen sind. Darin

I liegt schon ihre Bedeutung. Die besondere Be­
deutung ergibt sich aber noch dadurch, daß
es gerade diese Gruppe ist, die wie keine
andere Gruppe für die Arbeitsbeschaffung in
Frage kommt.

Wir müssen feststellen, daß diese Gruppe
Streichungen und Kürzungen ihrer Ansätze
bzw. Überführungen vom ordentlichen in das
außerordentliche Budget in einem Ausmaß
erfahre'n hat, wie es bei keiner nnderen
Gruppe der Fall ist. Damit, meme Damen und
Herren, wird nuch in dieser Gruppe des
Budgets zum Ausdruck gebracht, daß das vor­
liegende Budget nicht ein Budget der Arbeits­
beschaffung, sondern ein Budget der Arbeits­
einschränkungen ist. Man kann bei einer Be­
deckung des außerordentlichen Budgets von
rund 15 Prozent kaum erwarten, daß die dort
aufscheinenden Ausgabenansätze für die
Durchführung von Arbeiten voll beansprucht
werden können. Diese ganze Verschlechterung
der Ansätze der Gruppe 6 zeigt, wie sehr die­
ses Budget eine Arbeitseinschränkung zur
Folge haben wird.

\Ver erinnert sich nicht noch Ihrer großen
Worte und Ihrer großen Versprechungen an­
läßlich der Wahlen über den Bau der soge­
nannten Autobahn? Jetzt ist es diesbezüglich

I schon wieder sehr ruhig geworden. Ich glaube,
das ist auch gut so, denn ich bin der Mei­
nung, daß man eine Autobahn erst bauen
kahn und Sl)l!. erstens wenn alle anderen
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Straßen in Ordnung gebracht sind, und zwei­
tens wenn man genügend Mittel für den Bau
einer Autobahn hat. Es gibt allerdings Fach­
leute, die heute schon in der Frage der Er­
richtung von Autobahnen gegenteiliger An­
sicht sind, indem man sie gar nicht für zweck­
mäßig hält, vor allem nicht für den zivilen
Verkehr. Man hat vielmehr schon mehrfach
die Auffassung gehört, daß die Autobahnen
sogar eine Gefährdung des zivilen Verkehrs
mit sich bringen. Man soll aber ruhig Auto­
bahnen bauen, wenn alle übrigen Straßen in
Ordnung gebracht sind und wenn sie wirk­
lich von den Fahrzeugen ohne Gefahr benützt
werden können. Wir sehen aber, daß in
Niederösterreich die Verhältmsse noch lange
nicht so weit sind.

Wenn wir das heurige Budget anschauen,
dann müssen wir feststellen, daß allein im
ordentlichen Budget um 4,5 Millionen Schil­
ling weniger als im vergangenen Jahr für die
Straßenerhaltung eingesetzt sind. Während
man im vergangenen Jahr noch 1000 Schilling
pro km für die Instandhaltung - da ist alles
inbegriffen -- der Landes- und Bezirksstraßen
ausgeworfen hat - 3000 Schilling hätte man
gebraucht, um nur das Notwendigste durch­
zuführen -, sind es heuer nur noch 800 Schil­
ling. Der Zustand der Straßen, der zur Be­
zeichnung "RollbaIkenstraßen" geführt hat,
wird also weiterhin verschlechtert. Wie man
die Straßen dann bezeichnen wird, das weiß
ich noch nicht. Von seiten des Bundes wur­
den zwar eine Reihe von Zusagen gemacht,
für die Instandhaltung und für den Ausbau
der Straßen Kostenbeiträge zu geben. Diese
Zusagen wurden aber nicht oder nur teilweise
eingehalten, so daß das Land aus eigenem
die Mittel zuschießen mußte, die es vom Bund
erhalten sollte.

Auf dem Gebiet des Straßenwesens begrüI~e

ich durchaus den Antrag der niederöster­
reichischen Abgeordneten der ÖVP im Parla­
ment, daß weitere 1500 Kilometer Landes­
straßen (Ruf bei der öVP: 1600!) vom Bund
übernommen werden sollen. Ich werde auch
immer wieder zu diesem Antrag stehen, weil
er einer Notwendigkeit entspricht. Denn ge­
rade Niederösterreich, durch dessen Gebiet
die Zufahrtstraßen zur Bundeshauptstadt
gehen, hat vom gesamten Straßennetz pro­
zentuell den geringsten Anteil an Bundes­
straßen. Ohne Zweifel müssen von seiten der
Landesregierung und von seiten des Land­
tages alle Bestrebungen unterstützt werden,
die dahin gehen, daß in Niederösterreich
wenigstens annähernd jenes Verhältnis her­
gestellt wird, das besonders in den westlichen
Bundesländern besteht. "Hier liegt die Mög-

----,----,-------

lichkeit, das niederösterreichische Straßen­
netz ganz wesentlich zu verbessern.

Ich habe schon bei Behandlung der
Gruppe 0 darauf hingewiesen, daß es ein­
fach unverständIich ist, daß es Straßen in
Niederösterreich gibt, die bereits vom Bund
übernommen wurden, die aber durchaus
noch nicht in einem solch~n Zustand sind,
daß man sie als fahrbar bezeichnen kann.
Es wird da immer angeführt, daß die Mittel
nicht ausreichen. Auf der anderen Seite aber
tauscht man zum Beispiel auf der Linzer
Bundesstraße die runden Randsteine in
eckige aus, um, wlie man sagt, übel1all eckige
Randsteine zu haben. Ja, wenn einmal alle
Straßen in Ordnung sind, dann kmnn man auch
die Randsteine vereinheitlichen. Aber zuerst
muß man die Fiahrbahnen in Niederösterreich
in einen Zustand versetzen, der wirklich dem
entspricht, was man von einer Straße erwarten
kann.

We,r den Zustand der Brücken und des
Brückenbaues in Niederösterreich kennt, der
weiß, wieviel Möglichkeiten es auf diesem Ge­
biet zur Schaffung von Arbeit gibt. Der erste
"Oppüsitionsredner", Kollege Tesar, hat ja
schon auf die Brücke in Scheibmühl hinge­
wiesen. Ja, solche Brücken gibt es eine ganz
große Anzahl in Niederösterreich. Wenn wir
uns vor Augen halten, daß von den
4580 Brücken im Zuge der Landesstraßen
rund 570 zerstört wurden und von den
830 Bundesbrücken 110, so daß insgesamt
680 Brücken aufzubauen wären, so sieht man,
welch große Möglichkeiten der Arbeits­
beschaffung bei der Verbesserung der Ver­
kehrsverhältnisse und des Verkehrs über­
haupt vorhanden sind. Aber wir sehen, daß
zur Zeit erst 337 LandesbrüCiken wiederher­
gestellt sind und rund 240 Brücken im Zuge
der Landesstraßen noch auf.gehaut werden
müssen.

Auch bei den Bundesbrücken gibt es immer
noch 21 Provisorien. Auch diese Provisorien
müssen gänzlich erneuert wel'den, damit der
Verkehr die entsprechende SiCherheit erlangt,
aber erst die Hälfte der Brücken ist auf­
gebaut.

Ganz traurig schaut es in der Frage der·
Güterwege aus. Kollege Te8'ar hat schon das
Wesentliche über die Bedeutung dieser Güter­
wege gesagt, er hat nur vergessen hinzuzu­
fügen, daß die Güterwelgbauten praktisch
zum größten Teil eingestellt wurden und daß
im ordentlichen Budget um 3 Millionen Schil­
ling weniger e1ingesetzt sind als im vergan­
genen Jahre. Man hat zwar ins außerordent­
liche Budget um 2 Millionen Schilling mehr
hineingenommen, aber da tritt schon eine
Kürzung von .einer Million Schilling auf
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und diese eine Million Schilling hängt auch
noch wegen der fünfzehnprozentigen Be­
deckung ziemlich in der Luft, so daß es
fraglich ist, ob sie überhaupt zur Verwendung
kommt. Große Teile der zur Verfügung
stehenden Mittel mußten bereits dazu ver­
wendet werden, um Arbeiten zu finanzieren,
die im sogenannten Wi'llternotstandsprogramm
enthalten waren und für die der Bund bereits
fixe Zuweisungen zugesagt, die er aber
dann nicht eingehalten hat. Um die bereits
begonnenen Güterwegbauten auch nur fort­
setzen zu können, wäre es notwendig, daß
die im außerordentlichen Budget vorgesehe­
nen Mittel dafür sofort flüsls:ig gemacht wer­
den, weH sonst die Einstellung von verschie­
denen Baustellen der Güterwege erfolgen
müßte. Es ist daher gar nicht möglich, neue
Projekte in Angriff zu nehmen, obwohl mehr
als 180 diesbezügliche Ansuchen vorliegen.
Wenn für die Güterwegbauten keine neuen
Mittel zur Verfügung gestellt werden, können
die Arbeiten im bisherigen Umfang nur bis
September weitergeführt werden, also gerade
wieder bis zum Be,ginn der schlechten Jahres­
zeit, bis zum Einsetzen der saisonbedingten
Arbeitslosligkeit. Es würden also auch die Ar­
beiter, die bei den Güterwegbauten beschäftigt
sind, arbeitslos werden.

Ich glaube, daß aus aUdem ersichtlich ist,
daß die Frage der Arbeitsbeschaffung voll­
kommen unberücksichtligt geblieben ist und
daß gegenüber dem Vorjahr, wie es auch diese
Gruppe zum Ausdruck bringt, eine entschei­
dende Verschlechterung in der Frage der Ar­
beib~beschaffung eingetreten ist.

Ganz gleich liegen die Verhältnisse auf
dem Gebiet der Wasserbauten. Es gibt kein
Jahr, 'in dem wir nicht von Überschwem­
mungskatastrophen hören. Besonders arg
war es in den Jahren 1949 und 1951. Wir er­
innern uns, daß damals Mittel zugesagt wur­
den, die vom Land und vom Bund zur Ver­
fügung zu stellen waren. Wir erinnern uns
aber auch, daß die Betroffenen jahrelang
warten mußten, bis diese Mittel flüssig ge­
macht wurden. Aber gerade Wasserbauten
sind besonders arbeitsintensiv, so daß in
einem Arbeitsbeschaffungsprogramm der
Wasserbau eine besondere Berücksichtigung
finden müßte. Die Kürzungen der für Wasser­
bauten vorgesehenen Beiträge im ordent­
lichen und im außerordentlichen Budget be­
tragen nicht weniger als 1,5 Millionen Schil­
Nng, das sind mehr als 13 Prozent der dafür
eingesetzten Summen. Wenn wir uns dabei
an die Ausführungen des zuständigen Refe­
renten für Wasserbauten im Finanzausschuß
erinnern, nach welchem die Mittel für
Wasserba.uten auch '~la.zu verwendet werden

mußten, um sozus,agen die von seiten der
Bundesregierung nicht gehaltenen Verspre­
chungen zu finanzieren, so daß von den
im Winter beschäftigten Arbeitern nur die
Hälfte, nämlich 650, weiterbeschäftigt wer­
den konnten, weil die Mittel nicht ausreich­
ten, so haben wir eine neuerliche Bestätigung
dafür, daß dieses Budget keineswegs als ein
Budget der Arbeitsbeschaffung bezeichnet
werden kann.

Selbst bei den bescheidenen, vom Land zur
Verfügung gestellten Mitteln müssen wir die
Feststellung machen, daß der Bund seine
Beiträge nicht in der gleichen Höhe geleistet
hat, sondern daß im vergangenen Jahr die
im Bundesbudget vorgesehenen Mittel zwei­
mal um je 10 Prozent gekürzt wurden, wa;s
auch seine Auswirkungen auf die Beiträge
für das Land Niederösterreich zur Folge
hatte. Wir haben die Tatsache zu verzeich­
nen, daß in Gebieten mit einer so großen
Arbeitsllosigkeit, wie zum Beispiel in Wiener
Neust3!dt, die Regulierung:s!arbeiten an der
Piesting eingestellt wurden. Es ist für die
Arbeitslosen einfach unverständlich, daß
diese Regulierung, die so notwendig wäre,
nicht fortgesetzt wurde, sondern zur Ein­
stellung gelangte. So liegen die Dinge in
einem Teil des Landes Niederö,sterreich.

Auch eine andere Frage ist für Nieder­
österreich - ich komme beim Wohnungs­
wesen noch darauf zurück - von besonderer
Bedeutung, nämEch die Kürzungen der
Kosten für die Wasserversorgungen und
Ka:naHsierungen. Wenn wir uns auf Grund
der Erhebungen des statistischen Zentral­
amtes die Zahlen anschauen, müssen wir
feststellen - allerdings spielt auch hier die
große Z'ahl kleiner Gemeinden eine bestimmte
Rolle --, daß Niederösterreich ohne das Bur­
genland, das noch schlechter daran ist, an
zweitletzter Stelle in der Versorgung mit
Trinkwasser steht. Nur 29 Prozent der
Wohnhäuser Niederösterreichs verfügen über
eine Wasserleitung. Man darf sich daher auch
nicht wundern, daß rund 50 Prozent der im
ganzen Bundesgebiet auftretenden Magen­
und Darmkranikheiten in Niederösterreich
festgestellt wurden. Nun haben wir heute vor
Beginn der Sitzung einen Antrag über den
Wasserleitungsverband Teesdorf behandelt.
Der Landtag hat den Beschluß gefaßt, daß
dieser Wasserleitungsverband geschaffen wer-

I den soll. Kurze Zeit darauf hat der Obmann
des Wirtschaftsausschusses, der Abg. Tesar,
auf Grund einer Feststellung des Abg. Pospi·
schil in diesem Ausschuß bestätigt, daß die
Arbeiten für den Bau dieser Wasserleitung
bereits eingestellt sind. Wir beschließen also
die Schaffung des Wasserleitungsrverbandes
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und schreiben vielleicht noch dazu, daß das
arbeitsibeschaffend ist, in Wirklichkeit sind
aber die Arbeiten für diesen Wasserleitungs­
verband schon längst zur Einstellung ge­
kommen.

Eine Frage, die im ordentlichen Budget
überhaupt nicht berücksichtigt ist, ist jene
des Wohnungsrwesens. Sie ist nicht zum
erstenmal, sondern schon seit Jahren vom
ordentlichen Budget ins außerordentliche
Budget überwiesen. Das Wohnungs,wesen ist
ein besonders trauriges Kapitel in Nieder­
österreich, was unter anderem - aber nur
zum Teil - mit den großen Kriegsschäden
in Niederösterreich zusammenhängt, in der
Hauptsache aber auf die besondere Benach­
teiligung Niederösterreichs auf dem Gebiet
des Wohnungsbaues zurückzuführen ist.

Von den Rednern beider Fraktionen ist
schon zu wiederholten Malen festgestellt
worden, daß der Schlüssel für die Aufteilung
der Mittel, sowohl des Wohnhauswiederauf­
fonds als auch des Bundes-Wohn. und Sied­
lungsfonds - also be'ider Fonds -, nicht den
Verhältnissen Niederösterreichs entspricht.
Selbst der Präsident des Landtages, Abge­
ordneter Sassmann, mußte im Herbst des ver­
gangenen Jahres feststellen, daß in Nieder­
österreich mindestens 55.000 Wohnungen
fehlen. Das ist eine große Zahl. Die Errich­
tung dieser Wohnungen wird für Nieder­
österreich ein schweres Problem darstellen.

Wenn wir uns die Verhältnisse bei den
Wohnungsämtern in den Gemeinden ansehen,
dann können wir feststellen, daß sich die
Menschen, die eine Wohnung brauchen,
meistens nicht mehr bei den Ämtern an­
melden, weil es für sie vielfach ganz aus­
sichtslos ist, zu einer Wohnung zu kommen.

Der Wohnungsbau ist für die Gemeinden
von entscheidender Bedeutung, ja er stellt
eine entscheidende Aufgabe der Gemeinden
dar. Aber wenn man den Gemeinden jahre­
lang durch die Notopferpolitik die ent­
sprechenden Mittel entzieht, die sie in die
Lage versetzen würden, ihren Verpflichtun­
gen nachzukommen, dann sind sie eben nicht
in der Lage, auch nur den bescheidensten
Anforderungen auf diesem Gebiet gerecht zu
werden.

Wenn man die WohnverhäItnisse in
Niederösterreich betrachtet, dann muß man
feststellen. daß 160.720 Wohnungen - das
sind 41 Prozent der niederösterreichischen
Wohnungen - nur aus einem Kabinett oder
einem Zimmer bestehen. Oftmals ist nicht
einmal eine Küche dabei. Aber in 18,2 Pro­
zent der Fälle sehen wir, daß zwei und mehr
Pers-onen ---inder Statistik ausgewiesen bis

zu zehn Personen - eine sogenannte Wohn­
einheit, das ist ein Wohnraum von 15 Qua­
dratmetern, bewohnen müssen. Also mehr
als ein Achtel der Wohnungen sind so­
genannte Elendswohnungen. Das sind die
Brutstätten der Tuberkulose! Wenn man die
Tuberkulose beseitigen will, müßte ihre Be­
kämpfung gerade von der Seite des Woh­
nungs<baues in Angriff genommen werden.

Ähnlich wie die Fra>ge der Wasserleitungen
liegt auch die Frage der Kanalisation. Ich
möchte nur darauf hinweisen, weil im Aus­
schuß behauptet worden ist, daß die Woh­
nungsnot auch auf den höheren Wohn­
standard zurückzuführen sei. Nun, die Stati­
stik spricht hier eine andere Sprache. Wir
müssen erkennen, daß in einer Situation, in
der, wie der Herr Präsident Sassmann selbst
feststellte, 55.000 Wohnungen notwendig
sind, eine bestimmte Bewirtschaftung des
ganzen Wohnungs,wes-ens einsetzen müßte.
Gerade auf diesem Gebiet gibt es aber in
Niederösterreich ganz entscheidende Schwä­
chen, und zwar deshalb, weil sich der Herr
Landeshauptmann bisher geweigert hat, die
seinerzeitige Außerkraftsetzung der §§ 7
und 8 des Wohnunganforderungsgesetzes, die
zwar keine Lösung des Wohnungsproblems,
aber doch eine Erleichterung bringen würde,
aufzuheben. Ich glaube, daß es angesichts
der Übervölkerung der einzelnen Wohn­
räume und der 55.000 Menschen, die auf eine
Wohnung warten, vom menschlichen Stand­
punkt aus notwendig wäre - und nur der
hat hier zu gelten -, die Geltung dieser
Paragraphen wieder in Kraft zu setzen.

Ich erlaube mir daher, an den Hohen Land­
tag den Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Herr Landeshauptmann wird aufge­

fordert, von seinem Recht Gebrauch zu
machen und die §§ 7 und 8 des Wohnungs­
anforderungsgesetzes mittels Verordnung in
Kraft zu setzen."

Wir wissen, daß dieses Wohnungsanforde­
rungsgesetz noch im heurigen Jahr seine
Gültigkeit verliert und daß, wenn nicht
rechtzeitig entscheidende gesetzgeberische
M3ßnahmen getroffen werden, sich die Wohn­
verhältnisse gerade der arbeitenden Bevölke­
rung noch mehr verschlechtern werden. Ich
glaube daher, daß es auch notwendig ist, daß
der Hohe Landtag an die Bundesregierung
herantritt, um anges,ichts der Wohnungsnot
in Niederösterreich die Verlängerung des
WohnungsanfoI'derungsgesetzes zu verlangen.

Ich erlaube mir hierzu gleichsfalls einen
Antrag zu stellen. Er lautet (liest):
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Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Landtag von Niederösterreich appel­

Hert an die Bundesregierung und an das Par­
lament, die Geltungsdauer des Wohnungs­
anforderungsgesetzes auf unbestimmte Zeit
zu verlängern."

Auf unbestimmte Zeit deswegen, weil ein
genügend langer Zeitraum gebraucht wird,
um die drängendsten Fälle der Wohnungsnot
und des Wohnungselends zu beseitigen.
Wenn in Niederösterreich 2726 Häuser total
zerstört und 5748 teilweise zerstört wurden
und weitere 20.000 Kleinschäden aufzuweisen
sind, so kann sich jeder ausmalen, welchen
Ausfall an Wohnungen dies mit skh bringt.
Der Ausfall wird mit 14.300 Wohnungen an­
gegeben, so daß auf je 87 Wohnungen in
Niederösterreich bereits eine kriegszerstörte
Wohnung entfällt. Hier spielt die Frage des
Wohnhauswiederaufbaugesetzes eine beson­
dere Rolle. Es wurde zu wiederholten Malen
festgestellt, daß man Niederösterreich bei
der Festsetzung des Schlüssels für die Auf­
teilung der Mittel schwerst benachteiligt hat.
Statt 25 Prozent, auf die Niederösterreich auf
Grund der Kriegsschäden, wie in einer Kon­
ferenz der Landesbaudirektoren im Jahre
1946 festgestellt wurde, Anspruch hätte, hat
man nur 9 Prozent zur Verfügung gestellt.
Diese 9 Prozent reichen bei weitem nicht aus,
um die dI1ingendsten Fälle berückiS'ichtigen zu
können. Wir haben heute die Tatsache, daß
es Bundesländer gibt, die bei weitem nicht
die Zerstörungen aufzuweisen hatten wie Nie­
derästerreich, und die heutet schon alle
Kriegsschäden beseitigt haben, ja, die dazu
übergegangen sind, die Mittel aus dem Wohn­
hauswiederaufbaufonds zum Aufbau zer­
störter Kleinhäuser zu verwenden, die also
mit Hilfe dieses Fonds neue Wohngebäude
schaffen. Das geschieht auf dem Umweg, daß
man ein zerstörtes Kleinhaus in ein großes
Wohnhaus umbaut und sich die Gelder hierzu
vom Wohnhauswiederaufbaufonds holt und
sie auch erhält.

In Niederösterreich ist es so, daß ange­
sichts dieses Aufteilungsschlüssels und der
Aussichtslosigkeit, etwas zu erhalten, hz,w.
der Bedingungen, die daran geknüpft sind,
bei weitem nicht alle Schäden angemeldet
wurden, um Hilfsmittel zu erhalten. Trotz­
dem nichtalIe Schäden erfaßt wurden, sehen
wir, daß erst die Hälfte der Ansuchen zur
Erledigung gekommen ist. Hier ist gleich­
falls eine Möglichkeit - die finanzielle Be­
deckung hierzu ist ja vOl'handen -, die
Arbe-itslosig'keit durch die Herstellung' der
Gerechtigkeit bei der Vertell11ng der Mittel
aus dem Wohnhaus-Wieder::mfbal1fnnds wirk­
sam zu bekämpfen. Das Land Niederöstcr-

--~------_._._-----_._-------

reIch braucht nur den Kampf um die ge­
rechte AufteiIung führen und auch darum,
daß die Versäumnisse der letzten Jahre auf­
geholt werden. Vor allem die Kollegen von
den anderen Fraktionen haben da die Mög­
lichkeit, zu zeigen, wie sie sich für die nie­
derösterl'eichischen Interessen einsetzen. S'ie
brauchen nur bei ihren Fraktionskollegen im
Parlament, in der Regierung das ent­
sprechende Verständnis für die Gerechtigkeit
dieser Sache zugunsten Niederösterreichs her­
vorrufen, und dann haben wir einen ent­
scheidenden Beitrag zur Arbeitsbeschaffung
geleistet.

Um diese Möglichkeit zu schaffen, erlaube
ich mir, einen Antrag an den Hohen Land­
tag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Um die weitere Benachteiligung Nieder­
österreichs auf dem Gebiet des Wohnungs­
baues zu verhindern, wird die Landesregie­
rung aufgefol'dert, unverzüglich Schritte zu
unternehmen, damit die Verteilung der Mittel
aus dem Wohnhauswiederaüfbaufonds ent­
sprechend den Kriegsschäden in Niederöster­
reich und die Verteilung der Mittel aus
dem Bundes-,Wohn- und Siedlungsfonds ent­
sprechend der Bevölkerungszahl geregelt
wird."

Wir haben in Niederösterreich seit einiger
Zeit auch eine sogenannte Wohnbauförde­
rung. Diese wird in verschiedener Art und
Weise vorgenommen, wobei man auch hier
die Einstellung v8rtreten kann, alles, was
dem Wohnhausbau dient, soU unterstützt
werden. Aber ich möchte noch einmal unter­
streichen, daß zum Unterschied von der Er­
haltung der Spitäler, die nicht eine Aufgabe
der Gemeinden ist, der Bau von Wohnungen
in erster Linie Gemeindesache ist. Man muß
daher bei der Vertellung der zur Verfügung
stehenden Mittel in besonderer Art und
Weise die Gemeinden berücksichtigen, damit
diese ihren Verpflichtungen nac-hkommen
können.

Natürlich ist auch die Förderung von
Siedlungs1bauten zu begrüßen und zu unter­
stützen. Wir wissen, daß für diesen Zweck
einiges Geld zur Verfügung gestellt wurde.
Ich habe aber schon einige Male bezweifelt,
ob die auf die bisherige Art und Weise er­
folgte Aufteilung der Mittel wirklich gerecht
ist und ob dadurch eine wirkliche Linderung
der Wohnungsnot in Niederösterreich ein­
tritt. Es hat sich nämlich, obwohl es sich
um Steuergelder handelt, die zur Vergebung
gelangen, die Praxis eingebürgert, daß sich
der Kreditwerber vorerst an eine Partei wen­
den mt1!3.Gemerint ist nat~rlich .eine' Reg!e~
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rungspartei. Das erfährt jeder Antrag,stellcr
bereits bei dem betreffenden Beamten, daß
er sich zuerst an eine Partei wenden muß,
wenn er i1herhaupt Aussicht haben will,
einen Kredit zu erhalten. Ich glaube, daß die
Vergebung dieser Mittel aus Steuergeldern
in der Form nicht weitergeführt werden
kann, weil es Mittel sind, die die Allgemein­
heit aufbringt. Sie dürfen daher nicht nach
parteipolitischen Grundsätzen zur Ver­
gebung gelangen, sondern sie müssen aus­
schließlich nach der Notwendigkeit und nach
der Bedürftigkeit zur Vergebung gelangen.
Um für die Zukunft zu sichern, daß diese
Beträge auch gerecht verteilt werden, er­
laube ich mir folgenden Antrag zu stellen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Um die Verteilung der Mittel, die das

Land für die Wohnbauförderung zur Ver­
fügung stellt, nach sachlichen Gesichtspunk­
ten zusichern, ist diese durch einen Aus­
schuß vorzunehmen, in dem alle Parteien des
Landtages vertreten slind."

Hier können die Mittel - ich habe schon
darauf hingewiesen und wir haben dafür auch
Beispiele - in wirklicher Zusammenarbeit
gerecht aufgeteilt und den vorhandenen
Möglichkeiten alligepaßt wevden. Die Be­
völ:kerung hat dazu eine ganz andere Ein­
stellung als zu den verschiedenen anderen,
von der Landesregierung geschaffenen Fonds,
deren Mittel rein proporzmäßig, besser ge­
sagt, koalitionsmäßi,g zur Verteilung ge­
langen. Es ist mit ein Grundsatz der Demo­
kratie, daß Steuermittel nicht nach poli­
tischen Grundsätzen, sondern den Bedürf­
nissen der Bevölkerung entsprechend verteilt
wevden.

Wir sehen, daß es eine Reihe von Möglich­
keiten gibt, und zwar im Straßenbau durch
die Übernahme von Landesstraßen durch den
Bund, im Wohnungsbau durch die Bereit­
stellung entsprechender Mittel, im Güterweg­
bau und im Wasserbau durch die Herein­
holung der Außenstände des Landes beim
Bund, die Gruppe 6zu dem zu machen, als
was man seitens der öVP das Budget be­
zeichnet hat, nämlich zu einer Gruppe der
Arbeitsbesch3ffung. Dadurch werden nicht
nur die Al'beits1losen, die heute draußen auf
Arbeit warten. sondern. auch das Gerwerbe
Beschäftigung finden.

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Müll ne r.

Abg. Franz MüLLNER: Hoher Landtag!
Ein umfangreiches, interessantes wie auch
vielgestaltiges Kapitel des Voranschlages ist
alljährlich die Gruppe 6, Bau-, Wohnungs-

und Siedlungswesen. Für uns draußen, auf
dem flachen Lande oder im Gebirge, das ist
ganz gleich, ist diese Gruppe von weit­
tvagendster Bedeutung, enthält sie doch den
Straßenbau, den Güterwegbau, die Fluß- und
Wildbachregulierungen.

Ich greife gleich den Straßenbau heraus,
a;ber mcht, um den Herrn Landeshauptmann­
stellvertreter Kargl oder sein Referat anzu­
greifen, sondern deshalb, weil wir wissen, daß
die Verhältnisse draußen oft sehr im argen
liegen. Es ist dies wohl in erster Linie eine
Folge der starken Inanspruchnahme der
Straßen in den Kviegsjahren und auch in den
Nachkrielgsjahren. Diese' Umstände erfordern
es, daß alle verfügbaren Geldmittel noch und
noch für den Ausbau des Straßenwesens
konzentriert werden.

Wenn wir so durch das Land fahren, sehen
wir, daß auf dem Gebiet des Straßenbaues in
den letzten Jahren sicher schon sehr, sehr
viel geschehen ist, viel mehr aber noch auf­
zuholen ist.

Ich danke dem Herrn Landeshauptmann­
stellvertreter Kargl und auch Herrn Bau­
direktor Wudy, daß sie sich in den letzten
zwei Jahren auch meines Bezivkes Mank er­
innert haben, der zugegehenermaßen zu den
schlecht.esten Bezd.rken auf dem Gebiet des
Straßenwesens zählt. Ich danke also, daß
man sich nun in jüngster Verg!lJugenheit
dieses Bezirkes erinnert hat. Dieses Eis ist
ja sicher nunmehr gebrochen. Dankbar er­
innern wir uns der vorjährigen Avbeiten im
Bezirk Mank. Wir hoffen auch, daß die Vor­
bereitungsarbeiten, die ja schon im Gange
sind, nunmehr in kürzester Zeit ihre Fort­
setzung finden; nur möchte ich bitten, das
Baulos etwas weiter abzustecken und nicht
so zu kaI1gen wie bisher, sonst wird der Aus­
bau des geplanten Straßenzuges Ober-Grafen­
dorf-Kilb--Mank-St. Leonhard-Zelking­
Reichsstraße noch Jahre auf seine Vollendung
warten lassen. (Landeshauptmannstellver­
treter Kargl: Der Fünf.jahresplan! - Abge­
ordneter Dubovsky : Wenn Sie wenigstens
einen solchen Plan hätten!) ,

Wollen wir hoffen, daß sofort nach der Be­
endigung der Budgetdebatte b~w. der Ge­
nehmigung des Landesvoranschlages für das
Jahr 1953 die am grünen Tisch sicherlich
schon vorbereiteten Bauaufträge raschest in
dlie einzelnen Bezirke hinausgehen und mit
den produktiven Arbeiten begonnen werden
kann. Neben den Wirtscha,fttreibenden und
neben den Bauern wird es Ihnen, Hohes Haus,
gerade unsere brave Arbeiterschaft herzlich
daqken. wenn sie nach der langen, von der
Großzahl dieser Leute s,icherlich ungewollten
Arbeitslosigkedt wiederum in den Prozeß
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wirklich ersprießlicher Arbeit eingebaut wer­
den kann.

Erwähnen möchte ich in diesem Zu­
sammenhang - wie mein Kollege Tesar und
auch der Abg. Dubovsky es getan haben ­
noch die vielen noch ausständigen Güterweg­
projekte. Ich erwähne nur die mir in meinem
Bezirk besonders naheliegenden, und zwar
die Güterwege Plankenstein-Plambacheck.
Nach diesen geht ein berechtigter Schrei
unserer Bergbauern, die bestrimmt auch ein
Recht darauf besitzen, an den Verkehr der
Mitwelt angeschlossen zu werden.

Ich habe aber noch ein drittes Schmerzens­
oder Sorgenkind in diesem Jahr in meinem
Bezirk, und das ist die Melkflußregulierung.
Seit 22 Jahren besteht der Melkflußkon­
kurrenzausschuß, begründet schon unter un­
serem verdienten Baudirektor Hofrat Inge­
nieur Geißler, bestimmt ein klangvoller
Name hier in diesem Haus!

An dieser Melkflußkonkurrenz hängen
16 Gemeinden, die jedes Jahr mindestens eine
halbe Million Schilling - oft unter den
schwersten Opfern - zu diesen Flußregu­
lierungsarbeiten beizusteuern hahen. Vom
Unterlauf der Melk beginnend, sind die Arbei­
ten bis jetzt erst in drei Gemeinden fertig­
gesteHt, 13 Gemeinden warten noch darauf.
Ich weiß um das große Bemühen unseres ver­
ehrten Herrn Hofrates Schima und des
Herrn Oberbaurates Pohl, diesem Sorgenkind
nach allen Seiten hin Hilfe angedeihen zu
lassen. Aber mit diesen wenigen MItteln, wie
wir sie in der letzten Zeit zugesprochen er­
halten haben, kommen wir nicht weiter vom
Fleck. Ich kann Sie versichern, Hohes Haus,
daß die bisher geleistete Arbeit in diesem
kleinen Tal drinnen ein Schmuckstück dar­
stellt. Wenn wir die weiteren Re1gulierungs­
arbeiten, sagen wir die Vollendung dieses
Bauloses - Teilstrecke 2 ist srie benannt -,
heuer nicht abschließen können, ist der bis­
her erreichte Bauzustand durch ein even­
tuelles Hochwasser restlos vernichtet, weit
über 1000 Joch an bestem landwirtschaft­
lichem Grund und Boden stünden auf Tage
und Wochen vermurt und verschlammt wieder
unter Wasser. Millionenbeträge wären unnütz
ausgegeben und über Nacht wieder verloren.
Wir würden im Baufortschritt der Melkfluß­
konkurenz auf J ahr,e zurückgeworfen. Dies
wäre aber bestimmt gleichbedeutend mit der
Auflösung des bestehenden Konkurrenzaus­
schusses, denn die restlichen 13 Gemeinden
würden es nicht verstehen, daß sie weiterhin
ungezä.hlte Jahre ihr unter schwersten
Mühen und oft sn,uer verdientes Geld in eine
noch auf viele Jahre hinaus geplante, aus­
sichtslose Arbeit hineinstecken sollen.

Helfen Sie mit, hier einen eventuellen und
nicht zu verantwortenden Millionenschaden
abzuwehren! Im übrigen wird meine Fraktion
für die Budgetgruppe 6 stimmen. (Beifall bei
der Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Tat z bel'.

Abg. TATZBER: Hoher Landtag! Die
Gruppe 6 schließt auch die Straßenerhaltung
ein. Es hat bereits der Abg. Tesar festge­
stellt, daß infolge finanzieller Schwierig­
keiten das Land Niederösterreich die Straßen
nicht so herrichten und erhalten kann, wlie
wir es gern hätten. Wenn wir davon reden,
müssen wir schon etwas weiter zurückgehen.
Das Jahr 1945 hat uns neben vielen anderen
unliebsamen Dingen auch ein zerstörtes
Straßennetz hinterlassen. Hier fängt das
Übel an. Das Land war natürlich nicht in der
Lage, in allen diesen Jahren die Straßen so
herzurichten, wie es notwendig wäre. Wir
dürfen auch nicht vergessen, daß sich die Be­
nützung der Straßen in den vergangenen
Jahren ganz anders gestaltet hat. Waren die
Fuhrwerke ehedem mit Pferden bespannt, so
sehen wir heute nur mit Motor betriebene
Wagen, die mit viel größerem Gewicht auf
den Straßen laufen, über eine viel größere
Geschwindigkeit verfügen und daher einen
großen Druck auf die Straßenoberfläche aus­
üben. Dadurch wird natürlich der Zustand
mancher Straßen so schlecht. Wir müssen
weiter feststellen, je weiter wir uns von den
wichtigen Verkehrsadern entfernen, desto
schlechter wird das Straßennetz.

Es ist auch die Straßenpflege in der jetzi­
gen Zeit nicht mehr so, wie sie ehedem war.
Wenn wärdie Straßengrä.ben der Bezirks­
und Landstraßen betrachten, müssen wir
feststellen, daß vielfach nichts daran ge­
schieht. Wir wissen ja, daß die Nieder­
schlagswässer doch von der Straße in die
Straßengräben abfließen müssen, und dies ist
nicht möglich, wenn die Straßengräben nicht
in dem Zustand sind, wie er sein soll. Das
Grundwasser gefriert dann und ruiniert die
Straßenoberfläche, so daß die Straßen in
einen schlechten Zustand kommen. Wir müs­
sen daher der Straßenerhaltung die größte
Aufmerksamkeit schenken.

Eine weitere Ursache für den schlechten
Straßenzustand liegt darin,daß vielfach auf
den Bezirks- und Landstraßen die Rasen­
bildung auf dem sogenannten Bankett nicht
entfernt wird, so daß das Wasser nicht ab­
fließen kann. Das kommt daher, daß die
Straßenwärter gleichzeitig auch die Bundes­
straßen zu betreuen haben. Die Straßen­
meister sowie die Straßenwärter, welche auch
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Budgetberatung gesteIlt -, wieder eine
Leithakonkurrenz zu errichten, damit jemand
da ist, der für das ganze Gerinne verant­
wortlich ist.

Ich glaube, die Aufmerksamkeit des zu­
ständigen Referats auf diese Angelegenheit
lenken zu müssen, damit rechtzeitig die not­
wendigen Vorkehrungen getroffen werden und
die Leitha wieder so verwaltet wird, wie es
früher der Fall gewesen ist. (Beifall bei den
Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Weg e l' e r.

Abg. WEGERER: Hohes Haus! In der
Gruppe 6 ist als Beihilfe für Flußregulierun­
gen und Dammherstellungen ein Betrag von
7,5 Millionen Schilling ausgeworfen. Dazu
kommen noch die Beiträge des Bundes und
der Interessenten. Daß mit diesem Betrag
nicht alle notwendigen Regulierungen durch..
geführt werden können, ist selbstverständlich.
Die berechtigten Wünsche der Bewohner
müßten aber beherzigt werden. In meinem
Betreuungsgebiet weist die Piesting ein Ge­
fälle von 6 Promille auf. Landschaftlich be ..
trachtet, ist ja das Piestingtal während des
Sommers sehr schön, wenn die Piesting in
geschlängelter Form das Tal durchfließt. Im
Frühjahr kommt es aber oft vor, daß zwei
kleinere Besitzer mit ihrem Vieh in höher­
gelegene Nachbarhäuser flüchten müss,en, um
nicht zu Schaden zu kommen. Wenn ein
Hochwasser eintritt, kommt es auch vor, daß
weite Gebiete überschwemmt werden, wodurch
die Ackerkrume weggespült wird und die
Wiesen so vermurt werden, daß sie im Mai
und Juni kaum gemäht wel'den können.

Im Jahre 1910 wurde über Antrag des ver­
storbenen Nationalrates Gruber ein Kon­
kurrenzausschuß in Sollenau errichtet, der
die Regulierung und Instandhaltung der
Piesting besovgen sollte. Es wurde ein Hoch­
wassergraben von Steinabrückl bis Sollenau
gezogen. Dieser Graben ist im Jahre 1951
durch ein Hochwasser derart ruiniert worden,
daß er im heurigen Winter instand ,gesetzt
werden mußte.

Mein Vorredner, der Herr Abg. Dubovsky,
hat davon gesprochen, daß die Arbeiten an
der Piesting eingestellt werden. Ich bin
über Auftrag des Herrn Landeshauptmannes
seit dem Jahre 1950 Mitglied des Piesting­
konkurrenzausschusses und vertrete dort die
niederösterreichische Landesregierung. Am
5. Februar dieses Jahres hatten wir eine Kon­
kurrenzausschußsitzung, in der an mich die
Aufforderung ergangen ist, bei den nächsten
Budgetverhandlungen im Landtag darauf
hinzuwirken, daß dieser Konkurrenzausschuß

zu Arbeiten auf den Bundesstraßen heran­
gezogen werden, sind daher auf den ihnen
zugewiesenen Landes- und Bezirksstraßen
nicht anzutreffen. Dadurch kommt es, daß
unsere Bezirks- und Landesstraßen in einem
so schlechten Zustand sind. Ich glaube daher,
daß wir in dieser Beziehung dadurch Wandel
schaffen müssen, daß unsere Straßenmeister
und Straßenwärter nur auf den Straßen­
strecken des Landes eingesetzt wevden, weil
sonst unsere Straßen dem Verfall preis­
gegeben sind.

Weiter möchte ich auf die Leithabrücke zu
sprechen kommen, die unbedingt hergerichtet
werden muß, weil sie seit dem ersten Welt­
krieg immer nur notdürftig instand gesetzt
wurde und jetzt immer mehr dem Verfall
preisgegehen ist. Wir wissen wohl, daß das
Land nicht alles auf einmal leisten kann,
trotzdem muß aber darauf Wert gelegt wer­
den, daß auch diese Brücke wieder so her­
gestellt wivd, wie sie früher war.

Ein besonders Augenmerk müssen wir auch
dem Leithafluß selbst zuwenden. Die Leitha
ist neben der Donau einer der größten Flüsse
Niederösterreichs. Früher hat eine Leitha­
konkurrenz bestanden, die vom Straßenaus­
schuß geführt wurde. In der Zeit des Dritten
Reiches, als die Bezirksstraßenausschüsse
aufgelöst wurden, ist auch die Leitha­
konkurrenz aufgelöst worden, und seither hat
sich niemand um die Arbeiten an der Leitha
gekümmert. Es ist jetzt niemand hier, der
sich um die auftretenden Dammrisse und An­
lagerungen kümmert. Man sagt, das hätten
angeblich die Gemeinden zu besorgen. Ver­
setzen Sie sich aber nur einmal in die Lage
der Gemeinden! Diese ist nicht so, daß sich
die Gemeinden um diese Arbeiten annehmen
könnten. Sie mußten sich ja seinerzeit auch
nicht darum kümmern, weil eben die Leitha­
konkurrenz bestanden hat, und heute ist die
Lage dieser Gemeinden so, daß sie sich nicht
darum kümmern können. Ich mache das
Hohe Haus darauf aufmerksam, daß es, wenn
da nicht eine Änderung eintritt, eines schönen
Tages - Sie kennen das große Einzugsgebiet
der Leitha - zu einer Katastrophe kommen
wird. Die an der Leitha liegenden Gemeinden
werden eines Tages überschwemmt werden,
und zwar nur des,wegen, weil auf den Däm­
men, obwohl es streng veI'boten ist, die
schwersten SandfuhrweI'ke jahraus, jahrein
fahren und dort niemand diesen Unfug ein­
stellt. Ich weiß, wie Dammrisse gefährlich
werden können, und so wird auch an der
Leitha eines Tages die Katastrophe ein­
treten. Ich glaube daher, daß es notwendig
ist - ich habe einen diesbezüglichen Antrag
schon im vergangenen Jahre anläßlich der
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in Zukunft besser dotiert werde als früher.
Wir sind nämlich allein außerstande, die
großen Schäden, die alljährlich durch das
Hochwasser angerichtet werden, zu beseiti­
gen. Herr Oberbaurat Plank von der Wasser­
bauabteilung hat mir gesagt, daß die Pläne
der Piestingregulierung von Gutenstein bis
zur Mündung in die Fischa fertiggesteIlt sind,
nur fehlen zur Durchführung noch die dazu
notwendigen finanziellen Mittel.

Herr Abg. Tatzber hat von der Leitha
gesprochen. Auch bezüglich der Leitha kom­
men die Leute zu mir. In der Gemeinde
Haderswörth sind in der zweiten Maihälfte so
große Hochwasserschäden eingetreten, daß
die Feuerwehren des Bezirkes ausrücken
mußten, um die anliegenden Gründe und
Häuser zu schützen.

Ich erlaube mir, folgenden Resolutions­
antrag zu stellen (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
zur Vermeidung von Hochwasserschäden in
den Ortschaften Sollenau bis Ober-Piesting
die Regulierung des Mittellaufes des Piesting­
gerinnes unverzüglich in Angriff zu nehmen."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.
(!Beifall bei der Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. N i k las.

Abg. NIKLAS! Hoher Landtag! Bei der
Behandlung der Gruppe 6, die ein weites Ge­
biet umfaßt, möchte ich vor allem die
Straßenverhältnisse des Marchfeldes er­
örtern. Abg. Tesar hat bereits über die
Straßenverhältnisse des Voralpenlandes ge­
sprochen und dabei Fremdenverkehrsfragen
ins Kalkül gezogen. Ich möchte mich nun als
Marchfeldbauer, als Flachlandbauer, solida­
risch mit den Gebirgsbauern in eine Front
stellen.

Es geht nicht an, daß man ein so großes
landwirtschaftliches Produktionszentrum, wie
es das Marchfeld ist, immer weiter und im­
mer mehr stiefmütterlich behandelt. Dieses
Marchfeld hat an und für sich unter dem
vergangenen NS-Regime sehr schwere Schä­
den erlitten. Der Rückzug der Hitlerianer und
außerdem der Einzug der sogenannten Be­
freiungsarmee hat durch die große Zahl der
Panzer und schweren Lastkraftwagen, die
unsere Straßen benützten, die Straßen des
Marchfeldes sehr in Anspruch genommen.

Auch im Marchfeld spüren wir die Techni­
sierung und Modernisierung, denn das ist die
Voraussetzung für die Durchführung eIner
Kommassierung. Wir wollen nicht gegen die
Technis,ierung und modernen Methoden Sturm
laufen, wir stellen nur fest, daß die Straßen
durch die Traktoren und die luftbereiften

Wagen sehr in Mitleidenschaft gezogen wer­
den. Die Straßen werden bei uns an und für
sich durch die Zuckerfabrik in Leopoldsdorf
sehr in Anspruch genommen. Die Straßen
leiden sehr durch diese große Belastung, denn
man muß bedenken, daß oft 10- bis
15-Tonnen-Züge über dIe Straßen fahren. Es
wäre daher sicherlich angezeigt, dem Straßen­
bau im Marchfeld mehr Augenmerk zuzu··
wenden.

Trotz des Versprechens der Landesreg,ie­
rung in den letzten Jahren, wegen der star­
ken Beanspruchung der Straßen durch die
Fahrzeuge, die die Rollfähre Deutsch-Alten··
burg-Stopfenreuth benützen, mehr Schotter
auf diese Straßen zu bringen, hat sich im
wesentlichen nichts geändert.

Im großen und ganzen möchte ich es
freudig begrüßen, daß im vorigen Jahr einige
Straßenkilometer im Marchfeld betoniert.
wurden; wir hoffen nur, daß diese Tendenz
anhält und weit.ere St.raßenkilomet.er betoniert.
werden.

Die Gemeinden des Bezirkes Gänserndorf,
die Gemeinden Mannersdorf, Stillfried und
Grub waren bei der Landesregierung vor­
stellig geworden und haben verlangt., daß
die dortigen Straßen nach Möglichkeit staub­
frei gemacht werden, weil die Sicht in dieser
Gegend durch den Staub oft sehr behindert
ist, und zwar deshalb, weil in diesen Dörfern
ein sehr regel' St.raßenverkehr zu verzeichnen
ist und die Straßen durch den Verkehr zur
Zuckerfabrik in Dürnkrut. und .zu den Ziegel­
werken in Dürnkrut, Weidendorf und St.ill­
fried, ferner durch die Müllereibetriebe in
dieser Gegend und außerdem durch die
Schichtaut.os der USIA sehr in Anspruch ge­
nommen werden.

Ich erlaube mir daher, einen Resolutions­
antrag an die Landesregierung einzubringen,
der lautet (liest):

Der Hohe Landtag waBe beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

bei der Bundesregierung vorst.ellig zu werden
und dahin zu wirken, daß die Bernstein­
Rl1ndesstraße in ihrem Verlaufe durch die
Ortschaften Mannersdorf an der March.
Stillfried und Grub gleichfaUs im Jahre 1953
noch staubfrei gemacht. wird."

Ich bitte um die Annahme dieses Antrages.
(Beifall bei den Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. E t 1 i n ger.

Abg. ETLINGER: Hohes Haus! Alle Vor­
redner haben bereits auf die Bedeutung der
Gruppe 6 hingewiesen. Diese tritt um so mehr
hervor, wenn wir in Betracht ziehen, daß die
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veranschlagten Ausgaben dieser Gruppe
25 Prozent des ordentlichen Haushalts und
72,4 Prozent des außerordentlichen Haus­
haltsplanes betragen. Die Mittel für die
Gruppe 6 kommen im Lande Niederösterreich
der Arbeitsbeschaffung zu. Wir begrüßen es,
daß dadurch die Arbeitslosigkeit, das grof3e
Problem in unserem Land, das auch schon
wiederholt in diesem Hause aufgezeigt wurde,
vermindert werden kann.

Ich möchte mich einem besonderen Kapitel
dieser Gruppe zuwenden: das ist das Straßen­
wesen. Der Herr Abg. Dubo:VSlky hat heute
versucht, den Anschein zu erwecken, daß auf
dem Gebiet des Straßenwesens im Lande
Niederösterreich überhaupt nichts geschieht.
Er hat das Straßenwesen im Lande Nieder­
österreich als im schlechtesten Zustand be­
stehend hingestellt. Wir wissen schon, daß
die Mittel, die uns auf diesem Gebiet zur
Verfügung stehen, nicht hinreichen, das
außergewöhnlich große Straßennetz im Lande
Niederösterreich so zu gestalten, wie es
heute den modernen wirtschaftlichen An­
forderungen entsprechen würde. Aber trotz­
dem wurden die Mittel, die uns im ordent­
lichen und außerordentlichen Haushalt zur
Verfügung gestanden sind, im Jahre 1952
:voll zur Anwendung gebracht, so daß wir auf
die Erfolge stolz sein können.

Wenn wir wissen, daß im Lande Nieder­
österreich~1874 km Bundesstraßen, 4073 km
Landesstraßen und 7272 km Bezirksstraßen
sind, ;;0 müssen wir feststellen, daß diese
Straßen ganz erhebliche Mittel in Anspruch
nehmen.

Im Jahre 1952 wurden auf den Bundes­
straßen rund 112,8 km ,straßenlänge mit
leichten, mittelschweren und schweren Be­
lägen neu belegt. An den Landesstraßen wur­
den instand gesetzt: Oberflächenüberzüge
57.350 m Länge mit 274.711 m 2

, Asphalt­
decken 127.669 m Länge mit 646.519 m 2

,

Kleinsteinpflaster 13.676 m Länge mit
62.995 m 2 , Betondecken 21.6313 m Länge mit
109.438 m", insgesamt 220.318 m Länge mit
1,093.663 m".

218 straßenbaulose wurden an 59 Firmen
in Niederösterreich :vergeben. Daran wurden
rund 257.550 Tagesschichten gearbeitet.

Wir sehen aus diesen Ziffern und Zahlen,
welche gewaltige Leistung im Lande Nieder­
österreich trotz der belilchränkten Mittel
durchgeführt werden konnte. Wir begrüßen
es und sind auch stolz darauf, daß es doch
den Bestrebungen unseres Landeshaupt­
mannstell:vertreters Kargl ge'lungen ist,
(Ironische Heiterkeit bei den Sozialisten. --­
Landeshauptmannstellvertreter Papp: Der
haut sich ein!), in unserem Niederösterreich

als dem schwerstbetroffenen Land doch so
viele Kilometer Straßenzüge, den modernen
Ansprüchen entsprechend, auszubauen und
herzurichten. (Zwischenrufe bei den Sozia­
listen.) Es ist nicht so, daß wir einen Auf­
trag haben und verpflichtet sind, dem Herrn
Landeshauptmannstellvertreter Kargl unsere
Anerkennung auszudrüc,ken (Erneute Heiter­
keit bei der SPÖ), aber eines müssen wir doch
in die:cem Hause öffentlich feststellen: Das
Land Niederösterreich ist das erste Land, das
eine ganz neue Schneeräumungsmaschine ge­
kauft und dem Bezirk Gaming zur Verfügung
gestellt hat. Dadurch ist es möglich, mit die­
ser Maschine bis nach Lunz, Gösting und
Lackenhof die Schneeräumungsl3I~beitendurch­
zuführen, was schon :vom Standpunkt des
Fremdenverkehrs als eine ganz große Lei­
stung zu betrachten ist. Es ist wirklich zu
bewundern, daß es mit dieser Maschine mög­
lich ist, den gesamten Winter hindurch die
Straßen freizuhalten. Wir konnten als Folge
davon auch :verspüren, daß der Besuch :von
Lunz, Gösting und Lackenhof besonders im
Wintersport stark zugenommen hat. Wir
danken dem Herrn Landeshauptmannstellver­
treter Kargl für diese Leistung. (Beifall bei
der ÖVP.) Wir begrüßen es ganz besonders,
daß er die armen Gebirgsgemeinden und Ge­
birgsbezirke besonders bedacht hat. Dafür
recht herzlichen Dank!

Weil ich aber schon beim Danken bin,
meine Frauen und Herren dieses Hohen
Hauses, so glaube ich, ist es auch unsere
Pflicht, unseren braven und treuen Straßen­
wärtern zu danken. Wir können feststellen,
daß unsere Straßenwärter und Straßenmeister
im vergangenen Winter von 6 Uhr früh bis
8 Uhr abends, wenn es notwendig war, noch
länger, draußen waren, um die Straßen von
den Schneeverwehungen für den Verkehr frei­
zumachen. Dafür gebÜhrt diesen braven
Arbeitern vollste Anerkennung.

Ich möchte jetzt bei diesem Kapitel auch
eine Bitte an das zuständige Referat richten,
denn jeder Abgeordnete hat ja für seinen
Bezirk besondere Wünsche. Wir haben in den
letzten Jahren mit besonderer Genugtuung
feststellen können, daß die Straßenzüge im
Großen und Kleinen Erlauftal, soweit es die
Mittel erlaubten, doch wenigstens in der Ober­
flächenbehandlung hergerichtet werden konn­
ten. Es sind auch für heuer mehrere solche
Oberflächenbehandlungen geplant. Unsere
Bitte geht nun dahin, daß diese Arbeiten
mit Rücksicht auf den Fremdenverkehr im
Großen und Kleinen ErlauH:al zur Durch­
führung kommen.

Nun komme ich ganz kurz zum Kapitel
"Wasserbau". Wir wissen - und das haben
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wir wiederholt und oft in diesem Hohen
Hause gehört ,daß in allen Belangen die
Mittel zu wenig sind und daC, dalF'r lidl
\Vünschen einzelner Gruppen nicht immC'l'
und überall nachgekommen werden IWDn. Wir
wissen, daß in diesem Hohen Hause ,;(!lun
wiederholt auf die eminente Gefah]' an der
Kleinen Erlauf hingewiesen wurde. Dil' Eh< nl'
I~rlauf hat dureh die Unwetterkatastrophen
der letzten Jahrl' an den Ufl'rn ['0 scl1wl'rl'
Schäden erlitten, daß wir heute dort t)l'],(lls
so weit sind, daß übel' 30 Kleinbauern 1\ nd
der Meierhof Ernegg in ihrer Existenz sch\\'f'I'
gefährdet sind. Darüber hinaus lwstehl in
den nächsten Jahren die Gefahr. daß die";l,r
Meierhof eines schönen Tages eiJ1(~ I nsPl oder
vielleicht sogar überschwemmt sein wird. Vom
ständigen Referat haben wir jclzt die Zu­
sicherung bekommen, daß das Projekt für die
'/erbauung der Uferbruchschäden ,lusge­
arbeitet wird, und ich möchte dringend bitLm,
daß alles darangesetzt wird, das Projekt wr
Regulierung des Mittellaufes der Kll'iren
Erlauf, ViO so viele kleilll' Bauern in il1"el'
Existenz bedroht sind, zur Durchführung zu
bringen.

Ich erlaube mir daher. um diesl Fnlgl'
immer wieder in diesem Hohen HausI' aufl,u­
zeigen und das zuständige Referat d:lr:m zu
erinnern. folgenden Rpsolutionsan( I'ag zu
stellen (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
die notwendigen Vorkehrungen zu treffen.
damit in den nächsten Jahren der Am,ball .leG
Uferschutzes im Mittellauf der Kkinen B~r1:lnf

ermöglicht wird."
Ich bitte d8s Hohe Hans um dil' Zustlm·

mung zu diesem Antrag. (Bci.jull hei eier
Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zlll1 Wort
gelangt Herr Abg. B~ c k h art.

Abg. F'-:CKHARDT: Hohes Halls: Obwohl
wir gehört haben, daß dil' Mittel ni 'll'. am>
reichen. um alk Bauten durchzufülln~n, so
muß ich doch auf einige Mängel im Hl'/.irk
Tulln hinweisen. 'Nährend des zweit,'11 \Velt·
krieges sind im Gebiet. JI:loosbierba I m mehr
als 50.000 Bomben gefallen, wodur:b a.!cb
die Mündung des Perschlingkanals u"d dPl'

Uferschutz teilweise aufgc'risseD Wll'''len.
Diese Schäden wären in verhälLuisnüißig
kurzer Zeit mit einem wrhältnismil ß,g ge­
ringen Kost.enaufwand zu beheben. So'>\'ell.1 der
zuständigp Konkurrenzausschuß als ~Ineh da"
zuständige Referat wurden immer wi:'d,'!' auf
dicse Schäden aufmprksam gl'm~~cht. ~llwr

geschehen ist bishcr noch nichts. Ab iP'
Jahre 1951 die niederösterreichisehell NeiJcJl­
gewässer der Donau infolge an[,aUI'l~dc)'

Regengüsse von Stunde zn Stund(' ~'nstil'gen I

und dadurch große Überschwemmungen ver­
ursachtl~n, wun:le das Mündungsgebid des
Perschlingkanals schwer bcschädigt. Das
Hochwasser hob die Betonplatten auf und del
daruntet' liegende Schotter wurde weg­
geschwemmt, Da s unter den Betonplatten
geJegenl~ Erdreich wurde ebenfalls in die
Donau abgeschwemmt. Dämme wurden weg­
gerissen, die Grundpfoiler der 600 Meter süd­
lich da von gelegenen Straßenbrücke wurden
unt.erwaschen, so daß diese Brücke auf das
jußerste gefährdet ist. Seither sind zwei
Jahre vergangen. ohne daß die Schäden be­
hoben wurden. Die Bf'völkerung des nahe­
gelegenen Ortes Schönbühel ist nun in
größter Sorge um illre umliegenden Felder
und Wege. Während an anderen Orten dic
Hochwasserschäden des Jahres 1951 mit Hilft,
von Bund und Land längst b'c'hoben sind,
rührt sich hier nichts, weil angeblich die not­
wendigen Mittel nicht vorhanden sind, Ich
bitte daher den Herrn Landeshauptmann,
dieser Angelegenheit. sein besonderes Augellr
merk zuzuwenden und für die baldige Wieder­
herstellung des Nlündungsgebietes des Persch­
lingkanals um so mehr zu sorgen, als in der
Umgehung von Moosbierbaum Hunderte von
Arbeitslosen. die· früher im Betrieb beschäf­
tigt waren, auf die Durchführung dieser
öffentlichen Arbeiten warten. Sie können es
nicht verstehen, daß eine solche Arbeitsmög­
lichkcit seitens der zuständigen Stelle l,eine
Beachtung findet.

Ein zweites Kapitel, Hohes Haus, ist im
östlichen Tullner Feld der sogenannte König­
stettener Graben oder Hauptgraben, der alle
Gewässer vom Riederbcrg herunter bis an die
östliche Grenze' des unteren Tullner Feldes
aufnimmt.E~r übernimmt alle Niederschlags·
wässer vom Nordrücken des Wienerwaldes,
Dieser Graben wurde in den Jahrcn 1910 bis
1911 instand gesetzt und geräumt und in
seiner Grnndsohle gleichgemacht. Seit 1910
ist aber an diesem Hauptgraben nichts mehr
geschehen. Dieser Hauptgraben war im Mittel­
lauf zwischen den Ortsgemeinden Zeiselmauer.
Königstetten und Tulbing verll1urt, da die
Grabensohle höher gelegen ist als die an­
grenzenden Felde!'. Die Landwirtschaft hat.
durch diesen übl'lstand sehr viele Schäden zu
erleiden, weil die von den Bergen herunter­
gekommenen Niederschlagswässer und das
Regenwasser in diesen Vorfluter nicht ein­
miinden konnten. Es ist wohl clem zustän­
digen Landesamt zu dankeI}, daß im Lauf(·
des heurigen V{inters im Zuge des Notstands­
programmes Zuschüsse von Bund und Land
gewiihrt. wurden, so daß es mit Hilfe der an­
grenzenden Gemeinden möglich war, zu··
minckst das Mittelstück des VorfluU'rs in der
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Länge von drei Kilometer instand zu setzen.
Leider reichen die Mittel nicht aus, um diesen
Graben wieder in seinem ursprünglichen Zu­
stand herstellen zu können.

Anders ist es, Hohes Haus, mit den öst­
lichen Teilen dieses Vorfluters. Dieser Vor ..
fluter untersteht der Donauhochwasserschutz­
konkurrenz zur Betreuung. Wenn ich erklärt
habe, daß der mittlere Teil dieses Vorfluters
nicht in den ursprünglichen Zustand versetzt
werden kann, so ist er doch wenigstens so
weit instand gesetzt worden, daß jene Land­
wirte und Gemeinden, die das Glück haben,
an dieser drei Kilon:J.'eter langen Strecke zu
liegen, jetzt der Sorge, daß Schäden ein­
treten könnten, enthoben sind. Anders ist es
dagegen am unteren Teil dieses Vorfluters.
Dieser Teil ist bis zu 1,7 Meter verschlammt;
bei Niederschlägen, wenn sich auch nur
20 Zentimeter Fluß·wasser in diesen Gräben
befindet, können in diesen Gebieten die
Schleusen nicht mehr geöffnet werden, so daß
auch aus dem unteren Gebiet die Nieder­
schlagswäs:ser nicht abgeleitet werden können,
wodurch sie auf die Felder hinausdringen.

Ich möchte daher an die zuständigen Stellen
die Bitte richten, bei der Donauhochwasser­
schutzkonkurrenz, der auch das Land Nieder..
österreich angehört - es gehören ihr auch
das Land Wien und die Gemeinde Wien sowie
der Bund an, und das Land Niederösterreich
dotiert diese Konkurrenz mit einem Beitrag
von 440.000 S --, dahin zu wirken, daß auch
dieser Teil des Vorfluters in Ordnung ge­
bracht wird. Die Gelder, die im MitteIab­
schnitt dieses Vorfluters aufgewendet werden,
sollen ja wirklich produktiv zur Anwendung
kommen. Wenn das nicht gemacht wird,
werden wir in zwei bis drei Jahren vor der
Situation stehen, daß die Gelder, die heuer im
li'rühjahre verwendet wurden, in den weiteren
Jahren als unproduktive Ausgaben auf­
scheinen werden.

Ich bitte also nochmals das Hohe Haus und
die maßgeblichen Stellen, auf diese ange­
führten Umstände ein Augenmerk zu richten.
(Beifall bei den Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Z ach.

Ahg. Prof. ZACH: Sehr verehrte Frauen
und Herren des Hohen Landtages! Bei diesem
Kapitel wurden wohl Straßenbau und Fluß..
regulierungen ziemlich eingehend besprochen,
auf den Wohnungsbau, also das Wohnungs­
und Siedlungswesen, wurde aber verhältnis­
mäßig wenig eingegangen. Ich selbst will
mich auch sehr kurz fassen und nur einige
Dinge grundsätzlicher Natur herausgreifen.

Es ist heute wieder von einem Redner die

Meinung vertreten worden, daß die Woh­
nungsnot du~ch .Zwangsmaßnahmen ver­
ringert werden kann. Diese Auffassung ist
nun einmal von unserer Auffassung grund­
verschieden, denn wir sind der festen über­
zeugung, daß es am Wohnungsmarkt genau
so werden wird wie auf den übrigen Märkten:
solange schade Zwangsmaßnahmen bestanden
haben, war immer Not für die Kleinsten, in
dem Augenblick aber, in dem die Lockerungen
gekommen sind, war es bes!ser.

Wenn hier ständig Klage geführt wird ­
besonders Herr Dr. Steingötter war es, der
schon im Finanzausschuß bittere Klage dar­
über geführt hat -, daß der Landeshaupt­
mann von Niederösterreich noch immer nicht
die §§ 7 und 8 des Wohnungsanforderungs­
gesetzes für Niederösterreich in Kraft gesetzt
hat, dann sagen wir, wir begrüßen die In­
kraftsetzung nicht - auch hier vollständig
freie Rede! -, weil eben auch durch die In­
kraf·tsetzung dieser beiden Paragraphen die
Zahl der Wohnungen aber auch nicht um
einen Deut erhöht 'Wird. (!Widerspruch bei den
Sozialisten.) Vielmehr würde es sich hier nur
um einen neuen Machtfaktor in der Hand der
Gemeindegewaltigen in den großen Gemeinden
handeln.

Herr Dr. :Steingötter hat sich besonders
betroffen gefühlt, wie ich von den Personal­
f;ragen in den Großgemeinden gesprochen
habe. Nun, bei den Wohnungsverge:bungen ist
es auch nicht besser! Im Jahre 1950 sind die
Wohnungen in den Wohnungsneubauten und
andere Wohnungen, über die die Gemeinden
zu verfügen hatten, noch nach dem Proporz
vergeben worden. Im Jahre 1951 sind von 24
neuecrrichteten Wohnungen nur mehr zwei mit
von der Minderheit vorgeschlagenen Mietern
besetzt worden, alle anderen 22 wurden an
ganz "Geeichte" vergeben. Und jetzt will man
noch mehr Rechte für die Gemeinden. (A b·
geordneter Pettenauer: Die Wohnungen wer­
den nach der Bedürftigke#) nicht nach dem
Proporz vergeben! - Zustimmung bei den
Sozialisten.) Nun verlangt man die Anwen­
dung der §§ 7 und 8 auch für die anderen
Gemeinden, wo es bisher doch möglich wa'r,
daß Bedürftige eine Wohnung bekommen.
Auch da will man nun noch mehr Macht in
der Hand haben.

Es ist bittere Klage geführt worden, daß
ein Organisationsilwang besteht. Wir haben
es erlebt, daß alle heim Wohnungsamt vor­
gemerkten Kandidaten der Gruppe A, also der
vordr'inglichsten Gruppe, schöne Briefe vom
Bürgermeister oder vom Wohnungsreferenten
bekommen haben. (Abg. Pettenauer: Wo?
Wo?) Ja, das war bei den Wahlen. Ich bringe
Ihnen diese Briefe. Es ist meine Gewohnheit,
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für alles, was ich sage, einzustehen. Ja, nicht
nur bei Anstellungen, sondern auch bei Woh­
nungsvergebungen wird das so gehandhabt.
Ich sage Ihnen, daß wir von der ÖVP von
den von seiten der Gemeinde vergebenen Woh­
nungen in Wiener Neustadt nicht einmal drei
Prozent bekommen haben, obwohl das Ver­
hältnis im Gemeinderat 22:12 ist. (Ruf bei
der SPö: Wir reden von den Be-dürftigen,
Herr Professor!) Ja, es ist Tatsache, daß die
Wohnungen in Wiener Neustadt so vergeben
wurden. Auch unsere Leute sind bedürftig
und wenn Sie wollen, spreche ich das nächste
Mal noch deutlicher. darüber, welche Familien
~ oder noch richtiger - daß kleine Familien
die Wohnungen bekommen haben. Aber die
Familien mit fünf und sechs Kindern haben
die Wohnungen nicht bekommen. (iZwischen­
rufe. - Ruf bei der SPö: Vom Hausherrn
kriegen sie auch keine!)

Wir versprechen uns von einer Verschär­
fung der Zwangswirtschaft keine Verbesse­
rung auf dem Wohnungsmarkt, sondern nur
eine Verschlechterung. Daher werden Sie
wahrscheinlich durch noch so viele Resolu­
tionsanträge nichts erreichen, wenn sich nicht
der Geist ändert. (Lebhafte ZwischenTUfe bei
den Sozialisten. - Abg. Anna Czerny: Das
werden wir uns merken!) Es ist aber leider
so - da spreche ich auch wieder ehrlich --,
daß ein ständiges Reiben zu keinen Ergeb­
nissen führt. (Abg. Staffa: Meinen Sie den
Prinke-Geist?) Den Prinke-Geist? Ich hätte
nicht darüber gesprochen, aber der tut Ihnen
besonders weh, der Prinke-Geist! (Ruf bei der
SPö: Wohnungen nur für Bedürftige!) Ich
werde Ihnen etwas sagen. Wenn wenigstens
hier frei vergeben wird, dann kommen die­
jenigen zum Zuge, die willens sind, etwas da­
zu beizutragen, um in den Besitz einer Eigen­
tumswohnung zu kommen. Dies ist wohl er­
laubt. Aber wenn Wohnungen aus öffentlichen
Geldern gebaut werden und dann einseitig
parteipolitisch vergeben werden, dann ist das
ein schweres Vergehen. (iZwischenrufe bei den
Sozialisten.) Aber schauen Sie einmal nach,
wieviel öffentliche Mittel für Wohnungsbauten
verwendet werden - gerade in der Gemeinde
Wien sind es fast 370 Millionen Schilling ­
und fragen Sie, wieviel Wohnungen davon
unsere Bedürftigen erhalten haben.

Vielleicht kommen wir einmal auch auf
diesem Gebiet zu irgendeinem friedlichen
Nebeneinander. Es wäre sicherlich sehr
wünschenswert, uns auch hier zu treffen, wie
es in vielen anderen Dingen der Fall ist. Viel­
leicht ist es in einem Jahre oder in zwei
Jahren auf dem Wohnungssektor so weit, daß
wi'r ähnliche Stellungen beziehen, wie jetzt in
der Frage der Jugendbeschäftigung. Es wäre

denkbar, zu sagen: Es ist gut so, wir werden
uns bemühen, auf, diesem Sektor Großes zu
leisten, und ihr auf dem anderen, und wir
werden uns dann am Ziel treffen! Und das
Ziel ist: Behebung der Wohnungsnot. Wenn
dann noch so viel von Elendswohnungen ge­
sprochen wird, so sage ich: Ja, es ist richtig,
die Elendswohnungen sind in so großer Zahl
da, daß wir wirklich alles andere beiseite­
steIlen und uns nur der Behebung dieses
Elends widmen sollten.

Es ist heute auch die Benachteiligung
Niederösterreichs auf dem Sektor des Wieder­
aufbaues und des Wohnhaus-Wiederaufbau­
gesetzes festgestellt worden. Der Schlüssel für
Niederösterreich ist kein günstiger. Meine
sehr verehrten Frauen und Herren, das haben
wir mit der gleichen Bitterkeit festgestellt.
Wieso es dazu gekommen ist, ist uns heute
noch rätselhaft. Da war es eben so, daß die
einen ganz genau gemeldet haben und die
anderen weniger genau. Die genau gemeldet
haben, denen ist es so gegangen wie im Krieg
bei der Ablieferung. Derjenige, der getreulich
gesagt hat: "Ich habe so viel", der ist bei der
Ablieferung schlecht weggekommen, wenn er
aber ein bisserl was verschwiegen hat, ist er
besser gefahren. (Abg. Dr. Steingötter : Es
waren aber auch gute Christen darunter, die
es verschwiegen haben!) Lieber Herr Doktor
SteingöUer, Sie haben ein Glaubensbekennt­
nis, und dieses Glaubensbekenntnis heißt So­
zialismus. Ich mache keinen Unterschied.
Wenn irgend jemand sich Ohrist nennt und
die Nächstenliebe nicht kennt, so ist er nicht
der richtige. Wie ist es aber, wenn man sich
Sozialist nennt? Das geht jetzt nicht Sie an,
aber in Ihren Reihen sind auch Leute, die sich
Sozialisten nennen, aber in der Tat sich nicht
immer als Sozialisten bewähren. Das gebe ich
hundertprozentig zu. (Abg. Dr. Steingötter :
Also stehen wir gleich!) Jawohl, das gebe ich
zu. (Heiterkeit.) Aber nicht immer nur auf
die Pharisäer in den anderen Reihen zeigen,
sondern sich auch an die eigene Brust
schlagen! (iAbg. Pettenauer: Wie der Don
CamiZZo! - Heiterkeit. - Der zweite Präsi­
dent gibt das Glockenzeichen.) Dann werden
wir uns auch hier verstehen.

Jetzt sage ich Ihnen, meine sehr verehrten
Frauen und Herren, noch etwas, und da wer­
den jetzt alle eine Freude daran haben. Ich
habe mich ganz genau informiert, wieviel
Wohnhausruinen in den einzelnen Bundes­
ländern noch vorhanden sind. Abgeordneter
Dubovsky hat zum Beispiel gesagt, in einigen
Bundesländern ist der Wiederaufbau voll­
ständig abgeschlossen. Wenn aber die einen
einen besonders hohen Prozentsatz an Schä-
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den gehabt haben und sie sind nun mit
ihrer Behebung fertig, dann fällt dieser
Prozentsatz weg. Es werden jetzt alle die­
jenigen, die zuviel gemeldet haben, gekürzt
und übrig bleiben nur die Bundesländer Wien
und Niederösterreich, welche die größten
Schäden aufzuweisen haben. Vielleicht ist das
die Möglichkeit, um in Wien und Niederöster­
reich die Wohnungsnot am ehesten zu be­
kämpfen. (Abg. Dr. Steingötter : St. Pölten
und Wiener Neustadt brauchen 1500 Woh­
nungen.) Herr Doktor, ich will nicht näher
darüber sprechen, denn es könnte jemand, der
uns neidisch gesinnt ist, zuhören, aber ich
will ]ihnen nur sagen, daß sich diese schein­
bare Benachteiligung, wenn wir klug sind, in
der nächsten Zeit für Wien und Niederöster­
reich vorteilhaft auswirkt. Ich glaube, lieber
Herr Dr. Steingötter, das ist eine Frage, wo
sogar Wiener Neustadt wirklich einmal die
Spitze erreichen wird, weil wir die meisten
Bauruinen aufzuweisen haben. Wir werden
uns bemühen, diese Bauruinen bestmöglich
aus,zunützen. Mehr sage ich nicht. Wenn wir
das verstehen, dann werden wir sehen, wie es
in zwei oder drei Jahren aussieht. (Landes­
hauptmannstellvertreter Popp : Herr Pro­
fessor, St. Pölten hört mit, sind Sie vorsich­
tig!) Er ist neidig, aber er kann sich keine
neuen Bauruinen schaffen. (!Abg. Dr. Stein­
götter: Baracken!) Die zählen nicht, lieber
Herr Dr. Steingötter ! (Abg. Dr. Steingötter :
Unsere Baracken gelten genau so wie die
Ruinen!) Nein, nach dem Wiederaufbaugesetz
nicht! Wir stimmen für St. Pölten, aber in
das Wiederaufbaugesetz fallen die Baracken
nicht hinein, sondern nur die kriegs'zerstörten
Wohnhäuser; wenn Sie es wünschen, zeige
ich Ihnen den Entwurf und ich hoffe, daß Sie
nicht zu viel Neid empfinden, Jedes Ding hat
zwei Seiten und daher bin ich fest davon über­
zeugt, daß sich im Jahre 1954 und in den
nächsten Jahren der Spieß umdreht und daß
die Gelder des Wiederaufbaufonds nach
Niederöstererich wandern werden. Ich sage:
Auch auf diesem Sektor nicht verzagen!

Ich komme nun zum Schluß. Wenn es so
weit ist, daß wir uns in dieser Frage finden,
dann wird uns das verpflichten, überall dort,
wo wir mitzubestimmen haben, die Woh­
nungen nach der Bedürftigkeit zu vergeben.
Dann ist auch hier der Stein des Anstoßes
beseitigt. (Beifall bei der Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. W 0 n d I' a k.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Die
Diskussion über die Gruppe 6 bietet begreif­
licherweise imm€[ die Gelegenheit, viele
Wünsche und, wenn es sein muß, auch viele

Beschwerden vorzutragen. Das ist nicht zu­
letzt darauf zurückzuführen, weil ja die
Gruppe 6 ein Viertel der Ausgaben des
ordentlichen Haushaltes und nahezu drei
Viertel des außerordentlichen Haushaltes be­
inhaltet. Unter diesen Umständen ist es
natürlioh begreiflioh, daß hier eine lebhafte
Diskussion ausgelöst wird. Leider ist es so,
daß manche Beschwerden zu Unrecht geführt
werden, weil die Aufgaben, die hier verlangt
werden, einfach nicht gelöst werden können.
EE. gibt auch viele Wünsche, die noch heuer
und vielleicht noch viele Jahre hinaus un:be­
rücksichtigt bleiben müssen, und zwar des­
wegen, weil - wie jeder Verwalter weiß ­
das notwendige Geld nicht vorhanden ist.

Die Gruppe 6 beinhaltet u. a. auch das
Wohnungswesen. Der Herr Kollege Zach hat
soeben ausgeführt, daß das sozialistische Ver­
langen, das Wohnungsanforderungsgesetz in
seiner vollen Wirkung auf das Land Nieder­
österreich auszudehnen, eine Sache ist, die er
unter allen Umständen ablehnt. Seine Be­
merkungen entsprechen absolut nicht dem
Ernst, den die Wohnungsnot in diesem Lande
in der Debatte hierüber auslösen sollte, denn
sonst könnte man nicht sagen, daß die In­
kraftsetzung der beiden genannten Para­
graphen des Wohnungsanforderungsgesetzes
nichts anderes bedeuten würde, als einen
neuen gewaltigen Machtfaktor in die Hand
der Gemeinden zu legen. Der Herr Kollege
Zach ist in keinem Wohnungsamt, denn sonst
würde er wissen, welche Not besteht und
welche bitteren Vorwürfe immer wieder nicht
nur gegen die Gemeinden, sondern auch gegen
die Gesellschaft überhaupt erhoben werden,
weil sie nicht imstande sind, den Menschen
eine menschenwü'rdige Wohnung zu geben. In
diesen Dingen soll man sich also keine Witze
erlauben. Ich glaube, daß die Behebung der
Wohnungsnot eine überaus wichtige Sache ist,
die einer dringenden und absolut notwendigen
Lösung bedarf, weshalb man hier nur mit
dem entsprechenden Ernst an diese Frage
herangehen soll. Wenn vielleicht -- ich weiß
es nicht - in Wiener Neustadt die Vergebung
der fertiggestellten Wohnungen nicht so er·
folgt, wie es Herr Kollege Zach vorschlägt,
so muß ich sagen, daß auch ich auf der Seite
der Wiener-Neustädter stehe. Nicht darauf
kommt es an, ob die eine oder andere Partei
Vorschläge macht, sondern von entscheiden­
der Bedeutung ist vielmehr, daß diejenigen,
welche die Wohnungen zu vergeben haben,
bemüht sind, die dringendsten Fälle heraus­
zusuchen. Wenn ich eine echte soziale Woh­
nungEpolitik betreiben will,so muß es mir
gleichgültig sein, ob von meiner Partei zwei
oder von der anderen Partei viele Wohnungs-
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werber drurankommen. Ent,scheidend ist nur,
daß der dringendste Bedarf vorgezogen wird.
Dabei gebe ich zu, daß bei der Entscheidung
auch das Subjektive eine Rolle spielt, und daß
es bei der großen Zahl der Wohnungsnot­
standsfälle Meinungsverschiedenheiten dar­
über geben kann, wer der Bedürftigste ist.
Davon bin ich überzeugt und ich weiß es auch
aus meiner Stadt. Wir haben bis jetzt nur
einstimmige Vergebungen gemacht; man kann
das nicht so verallgemeinern und dem Land­
tag vo'rtragen, wie es Herr Kollege Zach getan
hat. Vielmehr ist es so, daß man erst nach
reiflicher Überlegung einem Wühnungsbedürf­
tigen eine Wohnung zuweist.

Das Wohnungswesen in Niederösterreich
wird vom Land gefördert und es sind bereits
mehr als 100 Millionen Schilling dafür au~­

gegeben worden. Die bisherigen Ausgaben
haben sich sicherlich auch gelohnt. Wenn
jetzt im neuen Budget wieder 35 Millionen
Schilling vorgesehen sind ~ 13 Millionen
Schilling sind schon im Frühjahrsarbeits­
programm bewilligt worden ~, so ist das ein
Betrag, mit dem auf dem Gebiete des Woh­
nungsbaues manches gemacht werden kann.

Wir bringen ~ der Finanzausschuß hat
sie bereits beschlossen ~ zwei Resolutionsl­
anträge ein, die darauf hinausgehen, daß ein
niederösterreichischer Wohnbauförderungs­
fonds geschaffen wird. Wir wollen, daß die
zurückfließenden Darlehensraten und weiteren
Zuwendungen des Landtages in diesen Fonds
fließen, weil wir wissen, daß es noch viele
Jahre hinaus notwendig sein wird, den Bau
von Wohnungen zu fördern.

Es darf nicht übersehen werden, daß neben
den vielen Wohnungen, die heute noch fehlen,
durch den natürlichen Verfall von Häusern
der Mangel an Wohnungen immer größer
wird, so daß die Notwendigkeit bestehen wird,
immer wieder neue Wohnungen zu bauen.

Herr Abg. Zach meint, die Ausdehnung
des Wohnungsanforderungsgesetzes sei eine
Sache, die man ablehnen müsse. Nun, in der
Regierungserklärung vom 15. April habe ich
es anders gelesen, da steht nämlich wörtlich
drinnen, daß die Schwierigkeiten der Schaf­
fung ausreichenden Wohnraumes es not­
wendig machen, an gesetzlichen Regelungen
festzuhalten, die die Schaffung von Wohn­
raum begünstigen. Daraus ergibt sich aber,
daß die Bundesregierung der Meinung ist,
daß das Wohnungsanforderungsgesetz not­
wendig sei.

Es 1st unbestritten, daf?' die Wohnungs­
bewirtschaftung allein nicht mehr Wohnraum
schafft, aber wir kennen doch die Tendenz
vieler Hausherren -.- da können wir unzählige
Beispiele liefern -"., daß sie, obwohl sie selbst

gut und behaglich wohnen, sich jede frei­
werdende Wohnung selbst zulegen möchten,
sich also noch mehr ausbreiten möchten,sich
aber um die Wohnungslosen einen Pfifferling
kümmern. Das soll hintangehalten werden.

Die Wohnungsbewirtschaftung macht auch
uns Sozialisten ~ so wie jede andere Bewirt­
schaftung ~ keine Freude, sie hat auch mit
Sozialismus gar nichts zu tun. Sie ist eine
Notstandsmaßnahme, die man aber im Irrter­
€ESe derer, die keine Wohnung haben, ganz
einfach ergreifen muß. Denn die Wohnung­
suchenden, die Wohnungslosen, verstehen es
ganz einfach nicht, daß sich der andere, der
schon behaglich wohnt, wohnlich weiter aus­
dehnt, während die Wohnungslosen jahrelang,
wie es hier schon gesagt wurde, warten
müssen, um zu einer Wohnung zu kommen.

Der Herr Abg. Zach hat auch betont, daß
es vielleicht im Jahre 1954 so weit sein wird,
daß Niederösterreich aus den Mitteln des
WohnhauEI-Wiederaufbaufonds größere Be­
träge wird bekommen können, so daß der
Wohnungswiederaufbau beschleunigt werden
kann. Ich glaube, daß das ein billiger Trost
ist, wenn man zuerst Jahre hindurch betrogen
wird und dann es vielleicht (Abg. Zach: Das
ist Tatsache!) doch so weit kommt, daß man
Jahre später durch größere Zuwendungen das
wieder aufholen kann, was einem schon Jahre
vorher zugestanden wäre. Bitte, wir nehmen
das zur Kenntnis. Da:s bestätigt aber die Rich­
tigkeit unserer Kritik, daß das Land Nieder­
österreich speziell in bezug auf den Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds besonders schlecht
abgeschnitten hat. Der Ausdruck Benachteili­
gung ist hier schon gefallen. Diese Kritik ist
berechttigt gewesen, denn andere Bundes­
länder stehen schon knapp vor der Vollendung
der Wiederaufbauarbeiten, während in Nieder­
österreich sehr viele Häuser noch nicht auf­
gebaut werden konnten.

Damit nicht eine Begriffsverwechslung ein··
tritt, möchte ich hier ausdrücklich betonen,
daß nur kriegszerstörte Wohnungen unter die
Bestimmungen des Wohnhaus-Wiederaufbau­
gesetzes fallen.

Der zweite Antrag, den wir eingebracht
haben ~ es ist ein Resolutionsantrag an die
Landesregierung~, besagt, es möge in Zu­
kunft der Punkt 5 der Richtlinien für die
Förderung des Wohnbauwesens und Sied­
lungswesens dahin abgeändert werden, daß
das bewilligte Darlehen in der Form zur Aus­
zahlung kommt, daß 50 Prozent des Betrages
bei Erreichung der Kellergleiche und die rest­
lichen 50 Prozent nach Fertigstellung des
Rohbaues einschließlich des Dachstuhles zur
Auszahlung kommen. Ich möchte bitten, daß
der Landtag so wie der Finanzausschuß
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Zeit auf eine Verbesserung warten müs8en -,
aber ich möchte hier eine grundsätzliche Bitte
stellen, und zwar, ob nicht der Straßenbau
doch in einem gewissen Ausmaß mehr in die
Notstandsgebiete verlegt werden kann. Wir
haben in Niederösterreich Gebiete, die durch
die Stillegung von Betrieben absolut keine
Arbeitsmöglichkeit bieten können, wenn nicht
die öffentliche Hand dort Arbeiten vergibt.
Für diese Gebiete - ich brauche sie nicht zu
nennen, sie sind landesbekannt - wäre es
doch zweckmäßig, daß im Straßenreferat bei
der Entscheidung, ob der eine oder andere
Straßenhaul'Jur Durchführung kommen soll,
diese Entscheidung immer zugunsten der­
jenigen Straße fällt, die in einem Notstands­
gebiet liegt. Das wäre meines Erachtens eine
Sache, die zu keiner neuen Belastung führt,
sondern die nur darauf aus,geht, die Ver­
teilung der aufgewendeten Gelder nach ganz
bestimmten Gesichtspunkten vorzunehmen.

Wasserbau! Im Wasserbau gibt es natürlich
auch eine ganZe Reihe von Dingen, die einer
Besprechung wü!rdig sind. Ich weiß schon,
daß auch hier die vielen Pläne, die in den
Schreibtischen unserer Wasserbautechniker
liegen, nicht verwirklicht werden können.
Abelr ich halte es nicht für glücklich, daß
man Arbeiten anfängt, stehenläßt, jahrelang
nichts macht und damit entweder die erste
Arbeit gefährdet bzw. daß dann die Gebiete,
die durch den besseren Wasserzulauf aus dem
Oberlauf mehr Wasser zugeführt erhalten, zu
Schaden kommen. Der einfache Grundsatz
jeden Wirtschaftens ist, nur so viel Arbeiten
zu beginnen, als man fertigmachen kann. Ich
möchte schon bitten, daß dieser Grundsatz
auch bei den Wasserbauten zur Anwendung
kommt. Die verschiedensten Flußregulie­
rungen und WildibachverbauJUngen, die in
Niede,rösterreich zur Durchführung kommen
sollen, beweisen nur, daß auf diesem Gebiete
wirklich eine groß,zügige Planung erforderlich
ist, um zu einer Lösung zu kommen. Das Wort
"Planung" wiI'd von einigen Herren der
rechten Seite dieses Hauses nicht gerne ge­
hört, obwohl wir doch alle wissen, daß eine
Planung 'jedes einzelne Individuum und jede
Familie vornehmen muß. Für uns Sozialisten
ist es eine Selbstverständlichkeit, daß in
großen Wirtschaftszweigen eI'st geplant wird,
um die Steuergelder so auszugeben, daß sie
zweckmäßig verwendet werden und daß das
Allernotwendigste zuerst gemacht wird. Die
Entscheidung darüber ist so wie bei der Ver­
gebung der Wohnungen oft sehr schwer. Die
in den betreffenden Gebieten Wohnenden wer·
den es immer wieder verstehen, ihre Wünsche
dem Referat gegenüber so darzustellen, daß
ihr Fall natürlich der bedürftigste, drin-

diesen Antrag annimmt, denn die Verhält­
nisse haben sich seit der Zeit, als die Richt­
linien für die Wohnhauförderung beschlossen
worden sind -- das ist am 27. Juni 1950 ge­
wesen -, ganz wesentlich geändert. Mit dem
Landeebeitrag wird ja nur ein verhältnis~

mäßig kleiner Teil der Gesamtkosten be­
stritten. Es hat daher ~einen Sinn, wenn
40 Prozent des bewilligten Darlehens, wie das
jetzt der Fall ist, erst nach Fertigstellung des
Hauses dem Siedler zugezählt werden. Er
brauchteofort das Geld zum Bauen. Die finan­
zieHen Verrhältnisse haben sich ja verschlech­
tert. Die Kosten des Wohnungsbaues haben
eich von Juni 1950 bis heute um mindestens
40 Prozent erhöht, während die Darlehen, die
wir geben, nicht in demselben Ausmaß ge­
stiegen sind; sie sind im wesentlichen gleich­
geblieben, so daß unter Berücksichtigung
dieser neuen Umstände es zweckmäßig wäre,
wenn man wirklich will, daß Wohnungen ge­
baut werden, die Auszahlung und die Zu­
zählung des Darlehens früher vorzunehmen.
Ich möchte bitten, daß der Hohe Landtag
diesen Antrag, wie er vom Finanzausschuß
angenommen worden ist, auch zur Annahme
bringt.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich zu be­
denken gehen, ob es nicht zw:eckmäßig wäre,
auch an die Wohnverhältnh.se der eigenen
LandesangesteIlten zu denken. Es wurde im
Finanzausschuß berichtet, daß es große An­
stalten des Landes Niederösterreich gibt, wo
die Anstaltsbediensteten sehr schlecht unter­
gebracht sind. Es wäre daher sehr zu
empfehlen, hier nach Möglichkeit einen Aus­
weg zu finden, daß ~liUch für die Landesange­
stellten gewisse Beträge freigemacht werden
können, damit für diese besonders schlecht
untergebrachten Angestellten Wohnungen ge­
baut werden könnten.

Zu den Straßenbauten ist folgendes zu
sagen. W,ir haben eben ein zu großen Straßen­
netz, und aUe Kunststücke und die Gelder, die
wir haben, reichen nicht aus, um allen Wün­
schen, die hier im Hause mit Recht gestellt
werden, zu entsprechen. Ich bin überzeugt,
daß das Straßenreferat natürlich am liebsten
sagen würde: Alle kommt ihr dran, eine
Durchzugsstraße nach der anderen wird ge­
macht. Wir nehmen das Beste vom Besten
und haben dann eure Raunzereien los! So
denkt wohl, gllaube ich, der beamtete Referent
und der politische Referent. Das sind aber
Wunschträume, die nicht in Erfüllung gehen
können.

Ich habe daher nicht Wünsche in der Form,
es soll diese oder jene Straße gemacht wer­
den - in meinem Gebiet gibt es auch sehr
schlechte Straßen, die vielleicht noch lange
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gendste und vordringlichste ist. Hier werden
aber die Fachorgane des zuständigen Landes­
amtes 'schon das Richtige treffen, und ich bin
davon überZ!eugt, daß bei eim~r richtigen
Planung sich noch manches auf dem Gebiete
machen .läßt.

Abschließend habe ich noch ein direktes
Ersuchen an das zuständige Referat zu rich­
ten. Ich habe mir im Finanzausschuß erlaubt,
auf die unmöglichen Wasserversorgungsver­
hältnisse in der Stadt Korneuburg hinzu­
weisen. In der Stadt Korneuburg selbst ist
mit dem Bau einer Wasserleitung bereits vor
drei Jahren begonnen worden. Es sind bereits
einige Kilometer Rohre verlegt worden. Das
Land Niederösterreich hat sich - das gebe
ich zu -- wirklich in weitestgehendem Maße
an diesen ersten Arbeiten beteiligt, aber jetzt
gehen die Arbeiten nicht mehr weiter. Es
wäre ein Betrag von mindestens einer bis ein­
einhalb Millionen Schilling notwendig, um
diese Wasserleitungsarbeiten vorwärtszutrei­
ben. Nun wurde uns heute schon berichtet,
daß die Versorgung der niederösterreichi­
schen Bevölkerung mit gutem Trinkwasser,
also mit Wasserleitungswas,ser, noch eine sehr
bescheidene ist, und es könnten daher so wie
Korneuburg auch viele andere Orte und Ge­
meinden mit dem gleichen Drängen verlangen,
daß auch sie berücksichtigt werden. In der
Stadt Korneuburg liegt aber der Fall des­
wegen einmalig, weil dort durch die vorhan­
denen Ölraffinerien die Brunnenwässer eines
großen Teiles dei Stadt bereits derart - man
kann das ruhig sagen - vergiftet wurden, daß

. sie eine öffentliche Gefahr bedeuten. Wenn
eine Seuche in Korneuburg, also vor den
Toren Wien:s, ausbräche, so wäre das ein Ver­
hängnis, sie würde uns unter Umständen in
eine Situation bringen - ich denke da auch
an die Besatzung,smacht -, die wir nicht
wünschen. Ich möchte daher das Referat
bitten, daß man sich der Dinge in Korneuburg
annimmt, weil ich weiß, daß dort unbedingt
etwas geschehen muß. Die näheren Details
kennt übrigens die Abteilung des Herrn Hof­
rates Dr. Jung ganz genau und es erübrigt
sieh, nachdem es schon sehr spät ist, über
di'ese Dinge hier noch länger zu sprechen.

Das sind nur einige Teilstücke, Ausschnitte
aus den Problemen dieser Gruppe des Vor­
anschlages, und wir hätten es gern, wenn trotz
des bereits hohen Anteiles dieses Kapitels
an den Gesamtausgaben des Landes die J zur
Verfügung stehenden Beträge noch wesentlich
gesteigert werden könnten. Dieses Kapitel
wird noch auf Jahre hinaus ein Sorgenkind
des Landes sein. Ich bin aber überzeugt, daß
bei gutem Willen und gegenseitigem Ver­
ständnis - nicht durch Vordrängen, sondern

durch Beurteilung von fachlichen Gesichts­
punkten aus - diese Frage gelöst werden
könnte und daß es möglich sein wird, wenig­
stens das Notwendigste durchzuführen.

Wenn uns Herr Kollege Etlinger heute vor­
getragen hat, daß mehr als eine Million
Quadratmeter Straßendecke im vergangenen
Jahre hergerichtet worden sind, vielleicht so­
gar staubfrei gemacht wurden, so ist das
gewiß zu begrüßen. Zeigt es doch, daß wir
trotz unserer Enge und unserer finanziellen
Schwächen auf dem richtigen Weg sind, um
die in dieser Gruppe enthaltenen wichtigen
Auf,gaben so weit zu regeln, daß man sagen
kann, Niederösterreich wird für den Fort­
schritt auch auf diesem Gebiete sein
Äußerstes tun. (lBeifall bei den Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Die
Rednerliste ist erschöpft, der Herr Bericht­
erstatter hat das Schlußwort.

Bedchterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Hohes Haus! Aus der l,ebhaften
Debatte bei der Beratung der Gruppe 6 geht
die Bedeutung dieser Gruppe hervor, so daß
die in dieser Gruppe vorgesehenen Beträge
gerechtfertigt erscheinen. Ich bitte den Herrn
Präsidenten, die Abstimmung vorzunehmen.

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zur Ab­
stimmung liegen vor: Die Gruppe 6, Bau-,
Wohnungs- und Siedlungs,wesen, und die dazu
gestellten Resolutionsanträge der Herren Ab~

geordneten Dubovsky, Wegerer, Niklas und
Etlinger.

Ich lasse zunächst über die Gruppe selbst
und dann über die :lJU dieser Gruppe vor­
liegenden Resolutionsanträge abstimmen.

(Nach Abstimmung über Gruppe 6, Bau-)
Wohnungs- und Siedlungswesen", in Erforder­
nis und Bedeckung): A n gen 0 m m e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Dubovsky, betreffend Inkraft­
setzung der §§ 7 und 8 des Wohnungsanforde­
rungsgesetzes) : Ab gel e h n t.

('Nach Abstimmung über den zweiten Reso­
lutionsantrag des Abg. Dubovsky, betreffend

,Verlängerung des Wohnungsanforderungs­
gesetzes) : Ab gel eh n t.

(Nach Abstimmung über den dritten Reso­
lutionsantrag des Abg. Dubovsky, betreffend
Benachteiligung Niederösterreoichs auf dem
Gebiete des Wohnungsbaues): Ab gel e h TI t.

(Nach Abstimmung über den vierten Reso­
luNonsantrag des Abg. Dubovsky, betreffend
die Verteilung der Mittel für die Wohnbau­
fördenlng): Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Wegerer, betreffend Regulie-
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rung des Mittellaufes des Piestingtales): A n­
ge nomme n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Niklas, betreffend Staubfrei~

machung der Bernstein-Bundesstraße): A n­
ge n 0 mm e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Etlin,ger, betreffend den
Ausbau des Uferschutzes im Mittellauf der
Kleinen Erlauf): A n gen 0 m m e n.

Ich ersuche nunmehr den Herrn Referenten
Abg. Schöberl um seinen Bericht zur Gruppe 7.
(IAbg. Wondrak: Es fehlt ja noch die Ab~

stimmung über die Anträge des Finanzaus­
schusses !) Sämtliche Anträge des Finanzaus­
schusses kommen am Schlusse der Beratung
des Voranschlages zur Abstimmung.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Hohes
Haus! In der Gruppe 7, Öffentliche Einrich­
tungen und Wirtschafnsförderung, betragen
die Ausgaben 41,771.900 S und die ent­
sprechenden Einnahmen 6,756.500 S, so daß
das Nettoerfordernis 35,015.400 Sausmacht.

Die Ausgaben umfassen 8,1 % des Gesamt­
aufwandes, die des Vorjahres erstellten sich
mit 8,9%.

Diese Gruppe weist zwei Voranschlags­
ansätze auf, denen 2Jweckgebundene Ein­
nahmen gegenüberstehen. Es ist dies der
Voranschlagsansatz 7319-68 mit der Be­
zeichnung "Für Aufforstungs,zwecke", der die
Verwendung der Strafen nach dem Wald­
sohutzgesetz nachweist, sowie der Vor­
anschlagsansatz 79-62, Aufwendungen für
das Feuerlöschwesen, bei welchem 75% des
Aufkommens an FeuerschutZIsteuer für Zwecke
des Feuerlöschwesens zur Verfügung gestellt
werden. Die restlichen 25 % der Feuerschutz­
steuer dienen wie in den Vorjahren zur teil­
weisen Deckung der Kosten für Wasserver­
sorgungen.

Ich bitte, die Debatte über diese Gruppe
zu eröffnen. (Präsident Saßmann übernimmt
wieder den Vorsitz.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Ich eröffne die
Debatte. Zum Wort gelangt Herr Abgeord­
neter Z e t tel.

Abg. ZETTEL: Hohes Haus! Die Gruppe 7
enthält die Ansätze für die bäuerlichen Fach­
schulen. Von den Beträgen, die hier aus­
geworfen werden, kann man absolut nicht
behaupten, daß sie gering sind. Wenn ich mir
nun die Ziffern über die Frequenz dieser
Schulen ansehe - das heißt, wieviel jugend­
liche Landarbeiter und Landarbeiterinnen
diese Schulen besuchen -, und diese Ziffern
mit der Zahl der in der Landwirtschaft in
Niederösterreich überhaupt beschäftigten

Jugendlichen vergleiche, dann komme ich zu
dem Ergebnis, daß mit diesen Ziffern die Vor­
züge und die Vorteile einer richtigen Fort­
bildung in der Landwirtschaft nicht zum Aus­
druck kommen können. Worin die Ursachen
liegen, glaube ich, ist ziemlich klar. loh werde
versuchen, diese Ursachen aufzuzeigen.

Wir besitzen zwar schon seit dem 6. Juli
1949 ein Landarbeitergesetz, ein Gesetz, das
bestimmt für die Landarbeiter viele und be­
deutende Vorteile gelbracht hat. Durch dieses
Gesetz ist der Landarbeiter zum großen Teil
gleichbereClhtigter Arbeiter mit den in Ge­
werbe und Industrie beschäftigten Arbeitern
geworden. Nur ist hier ein Umstand maßgeb­
lich, der den Landarbeiter über diesen Fort­
schritt nicht recht froh werden läßt, weil er
das Gefühl haben muß, daß er trotz dieses
Gesetzes nicht der gleichberechtigte Arbeiter
ist, weder in der Ausbildung als Jugendlicher
noch später in der Zeit seiner Berufstätigkeit.
Und warum? Das Landarbeitergesetz be­
stimmt, daß in Zukunft der Begriff "Knecht"
nicht mehr aufscheint, sondern daß der in der
Landwirtschaft beschäftigte Arbeiter ebenso
eine Berufsbezeichnung zu erhalten hat, wie
der im Gewerbe beschäftigte Arbeiter. Dort
heißt er Gehilfe, und in der Landwirtschaft,
wenn er seine zwei Jahre Lehrzeit hinter sich
hat, soll er auch Gehilfe heißen. Später kann
er, was in den größeren Betrieben möglich
ist, auch Meister werden. In der Landarbeits­
ordnung wird er nicht Meis,ter heißen, sondern
er wird Schaffer heißen. Dazu ist aber not­
wendig, daß ihm eben in seiner Jugend die
Möglichkeit geboten wird, sich so wie der
IndustrieaI1beiter und der gewerbliche Ar­
beiter in seinem Beruf entsprechend ausbilden
zu können.

Nach ~ 109 des Landarbeitergesetzes sind
für die Ausbildung der landwirtschaftlichen
Lehrlinge eigene Schulen, Fortbildungsschulen
zu errichten. Dazu war notwendig, daß ein
Grundsatzgesetz geschaffen wurde, auf Grund
dessen wieder die Landtage Durchführungs­
gesetze beschließen, nach denen die fachliche
Ausbildung der jugendlichen Landarbeiter vor
sich gehen soll. Dieses Grundsatzgesetz ist
bereits mit Anfang März dieses Jahres in
Kraft getreten, jedoch fehlt hierzu noch
immer im Land Niederösterreich das Aus­
führungsgesetz. Ich glaube, daß hier das
große Hindernis liegt, warum in der Land­
bevölkerung und in der Landwirtschaft über­
haupt von der Möglichkeit, landwirtschaft­
liche Lehrlinge heranzubilden, so wenig Ge­
brauch gemacht wird; denn das Gesetz be­
stimmt, daß dieser Lehrling die Fachschule
besuchen muß, auf der anderen Seite besteht
aber diese Schule ni0ht. Ergo dessen kann
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dieser Junge ohne diesen Schulbesuch, da es
ja ein Pilichtschulbesuch ist, nicht frei­
gesprochen werden.

Wir haben in Niederösterreich 4418 männ­
liche und weibliche jugendliche Arbeitnehmer
in der Landwirtschaft. Diese Zahl bezieht sich
auf die krankenversicherten Arbeitnehmer,
vielleicht wird der tatsächliche Beschäftigten­
stand noch um einiges höher sein. Dieser Zahl
stehen nach den Berichten, die ich erhalten
habe, 250 jugendliche landwirtschaftliche
Arbeitnehmer gegenüber, welche bäuerliche
Fachschulen besuchen. Nach den Ziffern des
Voranschlages würden es 766 sein. Nehmen
wir ein Mittel, den Durchschnitt, so wird es
bei der Zahl um 400 herum stimmen; also nur
rund 10 Prozent aller in der Landwirtschaft
beschäftigten Jugendlichen haben die Mög­
lichkeit, gegenwärtig die Fachschule zu be­
suchen, um ihr Wissen zu erweitern. Es ist
klar, daß unter diesen Voraussetzungen die
Freude der Jugend, in der Landwirtschaft
ihren Beruf zu suchen, nicht besonders groß
ist. Wir hoffen, daß es nicht mehr allzulange
dauern wird, daß das Ausführungsgesetz auch
für Niederösterreich beschlossen und in Kraft
gesetzt wird.

Es gibt aber noch etwas, was die .Iugend­
lichen hemmt, in der Landwirtschaft ihren
Beruf zu finden; es ist dies der Umstand, daß
der Landarbeiter trotz des Landarbeiter­
gesetzes und trotz dessen Bestimmungen, daß
Landarbeiterwohnungen zu bauen sind, damit
er auch in die Lage versetzt wird, sich einen
eigenen Hausstand zu gründen, keine Woh­
nung bekommt. Es gibt aber noch eine andere
Hemmung für den jugendlichen Landarbeiter.
Er sieht nämlich die große Gefahr, daß er
keine Unterstützung erhält, wenn er arbeits­
los wird, weil die Landarbeiter bisher von der
Arbeitslosenversicherung ausgeschlossen sind.
Nun hat das Sozialministerium auf Grund
des ~ 3 des Arbeit::losenversicherungsgesetzes
eine Verordnung ausgearbeitet und dem
Bundeskanzleramt zugeleitet, wonach die
Landarbeiter in die Arbeitslosenversicherung
einbezogen werden sollen. Diese Verordnung
wurde dem Bundeskanzleramt bereits am
29. Dezember 1952 zu dem Zwecke zugernit­
telt, sie dem AlliiErten-Rat vorzulegen. da sie
ja erst nach des,sen Zustimmung wirksam
werden kann. Bis heute ist aber diese Verord­
nung noch nicht vorgelegt worden und daher
bleiben die arbeitslosen Landarbeiter weiter­
hin ohne Unterstützung und die noch beschäf­
tigten Landarbeiter ohne Arbeitslosenver­
sicherung. Ich glaube, daß es heute nur mehr
wenige Menschen geben wird, die behaupten
können, daß es in der Landwirtschaft keine
Arbeitslosen gibt, nein, auch dort gibt es

Arbeitslose. Ich habe mir eine Statistik an­
gesehen und festgestellt, daß es in Österreich
bereit8 etwas mehr als 13.000 arbeitslose
Landarbeiter gibt, die natürlich alle ohne
Unterstützung sind. Wenn man diese Ziffern
sieht und weiß, daß die tatsächlichen Ziffern
der Arbeitslosen in der Landwirtschaft noch
viel höher sind, weil viele arbeitslos gewor­
dene Landarbeiter statistisch gar nicht erfaßt
werden können, weil sie sich nicht melden, so
muß man zugeben, daß sie alarmierend sind.
Ich glaube, diese Ziffern müssen jedem Men­
schen eine Mahnung sein und ihm sagen, daß
es nun höchst an der Zeit ist, auch für diese
Berufsgruppe hinsichtlich der Arbeitslosen­
versicherung die gleichen gesetzlichen Bestim­
mungen einzuführen, wie sie für die gewerb­
lichen und industriellen Arbeiter bereits be­
stehen.

Ich erlaube mir daher, folgenden Resolu­
tionsantrag zu unterbreiten (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Herr Landesihauptmann wird auf­

gefordert, beim Herrn Bundeskanzler vor­
stellig zu werden und ihn zu ersuchen, er
möge die Kundmachung der vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung erlas,senen
Verordnung, betreffend die Einbeziehung der
Landarbeiter in die Arbeitslosenversicherung,
unverzüglich veranlassen."

Hohes Haus! Als das Landarbeitergesetz
im Jahre 1949 beschlossen wurde, hat sich
jeder ges.agt, mit diesem Gesetz ist ein Schritt
getan worden, der vielen Tausenden von in der
Landwirtschaft beschäftigten Landarbeitern
die Gleichberechtigung bringt. Wenn die Ver­
ordnung des Sozialministeriums in Wirksam­
keit treten wird, dann glaube ich, ist ein
wesentlicher Schritt getan, und ich meine
daher, daß wir diesem Antrag um so eher
unsere Zustimmung geben sollen, weil wir uns
ja sagen können, daß man damit, wenn auch
eine bEscheidene, so doch immerhin eine
Existenzmöglichkeit für Tausende von Arbei­
tern in der Landwirtschaft geschaffen hat.

Ich bitte das Hohe Haus, im Interesse der
arbeitslosen Landarbeiter und auch im Inter­
e:::se der noch in der Landwirtschaft beschäf­
tigten Arbeiter sowie im Interesse der Land­
wirtschaft selbst und unserer gesamten Wirt­
schaft Überhaupt um die Annahme meines
Antrages. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. E t I i n ger.

Abg. ETLINGER: Hoher Landtag! Ich
habe in dieser zweitägigen Beratung des Vor­
anschlages 1953 und in der sehr angeregten
Debatte vermißt, daß eine Frage, die auch in
unserem Land Niederösterreich einen Stand

•
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besonders berührt, bis jetzt nicht behandelt
wurde. Ich will daher bei der Gruppe 7 die
breite Öffentlichkeit auf diese brennende Frage
hinlenken, das ist die große Not unserer Berg­
bauern. Wir wissen, daß die Bergbauern in
unserem Land schon durch die geographisch­
klimatischen Verhältnisse manchmal in ihrer
Existenz schwer bedroht sind. Aber gerade
jetzt in dieser Zeit, in den letzten Monaten,
wo eine schwere Viehabsatzkrise herein­
gebrochen ist und dazu noch die niedrigen
Preise, die nicht mehr auch nur annähernd
die Gestehung'skosten decken, ist die Not
dieser Bergbauern aufs höchste gestiegen.

Wir wissen weiter, daß die Bergbauern in­
folge der geographischen Lage ihrer Wirt­
schaften nicht mehr in der Lage sind, dem
Mangel an Landarbeitern durch Technisierung
abzuhelfen. Wir wissen ferner, daß den
kleinen und mittleren Bauern im Gebirge der
notwendige Waldbesitz fehlt, so gerade in
unseren Bezirken Gaming und Scheibbs, wo
der Waldbesitz in den Händen der Bundes­
forste liegt. Aus diesem Grund sind die
Bauern einzig und allein auf die Viehwirt­
schaft angewiesen. Die jetzige Not in den
Bergbauerngemeinden droht zu einer großen,
ernsten Gefahr zu werden, nämlich durch die
sogenannte Höhenflucht. Wenn sich die Lage
der Bergbauern nicht bessert, werden sie in
absehbarer Zeit in die Täler abwandern und
dadurch den Arbeitsmarkt belasten.

Ich möchte heute keine besonderen Anträge
stellen, um den Bergbauern eine besondere
Förderung zukommen zu lassen, sondern ich
möchte nur darauf hinweisen, daß es not­
wendig ist, die Existenz unserer Bergbauern
zu sichern. Wir haben heute bereits vom Aus­
bau der Güterwege, Ausbau der Seilbahnen
und von der FÖrderung der Alm- und Weide­
wirtschaft gehört. Vielleicht ist eine Hilfe
auch durch Abgabe von verbilligtem Kunst­
dünger und durch Steuererleichterungen mög­
lich. Ganz besonders aber muß alles daran­
gesetzt werden, daß den Bauern zumindest
kostendeckende Preise zugute kommen. Wir
wissen, daß die Bauern heute durch den An­
kauf von Maschinen und Konsumartikeln auf
dem Markt ihre Aufgabe auch dadurch er­
füllen, daß sie die Arbeitslosigkeit einschrän­
ken helfen. Wenn aber der Bauernstand nicht
mehr in der Lage sein wird - ich meine
durch die gedrückten Agrarpreise _., seinen
Bedarf ausreichend in der Wirtschaft zu
decken, so wird auch das weitere Aus­
wirkungen nach sich ziehen.

Vor einigen Jahren - wir können uns noch
ganz gut daran erinnern - hat sich die breite
Öffentlichkeit für unsere Landwirtschaft sehr
interessiert. Wir konnten damals besonders in

der linkslgerichteten Presse lesen, daß die
Bauern Saboteure sind, daß sie diejenigen
slind, die eigentlich unserem Volke nicht das
geben, was notwendig ist, um Brot und Nah­
rung zu sichern. Wenn man aber den Bauern
die notwendigen Mittel in die Hand gibt, dann
ist er auch bereit und gewillt, alles daranzu­
setzen, um unserem Volke in übergroßem
Ausmaß Brot und Nahrung zu geben.

Nach a11 dem Gesagten, meine Damen und
Herren in diesem Hohen Hause, darf ich Sie
bitten, den Sorgen und Problemen der Bauern,
besonders aber der Bergbauern, mehr Inter­
esse zuzuwenden.

Zu all diesen Problemen, die ich jetzt auf­
gezeigt habe, kommt jetzt gerade wieder eine
neue schlechte Nachricht. Sie wissen, daß wir
uns bereits im vorigen Jahre mit dem Verbot
der Landesregierung von Steiermark beschäf­
tigt haben, das zum Inhalt hatte, daß in den
Bezirken Gaming, Scheibbs und darüber hin­
aus verboten wurde, das Vieh auf die Almen
in der Steiermark aufzutreiben. Wir wissen
aber, daß unter normalen Verhältnissen all­
jährlich mehr als 3000 Stück Rinder vom
Land Niederösterreich auf die Almen in der
Steiermark aufgetrieben werden. Gerade bei
der jetzigen Viehabsatzkrise ist dieses Verbot
eine schwere Belastung, weil unsere Bauern
nicht wissen, woher sie das Futter für diese
3000 Rinder nehmen sollen. Es besteht da­
durch die Gefahr, daß die ohnehin niedrigen
Viehpreise weiter gedrückt werden.

Die Entwicklung in dieser Sache ist ganz
mteressant. Voriges Jahr hat sich die Landes­
regierung von Steiermark auf den Standpunkt
gestellt, daß ein Verbot, in der Steiermark
Vieh aus Niederösterreich aufzutreiben, er­
las2en werden müsse, weil in Niederösterreich
die Maul- und Klauenseuche herrsche. Dieses
Verbot sei notwendig, um eine Einschleppung
dieser Seuche zu verhindern.

Ich muß hier heute vor aller Öffentlichkeit
feststellen, daß der Bezirk Gaming bis heute
noch überhaupt keinen einzigen Fall von
Maul- und. Klauenseuche hatte und daß auch
der Eezirk Scheibbs seit August 1952, also
des Vorjahres, seuchenfrei ist. Wir sehen, daß
gar keine Begründung für das Auftriebsver­
bot mehr besteht, wenn auch der Landes­
hauptmann von Steiermark auf Grund des
Tierseuchengesetzes ermächtigt ist, in ge­
wissen Fällen ein Verbot des Almauftr1iebes
in der Steiermark zu erlassen. Dazu kommt
noch, daß es durch hunderte Jahre, also durch
Generationen, schon eine Tradition geworden
ist, daß die Bauern der genannten Bezirke,
weil es für sie eine Existenzfrage bedeutet,
ihr Vieh in den Almen von Steiermark auf­
treiben. Das Mißtrauen der Bevölkerung
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dieser Bezirke wird noch verstärkt und die
Lage verschärft, weil in den letzten Tagen
die Weidebesitzer aus der Steiermark zu uns
in den Bezirk gekommen sind und die Bauern
aufgefordert haben, sie mögen auch heuer
wieder ihr Vieh in die Steiermark bringen.
Wir können verstehen, welche Verbitterung
unter den Bauern unseres Bezlirkes und dar­
über hinaus des Landes Steiermark an der
Grenze herrscht.

In Anbetracht dieser ernsten Situation und
in Anbetracht dessen, daß die Existenz vieler
Bauern bedroht ist und der Almauftrieb von
3000 Rindern auch vom volkswirtschaftlichen
Standpunkt aus für unser Land von größter
Bedeutung ist, erlaube ich mir, folgenden
Resolutionsantrag einzubringen (liest):

"Der Landeshauptmann möge Sorge tragen,
damit das vom Amt der steiermärkischen
Landesregierung erlassene Verbot zum Vieh­
auftrieb, durch welches die Bergbauern in
eine die Existenz gefährdende Notlage ge­
raten sind, aufgehoben wird und der Auf­
trieb von zirka 3000 Stück WeideV'ieh, die
hierdurch als Überschuß vorhanden sind,
ehestens stattfinden kann."

Ich bitte das Hohe Haus um Annahme
dieses Antrages. (Beifall bei der Volks­
partei.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Gas s n e r.

Abg. GASSNER: Hoher Landtag! Im De­
zember 1948 haben a:ie Abgeordneten Men­
tasti und Genossen einen Antrag auf Novel­
Herung des Flurverfassungslandesgcsetzes
eingebracht. Ein gleicher Antrag wurde auch
von den Abgeordneten Glaninger und Ge­
nossen gestellt. Diese Anträge liegen im
Schoß der Landesregierung und warten auf
ihre Erfüllung.

Die Technisierung und Mechanisierung
innerhalb der Landwirtschaft bedingt, daß
agrarische Operat:ionen durchgeführt werden
müssen. Meliorationen und Kommassationen
sind eine Art Bodenreform, die eine Rationa­
lis1ierung in der Landwirtschaft herbeiführt
und die Produktionssteigerung fördert. Die
Melioration verbessert durch Entwässerung
und Bewässerung den Grund und Boden, die
Kommassation hingegen führt die Grundzu­
sammenlegung durch. Bei letzterer wird die I

Flur in große Besitzstücke aufgeteilt und ge­
ordnet, es werden die vVasserläufe geregelt,
das Grabennetz wird geordnet und die Neu­
anlage der Güterwege wird der Technisierung
und Mechanisierung gerecht. Die unzuläng­
lichen alten Feldwege hindern den Fortschritt
und können nicht mehr belassen werden.

Seit 1945 bis zum Stichtag 13. Dezember
1952 wurden in 53 Gemeinden mit 9691 Par­
teien 31.696 ha Grund kommassiert. Zwei Ab­
teilungen der Agrarbehörde führten dliese
Arbeit durch: die Abteilung 1 mit 48 tech­
nischen Bediensteten, die Abteilung 2 mit
57 technischen Bediensteten. Letztere wurde
durch ERP-Mittel unterstützt. Im Jahre 1953
sollen weitere Gemeinden mit 7334 ha kom­
massiert werden. Der große Erfolg dieser
agmrischen Operation liegt in der Rat,ionali­
sierung, in der Rentabilität und in der Ver­
einfachung des grundbücherlichen Verfahrens.

Ich selbst habe in meiner Vlohngemeinde
Sigmundsherberg diese Kommassierung mit­
erleben können. In der anschließenden Ge­
meinde Rod:ingersdorf wurde die Kommas­
sierung eingeleitet. Das war im Jahre 1948.
Es gelangten 1000 ha Grund zur Kommas­
sation, und die neue Mappe wird den sicht­
baren Erfolg zeigen. Die grundbücherliche
Durchführung wird 1953 erfolgen. Wir hatten
in unserer Wohngemeinde 271 Besitzstücke
vor der Kommassierung; nach der Kommas­
sierung haben wir 85. Die Landwirte haben
im Parteienausschuß mitgearbeitet und sie
haben bei den Probegrabungen nicht nur den
Boden von oben, sondern auch von unten
kenneng'elernt; 4400 solche Prohegr1abungen
wurden durchgeführt. Vor der Kommassie­
rung war die Durchschnittsgröße der Besitze
1,1 ha, nach der Kommassierung war die
Durchschnittsgröße 3,3 ha. Durch die Nutz­
barmachung der Grenzfurchen und Raine
wurden 3,5 ha Grund neu gewonnen. Die
Gesamtkosten bei der Kommassation tragen
der Bund, das Land und die Interessenten.
Die Wirtschaftsbesitzer haben nur geringe
Kosten auferlegt bekommen; das geht schon
aus dem Beispiel hervor, daß Wirtschaften,
mit 20 ha Größe für die KommasSiabion, für
die Neuvermessung des Orfsriedes, für die
Neuvermessung des Waldes, für den Ausbau
der Güterwege in einer Breite von sechs
Meter mit befestigter Grundlage zlirka 8000 S
zu bezahlen hatten. Wenn ich nun annehme,
daß im Vorjahre ein Stier nach zweieinhalb
Jahren 8000 S geküstet hat, dann realisiert
sich also dieser Betrag innerhalb von zwei­
einhalb Jahren. Ich möchte die Landes­
regierung bitten, daß sie meinen im Jahre
1948 gestellten Antrag Rechnung trägt, in­
dem die Kommassierungen von Amts wegen
durchgeführt werden, weil es natür:lich hier
auch um Gemeinden geht, die nicht immer
einig sind. Wir können das vor allem im
Horner Bezirk beobachten. Wir haben in Sig­
mundsherberg, Rodingers,dorf, Mödring,
Frauenhofen, Si. Bernhard und in Mold kom­
massiert. Von Amts wegen wäre auch die
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Möglichkeit damals gegeben gewesen, daß wir
auch die Orte BreiteneJich, Klein-Meiseldorf
und Stockern hätten kommassieren können,
daß also auch dort diese Planung zur Tat ge­
worden wäre; so aber hinken jetzt diese drei
Gemeinden nach und verlangen heute erst die
Kommassierung. Es gibt genug Anträge, aber
man muß auch von Amts wegen den Agrar­
behörden die Möglichkeit geben, daß sie
zwangsweise kommasslieren können. Ich
glaube, daß die Landesregierung auf Grund
unseres gestellten Antrages dem Landtag eine
Gesetzesnovellierung vorlegen wird. Heute ist
es unbedingt notwendig, mehr Kommassie­
rungen durchzuführen, weil uns dazu die
Technis'ierung und Mechanisierung in der
Landwirtschaft geradezu zwingt. Ich nenne
nur S:igmundsherberg und Rodingersdorf, wo
die dort ansässigen Bauern einen Grundbesitz
von durchschnittlich 20 ha haben und heute
mit Traktoren und Mähmaschinen und even­
tuell auch mit Garbenbindern arbeiten. Früher
wäre das nicht möglich gewesen.

Die Kommass1ierungen sind gewiß ein Er­
folg für die Landwirtschaft und auch für die
wirtschaftliche Freiheit, die wir erstreben.
(Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Müll n e r.

Abg. Franz MüLLNER: Hoher Landtag!
Gestern haben wir vor Eingang in die
Budgetdebatte den Verwendungsnachweis
unserer niederösterreichischen Landes-Land­
wirtschaftskammer über die ihr vom Lande
Niederösterreich im Jahre 1951 zur Verfügung
gestellten Mittel genehmigt. Heute liegt uns
nun anschließend der Voranschlag des Landes
Niederösterreich für 1953 vor; wir stehen
jetzt bei der Beratung der Gruppe 7 und
finden da neben den verschiedenen Kultur­
förderungsmaßnahmen für die Landwirt­
schaft einen Betrag von 5 Millionen Schilling
für unSere Landes-Landwirtschaftskammer
zur Verfügung gestellt.

Wir alle wissen, daß die Bauernschaft seit
Jahr und Tag zu den schwersten Lastträgern
im Staate, wenn nicht überhaupt zu der
Gruppe zählt, der unbestritten die größte
Last Jahr und Tag auf den Buckel geladen
ist. Der Bauer arbeitet unverdrossen, der, zu­
mindest auf dem familieneigenen Betrieb, nie
nach dem Achtstundentag fragen wird. Ja, es
wäre dies ein Ding der Unmöglichkeit, soll er,
preislich gesehen, bei der mehr als ganz un­
verständlichen Behandlung auf seiner Väter
Scholle weiter bestehen können.

Jahr und Tag wird über die Landwirtschaft
von allen berufenen, aber auch unberufenen

Stellen - und von diesen vielleicht mehr als
nützlich - geschrieben und ges,prochen, sei es
in den gesetzgebenden Körperschaften, sei es
in der Presse. Denken wir zurück an die bit­
tersten Jahre 1945, 1946, 1947, wo wir brach
aller Mittel waren, die zu einer zielstrebigen,
produktionssteigernden Landwirtschaft ge­
hören. Und trotzdem begann neben allen
anderen Ständen in unseren Landen auf
seiten der Landwirtschaft förmlich ein Wett­
rennen, um den Niedergang ehestens wieder
aufzuholen, den unsere Landwirtschaft beim
Zusammenbruch 1945 genommen hatte. Ziel­
bewußt begann auf allen Sparten der land­
wirtschaftlichen Produktion ein ungeahnter
Aufstieg, der seine Anerkennung vor aller
Welt gefunden hat. Und wem verdanken wir
diesen Aufstieg? Neben dem unbeugsamen
Fleiß des braven Landvolkes ist es das große,
nicht zu schmälernde Verdienst unserer
berufsständischen Kammer, die dem Bauer,
dem Landwirt ohne Unterschied der wirt­
schaftlichen Struktur und des Flächenaus­
maßes seiner Wirtschaft in allen Fragen der
Förderung der Landeskultur beratend und
helfend zur Seite gestanden ist. Die Zuwen-

I dungen des Landes an die Landwirtschafts­
kammer haben somit bestimmt reiche Früchte
getragen.

Wir wissen, daß unsere Landes-Landwirt­
schaftskammer nicht unbedeutender Geld­
mittel bedarf, die sie aus den verschiedensten
Titeln deckt, wie aus der eigenen Kammer­
umlage - derzeit 80 Prozent des Hebesatzes
vom Grundsteuermeßbetrag aus Zu­
schüssen seitens des Bundes und nicht zu­
letzt aus Zuweisungen vom Lande, wie auch
in größerem Maße aus ERP-Mitteln.

In diesem Zusammenhang darf ich als
Landeskammerrat von dieser Stelle aus Ihnen
allen, meine Herren, vor allem dem Referen­
ten, Herrn Landesrat Waltner, für die der
Landwirtschafts.kammer aIljä:hrlich zur Ver­
fügung gestellten Mittel, die wir allerdings in
noch weit größeren Maße brauchen könnten,
bestens danken.

Es würde zu weit führen, die einzelnen
Kapitel der Gruppe 7 genauestens unter die
Lupe zu nehmen und abzusprechen. Eines
ist aber sicher, nämlich daß Österreichs
Bauernschaft s:ich ihr Dasein ohne Landes­
Landwirtschaftskammer nicht mehr vor­
stellen könnte. Die Bauernschaft könnte eS
daher nicht verstehen, wenn ihrer berufs­
ständischen Kammer von seiten des Landes
nicht die Mittel gegeben würden, die sie für
die vielen Fragen der landwirtschaftlichen
Produktionsförderung braucht. Wir wissen,
daß die vielgelästerte Frage der landwirt-
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schaftliehen Subventionen fallen muß, soll
wirkliche Befriedung auf seiten aller bäuer­
lichen Kreise, besonders der kleinen und mitt­
leren Betriebe, Platz greifen. Leicht wird es
aber nicht sein, weil gerade die in dankens­
werter Weise und manchmal großzügig ge­
gebenen Mittel aus verschiedenen Titeln
zweckgebunden zugeteilt werden und die
Kammer über diesen Rahmen nicht hinaus­
gehen kahn.

Von allen Seiten wärmstens begrüßt und
anzustreben wäre die Gewährung von aus­
reichenden verbilligten Krediten an die Land­
wirtschaft, besonders eine stärkere Unter­
stützung der Bergbauerngebiete aus dem
Titel Besitzfestigung, die im Vorjahre mit
400.000 S, heuer aber leider nur mit 350.000 S
im Budget dotiert erscheint. Diese Mittel
sollen in erster Linie zur Unterstützung der
wirtschaftlich Schwächeren verwendet wer­
den. Bei der sicher zu erwartenden großen
Zahl von Darlehensansuchen wäre vor a,uem
abzuwägen, ob der Darlehenswerber würdig ist
oder nicht. Darunter verstehe ich, ob er un­
verschuldet in Not geraten ist, ob er Investi­
tionen mit Berechtigung und richtig anzu­
wenden versteht, oder ob er nicht vielleicht
ruinösen Leidenschaften ergeben ist, wie
Trunksucht, Kartenspiel u. dgl.

Mit großer Sor'ge erfüllt die Bauernschaft
- wie auch Kollege Etlinger erwähnt hat ­
der nicht mehr zu verstehende Preisverfall
auf dem Sektor Schlachtvieh. Wir hören
immer und immer wieder nur von Höchst­
preisen und damit von einem gewissen Schutz
für den Konsumenten, was wir ihm absolut
nicht neiden. Aber gleiches Recht für alle!
In diesem Falle steht der Landwirtschaft das
ungeschmälerte Recht zu, durch wirksame
Maßnahmen der berufenen Stellen für ihre
der Natur oft unter schwersten Unbilden ab­
gerungenen landwirtschaftlichen Produkte ­
sei es auf dem Sektor Brotgetreide, Vieh­
zucht oder Milchwirtschaft -- entsprechende
Preise zu erreichen.

Hohes Haus! Wenn Sie wirklich einmal
darüber nachdenken und mit offenen Augen
und Ohren durch das Land ziehen, müssen Sie
unumwunden zugeben, daß die niederöster­
reichische Landwirtschaft unter der Führun'"• . b

semeI' Landes-Landwirbschaftls.kammer seit
1945 mit Hilfe von Zuwendungen des Landes
Niederösterreich, das ja unter den Kriegs­
folgen am schwersten zu leiden hatte, weil es
teilweise auch vom Krieg heimgesucht war,
einen gigantischen Produktionsaufstieg ge­
nommen hat, der ,in erster Linie vielleicht
dem Bauern, nicht zuletzt aber in großem
Maße der gesamten Volks.wirtschaft zugute I

kam. (Beifall bei der Volk8partei.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. GI' a ben hof e r.

Abg. GRABENHOFER: Hoher Landtag!
Mein Vorredner hat schon über die Besitz­
festigung einige Worte verloren. Ich möchte
diese Worte herzlichst unterstützen. Aber ich
glaube, was bisher getan wurde, ist viel zu­
wenig, um die Besitzfestigung unserer
Bauernschaft wirklich sichern zu können.
Wenn wir ehrlich eine Besitzfestigung. unserer
Bauern wollen, dann müssen wir auch unseren
Landarbeitern ihr Dasein und ihre sozialen
Rechte sichern.

Die Landwirtschaft ist durch ihre Vielfalt
ein ungeheures Gebiet. Sie ist die Brotgeberin
unseres Volkes. Die Gesetzgebung hat daher
die Pflicht, auf dem Ernährungssektor alles. zu
tun, um sie zu pflegen und zu fördern. Vieles
ist seit 1945 schon geschehen und vieles kann
und muß noch geschehen, um überhaupt mit
den geänderten Produktionsverhältnissen mit­
zukommen. Wir wissen, daß wir noch immer
zuwenig Nahrungsmittel erzeugen. Den Aus­
gleich haben wir hauptsächlich mit Importen
von Brotgetreide und Futtermitteln zu
tätigen.

Die Landwirtschaftskammern bemühen sich
in anerkennens,werter Weise, durch Auf­
klärung und durch Kredithilfe sowie durch
Hilfe aus ERP-Mitteln in Form von zwei­
prozentigen Darlehen, weiter durch Subven­
tionen unsere Bauern z·u unterstützen und da­
durch die landwirtschaftliche Produktion zu
steigern. Es muß aber hierzu gesagt werden,
daß die große Masse der Klein- und Mittel­
betriebe -- es sind ja 87 Prozent der Bauern,
die unter 20 ha belwirtschaften -- von der
Gewährung dieser Darlehen und Subventionen
auslgeschaltet wurde. Diese 87 Prozent bäuer­
licher Betriebe sind aber Familienbetriebe die
infolge ihrer familieneigenen Arbeitsk;äfte
wohl als die rentabelsten gelten. Und diese
bäuerlichen Klein- und Mittelbetriebe zu
unterstützen, ist die vordringlichste Pflicht
von uns allen. Es würde dies auch der Besitz­
festigung dienen.

Österreichs Landwirtschaft war 1945 arm
und zerschlagen. Wir haben gerne die aus­
ländische Hilfe angenommen und wir sind
sehr dankbar dafür. Die Geldmittel aus dieser
Hilfe, die in die Landwirtschaft flossen, hatte
man aber ungerecht verteilt. Man gab sie
immer den Großagrariern und machte da­
durch diese Reichen noch reicher und ließ den
armen Lazarus am Lande noch ärmer werden.

Diese Politik haben unsere Klein- und
Mittelbauern nun durchschaut und sie haben
bei der letzten Nationalratswahl eine erste
Kostprobe ihrer Haltung gegeben, die der
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Mehrheit dieses Hauses zu denken geben
sollte. Kurz gesagt, es wäre besser gewesen,
die Subventionen und zweiprozenUgen Dar­
lehen niemandem zu geben, der über 100 ha
eigene Betriebsfläche hat, s~e vielmehr der
Fruchtbarmachung der noch zur Entwäs­
serung stehenden 500.000 ha Grundstücke zu­
zuführen. Dadurch könnten mehr Brotgetreide
und Futtermittel produziert werden und der
Staat könnte Devisen einsparen und dadurch
seine Handelsbilanz verbessIern. Der Ent­
wässerung von Grundstücken muß daher
schon im Staatsinteresse und im Interesse
auch der Besitzfestigung die größte Aufmerk­
samkeit und Förderung zuteil werden.

Es ist bekannt, daß die ERP-Gelder für die
Landwirtschaft auslaufen werden, und es ist
sehr bemerkensrwert, daß man jetzt auf ein­
mal den Kleinbauern auf dem Lande auch
etwas aus diesen Geldern anbietet. Mit diesen
Brosamen an Hilfe sind aber die Klein- und
Mittelbauern nicht zufrieden. Noch kann ge­
holfen werden, aber in einer anderen Form,
und zwar durch die Bel'eitstellung von land­
wirtschaftlichen Maschinen für die Klein- und
Mittelbauern. Wie steht es nun mit dieser
maschinellen Hilfe? Was ist bis jetzt für sie
getan worden und was muß noch geschehen,
damit die bäuerlichen Klein- und Mittel­
betriebe mit dem Tempo der Technisierung in
der Welt Schritt halten können? Bis jetzt
haben slich nur die Großagrarier modernisiert,
weil ihnen zum großen Teil die ausländischen
Unterstützungsgelder zugefloSisen sind. Auf
den Rlein- und Mittelbauern auf dem Lan;de
als den getreuesten Sohn unseres Bauern­
standes hatte man aber ganz vergessen. Trotz
alledem ist es aber noch nicht zu spät, wenn
man der Errichtung von Maschinenhöfen,
eventuell nach Kärntner Muster, endlich zu­
smmmt. Sehen wir uns die nordischen Länder
an, vor allem Schweden, das so ziemlich die
gleiche ländliche Struktur aufweist wie Öster­
reich. Schweden besitzt 379.000 landwirtschaft­
liche Betriebe unter 20 ha, Österreich 371.000.
Wenn wir die Mechanisierung der Landwirt­
schaft in Schweden betrachten, dann müssen
wir feststellen, daß in Schweden derzeit un­
gefähr 90.000 Traktoren laufen, während es
in Österreich derzeit zirka 24.000 sind. In
Schweden gibt es 9000 Mähdrescher, während
in Österreich nur 610 laufen. Es gibt aber
auch in Schweden 130.000 Melkmaschinen,
während in Österreich nur 3000 Melk­
maschinen vorhandenSlind. Es gibt weiter in
Schweden 100.000 Bindemäher und 260.000
GI1asmäher, während wir in Österreich nm
11.000 bzw. 60.000 haben. Wenn wir also die
Mechanisierung der Landwirtschaft in Schwe­
den verfol'gen, dann müssen wir zu der Fest-

stellung kommen, daß wir in Österreich noch
viel auf diesem Gebiete nachzuholen haben.
Die Berichte aus Schweden sind für die dor­
tige Landiwirt'S'chaft überaus ermutigend, und
der kolossale Wohlstand, den die Bauern dort
haben, ist auch zum größten Teil der Siozia­
listischen Regierung in Schweden zuzu­
schreiben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wenn
auch im Jahre 1952 ein bedeutender Betra.g
für Iandwirts·chaftliche Mas,chinen ausgegeben
wurde, so bedeutet das noch lange nicht, daß
die österreicbJische Landwirtschaft etwa voll
mechaniSiiel't wäre. Der wunde Punkt Hegt bei
uns eben darin, daß die Klein- und Mittel­
bauern finanziell nicht in der La,ge 'sind, land­
wirtschaftliche Maschinen anzuschaffen. Es
scheint aber, daß man im Landwirtschafts­
ministerium und auch ,in den Kammern nach­
zudenken beginnt, wie man diese kleineren
Betriebe in den Mechanisierungsprozeß ein­
beziehen könnte. Vielleicht wird sich die
Durchorganisierung der Maschinenhilfe für
unsere Klein- und Mittelbauern in Nieder­
österreich anders gestalten als in Kärnten,
nichtsdestorweniger wartet aber die große
Masse der Klein- und Mittelbauern darauf
und sie hat wohl auch ein Recht darauf, daß
man ihr hilft. Die Klein- und Mittel:bauern
müssen ihre Kammerbeiträlge genau so zahlen
wie die Großagrarier, daher müssen auch sie
Darlehen und ,subventionen erhalten. Der
Klein- und Mittelbauer, der finanziell nicht
in der Lage ist, sich einen bescheidenen
Maschinenpark anzuschaffen, wird, wenn er
zuschauen muß, wie 'sich der Nachbar mit
dem Traktor und den verschiedenen Geräten
leicht arbeitet, überdrüsslig und unter Um­
ständen landflüchtig. Als Volksrvertreter und
vor allem als Vertreter der Landwirtschaft
müssen wir daher tI1achten, daß in erster
Linie den wirtschaftlich Schwachen geholfen
und ihr Besitz gefestigt wird.

Wenn man die landwirtschaftlichen Ma­
schinen wir1Jschaftlich einsetlZt, so erleichtern
sie die Arbeit und ersparen dem Landrw:irt
Geld. Sie fÖl'dern die Produktion und dienen
dadurch nicht nur dem Landwirt, sondern
dem ganzen Volke. Der Grundgedanke der
Maschinenhöfe muß daher eineI1seits auf die
wirklich praktische Hilfe für den Landwirt
und andeI1seits auf die Produktionssteigerung
in der Landwirtschaft gerichtet sein. Die
Landmaschinenhilfe ist auch als Ersatz für
die fehlenden Landarbeiter und zur Brechung
der auftretenden Arbeitsspitzen notwendig.

Es wird von den Gegnern der Maschinen­
hilfe behauptet, diese sei eine Vorstufe zur
Kolchosenwirts·chaft. Diese Ansicht ist grund­
falsch und sie wird leider zum Schaden der
Klein- und Mittelbauern politisch auslgenütlZt.
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Gerade die Vernachlässigung der Betriebe
unter 20 ha würde zum Ruin der Wirtschaft
und zur Kolchosenwirtschaft führen.

Es würde auch keine Verpflichtung geben,
die Maschinenhilfe in Anspruch zu nehmen,
denn jeder Landwirt könnte sich frei und ohne
Zwang der Maschinenhilfe bedienen oder auch
nicht. Die Maschinenhilfe muß daher unter
allen Umständen ein gemeinnütziges Unter­
nehmen bleiben. In Kärnten konnten in der
letzten Zeit die Benützungsgebühren für die
Maschinenhilfe bedeutend herabgesetzt wer­
den, ein Zeichen dafür, daß die maschinellen i

Einrichtungen gut sind und dieselben auch
ausgenützt werden.

Hohes Haus! Heben wir die Errichtung von
Maschinenhöfen für unsere Landwirte voll­
ständig aus der Politik heraus, denn sie sollen
einzig und alle,in ein Segen für das ganze
Landvolk und vor allem für die Klein- und
Mittelbauern sein, deren Besitz wir festigen
sollen. Wir müssen uns auch darüber klar
werden, wenn wir nicht mit der Zeit gehen,
so werden wir von ihr überrannt werden. Ich
bitte daher nochmals, der Hohe Landtag
möge der Errichtung von Maschinenhöfen
zustimmen.

Eine sehr segensreiche Einrichtung ist die
Land- und Forstinspektion, soweit es sich um
die Kontrolle am maschinellen Sektor handelt.
Durch die ständig fortschreitende Technisie­
rung und Elektrifizierung ist diese beratende
Stelle wohl nicht mehr wegzudenken und
sollte ständig weiter ausgebaut werden.

Der weitere Ausibau unserer landwirtschaft­
lichen Fortbildungs- und Fachschulen ist auch
eine Notwendigkeit. Die heutige Zeit erfordert
auf allen Gebieten mehr Wissen und Bildung
für die Landjugend. Die Zeit ist hart und eine
gute geistige Durchbildung wird auch den
kleineren Landwirten ihr ohnehin schweres
Los leichter tragen helfen.

Unbegreiflich erscheint mir weiter, daß die
soziale Gleichstellung der Landarbeiter mit
den Industriearbeitern weiter verhindert wird.
Diese ungleiche Behandlung der arbeitenden
Menschen darf unter keinen Umständen ein
Dauerzustand werden.

Wir müssen endlich auch alles tun, um die
Seßhaftigkeit der Landarbeiter zu ermög­
lichen. Maßnahmen zur rascheren und inten­
siveren Errichtung von L,andarbeiter'wohnun­
gen sowie das Gesetz über die soziale Gleich­
stellung sind die Voraussetzungen hierzu.

Zur Besitzfestigung unserer Landwirtschaft
brauchen wir aber auch die Bodenreform. Es
scheint aber, daß unsere Regierung in ihrem
Dornröschenschlaf nicht gestört sein will. Der
heutige Zustand der Bodenverteilung, wonach
1,6 Prozent Besitzer soviel Grund bewirt-

schaften wie 98,4 Prozent, ist in diesem Jahr­
hundert nicht mehr tragbar. Ihre vermeint­
liche Klugheit, eine vernünftige Bodenreform,
wie sie die Sozialistische Partei vorschlägt,
zu verhindern, wird den Herren später einmal
schwer zur denken geben. Die derzeitigen Zu­
stände in der jetzigen Bodenverteilung sind zu
kraß und rufen nach e,iner Neuordnung. Ob­
wohl die Bodenreform schon 1945 vom Herrn
Bundeskanzler Figl in seiner Regierungs­
erklärung versprochen wurde, ist bis heute
in dieser Sache nichts geschehen.

Ebenso ist es beim Pächterschutz. Eine
vernünftige Regelung ist im Interesse der
Pächter sowie der Verpächter gelegen. Wir
wollen daher hoffen, daß bald ein ordent­
liches österreichisches Pächterschutzgesetz
geschaffen wird und auch ein gleichmäßiger
Pachtschilling bei unseren Landwirten wieder
Ordnung schafft.

Eine Herzenslsache für die gesamte Land­
wirtschaft ist die Altersunterstützung für
unsere ausgedienten, arbeitsunfähigen Bauern
und Bäuerinnen. Unsere Partei hat auch hier
durch die Volksrente, die kommen wird und
kommen muß, den Weg gewiesen, um dieses
christliche Werk Wirklichkeit werden zu
laEsen.

Auch die Schädlingsbekämpfungsmütel im
Weinbau sollen so wie jedes Jahr in reich­
lichem Maße bereitgestellt werden.

Hoher Landtag! Zusammenfassend möchte
ich sagen: Alle diese Maßnahmen dienen im
höchsten Maße der Bes,itzfestigung sämtlicher
bäuerlichen Betriebe. Jeden von uns hier in
diesem Hause geht es an und alle haben wir
die Pflicht, den Erfordernissen der Zeit Rech­
nung zu tragen und den vielseitigen Inter­
essen unserer Landwirtschaft auch im Inter­
esse unseres schwergeprüften Vaterlandes
R,echnung zu tragen. (Beifall bei den Sozia.­
listen.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Na g I.

Abg. NAGL: Hoher Landtag! Die GruPlJe 7,
Wirtsohaftsförderung, dient nicht nur dem
Wohle der Bauernschaft, sondern auch dem
Wohle der glanzen Bevölkerung Österreichs.
Wenn auch von gewissen Kreisen noch soviel
davon gesprochen wird, daß in unserem
Bundesland Niederösterreich vielleicht nichts
gemacht worden ist, so müssen wir doch fest­
stellen, daß in unserem Bundesland in puncto
W'irtschaftsförderung immer sehr viel ge­
schehen ist, sei es auf dem Gebiete der Ent­
und Bewässerungen, wodurch viele Grund­
stücke wieder fruchtbar gemacht werden
konnten, sei es durch die Förderung der Er­
richtung von Land- und Forstarbeiterwohnun-
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gen. Auch hier ist sehr viel gemacht worden,
was wir Vertreter der Bauernschaft sehr be­
grüßen.

E:s wurden auch Be:iträge für die Seil­
bahnen gegeben, was besonders zu begrüßen
ist. Diese bedeuten für die Gebirgsbauern­
gemeinden eine sehr große Wirtschafts­
erleichterung.

Bezüglich der Besitzfestigung wurde schon
von meinen Herren Vorrednern davon ge­
sprochen, daß solchen Familien, die nicht
durch eigene Schuld in Not geraten sind,
etwas gegeben werden muß, damit ihre Wirt­
schaft wieder aufrechterhalten werden kann.

Was den Güterwegebau betrifft, möchte ich
insbesondere darauf hinweisen, daß in den
Fachabteilungen, sei es nun bei der Agrar­
bezirksbehörde oder bei der Landesregierung,
sehr viele Anträge aus dem Waldviertel vor­
liegen. Ich glaube, die meisten dieser Anträge
stammen aus dem Waldviertel, weil es dort
viele kleine Ortschaften mit vier bis sechs
Häusern und weder eine Straße noch einen
Güterweg gibt. Die Bauerndiieser Ortschaften
sind auf ihre selbst hergerichteten Feldwege
angewiesen.

Ein sehr großes Augenmerk sollen und
müslsen wir auoh auf die Sohädlings­
bekämpfung richten, da die Schädlinge immer
und immer wieder eine Gefahr für unsere
Forste und für unsere Landwirtschaft dar­
stellen.

Es ist uns eine große Freude, daß den
bäuerlichen Fachschulen ein besonderes
Augenmerk zugewendet wird, denn, meine
sehr Verehrten, wir brauchen in Zukunft eine
tüchtige Bauernjugend, weil wir nur mit einer
solchen die Ernährung uns:erer Bevölkerung
sichern können.

Mein Vorredner, Herr Abg. Grabenhofer,
hat in seinen Ausführungen sozusagen zum
Ausdruck gebracht, man hätte auf dem Ge­
biete der Wirtschaftsförderung immer nur die
größten Bauern unterstützt. Ich glaube aber,
':laß diese Argumentation nicht stimmen kann,
weil sich die Vertreter der Be:zirksbauern­
kammErn immer und immer wieder bemüht
haben, auch Mittel für die Kleinbauern bereit- '
zustellen. Tatsache ist, daß durch die För­
derung der L,andwirtschaft die Ernährungs­
lage verbessert werden kann, was nicht nur
zum Wohle der Bauernschaft, sondern auch
zum Nutzen der Bevölkerung Österreichs
dient. (Beifall bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. S t a f f a.

Abg. STAFFA: Heher Landtag! Es haben
schon einige der Herren Abgeordneten über !

das Problem gesprochen, das sich betitelt:

Benachteiligung der landwirtschaftlichen Be­
völkerung im allgemeinen und der Arbeit­
nehmer in der Landwirtschaft im besonderen.

Der Herr Abg. Zettel hat Ihnen zum Bei­
spiel eingehend dargelegt, wie notwendig es
ist, daß endlich auch für den Fall einer
Arbeitslosigkeit unter der landwirtschaft­
lichen Arbeitnehmerschaft Vorsorge getroffen
wird, weil auch die landwirtschaftliche
Arbeitnehmerschaft unter solchen Verhält­
nissen geschützt und gesichert werden muß.

Ich möchte hier auf eine besonders in der
letzten Zeit recht fühlbar zutage getretene
gesetzliche Lücke hinweisen, die bereits stark
in Erscheinung getreten ist.

Gerade in den letzten Monaten konnte bei
der Maul- und Klauenseuche festgestellt
werden, daß zwar für die Abwehr der Maul­
und Klauenseuche verschiedene Maßnahmen
vorbereitet sind und man bis zu einem ge­
wissen Grad im Kampf gegen diese Seuche
gerüstet ist, daß aber keinerlei Vorsorge und
keinerlei Bestimmung vorhanden ist, um die
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft bei Ein­
treffen solcher Ereignisse zu schützen. Es
gibt im sogenannten Epidemiegesetz eine Be­
stimmung, die die Arbeitnehmerschaft vor
Schaden bewahrt, der ihr dadurch ents'teht,
daß sie bei sanitätspolizeilichen Maßnahmen
Arbeits- und Verdienstausfall erleidet. Leider
sind diese Bestimmungen des Epidemie­
gesetzes für die Arbeitnehmerschaft in der
Landwirtschaft nicht anwendbar. Diese Be­
stimmungen gelten nur für die Arbeiter der
gewerblichen und der industriellen Unter­
nehmungen. Es ist nun leider auch nicht
wahr, so wie es das Landesamt VII-1 in
seinem Erlaß vom 21. April 1952 dargelegt
hat, daß eine Vorsorge in diesen Fällen für
die landwirtschaftliche Arbeitnehmerschaft
nicht notwendig sei, weil der Mangel an
Arbeitskräften ---- so wird das dort begründet
- in der Landwirtschaft ohnehin Gewähr
dafür biete, daß bei Absperrmaßnahmen im
Falle des Auftretens von größeren Seuchen
die Arbeiter in der Landwirtschaft auch im
Absperrgebiet selbst Arbeit und Verdienst
finden können. Leider hat sich in den letzten
Mcnaten herausgestellt, daß dem nicht so ist,
daß es vielmehr eine ganze Anzahl von Fällen
gibt, wo die Arbeitnehmerschaft durch solche
sanitätspolizeiliche Maßnahmen gezwungener­
maßen Arbeit und Verdienst verloren hat und
nun nirgends eine Bestimmung vorh3.nden ist,
auf Grund welcher diese Arbeiter von irgend
jemand diesen Verdienstausfall vergütet er­
halten könnten.

Nun ist seit einiger Zeit geplant, das Tier­
seuchengesetz zu novellieren. Wir sind der
Meinung, daß die Novellierung dieses Tier-
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seuchengesetzes die Gelegenheit bieten würde,
eine Bestimmung in das Tierseuchengesetz
einzubauen, die für solche Fälle die Benach­
teiligung der landwirtschaftlichen Arbeit­
nehmerschaft aus der Welt schaffen würde.
D3mit könnte wieder ein Schritt weiter vor­
wärts getan werden, um endlich eine An­
gleichung der Arbeitnehmerschaft in der
Landwirtschaft an jene in Industrie und
Gewerbe herbeizuführen.

Ich möchte daher dem Hohen Landtag
folgenden Antrag unterbreiten und um seine
Annahme ersuchen. Er lautet (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
bei der Bundesregierung vorstellig zu werden
und dahin zu wirken, daß bei der geplanten
Novellierung des Tierseuchengesetzes auch
Bestimmungen aufgenommen werden, die es
ermöglichen, den Dienstnehmern in der Land­
wirtschaft den Verdienstausfall zu ersetzen,
den l"ie im Zuge von zur Bekämpfung von
Tierseuchen getroffenen Verfügungen er­
leiden."

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag
die Zustimmung zu geben. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT SA8SMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Ing. H i I' man n.

Abg. Ing. HIRMANN: Hoher Landtag!
Wenn in der ganzen Budgetdebatte im großen
und ganzen die gleichen Probleme wie im
Vorjahre und in den vorhergegangenen
Jahren erörtert wurden, so ist gerade beim
Kapitel Landwirtschaft grundsätzlich etwas
anderes festzustellen. Im Gegensatz zu den
vergangenen Jahren, wo unsere Hauptsorge
und das Hauptproblem war, die Produktion
so zu fördern, daß sie den Bedarf der Bevöl­
kerung decken kann, ist heuer auch die Sorge
um den Abl"atz der landwirtschaftlichen Pro­
dukte auf der Tagesordnung.

Nichts kann deutlicher den Unterschied
kennzeichnen als zwei Artikel der "Arbeiter­
Zeitung" . Der erste ist ein Leitartikel, ist vom
22. April 1952 und trägt die Überschrift: "Die
Sackgasse des Herrn Thoma." In diesem Leit­
artikel hat der VolkEv,rirtschaftler der Sozia­
listischen Partei, Herr Karl Ausch, dem da­
mals neuen Landwirtschaftsminister Thoma
vorgeworfen, daß er auch nichts Neues wisse,
wenn er fordere, die Getreidepreise auf Kosten
der Futtermittel zu erhöhen und den er­
sparten Betrag den Getreidepreisen zuzu­
schlagen. In diesem Artikel sagte damals
Herr Karl Ausch, daß dies nur zur Folge
haben werde, daß durch die Verteuerung der
Futtermittel die Landwirtschaft mehr Brot­
getreide verfüttern wird als früher, daß ein
noch größerer Mangel an Brotgetreide auf-

treten wird, daß die Milchproduktion sinken
und daß genau das Gegenteil, von dem ein­
treten wird, was der Herr Landwirtschafts­
miniEter .vorgeschlagen hat.

Nun zitiere ich den zweiten Artikel, der fast
ein Jahr genau nach dem ersten Artikel in
der "Arbe.iter.Zeitung" erschienen ist, und
zwar am 23. April 1953, der ebenfalls ge­
zeichnet ist mit K. A. und der die Überschrift
trägt: "Der Schweinezyklus. " Hier beschäf­
tigt sich der VerfasEer dieses Artikels mit der
Tatsache, daß das Angebot an Fleisch, in
diesem Falle speziell an Schweinefleis.ch, so
groß geworden ist, daß der Absatz nur mehr
knapp gesichert ist, aber auch nur deswegen,
weil, wie ES hier ganz richtIg heißt, die Preise
um 25 bis 30 Prozent gesunken sind. Es ist
also keine Verminderung der Produktion an
Fleisch eingetreten. Es ist außerdem, wie all­
gemein bekannt ist, auch die Erzeugung von
Milch im verg'angenen Jahre trotz der Maul­
und Klauenseuche so gestiegen, daß auch hier
der Absate: bereits Sorge bereitet, und es
konnte außerdem festgestellt werden, daß die
Ablieferung an Brotgetreide nahezu um
100.000 Tonnen höher sein wird als im ver­
gangenen Jahre. Ein deutlicherer Beweis für
die Richtigkeit der getroffenen Maßnahmen
als diese andauernde Steigerung der landwirt­
schaftlichen Produktion kann wohl nicht er­
bracht werden. Immerhin aber begrüße ich
diesen zweiten zitierten Artikel, denn er faßt
als Ergebnis dieser Entwicklung zusammen,
daß es notwendig sei, daß sich alle beteiligten
Kreise, und zwar Konsumenten und Produ­
zenten der Lebensmittel, zusammensetzen und
einen Weg suchen, der einerseits den Absatz
der landwirtschaftlichen Produkte sichert,
anderseits aber auch eine ausreichende Preis­
baEis für die L'andwirtschaft bringt. Das ist
das Erfreuliche. Denn während in all den ver­
gangenen Jahren immer auf der einen Seite
hühe Preis'e, wie geEagt wurde, meist zu hohe,
gefordert wurden, war anderseits das Bestre­
ben, möglichst niedere Lebensmittelpreise zu
erzielen. Das ist begreiflich, denn mit der
Höhe der Lebensmittelpreise hängt letzten
Endes auch das Lohnniveau und damit auch
die Exportfähigkeit unseres L,andes zu­
sammen. Erfreulich ist diese Feststellung des­
wegen, weil sie sich den Methoden nähert, die
in anderen Ländern im Zusammenhang mit
der Regelung der Agrarpreise getroffen wer­
den, und zwar nenne ich hier nur England
und Schweden. England hat schon seit Jahren,
auch in einer Zeit, als dort noch die Arbeiter­
partei führte, im Prinzip denselben Grundsatz
vertreten und durchgeführt, wie das seit
Jahren sozialistische Schweden. Es ist nicht
so sehr wichtig, wie hoch die Preise der ein-
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zeInen Artikel sind, sondern es ist vielmehr
notwendig, daß der Landwirtschaft ein
Gesamtvolumen des Volkseinkommens zuge­
billigt wird, das sie in den Stand setzt, ihre
vordringlichste Aufgabe, die Ernährung des
Volkes zu sichern, und daß sie außerdem in
der Lage ist, als wichtIger Abnehmer der
industri'ellen Produkte aufzuscheinen. Wenn
mit diesem Artikel der Wille und die Absicht
von seiten der Konsumenten zu einer solchen
ernslten Zusammenarbeit gegeben ist und ein
gemeinsamer Weg gefunden wird, dann
können wir wohl diese Tatsache nur mit
Freude begrüßen.

Wenn die Herren Vorredner auf verschie­
dene Probleme, die uns auch heute noch und
wieder beschäftigen, hingewiesen haben, so
freut es mich, daß einmütig die Ansicht ver­
treten wurde, daß die landwirtschaftliche
Berufsschule weiterer Förderung bedarf und
ihr weiterer Ausbau notwendig ist. Wenn da
und dort kritisiert wurde, daß der Aufwand,
der für diese Schulen getätigt wurde, in
keinem Verhältnis zum Besuch steht, wenn
versucht wurde, zu errechnen, wie hoch der
Unterricht des einzelnen Schülers kommt, so
h,t dieser Weg nicht richtig, denn wir können
ihn ja bei anderen Schulen, ob es Gewerbe­
oder irgendwelche andere Sohulen sind, auch
nicht gehen. Wir müssen feststellen, daß die
landwirtschaftlichen Schulen, die in den ver­
gangenen Jahren nach modernsten Grund­
sätzen gebaut und ausgebaut wurden, einer­
seits bedeutende Mittel aus den ERP-Hilfen
in das Land gebracht haben, die in diesen
Schulen zweckdienlich verwendet wurden, daß
sie anderseits gleichsam Zentren der landwirt­
schaftlichen Fortbildung sein können und daß
es jetzt an uns liegen wird, von diesen
Zentren, gleichsam strahlenförmig ausgehend,
die landwirtschaftlichen Fortbildungsschulen
in den einzelnen Sprengeln auf- und auszu­
bauen. Wir haben ja das landwirtschaftliche
Schulgesetz, und es fehlt eigentlich nur die
Durchführungs.verol1dnung dazu. Sie ist des­
wegen notwendig, weil der Andrang zu diesen
Fortbildungss.chulen so groß ist, daß in vielen
Fällen gar nicht alle Anmeldungen ange­
nommen werden können.

Was die Frage der Gleichstellung der Land­
arbeiter im Vergleich zu den anderen Arbeit­
nehmern in unserem Lande anbelangt, so
müssen wir feststellen, daß bis auf einen
Punkt die sozialrechtliche Gleichstellung voll­
ständig durchgeführt wurde. Es ist dies
nur hinsichtlich der Arbeits,losenversicherung
noch nicht geschehen. Ich kann hier fest­
stellen, daß sieh die zuständigen landwirt­
schaftlichen Stellen in Niederösterreich für die
Einbeziehung der Landarbeiter in die Arbeits-

losenversiicherung ausgesprochen haben, weil
sie der Ansicht sind, daß, von anderen Er­
wägungen abgesehen, die Arbeits,losenver­
sicherung eine Leistung der Allgemeinheit
für den betreffenden Berufszweig ist, denn
kein BerufS'zweig deckt aus seinen Beiträgen
die Koslten der Arbeitslosenversicherung.
Bedenken muß es nur hervorrufen, daß im
Entwurf des Her:m Sozialministers für die
Landarbeiter die 52wöchige Wartezeit vor­
gesehen ist, so daß selbst dann, wenn die
Arbeitslosenversicherung sofort eingeführt
würde, der Landarbeiter, bis er zum ersten­
mal in den Genuß dieser UntersWtzung
kommt, 52 Wochen warten muß. Wir hoffen,
daß es möglich sein wird, hier, besonders in
Ausnahmefällen, eine Verkürzung dieser
Wartezeit herbeizuführen, und meine Frak­
tion wird auch für Ihren Antrag, den Sie hin­
sichtlich der Arbeits,losenversicherung gestellt
haben, stimmen.

Daß eine Novellierung des Flurverfassungs­
und Flurverfahrensgesetzes noch nicht durch­
geführt wurde, liegt nicht daran, daß die
entsprechenden Entwürfe noch nicht ausge­
arbeitet sind, denn sie sind schon ferHg. Es
liegt vielmehr daran, daß es nicht notwendig
war, diese Novellierung tatsächlich Gesetz
werden zu lassen, weil die Anmeldungen zur
freiwilligen Grundzusammenlegung so groß
sind, daß unsere beiden Abteilungen mit
Arbeit auf Jahre hinaus eingedeckt sind und
gar nicht in der Lage sind, mit den vorhan­
denen Kräften in absehbarer Zeit allen An­
forderungen zu genügen. Wir ziehen es eben
vor, auf freiwilliger Grundlage solche agra­
rische Operationen vorzunehmen. Operation
ist hier ein richtiger Ausdruck, denn es ist
immerhin ein starker Eingriff in das Gefüge
des landwirtschaftlichen Besitzes. Sollte sich
die Notwendigkeit ergeben, hier durch eine
Novellierung von Gesetzes wegen eingreifen
zu müssen, so bin ich überzeugt, daß sie in
kürzester Zeit fertig sein wird.

Es ist auch heute wieder die Frage der
Errichtung von Landmaschinenhöfen auf­
getaucht, eine schon wiederholt hier vor­
gebrachte Forderung. Es ist nun interessant,
daß mein Vorredner gerade Schweden als
eines der Musterbeispiele für diese Land­
maschinenhöfe angeführt hat. Die Zahlen, die
er hinsichtlich der Mechanisierung, der Ver­
wrgung der schwedischen Landwirtschaft mit
Maschinen gebracht hat, sind richtig. Er
hat aber verschwiegen, daß Schweden die
Maschinenstationen auf grundsätzlich andere
Art und Weise errichtete, als dies im Bundes­
land Kärnten der Fall war. (Ruf bei den So­
zialisten: Aber sie sind da!) Schweden hat
diese Landmaschinenstationen auf privatwirt-
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schaftlicher Grundlage errichtet. Es hat
wohl der Staat dem einzelnen, der solche
Maschinenstationen errichtet, billige Kredite
zur Verfügung gestellt, hat aber ansonsten
nicht eingegriffen. Berichte aus Schwden
sagen aber, daß die Inanspruchnahme dieser
Stationen zurückgeht, begreiflicherweise, weil
him,jchtlich der Mechanisierung der Land­
wirtschaft gerade die allerletzte Zeit eine
grundlegende Wandlung in technischer Hin­
sicht gebracht hat.

Es ist aber doch notwendig, daß ich auch
auf die Kärntner Landmaschinenhöfe eingehe,
weil sie in all den Jahren auch das Muster
für (zur Seite der SPö gewendet) Ihre Vor­
schläge gewesen sind. Ich kann nun hier an
Hand von Zahlen nachweisen, daß erstens
einmal diese Landmaschinenhöfe in Kärnten
nur deswegen noch immer florieren und noch
immer ihren Zweck erfüllen, weil in Kärnten
der Hauptteil der Arbeit dieser Land­
maschinenhöfe nicht vielleicht in der Bearbei­
tung der Felder, sondern in der Leistung von
Fuhrarbeiten liegt. Von den 22 Maschinen­
höfen, die Kärnten besitzt, wurden im Jahre
1951 59 Prozent aller Arbeitszeit für Fuhren
aufgewendet, begreiflich, denn Kärnten ist ein
holzreiches Land, in dem fast jeder Bauer
auch einen Wald besitzt. Da hat der Bauer
natürlich über weite Strecken viel Fuhr­
arbeiten zu leisten. Das Pflügen hat nur mehr
26 Prozent in Anspruch genommen, das
Mähen gar nur mehr 6,9 Prozent. Dabei ist
aber unter Mähen das Mähen von Gras und
Weide gemeint, wieder ein Betriebszweig, der
in Kärnten stärker als bei uns verbreitet ist.
Für Kultivierung wurde gar nur ein Zehntel­
prozent in Anspruch genommen, für die
Bindemäher 3,5 Prozent, für Druschmaschinen
gar auch nur 0,8 Prozent. Wir sehen also, daß
die finanzielle GrundIage für diese Maschinen­
höfe die Fuhrarbeiten sind. Das würde jedoch
in unserem Lande wesentlich anders sein. Es
zeigen aber auch diese Zahlen, daß gerade
das, was als Hauptvorteil der Maschinenhöfe
von Ihnen hingestellt wird, nämlich mit ihrer
Hilfe die Arbeitsspitzen zu brechen, nicht der
Fall ist. Denn es gibt wohl kaum größere
Arbeitspitzen als beim Anbau und bei der
Ernte.

Es war vor einem Jahr, als hier in diesem
Saal im Rahmen der Tagung der Landwirt­
schaftskammer ein europäischer Fachmann
auf dem Gebiete der Mechanisierung du
klein- und mittelbäuerlichen Betriebe, Prof.
Dencker, einen äußerst instruktiven Vortrag
gehalten hat. Er hat nachgewiesen, daß ge­
rade in den letzten Jahren sich in technischer
Hinsicht insofern - man kann sagen - eine
Umwälzung angebahnt hat, als es gelungen

ist, den wirklichen Bauernschlepper Zu kon­
struieren, einen Bauernschlepper, den übrigens
auch die Steyr-Werke in den letzten Jahren
unter der Typenbezeichnung 80 und 80 a her­
ausgebracht haben. Prof. Dencker wies zif­
fernmäßig n:lch, daß der Hauptvorteil der
Mechanisierung darin liegt, daß möglichst
jeder Bauer in den Besitz eines solchen
Universalschleppers kommt, der nicht nur zu
gewissen Spitzenarbeiten geeignet ist, sondern
der praktisch jede Arbeit, die Zugtiere leisten,
besser und schneller übernimmt. Wir haben
nun tatsächlich durch diesen Steyr-Bauern­
schlepper 80 und 80 a mit seinen Zusatz­
geräten, die alle in Österreich erzeugt werden,
die gegebene Bauernmaschine. Prof. Dencker
wies weiter nach, daß der Hauptvorteil des
Eimatzes einer solchen Maschine darin liegt,
daß möglichst wenig Besitzer eine solche
Maschine gemeinsam benützen. Wenn es die
Betriebsgröße nicht zuläßt, daß der einzelne
Bauer einen solchen Steyr 80 anschaffen kann,
dann ist die Höchstzahl der gemeinsamen
Benützer drei. Was über drei hinamgeht, ver­
mindert - begreiflicherweise - die Möglich­
keit des jederzeitigen und rechtzeitigen Ein­
satzes.

Es scheint mir aber, daß es sich hier nur
um ein Gebiet der Mechanisierung handelt,
um die Ersetzung des Zugtieres durch den
Traktor. Das ist wünschenswert, denn jedes
Pferd braucht zu seiner Erhaltung den Er­
trag von eineinviertel Hektar. Dort, wo es
gelingt, das Pferd durch den Traktor zu er­
setzen, kann an Stelle des Pferdes ein Nutz­
tier, eine Kuh oder ein anderes Tier, ein­
gestellt werden.

Aber nicht minder wichtig erscheint mir
die Mechanisierung der Hauswirtschaft. Es
il"t wohl weitgehend gelungen, die Feldarbeit
zu erleichtern, und zwar nicht nur durch die
Einführung verschiedener Maschinen, sondern
in nicht geringerem Maße durch die Verwen­
dung neuer chemischer Unkrauthekämpfungs­
mittel, die ein schweres Arbeiten und Jäten
überflül"sig machen und es durch einfaches
Bespritzen ersetzen. Bei den Getreidearten
werden dadurch die meisten Unkräuter ver­
nichtet.

Es scheint mir aber besonders wichtig zu
sein, daß wir der Bäuerin ihre Arbeit in Haus
und Hof erleichtern. Und hier können wir,
genau so wie Prof. Dencker vor einem Jahr,
feststellen, daß die technische Entwicklung
dieser Maschinen abgeschlossen ist. Denn es
ist kaum mehr möglich, daß ein Elektroherd,
ein Heißwasser:speicher, eine Waschmaschine
oder eine Elektropumpe noch wesentlich ver­
bessert wird. Die Mechanisierung der Land­
wirtschaft und vor allem der klein- und
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mittelbäuerlichen Betriebe, wo die Bäuerin die
Hauptlast der Arbeit zu tragen hat, sie muß
nicht zuletzt auf hauswirtschaftlichem Ge­
biet eimetzen. Selbstverständlich ist die
Hauptfrage auch hier, so wie bei jeder Mecha­
nisierung, die der Beschaffung der notwen­
digen Kapitalien. Sie wird nicht leicht zu
lösen sein, aber wenn es möglich ist, die dazu
geeigneten Maschinen zu typisieren, wenn es
gelingt, Normen zu erstellen, um diese Ma­
schinen, die für die Hauswirtschaft besonders
wichtig sind, in großen Serien zu erzeugen,
so bin ich überzeugt, daß eine wesentliche
Preissenkung möglich ist. Und ich kann mir
sehr leicht vorstellen, daß es auch möglich
sein muß, einen ähnlichen Fonds wie zum Bei­
spiel den Gewerbeförderungsfonds zu bilden,
der für solche Zwecke billige Kredite zur Ver­
fügung stellt. Ich glaube, es wäre unter
anderem auch eine Aufgabe der Newag,die
sich gerade auf diesem Gebiete große Ver­
dienste erwerben könnte, wenn sie die Elek­
trifizierung und damit auch die Mechani­
sierung der Hauswirtschaft durch Bereit­
stellung langfristiger und billiger Kredite
fördern würde. Es ist auf diesem Gebiete
schon ein bescheidener Anfang gemacht
worden, als die Newag im Vorjahre in jedem
Dorf sozusagen Mustermaschinen einführte,
zunächst kostenlos, um am Beispiel zu zeigen,
wie wertvoll und wie umfassend sie gerade
für die Bäuerin sind. Daß ein solcher Fonds
für die Beschaffung von Landmaschinen sich
auch auf andere Maschinen aU8'wirken wird
oder kann, ist selbstven,tändlich. Ich will da­
von absehen, einen diesbezüglichen Antrag zu
stellen, bitte aber immerhin den Hohen Land­
tag und den zuständigen Referenten, sowohl
in seiner Eigenschaft als Finanzreferent des
Landes als auch in seiner Eigenschaft als
geschäftsführender Präsident der Newag, hier
die Grundlagen für eine umfassende und weit­
gehende Mechanisierung der österreichischen
Landwirtschaft zu geben.

Es wäre eigentlich müßig, noch einmal auf
die Vorwürfe hinsichtlich der Verteilung der
Subventionen und Kredite zurückzukommen.
Hinsichtlich der Subventionen müßte auch
meinen Vorrednern bekannt sein, daß sie in
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle klei­
neren und mittleren bäuerlichen Betrieben
gegeben worden s,ind, und zwar schon des­
wegen, weil die Zweckbestimmung von den
Geldgebern so getroffen wurde und solche
Maschinen umfaßte, die gerade für diese Be­
triebe notwendig waren. t'Abg. Staffa: Liech­
tenstein gehört zu den kleinen oder mittleren
Betrieben?)

Das, was angezogen wird und was, wie ich
zugebe, einen gewissen Erfolg in der Wahl-

propaganda gehabt hat, war die Vergebung
von Krediten für Mähdrescher. Es müßte
aber meinem Vorredner bekannt sein, daß
auch diese Kredite vom Geldgeber ausidrück­
lich. zur Anschaffung von Mähdreschern ge­
ge~~en worden sind, und daß diese Mäh­
drescher allein nur von Betrieben bestimmter

. Größe verwendet und daher auch angeschafft
werden konnten. Ob es möglich sein wird, im
kleinbäuerlichen und im mittelbäuerlichen
Betrieb den Mähdrescher einzuführen, ist eine
and'ere Frage. Ich muß in diesem Zusammen­
hang nur feststellen, daß die Getreideernte
für den kleineren und mittleren bäuerlichen
Betrieb allein durch die Anwendung des
Mähbinders kein Problem mehr und keine
Arbeitsspitze mehr ist. Und zwar schon des­
wegen kein Problem, weil es ja nach wie vor
üblich ist, dank des reichlich vorhandenen
Scheunenraumes, die Frucht, sobald sie auf
dem Felde abgetrocknet ist, in die Scheune
zu bringen, was den Vorteil hat, daß die
Dreschzeit und die Beschäftigung des Bauern
und seiner Familie durch eine lange Zeit hin­
durch ausgedehnt werden kann.

Die Frage der Bodenreform taucht selbst­
verständlich immer wieder auf. Wenn hier die
Zahlen über die Verteilung der Besitzgröße
genannt wurden, so sind es dieselben Zahlen,
die natürlich auch im Wahlkampf genannt
wurden. Wenn Sie (zur Seite der SPö ge­
wendet) feststellen, daß der Großgrundbesitz
prozentuell einen hohen Anteil an der Gesamt­
fläche hat, so verschweigen Sie aber auch hier
etwas, was auch damals verschwiegen wurde.
Ich muß wohl auf etwas hinweisen, was auch
Ihnen bekannt ist, nämlich, daß in diesen
Flächen auch der Waldbesitz inbegriffen ist,
daß Sie also Wald- und Ackerland zusammen­
rechnen. Ob es nun zweckmäßig sein wird, die
großen Waldflächen zu zerstückeln und zu
parzellieren, ist eine andere Frage. Ob aber
eine Berufsgruppe, die, wie auch heute wieder­
holt hier festgestellt wurde, auf das engste
mit der Landwirtschaft verbunden ist, näm­
lich die der Landarbeiter, mit einer solchell
Bodenreform, die gleichbedeutend mit einer
Zerstückelung ist, einverstanden wäre oder
nicht, müßten auch Sie wissen. Denn überall
dort, wo im vergangenen Jahre von anderer
Seite der Versuch gemacht wurde, Groß­
betriebe zu zerstückeln, setzten sich die Land­
arbeiter, wo sie die Möglichkeit hatten, ganz
energisch zur Wehr, und ich glaube nicht, daß
Sie in Ihrem Bestreben, Großbetriebe zu zer­
stückeln, auf die Unterstützung der Gewerk­
schaft der Landarbeiter rechnen können. Der
landwirtschaftliche Großbetrieb hat seine be­
sonderen Aufgaben und wenn er nicht wäre,
dann müßte er geschaffen werden.
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mittelbäuerlichen Betriebe, wo die Bäuerin die
Hauptlast der Arbeit zu tragen hat, sie muß
nicht zuletzt auf hauswirtschaftlichem Ge­
biet eimetzen. Selbstverständlich ist die
Hauptfrage auch hier, so wie bei jeder Mecha­
nisierung, die der Beschaffung der notwen­
digen Kapitalien. Sie wird nicht leicht zu
lösen sein, aber wenn es möglich ist, die dazu
geeigneten Maschinen zu typisieren, wenn es
gelingt, Normen zu erstellen, um diese Ma­
schinen, die für die Hauswirtschaft besonders
wichtig sind, in großen Serien zu erzeugen,
so bin ich überzeugt, daß eine wesentliche
Preissenkung möglich ist. Und ich kann mir
sehr leicht vorstellen, daß es auch möglich
sein muß, einen ähnlichen Fonds wie zum Bei­
spiel den Gewerbeförderungsfonds zu bilden,
der für solche Zwecke billige Kredite zur Ver­
fügung stellt. Ich glaube, es wäre unter
anderem auch eine Aufgabe der Newag,die
sich gerade auf diesem Gebiete große Ver­
dienste erwerben könnte, wenn sie die Elek­
trifizierung und damit auch die Mechani­
sierung der Hauswirtschaft durch Bereit­
stellung langfristiger und billiger Kredite
fördern würde. Es ist auf diesem Gebiete
schon ein bescheidener Anfang gemacht
worden, als die Newag im Vorjahre in jedem
Dorf sozusagen Mustermaschinen einführte,
zunächst kostenlos, um am Beispiel zu zeigen,
wie wertvoll und wie umfassend sie gerade
für die Bäuerin sind. Daß ein solcher Fonds
für die Beschaffung von Landmaschinen sich
auch auf andere Maschinen aU8'wirken wird
oder kann, ist selbstven,tändlich. Ich will da­
von absehen, einen diesbezüglichen Antrag zu
stellen, bitte aber immerhin den Hohen Land­
tag und den zuständigen Referenten, sowohl
in seiner Eigenschaft als Finanzreferent des
Landes als auch in seiner Eigenschaft als
geschäftsführender Präsident der Newag, hier
die Grundlagen für eine umfassende und weit­
gehende Mechanisierung der österreichischen
Landwirtschaft zu geben.

Es wäre eigentlich müßig, noch einmal auf
die Vorwürfe hinsichtlich der Verteilung der
Subventionen und Kredite zurückzukommen.
Hinsichtlich der Subventionen müßte auch
meinen Vorrednern bekannt sein, daß sie in
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle klei­
neren und mittleren bäuerlichen Betrieben
gegeben worden s,ind, und zwar schon des­
wegen, weil die Zweckbestimmung von den
Geldgebern so getroffen wurde und solche
Maschinen umfaßte, die gerade für diese Be­
triebe notwendig waren. t'Abg. Staffa: Liech­
tenstein gehört zu den kleinen oder mittleren
Betrieben?)

Das, was angezogen wird und was, wie ich
zugebe, einen gewissen Erfolg in der Wahl-

propaganda gehabt hat, war die Vergebung
von Krediten für Mähdrescher. Es müßte
aber meinem Vorredner bekannt sein, daß
auch diese Kredite vom Geldgeber ausidrück­
lich. zur Anschaffung von Mähdreschern ge­
ge~~en worden sind, und daß diese Mäh­
drescher allein nur von Betrieben bestimmter

. Größe verwendet und daher auch angeschafft
werden konnten. Ob es möglich sein wird, im
kleinbäuerlichen und im mittelbäuerlichen
Betrieb den Mähdrescher einzuführen, ist eine
and'ere Frage. Ich muß in diesem Zusammen­
hang nur feststellen, daß die Getreideernte
für den kleineren und mittleren bäuerlichen
Betrieb allein durch die Anwendung des
Mähbinders kein Problem mehr und keine
Arbeitsspitze mehr ist. Und zwar schon des­
wegen kein Problem, weil es ja nach wie vor
üblich ist, dank des reichlich vorhandenen
Scheunenraumes, die Frucht, sobald sie auf
dem Felde abgetrocknet ist, in die Scheune
zu bringen, was den Vorteil hat, daß die
Dreschzeit und die Beschäftigung des Bauern
und seiner Familie durch eine lange Zeit hin­
durch ausgedehnt werden kann.

Die Frage der Bodenreform taucht selbst­
verständlich immer wieder auf. Wenn hier die
Zahlen über die Verteilung der Besitzgröße
genannt wurden, so sind es dieselben Zahlen,
die natürlich auch im Wahlkampf genannt
wurden. Wenn Sie (zur Seite der SPö ge­
wendet) feststellen, daß der Großgrundbesitz
prozentuell einen hohen Anteil an der Gesamt­
fläche hat, so verschweigen Sie aber auch hier
etwas, was auch damals verschwiegen wurde.
Ich muß wohl auf etwas hinweisen, was auch
Ihnen bekannt ist, nämlich, daß in diesen
Flächen auch der Waldbesitz inbegriffen ist,
daß Sie also Wald- und Ackerland zusammen­
rechnen. Ob es nun zweckmäßig sein wird, die
großen Waldflächen zu zerstückeln und zu
parzellieren, ist eine andere Frage. Ob aber
eine Berufsgruppe, die, wie auch heute wieder­
holt hier festgestellt wurde, auf das engste
mit der Landwirtschaft verbunden ist, näm­
lich die der Landarbeiter, mit einer solchell
Bodenreform, die gleichbedeutend mit einer
Zerstückelung ist, einverstanden wäre oder
nicht, müßten auch Sie wissen. Denn überall
dort, wo im vergangenen Jahre von anderer
Seite der Versuch gemacht wurde, Groß­
betriebe zu zerstückeln, setzten sich die Land­
arbeiter, wo sie die Möglichkeit hatten, ganz
energisch zur Wehr, und ich glaube nicht, daß
Sie in Ihrem Bestreben, Großbetriebe zu zer­
stückeln, auf die Unterstützung der Gewerk­
schaft der Landarbeiter rechnen können. Der
landwirtschaftliche Großbetrieb hat seine be­
sonderen Aufgaben und wenn er nicht wäre,
dann müßte er geschaffen werden.
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Mir tut es heute leid, daß einer der Haupt­
redner in landwirtschaftlichen Fragen, der
Herr Landesrat Genner, nicht hier ist. Er
hätte die Debatte bestimmt belebt, aber ich
hoffe nur, daß sich sein Gesundheitszustand
bald wieder bessern wird. Ich weiß, auch er
hätte d3JS Kapitel Bodenreform wieder ge­
bracht. Ich habe mir seine seinerzeitige
Äußerung sorgfältig aufgeschrieben, damit
ich ja kein Wort falsch sage, und ich möchte
hierzu die bescheidene Frage stellen: Ist die
Ansicht richtig, die (zur Seite des Links­
blocks gewendet) von Ihrer berufensten Seite
geäußert wurde und die heißt: "Die Lösung
der Agrarfrage ist darin zu suchen, wenn man
die kleinen und kleinsten Bauernwirtschaften
alLmählich, aber mit sicherer Konsequenz zu
Großwirtschaften vereint und diesen die
Möglichkeit gibt, mit landwirtschaftlichen
Maschinen und Traktoren zu arbeiten und
wissenschaftliche Methoden zur Intensivie­
rung der Land.wirtschaft anzuwenden." Ist
diese Methode richtig oder nicht?

Diesen Ausspruch hat kein geringerer als
Stalin am Parteitag der Kommunistischen
Partei der UdSSR im Jahre 1927 getan. (Ab­
geordneter Dubovsky: Nur daß wir das auf
genossenschaftlicher Basis meinen.) Wenn der
Herr Abg. Dubovsky, wie ich erwartet habe,
darauf reagiert hat, so möchte ich ihn doch
höflichst darauf hinweisen, daß er scheinbar
nicht genau die umfangreichen Veröffent­
lichungen in der "Österreichischen Zeitung"
über die ökonomischen Probleme des Sozialis­
mus in der UdSSR gelesen hat. Diese Ver­
öffentlichungen sind sehr umfaslsend und be­
schäftigen sich in vielen Fragen, in vielen
Kapiteln auch mit den Problemen der Land­
wirtschaft. Sie zeigen auch, «laß gewisse
Kreis.e, die der Landwirtschaft fernstehen,
anderer Meinung sind als die dafür zustän­
digen. Hier hat mich vor allem ein Satz ganz
besonders interegs,iert - diese Stellungnahme
zu dem ökonomischen Problem stammt von
Stalin -, in dem es ausdrücklich heißt:
"Gelten die Wirtschaftsgesetze auch für den
sozialistischen Staat? Als Antwort auf diese
Frage muß man feststellen, daß die Wirt­
schaftsgesetze im sozialistischen Staat auch
gelten." Als besonders deutliches Argument
für diese Tatsache wird in dieser Ausein­
andersetzung ein sonderbarer Vorschlag er­
wähnt. Einer der Volkswirtschaftler in der
UdSSR stellte nämlich die Forderung auf, daß
man da,s Brotgetreide im Preis der Baumwolle
gleichstellen und daß man die Tonne Brot­
getreide zum seiben Preis wie die Tonne Brot
zahlen soll. Hier weist nun mit Klarheit
gerade Stalin nach, daß dies der größte
Fehler wäre, den auch eine vergenossenschaf-

------~ ------------- --

tete Landwirtschaft begehen könnte, und die
Schlußfolgerung ist eindeutig. Es heißt dort:
Es würde dazu führen, daß die Baumwoll­
produktion vernichtet und dadurch ein
schwerer Nachteil für die Landwirtschaft der
UdSSR erstehen würde.

Warum ich das angeführt habe? Nur des­
wegen, um so eigentlich wieder zum Aus­
gangspunkt meiner Ausführungen zurückzu­
kommen. Auch die Landwirtschaft untersteht
denselben wirtschaftlichen Gesletzen wie die
gesamte Volkswirtschaft, wie Industrie oder
Gewerbe.

Wenn nun in der nächsten Zeit die Ge­
spräche, die ich eingangs erwähnt habe, über
das notwendige Gesamteinkommen der Land­
wirtschaft tatsächlich in Gang kommen, dann
bedenken Sie, daß im Preis eines jeden land­
wirtschaftlichen Produktes ein wesentlicher
Anteil der Lohn ist, den die Landwirtschaft
- ob Bauer oder Landarbeiter - daran ver­
dienen muß. Um nur ein einfaches Beispiel
zu nehmen: Wenn für ein 100 kg schweres
Schwein 1250 S eingenommen werden - das
ist der Preis, der vor einem Jahr einvernehm­
lich als der dchtige Geste:hunglskostenpreis für
die Landwirtschaft f·estgestellt wurde~, so
ist darin ein Lohnanteil von - s,agen wir ­
300 S enthalten. Wenn sich nun dieser Erlös
aber auf nur 1000 S vermindert, so ist leicht
zu errechnen, daß die Kosten für die Erzeu­
gung dieses Schweill'e.s mit 100 kg gleich­
geblieben sind hinsichtlich der Rohmateria­
lien, daß allso die Preissenkung nur auf Kosten
des Arbeitslohnes gegangen ist.

Unsere Aufgabe muß es daher sein, jenes
Gleichgewlicht im Rahmen der österreichi­
schen Volkswirtischaft zu schaffen, das der
Landwirtschaft die Möglichkeit gibt, das zu
erze,ugen, was Österreichs Wirtschaft braucht.
Dazu ist allerdings notwendig, daß sich auch
die Konsumenten klar werden, was sie wollen,
daß sie nicht einmal direkt oder indirekt den
Auftrag geben: Erzeugt Schweine noch und
noch!, wenn die Schweine aber da sind, die
Konsumenten nicht in der Lage oder nicht
willens sind, sie abzunehmen. Nur der Aus­
gleich auf den Grundlagen, die die Wirt­
schaftsgesetze vorschreiben, gibt die Möglich­
keit, daß die Landwirtschaft und die anderen
Wirtschafts'zweige Österreich.s gemeinsam zum
Wohle unseres Landes arbeiten können. (ILeb­
hafter, langanhaltender Beifall bei der Volks­
partei.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Tat z bel'.

Abg. TATZBER: Hohes Haus! In der
Gruppe 7 sind jene Beträge ausgeworfen, die
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da,s Land für die Förderung der Landwirt­
schaft ausgibt.

Wenn hier so viel von den Maschinen ge­
sprochen worden ist, müssen wlir hierzu fest­
stellen, daß der 8ieges~ug der Maschinen in
der Landwirtschaft die Verhältnisse in der­
selben vollständig umgeändert hat. Es ist
noch gar nicht abzusehen, wohlin diese Ent­
wicklung führen wird, denn mit jeder Ma­
schine, die in den Bauernhof hineinkommt,
werden Arbeitshände gespart. Die Maschine
revolutioniert gewissermaßen das Dorf, und
man kann auf dem flachen Lande nicht mehr
von der sogenannten Landflucht reden, denn
Wenn einem vollmechanis;ierten Bauernhof
mit fiamilieneigenen Arbeitskräften alle Ma­
schinen zur Verfügung stehen, von der Melk­
maschine bis zum Mähdrescher, dann braucht
ein solcher Hof nur Arbeitskräfte in den
Arbeitsspitzen, und das werden nur Saison­
arbeiter sein.

Wesentlich anJders ist es natürlich in den
Gebirgslgegenden, wo der Einsatz von Ma­
schinen nicht in dem Maße möglich ist wie
im Flachland, weil unter Umständen die Elek­
trifizierung noch nicht durchgeführt ist, S:O

daß man also dort keine Melkmaschine und
dergleichen verwenden kann. Im übrigen
slehen 8ie aiber, daß die Verwendung von
Maschinen in der Landwirtschaft deren Ver­
hältni·sse vollkommen umändern. Ja, wir
können unter Umständen sagen, daß die
Landwirtschaft momentan ungefähr in die­
selbe Situation kommt, in der die Industrie
vor mehr als hundert Jahren war, als die
Maschine in der Industrie ihren Siegeszug
angetreten hat.

Die Mecharrisierung der bäuerlichen Klein­
betriebe würde, wenn wir die niederöster­
reichisdhen Verhältni'''ise betrachten, viel für
uns bedeuten, denn Niederösterreich ist ein
typisches Kledn- und Mittelbauernland. Es hat
auch der Kollege Hirmann, mein Vorredner,
in diesem Sinne gesprochen und gesagt, daß
diese Klein- und Mittelbauern, wenn sie nicht
auch der Mechanisierung durch Einsatz von
Landmasohinen teilhaftig werden, mit den
anderen bäuerlichen Betrieben, die Maschinen
h3Jben, nicht mitkommen können.

Aber noch eines müssen wir bedenken. Der­
zeit zeigt sich auf dem dunklen Firmament
des politischen HimmeLs ein leichter heller
Schimmer. Vli'elleicht kommt es doch so weit,
daß endgültig das Gespenst und die Angst vor
dem Krieg schwindet und gänzlich zum Ver­
löschen gebracht wird. Dann werden wir
sehen, welche ungeheure Konkurrenz vom
Weltmarkt aus auf uns einstürmt. Da müssen
wir uns wappnen. Und wie können wir uns
wappnen? Mit dem zweischneidigen Schwert

, der Schutzzölle allein ist es nicht getan, wir
müssen vielmehr unsere Landwirtschaft auf
das Niveau bringen, auf dem die anderen
sind, uni das kann nur mit Hilfe der
Maschinen g.eschehen.

Wenn wir von unserer Besitzgliederung
ausgehen, dann glaube ich schon, daß es
unsere Pflkht ist, dafür zu sorgen, daß diese
Klein- und Mittelb3Juern in irgendeiner Art
der Mechanisierung teilhaftig werden. Das ist
das vordringlichste Ziel, das cli'e öster­
reichische Landwirtschaft derzeit vor sich
hat. Es müssen jene bäuerlichen Betriebe,
die sich von sich selbst heraus nicht helfen
können, aus der Not herausgeführt werden,
damit sie nicht in eine Schuldenlast hinein­
gedrängt werden, aus der sie nicht mehr her­
ausfinden. Es besteht unter diesen Umständen
auch die Gefahr, daß diese Betriebe nicht
mehr konkurrenzfähig sind, weil der andere
Betrieb, der MaschJinen hat, mit weniger
Arbeitskräften viel mehr produzieren kann
als dieser kleinere Betrieb.

Wenn auch heute schon von den Vieh­
preisen im allgemeinen und von den Schweine­
preiEen im beEOnderen gesprochen worden ist,
dann will ioh nur auf folgendes hinweisen.
E,s wurden im letzten Wirtschafts,jahr 1952/53
500.000 Tonnen Futtergetreide vom Ausland
eingeführt. Wenn wir nun feststellen, daß im
Wirtschaftsjahr 1951/52, w,ie ich glaube - ich
kann mich täuschen -, nur 370.000 Tonnen
eingeführt wurden, und daß man in die"er
Zeit F1uttermittel nur auf einen Prämienschein
oder Verkaufsschein oder dergleichen be­
kommen hat, es also nicht jedem Menschen
möglich war, zu Futtermitteln zu kommen,
so sehen wir, daß im heurigen Jahr jedem,
auch Betriebsfremden, die Mög:Ilichkeit ge­
geben war, sich mit der gewinnbringenden
Fütterung von Schweinen zu betätigen. Es
haben alEo auch betrieibsfremde Betriebe, die
mit der LandwirDschaft nichts zu tun haben,
Schweine produziert und sie natürlich auf den
Markt gebracht.

Auf einen Zusammenhang muß ich. noch
hinweisen. Es ist richtig: Arbedtsnot ist auch
Bauernnot ! Die 200.000 oder 300.000 arbeits­
losen Menschen in diesem Winter sind nicht
ganz vollwertige Konsumenten, sie haben
sicherlich nicht das konsumiert, was sie unter
normalen Umständen hätten - konsumieren
kÖhnen. Auch das müssen wir bedenken. In
der ganzen BudgeDdebatte ist immer und
immer wieder von der Arbeitsbesehaffung
gesprochen worden. Wir wis,sen, daß die Men­
schen zu vollwertigen Konsumenten erst dann
werden, wenn sie einen ausre1ichenden Arbeits­
verdienst haben. Sie sehen also daraus, daß
dieser ganze Komplex innigst zusammenhängt
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und wir uns in di(s~l Brzidnmg b:, müh',:l
mü~sen. ~owpit als möglich dies:' Dinge :1U~'

zugldchen.
})er Prcisverf~:111 bei rUndern unJ S(,~1v",('int'1I

bedeutet n".türlich für dje iJäucrlichl>n Be­
triebe eine ungeheur" Einbnße. Es wür!
intere~sallt spin. festzustelien. wie' vü'k Mii,
lianen Schilling es :1lEm"H:hen würck. wt'nil
rnan den Preis von 12.50 S. d:'r slinerzeit ci,,:]
häuer lichen Betrieben fÜI ein Kilognl1 P l!1

Lebendgewicht Schweir' gegfhen wurde. :.]<,

Grun:llagc' nehmen würde. Heute wir:l ))er:,jj,
von einem Preis VOll 9 S für das ICi1c;gnlfll n.
Lebendgewicht gesprochen. Man könnt., leicht
den Verbst erreclmen. den C'" htiui'rlich'.'I-,
BC1triebt dadurch erlitten habeI!. .'1 ur (kr
anderen Seite müssen wir aber L'si~t\'llell,

daß trotz des Preisrückganges der Zwic;cher:­
handel noch immer bed('utende V': i dil'm:l.'
hat. Das ist bedauerlich! Ich st( Le a'lC cl, ~;I

Standpunkt. daß sich Österreich "oicht'
Sachen nicht leisten kann, unJ hit'l muetl'
L'ingsgriiIen und \~'an'lc1 gescbaffen Nl'rJen.
Es sind ,vohl die Konsumentc:nIJleis' rü
Fleisch im Rückgang. doch stehen sL' !lich
im Verhältnif' zu den Produktic.1l1f'llITü:en. <1:"
der Landwirt jetzt bekommt, Das hiingt ,weh
engt' mit den Futtermitteln zusammen. Si'
werden ja viellf:icht wissen. daß die Lan.lwirl­
schaft vom Bund im 'WdZL'l1- und Futtermittl'l­
sektor an Stützungsbeträgen 1.25,1.000,000 ;;
hekommen hat. Im vergangenen .hln \\'ej I'

schon eim' Verlagerung diesel' Slüt;'ungs­
beträgt' ;m verzeichnen. und f'S soll jetzt
ucurrllch eine Stützungsverlagel'ung 1,:01"­

genommen werden. Auch im heurigen \Virl­
;-chaftsjahr 195351 hat der Finallzmini"t:'r
in ~einC'rn Budget einen B\'tt'::lg' \:0;1

1.254.000.000 S für diese Agrarprodukt" ~'in­

gf\Ectzt, es liegt cl her bereits ein \Turl('llla'~

voe diese Stützungen un17lüindcrn. Es h(l;)e~l

schon mehrere Vorr(~dn~'l" 'fon {h,t ]'.;(11 dt'f
Gebirgsbauern gesprochen. Durch di,' 1'n;­
ändrI'ung dieser Stützllngen 8.011 eIe'/' Pn'is
tür de!S Futtergetreide bzw. rür ekn :,1'1:8 \-n']

1.90 Sauf 2.10 S crhö!lt \vtrde~. \\r!'l n \"ir
nun feststellen, daß hauptsächlich d],' G:­
birg"bauern und die vVeinbaucrE d:;rl"i' 111'­

gewiesen sind, die notwendigen !,'utLlrn,ttd
zuzulmufen. so trifft diese Umiindc'i'lmg dic'se
Bauern b(:~onders schwu. Ansonsten :ll1J('lt
sich ja für diese BallC'In nichU;, der n di,'
:VIilchprel?e bleiben jel gleich. nur der J{·!L"j··

dünger und das Thorn,]~ml·hl sollen v,', lJi li,cl
\-\lcrden. ~Tas unter ITm~Ulndt'n Z11 b. lC.rii 1\c:n
ist. Wir sehen also, dc;ß die Verh;cenit:g ':'.'1'
Stützungl'beträgl' auf diesem Gehiet "";)1 /\1­
heilmittel ist. Es wird wohl l'inm,;] dn;n unJ,
einmal dem frommcn, a))('r wl':t."rkcmmcn
wird man damit nicht. Viplleicht \\('nltn wir

in den nüchsten Jahren. wenn unser Staats­
bClu"halt cs ermöglichen sollte. die Beträge
irgendwie ar.ders einsetzen können.

Sie schen. daß das landwirtschaftliche Pro­
blem ein unge h2ures ist und daß es uns noch
viel ZJ schaffen machen wird. 'Wenn die Land­
wirtschaft den Anforierungen gerecht werden
f,O]]. nämlich die Quelle der Volks ernährung
;cu ~(jn. wir i dieses Problem im Interesse
unseres Vaterlandes endlich einmal gelöst
V!('rden mÜl'sen. (Beifall bei den Sczialistcn. I

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort gP­
l:wgt Herr Abg. N i k las.

Abg. NIKLAS: Hoher Landt:Jg! Wenn ich
zu r Gruppe 7. Wirtschaftsförderung. spreche.
dann will ich n ur eine' Wirtschaftsförderungs­
maßI1'1hme. nämlich die Bcwässerung deS
Iv} archfeldes sowie die Ausweitung des Wind­
"chutzgürtels im Marchfeld. herausgreifen.

Die wirtschaftliche Bedeutung und dip
dringliche Notweniigkeit die~er Projekte'
:tchen in keinem Einklang mit der im Budget
am:gl'worfenen Summe. Wenn wir im großen
lind ganzen die grundsätzlichen Fragen über,
haupt erörtern, dann ist es vor all'"m die
Be~chaffenhdt und di': Struktur des Bodens
im :Ylarchfeld, die uns interessieren. Wenn das
Marchfeld durch eine Trennungslinie von
Gerasdorf über Obcrsirbenbrunn, Schönfeld,
Lassee. Marchegg in ein nördliches lind in ein
,;üdliches Marchfeld geteilt wird. danll ist
feshustellen. daß in der nördlichen Hälfte
~c,-,,'altige Auflagen mit Schotter. Flugsand
lind Flugerdc vorkommen. Im südlichen
Marchfc!d haben wir dagcgen Schwemmland
;lnrl dadurch einen fruchtbaren Bod'.m, Dir·
Nicderi'chlagsmengen haben nach einem
,Wjährigen Dnrchschnitt rund 500 Millimell'r
)ihrlich betragen, Das Nid,erschlagsminimum
''vur ,1{) Millin'eter. Daraus ersehen wir '1m
;dle:r dl'lltlichsten die Bewässerllngsbcdürftig­
keit. Die Seehöhe beträgt 120 bis 140 Meter.
;)i(, Statistik der Meteorologischen Stationen
h:Jt ergl1ben. daß in einem zehnjährigen
Durchschnitt 25 M::mgelmonate zu verzeichnen
sind. Als Mangelmonat wird hezcichnet. wenn
von April bis September nicht mehr als
;')0 Millimeter Niederschlag fallen. Der Grund­
wasu'l'spiegel ist 12 bis 14 Meter tief. Daraus
gebt hervor, daß die Pflanzen gl'unc1sätzlich
nur von den Niederschlagsmengen leben
können. Di', heißen Winde aus Ost,"n und
clie Sildostwinde geben d2m Marchft'ld das
Lypiscl;. p::mnonischc Klima.. Di,' Austrock­
n~J:1~ durch den \Vind und dic rasche Ver­
dunstung in diesen Marchfeldböden ist der
bEJdwirtschaftlichen Produktion abträglich,
wc:!mch em Produktionsriickgang zu v ... r­
~('ichnen ist. Dic Entwürfe Hnd Beschlüsse
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zur Bewässerung des Miarchfeldes sind ab­
solut nichts Neues. Schon vor einem halben
Jahrhundert waren Bewäs1serungsprojekt,e an
der Tagesordnung. Wenn nicht schon in der
österreichisch-Ungarischen Monarchie die
Bewässerung durchgeführt wurde, so ist es
darauf zurückzuführen, weH es damals keinen
Mangel an landwirtschaftlichen Produkten
gegelben hat.

Die Berieselung und Beregnung des March­
feldes sind zweierlei. Durcrh die seinerzeit
übliche Berieselung hätte das ganze March­
feld mit Gräben und Furchen durchschnitten
werden müss,en. Dies,e Methode ist für Grün­
landflächen eher nutzbar. Bei der heutigen
modernen Beregnung ist ein Zerischneiden der
Felder mit Gräben und Rinnen nicht mehr
notwendig. Bei der damaligen Beschaffenheit
des Marchfeldes waren noch 40 Prozent
Wiesen und 60 Prozent Felldbau. Die heutige
Struktur zeigt dagegen 80 Prozent Feldbau
und nur 5 Prozent Wiesen und W,eiden, der
übrige Boden ist steril. Die Versuche, die
schon vor 15 Jahren im Marchfeld gemacht
wurden, und zwar von der Bundesversuchs,­
anstalt für Bodenkultur in Groß-·Enz'ersdorf
wie auch von der Ackerbaugesellschaft Probst­
dorf, haben einen Mehrertrag von 30 bis
40 Pro'zent ergeben. Die Erfolge waren auf
alle Fälle sehr gut.

Der niederösterreichische Landtag hat im
Jahre 1946 einen Beschluß gefaßt, die Bewäs­
serung des Marchfeldes in die Wirklichkeit
umzusetzen. Hofrat Dr. Jung hat einen Ent­
wurf ausgearbeitet, nach dem die Kanal­
abwässer Wiens durch Rohre in das March­
feld gepumpt werden sollen. Bisher sind die
Kanalabwäss1er nur in dIe Donau geflossen
und wurden nicht ausgenützt.

Die Marchfeldbewässerung bringt nicht nur
eine Produktions,steigerung und damit eine
Verringerung der Gestehungskosten, sie stellt
in erster Linie auch eine großräumige
Arbeitsbeschaffung dar. Wir müssen be­
denken, daß zirka 800 km Rohrleitungen
notwendig wären, um in drei Strängen diese
Kanalabwässer durch das Marchfeld zu leiten.
Außerdem wären 400 km fliegende Leitungen
zur Verteilung und Beregnung des March­
feldes, das ein Trockengebi1et von 34.000 ha
ausmacht, notwendig. Im großen und ganzen
sollten diese Kanalabwäslser dorthin geleitet
werden, um sterile SandJböden anzureichern
und mindere Sandböden fruClhtbar zu machen.
Es könnten dort jährlich hunderte Hektar
wi,eder produktiven Zwecken zugeführt
werden.

An und für sich wäre die Bewässerung des
Marchfeldes für viele Kleinbauerns,öhne ein
Weg zur Besitzfestigung und Existenzsiche-

rung. Es wäre dort eine Ansiedlung möglich.
Diese ,sterilen Böden - es handelt sich um
rund 8000 ha Flugsandböden - könnten mit
der Zeit wieder in gute Böden verwandelt
werden. Bei einem landwirtschaftlichen Mehr­
ertrag von vier Millionen Zentner an land­
wirtschaftlichen Produkten wiirde der Brutto­
mehrertrag 27 Millionen Schilling jährlich
ausmachen. Außerdem würde die Kuns,t­
düngeren~parnis, die dadurch eintritt, daß
organische DüngiemitteI aus den ~anal­

abwässern ge,wonnen werden, jährlich eine
Summe von 5 Mimionen Schilling ausmachen.
Die Berechnungen s,ind meines Erachtens zu
niedrig genommen. Die Bewäs,serung soll in
Teilprojekten zur V1erwirklichung gelangen.

Die phys'ikaligthe Be:schaffenheU des
Bodens an und für sich und der- fortschritt­
liche Bauernstand des Marchfjeldes und die
kommassierten Flächen bieten die Gewähr da­
für, daß die Rentabilität dieses gigantischen
Werkes gegeben ist.

Mit der Bewässerung eng verbunden ist
auch das Problem eines Windschutzgürtels.
Wir müssen bedenken, daß im Marchfeld nur
2000 ha an Wald und W,indischut~gürtelnsind,
während es notwendig wäre, noch weitere
6000 bis 8000 ha an minderen Böden aufzu­
pflanzen. Wir sehen also, welche großen Auf­
gaben wir hier bei der Anlegung von Wind­
schutzgürteln noch zu bewältigen haben.
Wenn wir die geplanten Arbeiten durch­
führen, wiirden die Flugsandböden durch die
täglichen Winde nicht mehr so vertragen
werden, so daß ein großer Teil dieses Land­
striches wieder einer Nut'zung und einem Er­
trag ~ugeführt werden würde. Wenn in den
letzten Jahren jährlich rund 88 ha und im
vergangenen Jahr 170 ha aufgeforstet wur­
den, so ist das begrüßenswert, denn die Auf­
forstung ist ein Gebot der Stunde. Wie sieht
es aber mit den Mitteln aus, die aufgewendet
werden? Ich habe hier eine Aufstellung von
der Gemeinde Breitensee, das zu zwei Drittel
über schlechte Böden verfügt. Im letzten Jahr
hat die Gemeinde Breitensee 5 ha aufgeforstet
und für diese Fläche eine Summe von 37.000 S
aufgewendet. Außerdem hat die Landesfor'st­
inspektion zusammen mit dem Ministerium
für L:md- und Forstwirtschaft auch ein Ge­
biet, namens Meisterberg, aufgeforstet, das in
der Nähe von Breitensee liegt, wo im großen
und ganzen kein sandiger Boden ist, denn auf
diesem Boden wurden vor einigen Jahren noch
Zuckerrüben mit Erfolg gebaut. Es ist das
ein Komplex von einem Quadratkilometer, den
man aufgeforstet hat.

Ich glaube kaum, daß es dem Zweck ent­
spricht, im Marchfeld große Wälder auf
Böden entstehen zu lassen, die eventuell
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irgendwie einer Ackernutzung zugeführt wer- ~

den könnten. Uns ist bekannt, daß der Wind- I

schutzgürtel nur 50 bis 60 Meter breit zu sein
braucht, um tatsächlich dem Zweck zu dienen;
das dazwischenliegende Land könnte ohne
weiteres der Ackernutzung zugeführt werden.

Ich möchte noch auf die Aufforstung auf
dem seinerzeitigen Gutsbesitz des Grafen
Palffy hinweisen, der in den letzten Jahren
an Pächter vergeben wurde. Dort wurden im
heurigen Wirtschaftsjahr 1952/53 gegen 50 ha
Fläche mit Original-Winterroggem:aat be­
stellt. Wenn nun die Landesforstinspektion
mit dem Landwirtschaftsministerium von
dieser Fläche rund 5 bis 6 ha mit Bäumchen,
und zwar in die Roggenackerflächen hinein,
angepflanzt hat, ohne die jeweiligen Pächter
zu fragen und zu verständigen, so ist es klar,
daß hier übergriffe vorgekommen sind. Unter
den vier Pächtern ist ein Volksdeutscher,
der seine zweite Heimat in Österreich ge"
funden hat. Auch er hat 6 ha Winterroggen
gebaut, von welcher Fläche 1 ha der Anpflan­
zung mit Bäumchen anheimgefallen ist. Ich
ersuche die Hohe Landesregierung, hinsicht­
lich dieser übergriffe, die ja im großen und
ganzen zum Schaden der Pächter erfolgt sind,
zu veranlas1sen, daß diese eine Entschädigung
erhalten.

Am Schlusse meiner Ausführungen möchte
ich den Hohen Landtag bitten, sich für die
notwendigen Maßnahmen zur Steigerung der
Produktion im Marchfeld einzusetzen.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Ger h art 1.

Abg. GERHARTL: HohEr Landtag! Bei
den bäuerlichen Fachschulen ist die Errich­
tung einer neuen Schule im Bezirk Neun­
kirchen geplant. Im Finanzausschuß wurde
wiederholt darauf Wert gelegt, daß neue
Projekte einen Gesamtkostenvoranschlag be­
inhalten. Der Herr Landeshauptmann hat
selbst zugegeben, daß zumindest ein neues
Betrieibsgebäude gebaut werden muß. Wer die
Anlage kennt, weiß, daß also sehr viel Geld
aufzuwenden sein wird, um das ganze Objekt
seinem gedachten Z,weck dienstbar zu machen.
Das zweite Erschwernis ist, daß am 1. März
von der Landesregierung elf Familien, die in
diesem Objekt wohnen, gekündigt wurden und
daß die Gemeinde Warth nicht imstande ist,
für diese Familien andere Wohnungen zu be­
schaffen. Es wäre daher zu erwägen, ob nicht
eine andere Lösung gefunden werden könnte.
Im Bezirk Neunkirchen zum Beispiel befindet
sich das Schloß Gerasdorf; seit fünf Jahren
können dort Wohnungisuchende nicht ein­
gewiesen werden, weil es immer heißt, daß
dieses Schloß für Zwecke einer landwirt-

schaftlichen Schule adaptiert wird. Herr
Nationalrat Scheibenreif würde darüber
Näheres sagen können. Das Schloß befindet
sich in einem guten Zustand, es ,sind auch
Räume für einen etwaigen Schu~betrieb vor­
handen, und auf der anderen 8eite wäre es
möglich, daß die Gemeinde ihren wohnungs­
losen Familien in diesem Schloß Wohnungen
zur Verfügung stellen könnte.

Ich möchte nur ganz kurz darauf aufmerk­
sam machen, daß man versuchen soll, in dem
leerstehenden Schloß eine bäuerliche Fach­
schule zu errichten. (Beifall bei den Sozia­
listen.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Die Rednerliste
ist erschöpft. Der Herr Berichterstatter hat
das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Hohes Haus! Die Notwendigkeit der
im Voranschlag in der Gruppe 7, Öffentliche
Einrichtungen und Wirtschaftsförderung,
eingesetzten Voranschlagsansätze für För­
derungsmaßnahmen in der Land- und Forst­
wirtschaft fand in der regen Debatte ihre
Bestätigung. Ich bitte den Herrn Präsidenten,
die Abstimmung über die Gruppe 2 des Vor­
anschlages vorzunehmen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Abstim­
mung liegen vor die Gruppe 7, Öffentliche
Einrichtungen und Wirtschaftsförderung, so­
wie die Resolutionsanträge der Herren Ab­
geordneten Zettel, Etlinger und Staffa. Ich
lasse zunächst Ü'ber die Gruppe se,lbst ab­
stimmen.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung über Gruppe 7, Öffentliche Einrich­
tungen und Wirtschaftsförderung, in Erfor­
dernis und Bedeckung): An gen 0 m me n.

(INach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Zettel, betreffend die Kund­
machung der Verordnung des Bundesmini­
steri'ums für soziale Verwaltung, betreffend
Einbeziehung der landwirtschaftlichen Ar­
beiter in die Arbeitslosenversicherung): A n­
gen om me n.

('Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Etlinger, betreffend Verbot
zum Viehauftrieb) : An gen 0 m m e n.

('Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Staffa, betreffend eventuelle
Novellierung des Tierseuchengesetzes): A n­
gen 0 mm e n.

Ich ersuche nun den Herrn Berichterstatter
SchöberI, zur Gruppe 9, Finanz- und Ver­
mögensverwaltung, zu berichten.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Hoher
Landtag! Die Ausgaben der Gruppe 9,
Finanz- und Vermöge~s:verwaltung, betragen

1
I
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Die Feststellung, daß die vor der Budget­
beratung vom Finanzrefer:at nochmaI.s im
Finanzministerium erfolgte Nachfrage, ob
höhere Einnahmen in das Landesbudget ein­
gesetzt werden können, vom Finanzmini­
sterium verneint wurde, ist dazu angetan, die
Bedenken gegen dieses Budget zu verstärken.
Man muß zu der Annahme gelangen, daß die
schon im Voranschlag vorgesehene be.deu­
tende Verminderung des Anteile,s am Ertrag
der Einkommensteuer dadurch bedingt ist,
daß noch im heurigen Jahr die Herabsetzung
der Einkommensteuer durchgeführt wird. Wir
wissen aber, daß schon im Zusammenhang
mit der Energieanleihe im Wege der Steuer­
2.mnestie sehr wesentliche Beträge an Steuer­
leistungen gerade aus der Einkommensteuer
entfallen, so daß es allzu berechtigt ist, noch
mehr als bisher, von diesem Budget keine
Arbeitslbeschaffung zu erwarten. Ich habe
aber im stillen gehofft, daß nach den Ab­
sprachen der beiden Koalitionsparteien, die
zur Zustimmung der Sozialistischen Fraktion
zum Kamitz-Budget geführt haben, bei den
einzelnen Gruppen Abänderungs:vors,chläge
angenommen werden, die zumindest die
gleiche Leistung auf dem Gebiete der Arbeits­
beschaffung ermöglichen wie im vergangenen
Jahr. In dieser Einstellung bin ich noch
bestärkt worden, als ich heute die "Arbeiter­
Zeitung" geles.en haobe, die über die Budget­
beratungen im n'iederösterreichischen Landtag
berichtete. Im ersten Absatz heißt es (liest):
"Dienstag begann im niederösterreichischen
Landtag die Debatte über den Landeslvor­
anschlag 1953. Vorausgegangen waren drei­
wöchige schwierige Verhandlungen im Finanz­
und Budgetaus,schuß, hei denen es den SÜ'zia­
listen schließlich gelang, die von der öVP
berubsichtigten Kürzungen der Mittel für
Ar1beits.heschaffung zu verhindern." Nun liegt
mir nur der Antrag des Finanzausschusses
vor, weitere Abänderun~santrä~e habe ich
aber nicht erhalten. Vielleicht haben Sie sie
mir nicht gegeben, Herr Präsident?

PRÄSIDENT SASSMANN : Sie haben sich
nicht gekümmert darum, deshalb haben Sie
sie auch nicht bekommen!

Abg. DUBOVSKY (fortsetzend): Darum
liegt mir nur der Antrag des Finanzaus­
schm:ses vor, der nur Änderungen in einigen
Ansätzen, allerdings nicht in Posten, die sich
auf Geld beziehen, bringt. Ich muß feststellen,
daß in dem Antrag des Finanzausschusses
zum Voranschlag des Landes Niederösterreich
genau die gleichen Z,iffern eingesetzt sind,
wie im ursprünglichen Entwurf des Budgets.
Auch der gleiche Abgang von 115,197.800 S
ist vorgesehen. Es hat hier also nicht einmal

93,995.200 S. Ihnen stehen Einnahmen von
401,952.600 S gegenüber, lW daß sich ein
Nettoertrag von 307,957.400 S ergibt.

Innerhalb des Gemmtvoranschlages bean­
spruchen die Ausgaben dieser Gruppe 18,2 %,
während sie im Vorjahre 22,5% betrugen.
Diese Gruppe repräsentiert sich als die tra­
gende Säule und das Rückgrat der Landes­
gebarung, weil in ihr die Eingänge an den
Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben sowie die eigenen Steuern des
Landes als hauptsächlichste Einnahmeposten
ihre Verwendung finden.

Beim Voranschlagsansatz 913-81, Zinsen
für Fremdmittel einschließlich Spesen, zeigt
sich ein starkes Ansteigen, welches auf
die Erhohung des Bankzinsfußes einerseits,
anderseits auf die Notwendigkeit der Auf­
nahme von weiteren Krediten zurückzu­
führen ist.

Demgegenüber erfahren die Zuführungen
zum außerordentlichen Haushalt eine starke
Verminderung. Sie weisen eine Senkung von
50 auf 15 Millionen Schilling aus und ent­
sprechen den Möglichkeiten, die das Ausgabe­
volumen des ordentlichen Voranschlages zur
Finanzierung der außerordentlichen Ausgaben
zuläßt.

An Ausgaben, denen zweckgebundene Ein­
nahmen gegenüberstehen, weist diese Gruppe
den Voranschlagsansatz 96-75, Bsdarfszu­
weisungen an Gemeindeverbände und Gemein­
den, aus.

'Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Spezialdebatte über die Gruppe 9 zu eröffnen.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr AJbg. Du b 0 vs k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! In
dieser Gruppe, der letzten des Voranschlages,
kommt nochmals deutlich zum Ausdruck, daß
auf Grund der dort angeführten Zahlen von
einem Budget der Arbeit,sbeschaffung keine
Rede sein kann, schon .deswegen nicht, weil
aus den vorliegenden Zahlen ganz eindeutig
hervorgeht, daß das Land dieses Jahr um
16,081.000 S weniger an Ertragsanteilen er­
halten wird als im vergangenen Jahr. Dafür
ist aber das dem Land auferlegte Notopfer
um 8 Millionen Schilling erhöht worden, so
daß allein auf der direkten Einnahmenseite
an Leistungen des Bundes -- und diese sind
der wesentlichste Teil der Einnahmen des
Landes - um rund 24 Millionen Schilling
weniger zur Verfügung stehen. Es ist aber
scheinbar ein Wunder geschehen. In der
Budgetberatung erklärte man nämlich, daß
man bei 24 Millionen Schilling Minderein­
nahmen "mehr" Arbeitsplätze schaffen kann.
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eine Verbesserung um einen Groschen statt­
gefunden.

Ich frage daher: Wie ist es möglich, daß
in der "Arbeiter-Zeitung" festgestellt wird,
daß es gelungen sei, Kürzungen der Mittel für
die Arbeitsbeschaffung zu verhindern? Diese
Notiz zeigt nur, was man von den Nachrichten
der "Arbeiter-Zeitung" zu halten hat. Wir
wollen heute aufzeigen, wie die Dinge tat­
sächlich liegen, daß man nämlich sozusagen
hintenherum doch für das Kamitz-Budget
stimmt, indem man behauptet, daß die beab­
sichtigten Kürzungen verhindert wurden.

Ich glaube, daß es notwendig wäre, daß
sich die sozialistischen Kollegen einmal das
Buch "Austerlitz spricht" hernehmen. Auster­
litz war einer der großen Journalisten Öster­
reichs. Unter seiner Leitung hat die "Arbeiter­
Zeitung" eine bestimmte Höhe erreicht und an
Ansehen gewonnen. Das sage ich jetzt nicht
nur wegen der von mir zitierten Notiz,
sondern überhaupt zur Schreibweiile der
"Arbeiter-Zeitung". Austerlitz hat in dem
Buch, in dem er über den Journalismus
schreibt, Feststellungen getroffen, was ein
Journalist tun muß: Vor allem die Wahrheit
darstellen! (Zwischenrufe des Abg. Zach.)
Sie kommen auch noch dran, Kollege Zach!
Er muß also vor allem die Wahrheit dar­
stellen. (Abg. Stangler: Ohne Wahrheits­
serum!) Ich würde den Kollegen auch
empfehlen, nachzulesen, was Austerlitz von
jenen Journalisten gesagt hat, die das nicht
tun, und wie er diese eingeschätzt hat. Aber
es ist eben ein himmelweiter Unterschied
zwischen der "Arbeiter-Zeitung" Austerlit'z'
und der "Arbeiter-Zeitung" Pollaks. Sie sind
(zu den Sozialisten gewendet) eben auf den
Pollak gekommen! (Zwischenrufe bei der
SPÖ. - Abg. Sigmund: Wenn der Austerlitz
noch leben würde) würden Sie ihn genau so
beschimpfen!} Wie der Herr, so das Gscher!
- so sagt man. Man kann nicht von einem
kleinen Journalisten mehr verlangen. Hier hat
man den Beweis, was man von Nachrichten
in der "Arbeiter-Z'2itung" zu halten hat.

Wenn man so die Beratungen des Land­
tages verfolgt, kann man deutlich zwei Ab­
schnitte feststellen. Im ersten Abschnitt, das
sind wir ja immer schon gewöhnt, sagt man:
Alle anderen sind schuld, vor allem die
Rus,sen, nur nicht die Koalitionsparteien!
Aber ich mache Sie da auf einen Widerspruch
aufmerksam. Im Finanzausschuß haben näm­
lich Redner beider Koalitionsparteien fest­
gestellt, daß man sich mit den Russen zu­
sammensetzen kann, daß man mit ihnen auch
verhandeln kann, und daß man auch alles er­
reicht. Und hier im Landtag? Kein Wort da­
von, sondern das Gegenteil! Fast bekommt

man dabei den Eindruck, als ob man - dies
zur Erklärung des Außenministers Gruber
von heute, die selbst der "Kurier" bringen
mußte, und zwar wegen des Zusammensetzens
und der Verständigung mit den Russen -- gar
nicht bereit gewesen ist, in der Öffentlichkeit
für diese Verständigung einzutreten.

Im zweiten Abschnitt der Beratungen des
Landtages iogt das allerdings ganz anders
geworden. Aber es ist immer schon so ge­
wesen, wenn unangenehme Sachen vorliegen,
die im Gegensatz zu dem stehen, was man
dem Volk versprochen hat, daß man andere,
nämlich die Volksdemokratie und die Russen,
dafür verantwortlich macht. Man wollte wahr­
scheinlich davon ablenken, daß das Budget
kein Budget der Arbeitsbeschaffung, sondern
ein Budget der Arbeitseinschränkungen ist.

Bei Beratung der vorangegangenen Gruppe 7
wurden von seiten der Bauern auch Feststel­
lungen über die Entwicklung der Viehpreise
in österreich g'etroffen. Sie decken sich mit
einer Feststellung, auf die ich schon in der
Generaldebatte hingewiesen habe. Ich möchte
hier nur an Hand eines Beispieles, einer ge­
machten Äußerung, aufzeigen - ich habe mir
diese Äußerung sofort schriftlich notiert _.,
wie man versucht, eine Darstellung in dem­
agogischer Weise zu verdrehen, was aber nun
als Bumerang zurückfällt. Diese Äußerung
lautete: "Gott sei Dank, daß die Agrarpreise
fallen, daß eine Überproduktion vorhanden
ist! Wir freuen uns darüber." Das waren die
Worte des Abg. Zach, der hier glaubte, mir
entgegentreten zu können, weil ich auf die Zu­
sammenhänge des sinkenden Realeinkommens
bei den Arbeitern mit den fallenden Vieh­
preisen hingewiesen und gesagt habe, wenn
es den Arbeitern schlecht geht, gehe es auch
den Bauern schlecht. Umgekehrt ist aber auch
gefahren. Wenn es den Bauern schlecht geht,
geht es bald auch den Arbeitern schlecht,
denn zwischen beiden besteht ein derart
inniger Zusammenhang, daß das eine zur
Bedingung für das andere geworden ist.

Aber Sie sehen, wie man Dinge, die hier
dargestellt werden, nur weil man sie sozu­
sagen nicht gelten lassen will oder weil sie
von unserer Seite dargestellt werden, einfach
in demagogischer Weise zu verdrehen ver­
sucht und dabei Entgleisungen passieren, die
dann zum Bumerang werden. Ich will noch
fests,tellen, damit hier nicht eine neue Er­
klärung dafür abgegeben wird, daß es sich
bei der zitierten Äußerung ausdrücklich um
die fallenden Agrarpreise und nicht Fleisch­
preise gehandelt hat. Denn fallende Fleisch­
preise für die Konsumenten gibt es nicht,
soust wäre der Fleischpreis in gleicher Weise
gefallen wie der Schweinepreis, der um

-,
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30 Prozent gesunken ist. Da müßte heute
das Kilogramm Schnitzelflei,sch 18 bis 20 S
kosten und nicht, wie das noch der Fall ist,
28 S. (Abg. Stangler: Das ist nicht wahr.)
Dann gehen Sie in Wien in einen Fleisch­
hauerladen und kaufen Sie ein! (Abgeord~

neter Stangler: Vielleicht kaufen Sie in einem
US]A-Konsum?) Auf diese Art und Weise
glauben Sie ernste Worte mit Blödheiten
garnieren zu können. Ich erwarte mir aber
vom Stangler nichts anderes.

Aber noch etwas anderes. Schauen Sie, wie
man hier leichtfertig umgeht. Der Abg. Zach
hat auch in einem Atem vom Hunger in Ost­
deutschland und in Ungarn gesprochen. Sonn­
tag haben in Budapest eine Reihe von Fuß­
ballwettspielen stattgefunden, wohin auch
österreichische Journalisten gefahren sind.
Das "Linzer Volksblatt" -- Sie werden nicht
behaupten können, daß es eine kommuni­
stische Zeitung ist - bringt auf der letzten
Seite einen Bericht: "Bummel durch Buda­
pest." Da hören Sie, wie Ihre Theorie von
einem Nichtkommunisten widerlegt wird. Er
schreibt nach einer Darstellung verschiedener
sportlicher Fragen, die ich Ihnen nicht vor­
lesen will -- Sie können den Artikel hier
jederzeit lesen -, folgendes (liest): "In den
Geschäften erhält man alles, was man zum
Leben braucht. Preis,wert ungarische Salami
und der Tokayer. Um manches teurer dagegen
Textilien. Für Luxus hat man nichts übrig."
Und dann schreibt er weiter, nachdem er noch
festgestellt hat, daß jeder, zumindest jeder
vierte Ungar, deutsch sprkht, daß er sich
hat frei unterhalten können, daß er mit den
Leuten gesprochen hat und auch mit einem
alten ungarischen Sportenthusiasten, der noch
von Dr. Zarocy träumt und von Franz
Warosch, dem alten ungarischen Sportfreund.
Nachdem er noch ein paar Punkte angeführt
hat, führt er weiter aus (liest): "In den Ge­
schäften herrscht Hochbetrieb, in manchen
sogar nachts, wie wären unsere Leute hier
froh. Man mußte sich oft eine halbe Stunde
lang anstellen, bis m;in darangekommen war."
Und so stellt er eine Reihe von Dingen fest,
die interessant sind. Ich führe sie nicht des­
halb an, weil ich Sie überzeugen will, sondern
weil ich glaube, wenn man schon von Ver­
ständigung spricht, wie das von Ihrer Seite
heute getan wurde, so dürfe man hier nicht
mit Phrasen herumwerfen und nicht Behaup­
tungen aufstellen, für die man keinerlei Be­
weise hat, vielmehr müßte man sich wirklich
bemühen, die Dinge so zu sehen, wie sie tat­
sächlich sind, auch wenn sie einem nicht ins
Konzept passen.

Der Berichterstatter schreibt aber noch
etwas anderes (!liest): "Die gleichfalls mit

dem Autobus in Budapest eingetrudelten
Steiermärkler berichten, daß auf der neuen
Straße, die sie benützten, gar keine Zol1wache
zur Stelle war. Ein Einheimischer mußte
extra einen ZoUbeamten holen. Wären sie
durchgefahren, kein Mensch hätte sich daran
gestoßen." Das ist ein bürgerlicher Journalist,
der das feststellt. Es heißt dann weiter
(liest): "Nach einem Besuch in der Buda­
pestel' Basilika durch die oberösierreichischen
Vertreter am Sonntagnachmittag nach Tata­
banya, eine wundervolle Sportanlage, das
Schmuckkästchen dieses kleinen Bergarbeiter­
städtchens ... usw." Ich empfehle jedem Ab­
geordneten, sich das "Linzer VolksblaU" von
gesltern zu beschaffen und diesen Artikel
durchLzulesen, damit Sie selbst über sich ein'
Urteil fällen können, wie unverantwortlich oft
Ihre Äußerungen sind, und wie wenig diese
im Gei,ste der Verständigung, sondern viel­
mehr des Völkerhasses gelegen sind. Das muß
einmal aufhören, wenn es hier wirklich anders
werden soll, nicht nur bei uns, sondern über­
all. Es nützt nichts, Herr Abg. Zach, man
kann nicht Behauptungen aus dem Finger
saugen, um etwas "festzustellen". Oder man
kann sich nicht auf Informationen stützen,
die vieUeicht der arme Flüchtling aus Ungarn
gibt, der Waldeck-Vastagh, der ja in Nieder­
österreich die Staatsbürgerschaft erhalten hat
und jetzt eingesperrt ist und über den es
30 - Bände Strafakten gibt. Wenn natürlich
solche Leute Informatoren sind, dann muß
so etwas herauskommen. Der mir voUkommen
unbekannte Sportredakteur des "Linz.er Volks­
blattes" hat am besten all das widerlegt, was
Sie hier festgestellt haben. Ich glaube, daß es
sehr zugunsten unseres ganzen Heimatlandes
wäre und daß wir Ischon viel mehr auch in der
Frage des Staatslvertrages erreicht ,hätten,
wenn wir ein andeTes Auftreten hätten, als
wie wir es am Beg;inn dieser Budgetberatung
erlebt haben.

Das nur kurz als Feststellung, d,ie zur
Budgetberatung im allgemeinen zu machen
ist, weil ich glaube, daß es notwendig ist,
diese Dinge auszusprechen und klarzustellen.
Aufgabe der Diskussion ist· es, daß gerade
Abgeordnete sich vor Äußerungen hüten
müssen, für die sie nicht einstehen. (Abgeord­
neter Zach: Alles besudeln, was im Lande ist,
das ist nur Euch vorbehalten.)

Der W,ert dieses Landes ist ein unerhört
hoheT, er ist höher als der Wert der ganzen
RegierungspoIiti:k. Und zu dem Wert dieses
Landes bekennen wir uns und haben uns be­
kannt zu einer Zeit, wo eine Gefahr für dieses
Land vorhanden war. (Abg. Zach: Aber das
Volk bekennt sich nicht zu Eueh!-- Ruf bei
der öVP: Fünf Prozent!)
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Ich möchte am Schlusse meiner Aus­
führungen noch einmal darauf zurück­
kommen, daß dieses Budget kein Budget der
Arbeitsbeschaffung, sondern ein Budget der
Arbeitseinschränkung ist. Die Verantwortung
der Abgeordneten der Koalitionsparteien für
dieses Budget ist um so größer, weil sie vor
den Wahlen, als man die Erstellung des
Budgets bis zur Zeit nach den Wahlen ver­
schoben hat, den Wählern versprochen haben,
den Kampf für die Sicherung des Arbeits­
platzes und für die Herstellung der Voll­
beschäftigung zu führen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Eine weitere
Wortmeldung liegt nicht vor. Ich ersuche den
Herrn Berichterstatter um sein Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wert): Hohes Haus! Ich stelle an das Hohe
Haus den Antrag, die Gruppe 9, Finanz- und
VermögenS'verwaItung, zu genehmigen.

PRÄSIDENT SASSMANN ('nach Abstim­
mung über Gruppe 9 in Erfordernis und Be­
deckung): An gen 0 m m e n.

Wir kommen nun zur Abstimmung über
den gesamten ordentlichen Voranschlag des
Landes Niederösterreich für das Jahr 1953.
(Nach Abstimmung über den ordentlichen
Voranschlag in Erfordernis und Bedeckung):
Der ordentliche Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das Jahr 1953 ist somit
a n gen 0 m ,me n.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die
Verhandlungen zum. außerordentlichen Vor­
anschlag des Landes Niederösterreich für das
Jahr 1953 einzuleiten.

Wenn das Haus damit einverstanden ist,
lasse ich die Debatte und die Abstimmung
über alle Gruppen des außerordentlichen Vor­
an8chlages unter einem abführen. (Niema,nd
meldet sich.) Keine Einwendung.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter um
seinen Bericht über den außerordentlichen
Voranschlag.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Hoher
Landtag! Ich habe über den außerordent­
lichen Voranschlag folgende,s zu berichten.

Die außerordentlichen Ausgaben für das
Jahr 1953 sind mit 98,205.000 S verhllSchlagt,
denen Zuführungen aus dem ordentlichen
Haushalt von 15,000.000 S gegenüberstehen.
Es ergibt sich sonach ein ungedeckter Ab­
gang von 83,205.000 S.

Die Bedeckung dieses Abganges soll durch
Kreditoperationen erreicht werden. Die
näheren Erläuterungen sind, soweit sie nicht
schon aus der Benennung des Voranschlages
sich ergeben, im Voranschlag selbst zu finden.

Im nachfolgenden sei, wie im Abschnitt A,
Ordentlicher Voranschlag, nunmehr für den
außerordentlichen Voranschlag eine prozen­
tuelle Aufstellung über den Anteil der ein­
zelnen Gruppen am Gesamtvolumen und eine
Gegenüberstellung mit dem Vorjahre gegeben.

Gruppe 0, Landtag und Allgemeine Ver­
waltung, 1 %, gegenüber dem Voranschlag
1952 von 2%;

Gruppe 2, Schulwesen: 4,1 %, gegenüber
e,2% im Vorjahre;

Gruppe 3, Kulturwesen : 0,4 %, gegenüber
0,4% im Vorjahre;

Gruppe 4, Fürsorgewesen und Jugendhilfe:
4,6%, gegenüber 6% im Vorjahre;

Gruppe 5, Gesundheitswesen und körper­
liche Ertüchtigung: 6,5 %, gegenüber 9,4 %
im Vorjahre;

Gruppe 6, Bau-, Wohnungs- und Siedlungs­
wesen: 72,4%, gegenüber 68,1% im Vorjahre;

Gruppe 7, Öffentliche Einrichtungen und
Wirtschaftsförderung : 11 %, gegenüber 7,9 %
im Vorjahre.

Wie im ordentlichen Voranschlag wird auch
im außerordentlichen Voranschlag die gegen­
seitige Deckungsfähigkeit der Voranschlags­
ansätze 68-61, Beiträge zu den Kosten für
Wasserversorgungen, und 68-75, Beiträge zu
den Kosten für Kanalisierungen, beantragt.

Entsprechend dem Beschluß des Hohen
Landtages von Niederösterreich vom 23. Jän­
ner 1953, betreffend das Frühjahrsarbeits­
programm 1953, werden auch die Vor­
anschlagsansätze 63-62, Für sonstige Sied­
lungszwecke, und 63-65, Für sonstige Wohn­
bauförderung, als gegenseitig deckungsfähig
zu erklären sein.

Wie schon zum ordentlichen Voranschlag
ausgeführt wird, sind bei einigen Vor­
anschlagsansätzen Beiträge zu Bauvorhaben
enthalten, zu deren Kosten auch noch der
Bund und Interessenten beitragen. Es sei
nun im folgenden eine Gegenüberstellung der
Landesbeiträge, soweit sie im außerordent­
lichen Teil des Voranschlages veranschlagt
sind, und der Gesamtkosten der Bauvorhaben
gegeben:

Bei Fluß- und Bachregulierungen : Landes­
beitrag 2,250.000 S, Gesamtkosten 6,000.000 S;

bei Wasserversorgungen: Landesbeitrag
1,200.000 S, Gesamtkosten 4,300.000 S;

bei Kanalisierungen: Landesbeitrag
1,500.000 S, Ge3amtkosten 5,300.000 S;

bei Ent- und Bewäs3er'ungen: La!1desbei­
trag 2,200.000 S, Gesamtkosten 5,200.000 S.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Debatte über den außerordentlichen Vor­
anschlag einzuleiten.
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PRÄSIDENT SASSMANN: Wortmeldung
liegt keine vor. Wir gelangen daher zur Ab­
stimmung über den außerordentlichen Vor­
anschlag des Landes Niederösterreich für das
Jahr 1953. (Nach Abstimmung): Der außer­
ordentliche Voranschlag des Landes Nieder­
österreich für das Jahr 1953 ist somit a n­
ge nommen.

Ich ersuche den Herrn Berichter~tatterAb­
geordneten Sc h ö bel' I, die Verhandlungen
zum Gesetzentwurf über die Einhebung einer
Landes:umlage für das Jahr 1953 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hoher
Landtag! Das Gesetz über die Einheibung
einer Landesumlage für das Jahr 1953 lautet
(!liest) :

"Der Landtag von Niederösterreich hat
beschlossen:

§ 1
Die von den Städten mit eigenem Statut

und den Gemeindeverbänden im Land Nieder­
österreich für das Jahr 1953 zu entrichtende
Landesuml:age wird mit 20 v. H. der Ertmg;s­
anteile für 1953 der niederösterreichischen
Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundes­
abgaben festgeEetzt und ist von den Brutto­
ertragsanteilen der Gemeinden, vermindert um
5 v. H.des auf die Gemeinden entfallenden
Vorzugsanteiles des Bundes, zu berechnen.

§ 2
(1) Die Einbringung der Landesumlage hat

derart zu erfolgen, daß von den den Gemein­
den gebührenden monatlichen Vorschüssen
auf die Ertragsanteile 20 v. H. der gemäß § 1
berechneten Beträge zugunsten des Landes
einbehalten werden. Damit ist auch die
weitere Umlegung der von den Städten mit
eigenem Statut und den Gemeindeverbänden
aufzubringenden Landesumlage auf die Ge­
meinden al:s vollzogen anzusehen.

(2) Die endgültige Abrechnung der Landes­
umlage erfolgt anläßlich der endgültigen Ab­
rechnung der Ertragsanteile der Gemeinden
auf Grund des Rechnungsabschlusses des
Bundes.

§ 3
Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist

die niederösterreichische Landesregierung be­
traut. "

Ich bitte um Annahme.

PRÄSIDENT SASSMANN : EiS liegt keine
Wortmeldung vor. Wir kommen zur Ab­
stimmung. (Nach Abstimmung über den
Wortlaut des Gesetzes, über Titel und Ein­
gang und das Gesetz als Ganzes sowie über
den Antrag des Finanzausschusses, Punkt 9):
A n gen 0 m m e n.

Ich ersuche nunmehr den Herrn Bericht­
ersatter kbg. S c h ö b e r I, zum Allgemeinen
Dienstpostenplan 1953 zu berichten.

Berichterstatter .Abg. SCHÖBERL! Hohes
Haus! Da in meinem Motivenibericht über den
ordentlichen Voranschlag des Jahres 1953 die
wesentlichsten Punkte des allgemeinen Dienst­
postenplanes berieit'S berührt wurden und
letzterer den MitgIiedern des Hohen Hauses
bekannt ist, glaube ich von einer Wieder­
holung abs,ehen zu können. Ich ersuche daher
den Herrn Präsidenten, die Debatte über den
Allgemeinen Dienstpostenplan abführen zu
lassen.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
meldet ist Herr Abg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPISCHIL: Ich verzichte. ('Bravo!­
Rufe.)

PRÄSIDENT SASiSMANN: Wir schreiten
zur Abstimmung. (Nach Abstimmung über
den Allgemeinen Dienstpostenplan 1953 sowie
über die hierzu im allgemeinen Teil des
Dienstpostenplane:s festgelegten Grundsätze):
A n gen 0 m me n.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter Ab­
geordneten S c h ö bel' I, zum Dienstposten­
plan 1953 für die Bediensteten der nieder­
österreichischen Straßen- und Brückenver­
waltungzu berichten.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hohes
Haus! Der Dienstpostenplan für die Bedien­
steten der niederösterreichischen Straßen­
und Brückenverwaltung enthält für Straßen­
und Brückenmeister 112 pragmatische Dienst­
posten und 18 Vertragshedienstetenposten.
Diezahlenmäßige Verteilung auf die ein­
zelnen Verwendungs- und Dienstposten­
gruppen ergibt sich aus den tatsächlichen
Erfordernissen, in Anwendung der durch den
Landtagsheschluß vom 30. März 1951 getrof­
fenen Regelung.

Hing,ichtlich der für Straßenwärter und
Gleichge,stellte vorzusehenden 1299 pragmati­
schen und 1131 Vertragsbediensteten-Dienst­
posten ist zu berücksichtigen, daß für
folgende Dienstpostengruppen Vorsorge zu
treffen war:

a) An pragmat,ischen Dienstposten

1. Für die gemäß dem Landtagsbeschluß
vom 30. März 1951, Artikel VIII, Absatz (2),
bereitls übernommenen Alt-Straßenwärter;

2. für die gemäß Artikel VIII, Absatz (1),
des obgenannten Landtagsbeschlusses bereits
in den Jahren 1951 und 1952 in das prag­
matische Dienstverhältnis übernommenen
278 Straßenwärter und ihnen Gleich­
gestellten;
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3. für die gemäß Artikel VIII, Absatz (1),
des bereits zitierten Landtagsbeschlusses im
Jahre 1953 noch in das pragmatische Dienst­
verhältnis zu übernehmenden 122 Straßen­
wärter und ihnen GleichgEstellten;

4. hingegen waren gemäß Artikel VIII, Ab­
satz (2), letzter Satz, die durch Tod oder
Pensionierung frei gewordenen 66 pragmati­
schen Dienstposten einzuziehen.

b) An Vertragsbediensteten-Dienstposten
für die 1131 bei einem nach den technischen
Erfordernissen ermittelten Gesamtaufwand
von 2430 Dienstposten nach Abzug von 1299
pragmatischen Dienstpesten verbleibenden
Dienstposten. In dieser Zahl inbegriffen sind
nicht nur Straßenwärter, sondern auch die
erforderliche Anzahl von Sonderdienstposten
(Güterwegbauführel', Kraftfahrer, Walzen­
führer, Mitfahrer, Magazineure, Spezialisten
für Geräteinstandhaltung) .

Die Zahl der Dienstposten für Straßen- und
Brückenmeister einerseits und für Straßen­
wärter und ihnen Gleichgestellte anderseits
hat sich gegenüber dem Dienstpostenplan
1952 nicht geändert.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Debatte zu eröffnen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Es liegt keine
Wortmeldung vor. Wir schreiten zur Ab­
stimmung. ('Nach Abstimmung über den
Dienstpostenplan 1953 für die Bediensteten
der niederösterreichischen Straßen- und
Brückenverwaltung sowie über die hierzu im
allgemeinen Teil des Dienstpostenplanes fest­
gelegten Grundsätze): An gen 0 m m e n.

Nach Verabschiedung des ordentlichen
Voranschlages, des außerordentlichen Vor­
anschlages, des Gesetzentwurfes über die
Einhebung einer Landesumlage für das
Jahr 1953, des allgemeinen Dienstposten­
planes 1953 und des Dienstpostenplanes 1953
für die Bediensteten der niederösterreichi­
schen Straßen- und Brückenverwaltung sowie
nach Genehmigung der im allgemeinen Teil
der beiden Dienstpostenpläne festgelegten
Grundsätze gelangen wir nunmehr zur Ab­
stimmung über den Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das Jahr 1953 als Ganzes
hinsichtlich Erfordernis und Bedeckung und
über den Antrag des Finanzausschusses zum
Voranschlag, Punkt 1 bis 8, Punkt 10 bis 11 B
und Punkt 9 im Wortlaut des Gesetzes, für
Titel und Eingang und für das Gesetz als
Ganzes.

Es wurden weiter in der Generaldebatte
von Herrn Abg. Dubovsky drei Resolutions­
anträge gestellt.

Ich lasse zunächst über den Antrag des
Finanzausschusses selbst, dann über die acht

Resolutionsanträge des Finanzausschusses
zum Voranschlag und zum Schluß über die
in der Generaldebatte im Hause von Herrn
Abg. Dubovsky gestellten drei Resolutions­
anträge abstimmen.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter nun­
mehr, den Antrag des Flnanzausschusses
zum Voranschlag Punkt 1 bis einschließlich
Punkt 11 B zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Der
Antrag des FinanzausBchusses zum Vor­
anschlag des V:mdes Niederösterreich für das
Jahr 1953 lautet ('liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

,,1. Der Bericht der niedercsterreichischen
Landesregierung zum Voranschlag de·s Landes
Niederösterreich für das Jahr 1953 wird ge­
nehmigend zur Kenntnis genommen.

2. A) Der Voranschlag des Landes Nieder­
österreich für das Jahr 1953 wird mit Aus­
gaben im ordentlichen Voranschlag von
516,719.300 S und im außerordentlichen
Voranschlag von 98,205.000 S, zusammen
von 614,924.300 S, und Einnahmen im
ordentlichen Voranschlag von 484,726.500 S
und im außerordentlichen Voranschlag von
15,000.000 S, zusammen von 499,726.500 S,
mithin mit einem Abgang im ordentlichen
Voranschlag von 31,992.800 S und im außer­
ordentlichen Voranschlag von 83,205.000 S,
zusammen daher von 115,197.800 S, geneh­
migt.

2. B) Die Benennung des Voranschlags­
ansatzes 483-91 wird, wie folgt, geändert:
,Vorhaben auf dem Gebiete der Erntekinder­
gärten und Horte.'

3. Die niederösterreichische Landesregie­
rung wird beauftragt, im Rahmen der Vor­
anschläge und unter steter Bedachtnahme auf
das Gesamtinteresse des Landes nur die zur
sparsamen und wirtschaftlichen Führung der
Landes,verwaltung unbedingt notwendigen
Ausgaben zu machen. Die Anweisung und
Auszahlung darf jedoch nur dann und soweit
erfolgen, als die veranschlagte Bedeckung
auch tatsächlich erreicht wird.

Der unbedeckte Teil der Ausgaben des
ordentlichen Voranschlages von 31,992.800 S
darf, insofern es sich nicht um gesetzliche
oder zwangsläufige Verpflichtungen d'2;:; Lan­
des handelt, nur insoweit zur Anweisung und
Auszahlung gelangen, als durch Mehrein­
gänge bei den veranschlagten ordentlichen
Einnahmen, durch nichtveranschlagte ordent­
liche Einnahmen und durch tatsächlkh er­
zielte Ersparnisse bei den ordentlichen Aus­
gaben die Deckung gefunden werden kann.

Zur Sicherung des Auftrages wird die
niederösterreichische Landesregierung ver-

1
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pflichtet, bis zu diesem Zeitpunkt allgemeine,
gleichmäßige, prozentuelle Kürzungen aller
Voranschlagsansätze des ordentlichen Vor­
anschlages, soweit es sich hierbei nicht um
gesetzliche oder vertragliche Verpflichtungen
des Landes handelt, vorzunehmen.

Zur Bedeckung des Abganges im außer­
ordentlichen Voranschlag in der Höhe von
83,205.000 S wird die niederösterreichische
Landesregierung ermächtigt, verzinsliche
schwebende Schulden oder Anleihen bis zur
selben Höhe aufzunehmen. Hierdurch wird die
mit dem Beschluß des Hohen Landtages vom
23. Jänner 1953 gegebene Ermächtigung zur
Aufnahme von verzinslichen schwebenden
Schulden oder Anleihen bis zur Höhe von
35 Millionen Schilling gegenstandslos.

Die Inanspruchnahme der Kredite des
außerol'dentlichen Voranschlages darf nur
insoweit el'folgen, als ihre Deckung durch die
vorgesehene Zuweisung aus der ordentlichen
Gebarung oder durch Kreditoperationen g8­
s,ichert ist.

Um durch eine übermäßige Inanspruch­
nahme der Geldmittel die Kassenlage des
Landes nicht weiter zu verschärfen, wird die
niederösterreiehi,sche Landesregierung beauf­
tragt, durch allmonatliche Zuteilung von
Kassenmitteln den Ausgleich zwischen Ein­
na;hmen und Ausgaben (Monatsplan) sicher­
zustellen.

Um eventuellen Schwierigkeiten in der
Kassenlage zu begegnen, welche durch einen
späteren Eingang von gebührenden Ein­
nahmen oder durch Ausgaben, welche sich
nicht gleichmäßig auf den Jahreskredit auf­
teilen lassen, entstehen, wird die nieder­
österl'eichische Landesregierung ermächtigt,
Kaslsenkredite bis zur Höhe von 40,000.000 S
und mit einer Laufzeit bis zu zehn Monaten
aufzunehmen.

4. Die bei den einzelnen Voranschlags­
ansätzen des ordentlichen Voranschlages be­
willigten Ausgabenkredite dürfen nur zu den
in den einzelnen Voranschlagsansätzen be­
zeichneten Zwecken, ,soweit und solange diese
fortdauern, bi,s 31. Dezember 1953 verwendet
werden. Die Verwendung von für den Sach­
aufwand bewilligten Ausgaben für Personal­
erfordernislse oder die Verwendung von für
den Personalaufwand bewilligten Ausgaben
für Sacherfordernislse ist nicht gestattet.

5. Die Ausgabenkredite des außerordent­
lichen Voranschlages dürfen nur nach Maß­
gabe der erreichbaren Bedeckung bis 31. De­
zember 1953 und nur für Maßnahmen ver­
wendet weI'den, die der Veranschlagung zu­
grunde gelegt sind. Die niederösterreichische
Landesregierung wird ermächtigt, die Aus­
gabenkredite einer jeden Gruppe des außer-

ordentlichen Voranschlages gegenseitig
deckunglsfähig zu erklären.

Über Beschluß der niederösterreichischen
Landesregierung kann gegen nachträgliche
Berichterstattung an den Landtag außerdem
festgesetzt werden, daß Ausgabenkredite
innerhalb einer jeden Gruppe bei begrün­
detem Bedarf für andere Verwendungszwecke,
als im Voranschlag vorgesehen sind, in An­
,spruch genommen werden.

6. Im ordentlichen Voranschlag 1953 wer­
den folgende Voranschlagsansätze als gegen­
seitig deckungsfähig erklärt:

a) 02-64 und 02-76;
b) 03-20, 03-30 und 03-40;
c) 040-20, 040-30 und 040-40;
d) 041-20, 041-30 und 041-40;
e) 2101-62 und 2101-63;
f) 41-75, 41-76, 42-61, 42-62, 42-63

und 42-64;
g) 441-61 und 441-62;
h) 462-61, 462-62 und 462-63;
i) 660-20, 660-30 und 660-40;
j) 661-20, 661-30 und 661-40;
k) 661-61, 661-62 und 661-63;
1) 661-65 und 661-66;

m) 6701-20, 6701-30 und 6701-40;
n) 6701-61 und 6701-62;
0) 68-61 und 68-75;
p) 745-20, 745-30 und 745-40;
q) 745-61 und 745-62.
Im außerordentlichen Voranschlag 1953

werden folgende Voranschlagsansätze als
gegenseitig deckungsfähig erklärt:

a) 63-62 und 63-63;
b) 68-61 und 68-75.
7. Die niederösterreichische Landesregie­

rung wird ermächtigt, Kreditüberschreitungen
im Einzelfalle bis zur Höhe von 10 Prozent
des Voranschlagsansatzes, jedoch höchstens
75.000 S zu Lasten des Vomnschlagsansatzes
97--61 zu bewilligen.

8. Als zweckgebundene Einnahmen des
ordentlichen Voranschlages werden erklärt:

a) Voranschlagsa,nsatz 03-53 für Aus­
gabeposWon 7319-68 und 7319-87;

b) Voranschlagsansatz 03-54 für Aus­
gabeposition 03-61 und 03-87;

c) Voranschlagsansatz 461-61 für Aus­
gabeposition 461-61 und 461-87;

d) Voranschlagsansatz 941-51 für Aus­
gabepositionen 442-61 und 442---87 sowie
444-61 und 444~87;

e) Voranschlagsansatz 941-54 zu 75 Pro­
zent für Ausgabeposition 79-62 und 79-87;

f) Voranschla:gsansatz 942-53 für Aus­
gabeposition 39-61 und 39-87;

g) Voranschlagsansatz 96-51 und 96-86
für Ausgabeposition 96-75 und 96-87.
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Insoweit sich die obigen Einnahmegebühren
im Laufe des Jahres erhöhen oder vermindern,
erhöhen oder vermindern sich im selben Aus­
maße die entsprechenden Ausg<abegebühren.

9. Der Gesetzentwurf über die Einhebung
einer Lande,sumlage für das Jahr 1953 wird
genehmigt und die niederösterreichische
Landesregierung angewiesen, die Durch­
führung zu bewirken.

10. Die niederösterreichische Landesregie­
rung wird beauftragt, geeignete Maßnahmen
zu treffen, welche dem Finanzreferat eine
laufende Überwachung der Inanspruchname
der Kredite ermöglichen.

11 A. Der allgemeine Dienstpostenplan
wird, wie folgt, geändert:

a) Die Überschrift zu Dienstzweig (41)
,Schuldienst an den gewerblichen und haus­
wirtschaftlichen Landesschulen' hat zu
lauten:

Verwendungsgruppe L 2
EntlohnungJsgruppe I 2

Schuldienst
b) Dienstzweig (47) ,Mittlerer Wirt,schafts­

dienst': Erhöhung der Zahl der pragmatischen
Dienstpüsten in der Dienstpostengruppe VI
von 5 auf 6. Hierdurch ändert sich die Zahl
der pragmatischen Dienstposten von 8 auf 9.

c) Dienstzweig (49) ,Krankenpflegedienst' :
In der Kolonne ,Zahl der pragmatischen
Dienstposten' lautet die Summe 47 .x.) **).
Unter Anmerkung hat hinzugefügt zu wer­
den: **) hiervon 12 Posten für Operations­
schwestern (Speising 10, Tulln 2) umwandel­
bar in Posten der Verwendungsgruppe C,
Dienstzweig (48).

d) Dienstzweig (52) ,Technisch administra­
tiver und Wirtschaftsdienst' : Die Zahl der
pragmatischen Dienstposten der Dienstposten­
gruppe VI wird von 70 auf 69 vermindert.

e) Beilage zum Dienstpostenverzeichnis :
,Dienst,stelle Buchbinderei': Die Zulagenstufe
für Werkstättenleiter wird von Zulagenstufe 4
auf Zu~agenstufe 2 abgeändert.

,Dienststelle Bäuerliche Fachschule Krems':
Die Zulagenstufe für Winzer wird mit einem
Posten in der Zulagenstufe 5 festgesetzt.

11 B. Der allgemeine Dienstpostenplan 1953
und der Dienstpostenplan 1953 für die Be­
diensteten der niederösterreichischen Straßen­
und Brückenverwaltung sowie die im aHge­
meinen Teil der beiden Dienstpostenpläne
festgelegten Grundsätze hierzu werden ge­
nehmigt."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung über den Antrag des Finanzausschusses
zum Voranschlag 1953) Punkt 1 bis Punkt 8)
Punkt 10 bis Punkt 11 B) und Punkt 9 im

Wortlaut des Gesetzes) tür Titel und Eingang
und tür das Gesetz als Ganzes): A n g e­
nommen.

Somit ist der Voranschlag verabschiedet.
Ich ersuche nunmehr den Herrn Bericht­

erstatter, zu den vom Finanzausschuß in
seinen Sitzungen vom 15., 16., 17., 21. und
22. April 1953 gestellten Resolutionsanträgen
421/22, 421/17, 421/26, 421/12, 421/13, 412/1,
412/4 und 412/5, welche die Herren Abgeord­
neten erhalten haben, zu referieren.

Ich bitte um den Bericht zum ersten An­
trag zur Zahl 421/22.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der
Resolutionsantrag des Finanzausschusses
über den Antrag des Abg. Hilgarth zur
Gruppe 0 des ordentlichen VoranschLages für
das Jahr 1953 lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

beim Bundesministerium für Inneres vor­
stellig zu werden bzw. die geeigneten Schritte
zu unternehmen, um die Verpflichtung zur
Ausgabe von Lebensmittelkarten zu beseitigen
und damit die Einsparung des Ausgaben­
kredites beim Voransch1agsansatz 02-61 in
der Höhe von 270.000 S zu ermöglichen."

Ich bitte um Annahme.

PRÄSIDENT SASSMANN (!nach Abstim­
mung): An ge n 0 m me n.

Ich bitte nun um den Bericht zum zweiten
Antrag zur Zahl 421/17.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Der
Resolutionsantrag des Finanzausschusses
über den Antrag des Abg. Dr. Steingötter
zur Gruppe 2 des ordentlichen Voranschlages
für das Jahr 1953 lautet (liest):

Der Hohe Landtag wone beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

bei der Bundesregierung vorstellig zu werden
und dahin zu wirken, daß diese mit Rücks'icht
auf die ungünstige Entwicklung der Einstel­
lungsmöglichkeiten von Lehrerabsolventen in
den öffentlichen Schuldienst versuchen möge,
die Länder zu bestimmen, eine Lehreraus­
gleichs'stelle zu errichten. Dieser Stelle solle
die Aufgabe zukommen, einen Ausgleich der
postenlosen Junglehrer zwischen den Bundes­
ländern herbeizuführen, indem sie den Über­
schuß Von postenlosen Junglehrern in die
Länder mit günstigeren Einstellung,smöglich­
ketten zu lenken versuche."

Ich bitte um Annahme des Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN (inach Abstim­
mung): An gen 0 m me n.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter,
zum dritten ResolutioIliSantrag zur Zahl 421/26
zu berichten.

1
I

c,



Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der
Res.olutionsantrag des Finanzausschuslses
über den Antrag des Abg. Wondrak zur
Gruppe 8 des ordentlichen Voranschlages für
das Jahr 1953 lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

bei Erstellung der künftigen Voranschläge
in Entsprechung der vom Bundesministerium
für Finanzen für die Erstellung der Vor­
anschläge herausgegebenen Richtlinien eine
Gruppe 8 in den Voranschlägen zu eröffnen
und in ihr die wirtschaftlichen Unterneh­
mungen und Beteiligungen des Landes Nieder­
österreich an solchen Unternehmungen auszu­
weisen."

Ich bitte um Annahme.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Angenommen.

Ich ersuche nun um den Bericht zum
s,iebenten Antrag zur Zahl 412/4.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der
Resolutionsantrag des Finanzausschusses
über den Antrag des Abg. Wondrak zur
Gruppe 6 des außerordentlichen Vor­
anschlages für das Jahr 1953 lautet (Iliest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

dem Landtag ehestens einen Gesetzentwurf,
betreffend die Errichtung eines Wohnbau­
förderungsfonds für das Land Niederöster­
reich, zur Beratung und Be,schlußfassung
vorzulegen. Der Fonds Ist aus den rück­
fließenden Tilgungs,raten und Zinsen der bis­
her gewährten Wohnbaurförderungsdarlehen
zu bilden und haben ihm ferner auch jene
Zuwendungen des Landes zuzufließen, die vom
Landtag künftighin für Zwecke der Wohn­
bauförderung beschlossen werden."

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Angenommen.

Ich ersuche nun um den Bericht zum achten
und letzten Antrag zur Zahl 412/5.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der
Resolutionsantrag des Finanzausschusses
über den Antrag des Abg. Wondrak zur
Gruppe 6 des außerordentlichen Vor­
anschlages für das Jahr 1953 ~lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

den Punkt V der mit Beschluß vom 27. Juni
1950 für die Förderung des Baues von Woh­
nungen und Siedlun:gen in Niederösterreich
aufgestellten Richtlinien in der Weise zu
ändern, daß die Auszahlung des Darlehens­
betrages in zwei gleichen Teilbeträgen zu er-
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PRÄSIDENT SASSMANN ('nach Abstim­
mung): An gen 0 mme n.

Ich er>suche um den Bericht zum vierten
Antrag zur Zahl 421/12.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: Der
Resolutionsantrag des Finanzaus,schusses
über den Antrag des Abg. Hilgarth zur
Gruppe 4 des ordentlichen Voranschlages für
das Jahr 1953 lautet (7iest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird· aufgefordert,

zur Errichtung neuer lind Erweiterung be­
stehender Heime oder Internate für Lehrlinge
und Studierende die geeigneten Maßnahmen
zu treffen."

Ich beantrage die Genehmigung dieses An­
trages.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der
Resolutionsantrag des Finanzausschusses
über den Antrag der Abgeordneten Zach und
Nimetz zur Gruppe 4 des ordentlichen Vor­
anschlages für das Jahr 1953 lautet (liest):

Der Hohe Landtag woUe beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

zwecks Erhöhung des Voranschlagsansatzes
462-64 (Lehrlingsbeihilfen) dem Landtag
die erforderlichen Anträge vorzulegen."

Ich bitte um Annahme des Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Angenommen.

Ich ersuche nunmehr um den Bericht zum
fünften Antrag zur Zahl 421/13.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der
Resolutions.antrag des Finanzausschusses
über den Antrag des Abg. Hilgarth zur
Gruppe 4 des ordentlichen Voranschlages für
das Jahr 1953 lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

zu überprüfen, inwieweit die bes,tehenden
Landeserholungsheime für Zwecke des
Jugendwanderns als Jugendherbergen heran­
gezogen werden können bzw. inwieweit es
notwendig erscheint, Maßnahmen zu er­
greifen, daß an bestehende Landeserholungs­
heime kleinere Objekte für Jugendwanderer
angeschlossen werden.

Des weiteren wird die Landesregierung auf­
gefordert, in einem künftigen Voranschlags­
entwurf Mittel hierfür vorzusehen."

Ich bitte um Annahme des Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Angenommen.

Ich ersuche nun um den Bericht zum
sechsten Antrag zur Zahl 412/1.
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folgen habe, und zwar 50 Prozent bei Er­
reichung der Kellergleiche und die restlichen
50 Prozent nach Fertigstellung des Rohbaues
einschließlich des Daehstuhles."

Ich beantrage die Zustimmung zu diesem
Antrag.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstirn­
mung): Angenommen.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, den
ersten Resolutionsantrag des Herrn Abgeord­
neten Dubovsky zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Ab­
geordneten Dubovsky, betreffend dir:! Ent­
schließung des niederösterreichischen Land­
tages zum Staatsvertrag): Ich bitte um die
Abstimmung.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Ab gel e h nt.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, den
zweiten Resolutionsantrag des Herrn Ab­
geordneten Dubovsky yu verlesen.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Ab­
geordneten Dubovsky, betreffend die Erstel­
lung eines Sofortprogrammes auf der Grund­
lage des Wirtschaftsprogrammes der nieder­
österreichischen ArbeUerkammer): Ich bitte
um die Abstimmung.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Ab gel e h n t.

Ich binte den Herrn Berichterstatter, den
dritten Resolutionsantrag des Herrn Abgeord­
neten Dubovsky zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des A_b­
geordneten Dubovsky, betreffend die Anfor­
derung zinsenloser Kredite für Zwecke der
Arbeitsbeschaffung in Niederösterreich) : Ich
bitte um die Abstimmung.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Ab gel eh n t.

Das Wort hat Herr Landesrat Müll n e r.

Landesrat MüLLNER: Hohes Haus! Bevor
die Beratungen über das Budget 1953 zum
Abschluß kommen, obliegt mir die Aufgabe,
dem Hohen Hause für die Beratung dieses
Budgets und insbesondere dem Finanzaus­
schuß für die langen Sitzungen und für die
sachlichen, tiefschürfenden Erörterungen
dieses Budgets meinen Dank auszusprechen.
Soweit in der Debatte positive Vorschläge
und Anregungen gemacht wurden, wird das
Finanzreferat und die Landesregierung

sicherlich auf sie zurückkommen und alle
Wünsche, soweit sie im Rahmen des Mög­
lichen liegen, erfüllen.

Ich habe aber auch die Pflicht, in dieser
Minute auch all denen zu danken, die an der
Erstellung des Voranschlages mitgearbeitet
haben; sie is,t eine Gemeinschaftsarbeit der
Finanzabteilung der niederösterreichischen
Landesregierung, deren Leiter Herr Hofrat
Dr. Holzfeind ist. (lBeifall rechts.) Ich möchte
aber auch jenen danken, die durch Über­
stunden an der prompten Erstellung des Vor­
anschlages mitgeholfen haben, insbesonders
den Arbeitern und Angestellten unserer Haus­
druckerei. (Beifall im ganzen Hause.)

Wenn Sie heute, Holm- Landtag, in der
ersten Stunde des Monat,s Mai 1953, diesem
Voranschlag Ihre Zustimmung gegeben haben,
so müssen Sie dabei bedenken, daß dadurch
die Führung der Finanzgeschäfte dieses
Landes für den Rest dieses Jahres in geord­
neten Bahnen vor sich gehen kann und daß
insbesondere alle Aufträge hinausgehen kön­
nen, die arbeitbeschaffende Investitionen be­
treffen. Schon in den ersten Tagen des Monats
Mai werden die notwendigen Aufträge hinaus­
gehen und ich gebe der Erwartung Ausdruck,
daß die nächste Rate für die Wohnbau­
förderung schon in der Mitte des Monates Mai
bewilligt werden kann. Es wird dies sicherlich
eine Maßnahme zur Erleichterung auf dem
Arbeitsmarkt sein, wie überhaupt auch dieses
Budget, trotz aller gegenteiligen Behaup­
tungen, sicherlich dazu beitragen wird, die
Arbeits1tätigkeit in unserem Lande zu beleben.
Diesem Ziel ist unser Streben gewidmet. Wir
sind aber auch bestrebt, bei der ganzen Ver­
waltung in unserem Lande und bei unserer
Tätigkeit als LandesregierungsmitgIieder zum
Wohle des Landes auch in den kommenden
Monaten dieses Jahres zu arbeiten. (Beifall
bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Hohes Haus!
Im Dezember vorigen Jahres hat der Landtag
für die er,sten vier Monate des Jahres 1953
ein Budg'etprovisorium beschlossen. Im Jänner
dieses Jahres hat die Landesregierung ent­
sprechend dem Wunsche des Landtages an­
läßlich der Beschlußfassung des Provisoriums
dem Landtag ein FrühjahrsarbeitBprogramm
vorgelegt, damit trotz des Mangels eines
ordentlichen Budgets im Interesse der Bevöl­
kerung unseres Landes rechtzeitig alles unter­
nommen werden kann, um die Arbeitslosig­
keit, soweit die öffentliche Hand bei der Ver­
gebung von Aufträgen in Frage kommt, zu
vermindern.

Nunmehr ist der Voranschlag des Landes
für das Jahr 1953 durch den Landtag zum
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Beschluß erhoben worden und damit der Zu­
sammenhang mit der ordentlichen Geharung
des abgelaufenen Finanzjahres wiederher­
gestellt.

Ich darf festsJteUen, daß der Voranschlag
für das Jahr 1953 von der Landesregierung
sorgfältig unter BecLachtnahme auf die finan­
ziellen Möglichkeiten und die Bedürfnisse der
Bevölkerung und der .Wirtschaft unseres
Landes ausgearbeitet wurde. De,r Landtag hat
diesen Voranschlag im Finanzaus,schuß und
im Hause eingehep.d beraten und geprüft und
damit von dem ihm nach der Verfassung
gegebenen vorzüglichen Rechte, der öffent­
lichen Verwaltung die erforderlichen Mittel
zu bewilligen, in gewissenhaftester Weise
Gebrauch gemacht.

Daß ein der Finanzkraft des Landes und
den Bedürfnislsen seiner Bevölkerung Rech­
nung tragender Voranschlag zustande ge­
bracht werden konnte, ist ein Verdienst aller
damit befaßten SteHen, insbesondere der Mit­
glieder der Landesregierung, des Landtages,
vor allem aber des Herrn FinaJ!Zreferenten in
der Landesregierung, wofür ich als Präsident
des Landtages allen den Dank ausspreche.

Des weiteren bin ich zu Dank 'verpflichtet
dem Herrn Berichterstatter für die Vertre­
tung des Budgets im Ausschuß und im Hause,
den Mitgliedern des FinanzaUSISchusses und
den beiden Präsidenten für die Unterstützung
im Vorsitz.

Nicht zuletzt gilt mein Dank und meine
AnerkellJIlung auch allen Beamten, die bei
der Vorbereitung und Beratung des Vor­
anschLages mitgewirkt haben, insbesondere
dem leitenden Beamten der F'inanzverwaItung
und seinen Mitarbeitern, den Beamten des
Landtages und des LandtagsBtenographen­
amtes, der Landes.korrespondenz sowie der
Pres,s,e für die Berichterstattung.

Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß sich
die Verwendung der bewilligten Beträge für
die im Voranschlag vorgesehenen Aufgaben
und Zwecke zum Wohle der Bevölkerung und
der Wirtschaft unseres Landes auswirken und
insbesondere dazu beitragen wird, eine recht
große Zahl von Arbeitslosen wieder in den
Wirtschaftsprozeß einzug:liedern. (ILebhafter
Beifall.)

Somit ist die heutige Sitzung geschlossen.
(Schluß der Sitzung um 0 Uhr 45 Minuten.)




